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llmählich gehen die Fluten
des „Jahrhunderthochwas-
sers“ zurück. Die unzähli-
gen Helfer sind weitgehend
wieder abgereist. Aber erst
jetzt wird der immense

Schaden dieser Naturkatastrophe sichtbar:
Häuser und Wohnungen sind zerstört, Be-
triebe können noch nicht weiterarbeiten,
Deiche, Straßen und Schienen müssen repa-
riert werden. Deutlich wird auch, dass die
betroffenen Menschen nicht alleine gelas-
sen werden dürfen und zumindest finan-
zielle Hilfe geleistet werden muss.  
Das hat der Bundestag in der vergangenen
Woche getan. Am Dienstag hat er in einer
Sondersitzung  einen Gesetzentwurf der
Fraktionen CDU/CSU, SPD, FDP und
Bündnis 90/Die Grünen (17/14078) zur Er-
richtung eines Sondervermögens „Aufbau-
hilfe“ sowie einen  Gesetzentwurf der Bun-
desregierung zu einem Nachtragshaushalt
2013 (17/14000) beraten. Nur vier Tage
später, am vergangenen Freitag, wurden die-
se Initiativen einstimmig  (17/14264,
17/14080) verabschiedet. 

Sonderfonds Das Sondervermögen  „Auf-
bauhilfefonds“ ist mit acht Milliarden Euro
ausgestattet. Damit sollen die Maßnahmen
zur Bewältigung der Schäden gezahlt wer-
den. Diese acht Milliarden Euro stellt der
Bund zur Verfügung. Dazu war ein Nach-
tragsetat notwendig, mit dem die Ausgaben
und die Nettokreditaufnahme des Bundes
in diesem Jahr um jeweils acht Milliarden
Euro erhöht werden sollen. Nach Zustim-
mung des Bundesrates am kommenden
Freitag kann die Hilfe fließen.
Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) be-
zeichnete in ihrer Regierungserklärung das
Hochwasser als eine Katastrophe „giganti-
schen Ausmaßes“. Insgesamt hätten 80.000
Menschen ihre Häuser verlassen müssen.
Die Höhe der Schäden sei noch nicht abseh-
bar. Deshalb müsse jetzt schnell und unbü-
rokratisch geholfen werden. 
Nicht zuletzt der Einsatz von Bundeswehr,
THW und Feuerwehr und den unzähligen
ehrenamtlichen Helfern hätte gezeigt, dass
die Deutschen in der Stunde der Not zu-
sammenstehen würden. „Das ist gelebte So-
lidarität“, betonte sie. Daran werde sich
auch der Bund beteiligen. 
Neben den acht Milliarden Euro des „Auf-
bauhilfefonds“ würde den betroffenen Bun-
desländern mehr als 400 Millionen Euro für
Soforthilfemaßnahmen zur Verfügung ge-
stellt. Das Geld sei für schnelle Schädenbe-
seitigung vorgesehen. Wie die Mittel  insge-
samt aufgeteilt werden sollen, werde noch
durch eine Verordnung festgelegt. Merkel
hielt die Erhöhung der Nettokreditaufnah-
me um acht Milliarden Euro auf 25,1 Milli-

arden Euro für „verantwortbar“. Aus dem er-
neuten Hochwasser müssten nun die not-
wendigen Konsequenzen für die Zukunft
gezogen werden. Dazu müssten alle ihren
Beitrag leisten.

»Neuverschuldung verkraftbar« Auch
der haushaltspolitische Sprecher der Uni-
ons-Fraktion, Norbert Barthle (CDU), hielt
die Höhe der neuen Schulden für „verkraft-
bar“, da die Schuldenbremse nicht tangiert
werde. Er wies darauf hin, dass der Bund für
die Instandsetzung der Infrastruktur des
Bundes in Höhe von 1,5 Milliarden Euro al-
lein aufkomme. An den restlichen 6,5 Mil-
liarden Euro des Aufbaufonds würden sich
die Länder zur Hälfte beteiligen. Die Til-
gung und die Zinszahlungen würden dabei
über 20 Jahre gestreckt. Positiv sei vor allem,
dass nun die Betroffenen Planungssicher-
heit hätten.
Patrick Döring (FDP) hielt es ebenfalls für
den richtigen Weg, den Fonds über einen
Nachtragshaushalt und neue Schulden zu
finanzieren – und nicht über Steuererhö-
hungen. Der Fonds werde den Wiederauf-
bau entscheidend vorantreiben. Nach sei-

ner Ansicht hat in der Vergangenheit vieler-
orts der Wille gefehlt, Hochwasserschutz
konsequent umzusetzen. Deshalb sei eine
Beschleunigung der Planungsverfahren not-
wendig. (siehe auch Interview Seite 2)
Der stellvertretende Vorsitzende der SPD-
Fraktion, Florian Pronold,
sprach sich auch für den
Fonds aus; er kritisierte aber
die Finanzierung nur über
neue Schulden. Durch die
höhere Neuverschuldung
würden die Kosten auf die
nächste Generation übertra-
gen. „Wir wollen, dass den
Menschen geholfen wird,
auch wenn die Finanzierung
nicht die unsere ist“, sagte
er. Es müsse alles getan wer-
den, dass eine solche Kata-
strophe nicht mehr vorkommen könne. Da-
zu sei eine Planungsbeschleunigung und
auch ökologischer Hochwasserschutz not-
wendig. 
Ein „radikales“ Umdenken beim Hochwas-
serschutz forderte Karin Göring-Eckardt
(Bündnis 90/Die Grünen). Die Sofortmaß-

nahmen seien zwar gut und richtig, es müss-
te aber über langfristige Maßnahmen nach-
gedacht werden. Ihre Fraktion legte dazu ei-
nen Antrag (17/14079) zur ökologischen
Modernisierung des Hochwasserschutzes
vor. Katja Kipping (Die Linke) sprach sich

ebenfalls für schnelle Hilfs-
maßnahmen aus. Allerdings
hielt sie die Ausstattung des
Fonds mit acht Milliarden
Euro für zu gering. „Der De-
ckel muss noch einmal
überprüft werden“, sagte sie. 
Sie forderte ebenfalls eine
Versicherung für Elementar-
schäden und nachhaltigen
Hochwasserschutz. Auch ih-
re Fraktion hatte einen An-
trag „Flutopfern helfen –
Hochwasserfonds einrich-

ten“ (17/13896) vorgelegt, den der Bundes-
tag genauso wie den Antrag der Grünen ab-
lehnte. Angenommen wurde hingegen ein
Entschließungsantrag der Koalitionfraktio-
nen  (17/14265), in dem unter anderem
schnellere Planungsverfahren für Schutzan-
lagen gefordert werden. Michael Klein ❚

Bundestagssitzungen, die sich mit
dem Thema Atomkraft beschäftig-
ten, seien bislang außerhalb des
Parlaments immer von Protesten

begleitet worden. „Ich habe heute vor dem
Bundestag keine Kampagne gesehen“, stell-
te Umweltminister Peter Altmaier (CDU)
am Freitag zufrieden fest. Nachdem in der
vergangenen Woche nochmals hart um ein-
zelne Punkte des Standortauswahlgesetzes
(17/13471) verhandelt worden war (siehe
Seite 3), wurde der Entwurf am vergange-
nen Freitag mit großer Mehrheit von
CDU/CSU, SPD, FDP sowie Bündnis
90/Die Grünen verabschiedet. Die Fraktion
Die Linke stimmte dagegen.Das Gesetz re-
gelt die Vorgehensweise für die Suche und
die Auswahl eines Standortes für ein Endla-
ger für hochradioaktiven Müll. Dafür soll
eine Kommission aus Politik, Wissenschaft
und Gesellschaft bis 2015 Kriterien erarbei-
ten. Ein neu zu errichtende Behörde wird
das Verfahren durchführen. 

Guter Kompromiss Das Gesetz sei im Lau-
fe des parlamentarischen Verfahrens besser
geworden, lobte Umweltminister Altmaier.
Als Beispiele nannte er die stärkere Bürger-
beteiligung, den individuellen Rechtsschutz

sowie die Stärkung der Wissenschaft. Er
zeigte sich zufrieden, dass „wir jetzt das bes-
te Endlager suchen und nicht eines, das die
Politik favorisiert“. Auch Maria Flachsbarth
(CDU), Berichterstatterin der Union, be-
kräftigte, es sei „richtig und wichtig, dass wir
diese historische Chance nicht vertun“. Mat-
thias Miersch (SPD) betonte, es sei ein Tag,
„zuversichtlich zu sein, aber nicht eupho-
risch“. Trotz vieler „vertrauensbildender Sig-

nale in diesem Gesetz“, übte er auch Kritik.
Mit Blick auf die Frage, wo zukünftige Cas-
tor-Transporte zwischengelagert werden
sollten, sagte er: „Es gibt nicht ein schwar-
zes Land, das sich bereit erklärt hat, uns be-
hilflich zu sein.“ Gleichzeitig appellierte er
aber auch an die Bürger: „Beteiligt euch an
diesem Verfahren, wir sind auf euch ange-
wiesen.“ Auch die Berichterstatterin der
FDP, Angelika Brunkhorst (FDP), lobte das

Gesetz als „Erfolg“. Sie betonte, es sei wichtig
gewesen, das Gesetz so auszugestalten, „dass
es die Legislaturperioden überdauern kann“.
In dem Gesetzgebungsprozess sei die Regie-
rung in vielen Bereichen auf die Opposition
zugegangen: „Es gab ein Geben und Nehmen
von allen Seiten.“ „Wer hätte das gedacht?“,
fragte die Grünen-Abgeordnete Sylvia Kot-
ting-Uhl und erinnerte an die große Band-
breite, die das Thema Atomkraft in dieser Le-
gislaturperiode gekennzeichnet hätte. Sie
lobte den Kompromiss, gab aber zu beden-
ken: „Ein Konsens ist kein Freifahrschein.“ 
Dorothée Menzner (Die Linke) äußerte sich
anerkennend, dass das Thema „nach 35 Jah-
ren fehlgeleiteter Endlagerpolitik“ von
„Kungelrunden und Küchentischen“ zurück
ins Parlament geholt worden sein. Sie be-
zweifelte aber, dass es in der Frage einen ge-
sellschaftlichen Konsens gebe und kritisier-
te, dass viele Konfliktfragen ausgeklammert
worden seien.  Annette Sach ❚

Rettungsboot lichtet Anker
FLUTHILFE Bundestag stellt innerhalb von vier Tagen acht Milliarden Euro für Hochwasseropfer bereitKlaus-Dieter Fritsche Über mangelnde Ar-

beit braucht sich der beamtete Staatssekretär
im Bundesinnenministerium nicht zu beklagen:

Der CSU-Mann,
wichtigster An-
sprechpartner für
Fragen der Inneren
Sicherheit im Ressort
seines Parteifreundes
und Ministers Hans-
Peter Friedrich, leitet
jetzt auch den neuen
Stab „Fluthilfe“ der
Regierung. Der 60-
Jährige hatte schon

den „Krisenstab“ unmittelbar nach Beginn der
Flutwelle betreut. Nun koordiniert Fritsche die
Aufbauhilfen des Bundes und der Länder nach
den großen Schäden durch die Hochwasserka-
tastrophe. Er verhandelt mit den Ländern, wie
die Milliarden aus dem neuen Hilfsfonds verteilt
werden. Eine Aufgabe, die dem früheren Ver-
waltungsrichter, der als zurückhaltend und sehr
effizient arbeitend beschrieben wird, auf den
Leib geschneidert ist. kru ❚

Kräfte des Technischen Hilfswerks (THW),
der Bundespolizei und der Bundeswehr wa-
ren neben zahlreichen anderen professionel-
len und freiwilligen Helfern bei der Flutkata-
strophe in Deutschland seit Ende Mai im Ein-
satz. Diese Zahlen veröffentlichte jetzt das
Bundesinnenministerium. Die Helfer unter-
stützten die Länder und Kommunen bei der
Bewältigung des Hochwassers.
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»Wir müssen
mehr Breit- als
Hochwasser
zulassen.«
Malu Dreyer, SPD, rheinland-pfälzische Mi-
nisterpräsidentin, in der Bundestagsdebatte
vergangene Woche über die Bewältigung der
Flutkatastrophe in Deutschland
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Nicht nur mit Muskelkraft, sondern auch mit Geld soll den Flutopfern geholfen werden.

Was lange währt ...

Der Kompromiss über den Salzstock Gorleben (Bild) machte das Gesetz über die
Standortauswahl möglich.
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»Jetzt muss
schnell und

unbürokratisch
geholfen 
werden.«
Bundeskanzlerin

Angela Merkel (CDU)

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

ATOM-ENDLAGER Mit großer Mehrheit beschließt das Parlament Gesetz für die Suche eines Standortes
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50 Jahre Fußball-Bundesliga

Uwe Seeler

„Es geht nur miteinander.“ Ein Gespräch
Gunter Gebauer

Vom „Proletensport“ zum „Kulturgut“Dietrich Schulze-Marmeling
Wegmarken aus 50 Jahren Bundesliga

Nils Havemann

Wirtschafts- und kulturgeschichtliche Betrachtungen
Henning Vöpel

Wirtschaftsmacht Bundesliga
Gerd DembowskiOrganisierte Fanszenen:

Zwischen empfundener Enteignung und Self-Empowerment
Jutta Braun

Abseits der Bundesliga? Zur Aufarbeitung des DDR-Fußballs
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Geschafft, die 17. Legislaturperiode des Deut-
schen Bundestages ist mit der 251. Sitzung am
Freitagabend zu Ende gegangen. Jedenfalls
fast. Denn in der ersten Septemberwoche tref-
fen sich die Abgeordneten noch zu einer zwei-
tägigen Sondersitzung. Dann sollen die Ergeb-
nisse des NSU-Untersuchungsausschusses und
der Haushalt 2014 besprochen werden.
Aber jetzt gibt es erst einmal Ferien – und na-
türlich Wahlkampf. Der hat in der vergangenen
Woche seine Schatten bei dem ein oder ande-
ren Tagesordnungspunkt auch in den Plenarsaal
des Reichstagsgebäudes geworfen.
Das gehört zu den parlamentarischen Gepflo-
genheiten und wäre auch nicht weiter bemer-
kenswert. Bemerkenswert hingegen war, dass
die Folgen der Hochwasserkatastrophe, die die
Nation entlang vieler Flussläufe so unbarmher-
zig ereilt hatte, überwiegend sachlich diskutiert
wurden.
So lobten Redner aller Fraktionen den Einsatz
der professionellen und vor allem der vielen
freiwilligen Helfer. Dieser Ausweis einer funk-
tionierenden Bürgergesellschaft ist in Zeiten, in
denen allenthalben mangelnde Anteilnahme
am Schicksal anderer und das Nachlassen nach-
barschaftlicher Bande beklagt werden, fürwahr
zu betonen.
Gleichzeitig wurde klar, dass die bereits zweite
„Jahrhundertflut“ in den ersten 13 Jahren die-
ses Jahrtausends Deutschland, ja Mitteleuropa
auf eine Art und Weise herausfordert, die jeden-
falls bisher noch nicht ausreichend reflektiert
worden ist. Gefragt sind konsequent umzuset-
zende Schutzprogramme und ein effektiveres
Zusammenspiel von Bund und Ländern. Die
grüne Vizepräsidentin des Bundestages, Katrin
Göring-Eckardt, hat das so formuliert: „Flüsse
kennen keinen Föderalismus.“
Auch beim zweiten großen Umweltthema die-
ser Sitzungswoche, dem Gesetz zur Suche eines
Endlagers für atomaren Abfall, sind Länder-
grenzen nicht das entscheidende Kriterium. Es
gilt, für die Bundesrepublik eine kluge und
möglichst sichere Lösung zu finden. Eine Lö-
sung, die zudem im besten Fall absehbares,
wahrscheinlich aber nur erahnbares techni-
sches Wissen zukünftiger Generationen ins Kal-
kül zieht.
Das ist keine leicht zu lösende politische Aufga-
be. Auch der nächste, der dann 18. Deutsche
Bundestag wird sich dieser Herausforderung
stellen müssen.

EDITORIAL

Umwelt im
Mittelpunkt

VON JÖRG BIALLAS 

Thema: Hilfe für Flutopfer
Bundestag bringt Fonds auf den WegSEITE 1-3

ZIEL ENDLAGER 
Nach dem Prinzip „Weiße Landkarte“ wird
der Standort für Atommüll gesucht SEITE 9

VISION WOHLSTAND
Die Wirtschaft ist das Hauptthema bei der
Tagung des Europäischen Rats SEITE 11
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Herr Döring, ist in den vergangenen
Jahren beim Hochwasserschutz genug getan
worden?
Ich finde es bedrückend, dass man jetzt in der
Rückschau doch viele Fälle sieht, in denen
zwar ausreichend Geld vorhanden war, aber
die Umsetzung vor Ort gescheitert ist. Das
muss die Menschen, die jetzt erneut Hab und
Gut verloren haben, bedrücken, ärgern, ja
wütend machen. Zumal es gerade einmal elf
Jahre her ist, dass wir von einer Naturkatastro-
phe ähnlichen Ausmaßes betroffen waren.
Daraus sollten wir die Lehre ziehen, für tech-
nischen Hochwasserschutz Planungsbe-
schleunigung anzustreben. Damit haben wir
bei den Verkehrsprojekten Deutsche Einheit
gute Erfahrungen gemacht und Straße und
Schiene schnell hergerichtet. Übrigens bin ich
bei diesen Maßnahmen für Bürgerbeteili-
gung, aber nicht für Funktionärsbeteiligung
von jenen, die hier in Berlin-Mitte in ihren
Büros sitzen.

War es denn nicht gerade das Gegenteil,
nämlich die weitgehende Eigenverantwor-
tung der Länder, die viele Schutzmaßnah-
men ineffektiv gemacht hat? Finden Sie,
dass die Zusammenarbeit zwischen Bund
und Ländern richtig organisiert ist?
Nehmen Sie die Entwicklung an der Elbe. Da
wird deutlich, dass viele Schäden hätten ver-
mieden werden können, wenn eine gemein-
same Strategie über die Ländergrenze von
Sachsen und Sachsen-Anhalt hinweg umge-
setzt worden wäre. Der Fluss hat keine Gren-
zen. Deshalb plädiere ich dafür, dass die Fi-
nanzmittel, die der Bund jetzt zur Verfügung
stellt, auch dafür eingesetzt werden, Struktu-
ren zu schaffen, die eine koordinierte Vorge-
hensweise ermöglichen. Ja, wir brauchen
mehr natürlichen Hochwasserschutz, mehr
Flutungsflächen. Aber wir brauchen auch
technischen Hochwasserschutz in den Städ-
ten, der schnell aufgebaut werden kann. Bei
all dem ist mehr Flexibilität und Abstimmung
nötig.

Wie weit darf der Staat da gehen? Bis
hin zu Enteignungen?
Meine Erfahrung ist, dass viele Landwirte be-
reit sind, Flutungsflächen zur Verfügung zu
stellen, wenn die Entschädigung dafür vorher
geregelt wurde. Zum Beispiel hat das an der
Havel wunderbar geklappt.

In der vergangenen Woche wurde das
Endlagersuchgesetz verabschiedet. Einer
der strittigsten Punkte ist die Aufteilung der
Castor-Behälter. Aber genau der ist erst ein-
mal vertagt worden. Ein Geburtsfehler,
oder?
Ich fand es immer falsch, dass versucht wor-
den ist, diese Frage im Gesetzgebungsverfah-
ren zu klären. Niemand kann mit Gewissheit
sagen, was mit den Castoren geschehen soll.
Es gibt ein einziges genehmigtes Zwischenla-
ger in Deutschland: Gorleben. Nicht alle
Energieversorger, die Atomkraftwerke betrie-
ben haben, sind von sich aus bereit, Anträge
zu stellen, um einige ihrer Anlagen zu Zwi-
schenlagern zu machen. Brunsbüttel als vor-
mals genehmigtes Zwischenlager hat seine
Genehmigung in diesen Tagen verloren. Wer
heute den Eindruck vermittelt, er wisse, wo
wie viele Castoren eingelagert werden, streut
den Leuten Sand in die Augen. Schauen Sie,
ich komme aus Niedersachsen und kann die
Nöte und Sorgen der Menschen in Gorleben
gut verstehen. Aber zur Wahrheit gehört auch,
dass die Bundesregierung schwer sagen kann:
Wir nehmen die Castoren nicht zurück, weil
wir sie in Gorleben nicht mehr einlagern wol-
len. Das ist eine Position, die politisch nicht
durchzuhalten ist. Der Debatte hätte von An-
fang an mehr Ehrlichkeit gut getan. Deshalb
bin ich froh, dass diese Frage vom Gesetzge-
bungsverfahren abgekoppelt ist.

In der vergangenen Woche hat die ge-
plante Kommission zu Vorbereitung der
Endlagerfrage zu deutlichen Meinungsver-
schiedenheiten geführt. Inzwischen gibt es

den Kompromiss, dass die berufenen Politi-
ker dort kein Stimmrecht haben. Was hal-
ten Sie davon?
Ich bin mit der Kommissionslösung bisher
nicht warm geworden. Bundestagspräsident
Norbert Lammert hat natürlich Recht, wenn
er sagt, stimmberechtigte Parlamentarier in
der Kommission führten zu einer Vermi-
schung von Zuständigkeiten. Deshalb ist der
jetzt gefundene Kompromiss eine kluge Lö-
sung. Alle Parlamentarier bleiben frei und un-
gebunden in ihrer Entscheidung. Auch sol-
che, die Mitglied der Kommission sind. Wir

werden sehen, wie sich das jetzt praktisch ge-
staltet.

Das Gesetz sieht auch die Einrichtung
eines neuen Amtes für kerntechnische Ent-
sorgung vor. Warum eine weitere Behörde?
Es gibt doch das Bundesamt für Strahlen-
schutz.
Im Zuge der Diskussion über die Endlagerung
von Atommüll ist bei betroffenen Bürgern
nicht nur das Vertrauen in die Politik, son-
dern auch das Vertrauen in Behörden erschüt-
tert. Jetzt startet ein neues, ein ergebnisoffe-

nes Verfahren. Deshalb ist es klug, diesen Vor-
gang auch einer neuen, vom Vorwurf der Vor-
eingenommenheit unbelasteten Verwal-
tungseinheit zu übergeben.

Die Stromkonzerne haben ein Gutach-
ten vorgelegt, wonach die Finanzierung ei-
ner alternativen Endlagersuche verfas-
sungswidrig sei. Im neuen Gesetzentwurf
steht das Verursacherprinzip: Wer den Ab-
fall verursacht, zahlt auch für die Lage-
rung. Richtig so?
Das Verursacherprinzip ist in umweltpoliti-
schen Gesetzen etabliert. Deshalb können
sich die Betreiber kerntechnischer Anlagen
bei der Finanzierung nicht drücken. Klar ist
aber auch, dass wir dieses Verursacherprinzip
schon einmal für die Erkundung von Gorle-
ben in Anspruch genommen haben. Jetzt
geht es doch darum, ein Endlager zu finden,
das über jeden Zweifel erhaben ist. Allein der
Umstand, dass es im Bundestag einen Unter-
suchungsausschuss zu Gorleben gegeben hat,
zeigt, dass es bei Gorleben erhebliche Beden-
ken gibt. Das ist ausdrücklich keine Wertung
der Qualität des Standortes oder der Anlage.
Wir suchen ergebnisoffen und unvoreinge-
nommen. Am Ende dieses Prozesses ist des-
halb nicht auszuschließen, dass sich Gorle-
ben als der geeignetste Standort herausstellt.

Es ist zu befürchten, dass im August die
Umlage für das Erneuerbare-Energien-Ge-
setz, das EEG, deutlich ansteigen wird. Wie
erklären Sie das im Wahlkampf?
Wir Liberale wollen raus aus dem Subventi-
onskarussell EEG. Wir wollen hinein in ein
marktwirtschaftliches Modell, in dem der
Staat nicht mehr die Preise festlegt, sondern
nur noch die Mengen, also wie viel erneuer-
bare Energien im Markt sein müssen. Natür-
lich ist die nun drohende Preissteigerung är-
gerlich und schädlich, wir haben davor im-
mer gewarnt. Da sie alle gleichermaßen be-
trifft, haben auch alle ein Interesse daran, dass
die Politik die Kraft findet, das EEG zu über-
winden. Bundesumweltminister Altmaier
und Wirtschaftsminister Rösler haben Vor-
schläge zur Strompreisbremse gemacht. Sozi-
aldemokraten und Grüne haben dazu im
Bundesrat ihre Unterstützung verweigert. Im
Wahlkampf geht es jetzt um die Frage, wer
energiepolitisch die richtigen Ansätze hat:
diejenigen, die weiter planwirtschaftlich ar-
beiten wollen, oder wir mit unseren markt-
wirtschaftlichen Vorschlägen.

Wenn Sie sagen, Sie wollen aus dem
Subventionskarussell raus: Betrifft das
auch die Befreiung von der Umlage für
energieintensive Betriebe?
Auf dem Prüfstand stehen auch die Befreiun-
gen von der EEG-Umlage. Allerdings sage ich
ausdrücklich: Es war richtig, energieintensive,
im internationalen Wettbewerb stehende Un-
ternehmen von der EEG-Umlage zu befreien.
Und es war richtig, den Kreis dieser Betriebe
um mittelständische Unternehmen zu erwei-
tern. Dass es Fehlentwicklungen gibt, dass of-
fenkundig die Verkehrsbetriebe deutscher
Großstädte nicht im internationalen Wettbe-
werb stehen und deshalb wohl eher zu Un-
recht befreit sind, das ist anerkannt und soll-
te auch geändert werden. Aber wir dürfen in-
dustrielle, energieintensive Arbeitsplätze
nicht aufs Spiel setzen, nur um einen sehr
kurzfristigen, sehr kleinen Preiseffekt zu erzie-
len. ❚

Das Interview führten Jörg Biallas 
und Annette Sach.

Patrick Döring, Jahrgang 1973, gehört 
dem Bundestag seit 2005 an. Seit 2012

ist er Generalsekretär der FDP.

GASTKOMMENTARE

PRO

CONTRA

HOCHWASSERSCHUTZ: ZU VIEL KLEINSTAATEREI?

Joachim Wille
Freier Journalist

Hagen Strauß
»Saabrücker Zeitung«

Dringend überwinden 

Na also: Sachsen hat gelernt aus der El-
beflut 2002, die auch die historische
Innenstadt von Dresden absaufen
ließ. Stolze 130 Millionen Euro inves-

tierte das Bundesland, um das Kleinod mit Semper-
oper und Zwinger zu schützen. Mit Erfolg. Das zwei-
te „Jahrhundert-Hochwasser“ in Ost- und Süd-
deutschland binnen elf Jahren richtete im „Elbflo-
renz“ viel weniger Schäden an als das erste. Aus
Schaden klug geworden?
Nicht wirklich. Denn diesmal hat es den Unterlie-
ger, das Nachbarland Sachsen-Anhalt, am heftigs-
ten getroffen. Ein Zufall? Nicht nur, denn der säch-
sische Hochwasserschutz hatte gewaltig Schlagsei-
te. Zwar half er Dresden. Doch Projekte, die vor al-
lem den flussabwärts liegenden Städten und
Dörfern in anderen Bundesländern genutzt hätten,
waren auf die lange Bank geschoben worden. Der
„Aktionsplan“ zur Vorbeugung gegen neue Fluten,
den die Elbanrainer-Länder 2003 aufstellten, wies
vier große Flächen in Sachsen aus, wo die Elbdei-
che zurückverlegt werden sollten – um dem Fluss
im Flutfall mehr Raum zu geben und so die Hoch-
wasserlinie zu senken. Passiert ist hier – nichts.
Nicht weniger als zehn Bundesländer reden beim
Schutz der Elbe mit, und alle haben ihr eigenes Kon-
zept für den Hochwasserschutz. Das allseits belieb-
te Motto „Jeder denke an sich, dann ist an alle ge-
dacht“ hilft gerade hier nicht. Die Oberlieger müs-
sen dem Fluss künftig durch Deich-Rückverlegung
und andere Maßnahmen mehr Raum verschaffen,
auch wenn es ihnen selbst keine Vorteile bringt. Er-
go: Die Kleinstaaterei beim Schutz vor Überflutun-
gen muss dringend überwunden werden. Und das
übrigens nicht nur in Deutschland. Denn bevor ein
Elb-Hochwasser Sachsen erreicht, ist es schon in
Tschechien auf Höhe gebracht worden.

Verantwortung vor Ort 

A ngesichts der immensen Schäden, aber
auch des Ausmaßes der menschlichen
Tragödien, sind die Folgen der neuen
Jahrhundertflut ohne einen Akt nationa-

ler Solidarität nicht zu bewältigen. Die Finanzierung
des Wiederaufbaus ist geregelt. Jetzt muss das
grundlegende Problem angepackt werden: Das ist
der Hochwasserschutz in Deutschland.
Es ist richtig:Wie bei der Fluthilfe müssen Bund und
Länder auch hier stärker gemeinsam präventiv vor-
gehen, ohne föderalen Argwohn. Das bedeutet im
Umkehrschluss aber nicht zwingend mehr Zentra-
lismus. Niemand wird doch ernsthaft bestreiten
wollen, dass es Länder und Kommunen sind, die
wissen, wo die Schwachstellen in den flussnahen
Regionen liegen, wie der Hochwasserschutz von
Bundesland zu Bundesland zu ergänzen ist. Der
Bund kann da allenfalls eine Koordinierungsfunkti-
on übernehmen. Mehr nicht.
Gleichwohl müssen die Länder dann auch mehr
Mut aufbringen, wenn sie dem Vorwurf der Klein-
staaterei begegnen wollen. Es gibt Schätzungen,
wonach Deutschlands Flüsse nur noch über 20 Pro-
zent ihrer ursprünglichen Überschwemmungs- und
Auengebiete verfügen.Weil sie begradigt, korrigiert
oder eingedeicht worden sind. Flüsse brauchen je-
doch Fläche. Auch wenn es einigen Bürgern weh-
tun wird, stellt sich dann die heikle Frage, ob Um-
siedlungen nicht auf die Tagesordnung gehören.
Man muss nur die Kosten einer solchen Maßnahme
ins Verhältnis zu den horrenden Folgekosten einer
Flut setzen, dann kennt man die Antwort. Sie lau-
tet: Ja. Die Länder müssen den betroffenen Men-
schen vernünftige Angebote machen, damit diese
freiwillig einen solchen Schritt gehen. Auch das ist
ihre Verantwortung, wenn beim Hochwasserschutz
ihre Kompetenz nicht angezweifelt werden soll.

Die Gelassene: Ute Vogt

Wer Schmerz durchlitt, schützt sich vor ihm besser –
diese Lektion hat Ute Vogt gelernt. Sie lehnt sich
zufrieden zurück. Es war ein guter Tag. „Wir haben
uns unsere gegenseitigen Schmerzgrenzen offen-

bart“, sagt sie über die Berichterstatterinnen-Gruppe, welche das
Endlagersuchgesetz nun auf den parlamentarischen Weg bringt.
„Wir haben uns die Showkämpfe der Männer erspart und damit
etwas Praktisches bewegt.“ Die baden-württembergische SPD-Ab-
geordnete Ute Vogt (48) sprach früher anders. „Als Politikerin muss
man manchmal schmerzfrei sein“, sagte sie einmal. Das war, be-
vor ihre Karriere einen Knick bekam.
In diesen Tagen macht Politik Spaß. Zunächst der Durchbruch der
Frauen beim Endlagersuchgesetz, nun kommt sie gerade aus dem
Plenum, eine Fluthilfe wird auf den Weg gebracht. „Das erwarten
die Bürger,eine schnelle Lösung muss im Vordergrund stehen.“ Und
sagt mit Blick auf die Hochwasserkatastrophe von 2002 und die
Reaktion der rot-grünen Koalition: „Da haben die Leute schon in
der ersten Woche eine Abschlagzahlung erhalten.“ Sie lächelt fein
und schaut leicht grimmig zugleich. Man müsse sich den Heraus-
forderungen durch die Fluten nachhaltig entgegenstellen, sagt sie:
„Wo bauen wir unsere Häuser? Wo können Flüsse renaturiert wer-
den?“ Die Badenerin plädiert für eine Art Pflichtversicherung ge-
gen Hochwasserschäden. „Das ist ein richtiger Ansatz für diejeni-
gen, die in Risikogebieten leben.“
Eigentlich ist Ute Vogt noch Novizin in Sachen Umweltpolitik, erst
seit 2009 kümmert sie sich darum. Aber wie sie in ihrer schwarzen

Jeans, dem schwarzen Hemd und ockerfarbenen Blazer sich in Ra-
ge redet, klingt sie wie ein alter Hase.Vielleicht deshalb, weil sie so
viel erlebt hat. Auch Schmerzen.
Die Verwaltungsjuristin zog schon 1994 in den Bundestag ein und
avancierte unter den Fittichen Gerhard Schröders, der sie zur „Füh-
rungsreserve erster Klasse“ erklärte, zu vielerlei.Vorsitzende des In-
nenausschusses, Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesin-

nenministerium, Spitzenkandidatin in Baden-Württemberg: 2001
holte sie mit 33,3 Prozent der Stimmen ein Rekordergebnis für die
SPD. „Damals wurde ich hochgejubelt, das war ein Medienhype.“
Doch der Regierungswechsel misslang. Ute Vogt hing in Berlin, die
Parteisoldaten im Ländle weit weg. Bei der folgenden Landtags-
wahl brach die SPD wieder ein, und Finger wiesen auf die Spitzen-
kandidatin. „Das war eine beklemmende Erfahrung für mich. 2001
war ich unterhaltsamer und spontaner.Aber 2006 kompetenter und
fähiger. Nur zählt am Ende wohl die Story.“ Und das Drehbuch sah
vor, dass sie nun nicht mehr die Neue war, sondern diejenige, der

so viele Ämter zugeflogen waren. Warum nur?, fragten etliche
Männer, die sich das bei anderen Männern nicht zu fragen pflegen.
Die Medien kosteten die Missgunst aus. „Der tiefe Fall der Ute
Vogt“ titelte die „Süddeutsche Zeitung“ 2009, und ein Jahr spä-
ter: „Die große Verliererin“. Es überraschte nicht, dass die Zeitung
damals ihre „praktische Frisur“ erwähnte; als schriebe ein Journa-
list jemals so über einen Mann.
Doch da stand Ute Vogt schon kurz vorm Ausstieg, hatte bereits
Kontakte zu einer Kanzlei geknüpft. Der Landesvorsitz, der Land-
tagsfraktionsvorsitz – alles scheibchenweise bis 2009 wegfiletiert.
Die Niederlagen trafen sie auf großer Bühne und ohne Sicherheits-
netz aus persönlichen politischen Beziehungen. Das hatte die Wies-
locherin nicht geknüpft. Dann fragte man sie nach einer Kandida-
tur für den Bundestag,ein Wahlkreis war plötzlich frei.„In der Schu-
le war mir Ehrgeiz immer suspekt“, sagt sie,aber auch:„Klar,Macht
juckt einen immer, das ist ein positives Erlebnis.“ Zur Umweltpoli-
tik stieß sie, „weil es da was zu kämpfen gab“. Ute Vogt erinnerte
sich an ihre Jugendjahre, als sie Anti-Atomsticker trug.
Inzwischen ist der Atomausstieg auf dem Weg. Und vieles weite-
re ist realisiert, ob Asse-Gesetz, Gorleben-Ausschuss oder Endla-
gergesetz. „Diese Legislatur war sehr produktiv“, sagt Vogt, als
säße sie in der Regierung. „Und ich kann jetzt freier reden, das tut
gut.“ Die Basis hat sie erneut für den Wahlkreis Stuttgart I für die
Bundestagswahl aufgestellt, sie hat einen sicheren Landeslisten-
platz. Mit Ute Vogt ist wieder zu rechnen, gerade weil sie so ge-
lassen ist. Jan Rübel ❚

»Man muss sich den
Herausforderungen nachhal-
tig entgegenstellen. Wo bau-
en wir Häuser? Wo können
Flüsse renaturiert werden?«

»Der Fluss
hat keine
Grenzen«
PATRICK DÖRING Der FDP-
Generalsekretär fordert beim
Hochwasserschutz eine schnellere
Planung und mehr Zusammenarbeit
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D
ie Bilder glichen sich ge-
spenstisch. Wie schon
2002 traten Anfang Juni
2013 zahlreiche Flüsse
im Osten und Süden
Deutschlands über die

Ufer. Vielerorts erreichte das Hochwasser
an Elbe, Donau und mehreren Nebenflüs-
sen sogar noch höhere Pegelstände. In Pas-
sau wurde eine Pegelmarke aus dem 
16. Jahrhundert übertroffen. Deiche bra-
chen; manche Landstriche ähnelten plötz-
lich Seenlandschaften, etwa bei Deggen-
dorf in Bayern. Mehr als 50.000 Anwohner
waren von einer Evakuierung betroffen.
Mindestens sieben Menschen starben in
Deutschland; 24 Todesopfer waren es,
wenn die betroffenen Nachbarländer hin-
zugezählt werden. Versicherer schätzen die
Gesamtschäden in Deutschland vorläufig
auf zwölf Milliarden Euro.
Verursacht wurde das Hochwasser durch ei-
ne seltene Kombination meteorologischer
Extreme. Vom 30. Mai bis zum 2. Juni fie-
len am Alpenrand lokal bis zu 400 Liter Re-
gen pro Quadratmeter, in Sachsen waren es
bis zu 220 Liter. Mit so ungewöhnlich gro-
ßen Mengen muss man im Durchschnitt
nur einmal im Jahrhundert rechnen. Die
damals herrschende Wetterlage – ein Tief
über Mitteleuropa, das tagelang ortsfest
blieb und feuchtwarme Luft aus Südosten
herantransportierte – ist dafür bekannt,
dass sie gravierende Hochwasser hervor-
ruft. 
Dem Deutschen Wetterdienst zufolge gab
es zwei weitere Ursachen für die Höhe der
Überschwemmungen. Nach dem bundes-
weit zweitnassesten Mai seit Messbeginn
1881 waren die Böden vor allem in Thürin-
gen, Sachsen-Anhalt und Bayern gesättigt.
Als der große Regen kam, konnte das Was-
ser nicht mehr einsickern, sondern nur
noch oberflächlich abfließen. Schließlich
kam hinzu, dass in den Höhenlagen der Al-
pen Ende Mai noch ungewöhnlich viel
Schnee lag. Die Schneeschmelze ließ die
Flut um so mehr anschwellen. 

Verbesserungspotenzial In der Öffent-
lichkeit entstand anschließend teilweise
der Eindruck, man habe aus der Katastro-
phe von 2002 nicht genug über wirksame
Hochwasservorsorge gelernt. Das ist so
nicht richtig, aber es gibt gewiss Potenzial
zur weiteren Verbesserung. Laut dem „Cen-
ter for Disaster Management and Risk Re-
duction Technology“ in Karlsruhe und
Potsdam sind gerade die Gemeinden an El-
be und Mulde noch relativ verwundbar
durch Hochwasser. Es ist also nur konse-
quent, dass zum Beispiel Sachsen von 2002
bis 2012 ungefähr 530 Millionen Euro für
technischen Hochwasserschutz ausgegeben
hat. Bayern investierte seit 2001 den dreifa-
chen Betrag und rüstete etwa einen Stausee
zum Schutze Münchens nach. In Sachsen
wurden viele Deiche aufgestockt oder repa-
riert – Maßnahmen, die nicht vergebens
waren. Im Großraum Dresden zum Bei-
spiel, aber auch andernorts, sind die Schä-
den geringer ausgefallen. „Dafür sind
stromabwärts Schwachstellen entstanden“,
sagt der Umweltökonom Professor Rei-
mund Schwarze vom Helmholtz-Zentrum
für Umweltforschung in Leipzig. Er spricht

ein Grundproblem des Hochwasserschut-
zes an: Werden Deiche am Oberlauf erhöht
und so Überflutungen verhindert, setzt der
Fluss dafür Gemeinden stromabwärts unter
Wasser, sofern sie nicht im gleichen Maße
ihre Deiche aufgestockt haben. 
Exemplarisch ist der Fall von Grimma und
Eilenburg an der Mulde: In Grimma ist ei-
ne Hochwasserschutzwand geplant, doch
aus verschiedenen Gründen
steht sie noch nicht. Das
stromabwärts gelegene Ei-
lenburg entging dank solch
einer Wand den Fluten.
Schwarze vermutet, dass der
Schaden der einen Stadt das
Glück der anderen war:
„Hätte man die Schutzwand
in Grimma rechtzeitig fertig-
gestellt, dann wäre das Was-
ser in Eilenburg vielleicht
über die dortige Wand ge-
stiegen“, sagt er. Es sei eine
Sache von Zentimetern ge-
wesen.
Da die Aufstockung von Dei-
chen die Flut nur flussab-
wärts verlagert, fordern viele
Experten jetzt erneut, frühere
Überschwemmungsflächen
der Flüsse zu renaturieren,
um dem Wasser mehr Raum zu geben, wie
zum Beispiel bei Lenzen in der Elbtalaue
geschehen. Die Renaturierung wird sowohl
mit dem Umweltschutz als auch mit dem
Hochwasserschutz begründet. In Bayern
zeichnet sich ab, dass diese Maßnahme
künftig stärker in neue Konzepte einbezo-
gen wird.

Im Land  Sachsen war als Reaktion auf die
Flut von 2002 der Rückbau von mehreren
Deichen vorgesehen. Nur wenig davon
wurde allerdings umgesetzt – was jetzt so
mancher stromabwärts beklagt. Doch es
gibt viel Widerstand gegen den Deichrück-
bau. „Die ehemaligen Überschwemmungs-
flächen von Flüssen werden oft schon lan-
ge landwirtschaftlich genutzt“, sagt der In-

genieurshydrologe Professor Andreas Schu-
mann von der Ruhr-Universität Bochum.
Es handle sich um beste Ackerböden. Kein
Wunder also, dass sich die betroffenen
Landwirte heftig gegen die Umwidmung
ihrer Flächen und die Rückverlegung von
Deichen wehren. Obendrein kann das Ver-
fahren der Rückdeichung in Deutschland

aus juristischen und politischen Gründen
zehn bis 20 Jahre dauern. 
Bei extremen Hochwassern ist die Renatu-
rierung allerdings gar nicht so effektiv. Ei-
ne Verbreiterung der Auengebiete könne
die Pegelstände nur leicht senken, warnt
Schumann. Vor Ankunft des Scheitels der
Hochwasserwelle seien die Auen oft schon
vollgelaufen. „Um den Scheitel zu kappen,
sind steuerbare Polder viel zweckmäßi-
ger“, so Schumann. Ein Polder ist ein von
Deichen umrahmtes Überflutungsgebiet.
Die Öffnung der Einläufe wirke wie ein
kontrollierter Deichbruch, sagt der For-
scher. Für den gleichen flutmindernden Ef-
fekt im Scheitelbereich eines Hochwassers
müsste man die Auengebiete um ein Viel-
faches der steuerbaren Polderflächen ver-
größern. Allerdings sind Flutpolder teuer,
oft regt sich auch dagegen lokaler Wider-
stand, etwa weil der Grundwasserstand an-
steigen kann, und der ökologische Wert ist
zweifelhaft. 
Künftig sollen Polder am Oberlauf der Mul-
de die Hochwasser in Grimma senken. An
der Elbe sind welche bei Aussig, Dautz-
schen und Dommitzsch geplant. Die einzi-
gen schon bestehenden Flutpolder des
Flusses wurden Mitte des 20. Jahrhunderts
an der Havelmündung angelegt. 

Private Vorsorge Ein positives Urteil über
die Polder fällt auch die Geoökologin Pro-
fessor Annegret Thieken von der Universi-
tät Potsdam, die den wissenschaftlichen
Beirat des Deutschen Komitees Katastro-
phenvorsorge leitet. Thiekens Augenmerk
gilt aber weniger dem technischen Hoch-
wasserschutz als der privaten Hochwasser-
vorsorge. Gerade jetzt, wo der Wiederauf-
bau in den betroffenen Gemeinden begin-
ne, sei der richtige Zeitpunkt, um gefährde-
te Gebäude gegen Hochwasser zu
wappnen. Das könne zum Beispiel bedeu-
ten, wasserresistente Baumaterialien zu ver-
wenden, auf hochwertige Nutzungen in ge-
fährdeten Stockwerken zu verzichten oder
Öltanks zu sichern. „Private Vorsorge kann
die Schäden um die Hälfte verringern“, sagt
Thieken. Sie empfiehlt eine bessere, mög-
lichst kostenlose Beratung für Privatleute.
Es gebe schon erste Ansätze: Das Hochwas-
serkompetenzcentrum in Köln entwickle
zurzeit einen „Hochwasserpass“ für Gebäu-
de, der ab dem Herbst 2013 eingeführt wer-
de und ähnlich dem Energiepass Möglich-
keiten für  Verbesserungen aufzeige. 
Laut Thieken machen die Anlieger der Elbe
derzeit eine Entwicklung mit, die einige
Jahre zuvor auch am Rhein zu beobachten
war. Dort gab es in den 1990er Jahren meh-
rere starke Hochwasser, die zum länder-
übergreifend koordinierten Neubau von
Poldern und einem Plus an privater Vorsor-
ge geführt haben. Ähnliches ist auch an der
Elbe angelaufen. „Viele Hausbesitzer ha-
ben sich schon nach 2002 über die güns-
tigsten Baumaßnahmen informiert“, sagt
Thieken aufgrund eigener Befragungen.
Durch die wiederholten Überflutungen hat
sich inzwischen die Einsicht durchgesetzt,
dass ein hundertprozentiger Schutz vor
Hochwasser nicht möglich ist. Wer nicht
wegziehen will, stellt sich darauf ein.
Mit Sicherheit besser geworden ist seit 2002
die Information über die Hochwasserlage.

Sie war damals oft noch lückenhaft und
zersplittert. Die Verbesserung ist nicht bloß
sozialen Netzwerken wie Twitter zu verdan-
ken, in dem nützliche lokale Informatio-
nen weitergegeben werden. Die Pegelwerte
der Bundesländer sind nun über ein zentra-
les Internetportal abrufbar. Durch die Zu-
sammenarbeit mit Tschechien wurden die
Vorhersagen für die Elbe verlässlicher. Zu-
dem wird das Flutmanagement besser ko-
ordiniert: Am Bundesamt für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe gibt es
ein gemeinsames Lagezentrum, und regel-
mäßig üben die Länder gemeinsam das Kri-
senmanagement. Schwierige Situationen
wie der Deichbruch bei Fischbeck an der El-
be zeigen aber laut Thieken, dass die län-
derübergreifende Zusammenarbeit bei Ka-
tastrophenschutz und Hochwasservorsorge
weiter verbessert werden muss.

Versicherungspflicht Manche Vorschläge
zur Optimierung des Hochwasserschutzes
stehen noch im Raum. Reimund Schwarze
und drei seiner Leipziger Institutskollegen
haben im Juni Empfehlungen herausgege-
ben. Technischer Hochwasserschutz und
private Vorsorge seien nicht alles. „Wir
brauchen systematische Kompensationslö-
sungen“, meint Schwarze. Er beklagt eine
Gerechtigkeitslücke beim Hochwasser-
schutz. In Wahljahren seien die Entschädi-
gungsfonds immer gut gefüllt, in anderen
Jahren weniger. Gemeinsam mit seinen
Kollegen regt Schwarze an, eine vorsorgli-
che Versicherungspflicht einzuführen, um
via Umlage die Kosten für Einzelne in

Grenzen zu halten. Ökonomische Anreize
für die Vorsorge könnten dabei erhalten
bleiben.
Die Versicherungsprämien sind in letzter
Zeit gestiegen – auch weil Versicherer im
Zuge der globalen Erwärmung mit häufige-
ren und stärkeren Hochwassern rechnen.
Bisher sind die Anzeichen etwas unklar.
Der Deutsche Wetterdienst (DWD) hat zwi-
schen 1951 und 2000 keine eindeutige Zu-
nahme extremer Regen- oder Schneefälle
erkennen können. Im Winter gibt es aber
inzwischen mehr Tage mit über 30 Litern
Niederschlag pro Quadratmeter. 
Die Prognosen sind noch unsicher. In Be-
richten des Uno-Klimarats heißt es, die In-
tensität heftiger Regengüsse werde wach-
sen, nicht unbedingt die Häufigkeit. Der
DWD nimmt aber aufgrund eigener Studi-
en an, dass die Zahl feuchter Tiefdruckge-
biete über Mitteleuropa, die zu Über-
schwemmungen wie in den Jahren 2002
und 2013 führen, bis 2100 um ein Fünftel
zunehmen könnte. Geht es nach den Fach-
leuten, sollte man beim Hochwasserschutz
nicht innehalten. Sven Titz ❚

Der Autor ist Meteorologe und 
Wissenschaftsjournalist in Berlin.

Des einen Freud, des anderen Leid: Weil das sächsische Grimma wegen einer fehlenden Schutzwand durch die Mulde überflutet wurde (rechts), entging das stromabwärts gelegene Eilenburg durch seine Wand diesmal der Flutkatastrophe.
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Jahrhundertflut reloaded
HOCHWASSER Aus der Katastrophe 2002 wurde gelernt, aber es gibt Verbesserungspotenzial. Mehr Schutz durch Überflutungsflächen
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Anzeige

Wenn die Gewässerhöhe deutlich über dem normalen
Stand liegt, heißt dies Hochwasser. Bei Meeren spricht
man dann auch von Flut. Sie passiert, wenn Ozeane we-
gen der magnetischen Anziehung durch Mond oder
Sonne ansteigen und so die Küste überschwemmen. Bei
fließenden Gewässern wie Flüssen entsteht Hochwas-
ser durch starken Regen oder nach der Schneeschmel-
ze. Weil dabei oft Häuser, Fabriken, Sportplätze, Bahn-
anlagen und vieles mehr zerstört werden, spricht man
von Flutkatastrophe. Menschen können durch Hoch-
wasser richtig arm werden.Der Bau von Deichen,Was-
serspeichern oder die Pflege von natürlichen Flussau-
en sind einige Maßnahmen gegen Hochwasser.

Hochwasser 

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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I
n nur acht Wochen will der Bundes-
tag Licht ins Dunkel des gescheiter-
ten Drohnenprojektes „Euro Hawk“
bringen. Vergangene Woche konsti-
tuierte sich der Verteidigungsaus-
schuss deshalb als Untersuchungs-

ausschuss. Der Einsetzungsbeschluss erfolg-
te mit den Stimmen aller Fraktionen. Bis
zum 31. August wollen die 34 Mitglieder des
Ausschusses unter dem Vorsitz von Susanne
Kastner (SPD) „den Umgang der Bundesre-
gierung mit dem Entwicklungsvorhaben
,Euro Hawk’ unter vertraglichen, rechtli-
chen, haushalterischen, militärischen, tech-
nologischen und politischen Gesichtspunk-
ten untersuchen sowie die Aufklärungs- und
Informationspraxis der Bundesregierung zu
diesem Vorgang überprüfen“. So heißt es im
Untersuchungsauftrag des Ausschusses.   
Durch insgesamt 14 Fragenkomplexe will
sich der Ausschuss arbeiten. Für die Oppo-
sitionsfraktionen SPD, Die Linke und Bünd-
nis 90/Die Grünen steht dabei vor allem die
Frage im Vordergrund, zu welchem Zeit-
punkt Verteidigungsminister Thomas de
Maizière (CDU) durch sein Ministerium
über die Probleme, die schließlich zum Aus-
stieg aus dem Rüstungsprojekt  führten, in-
formiert wurde und ob er nicht zu spät die
Konsequenzen daraus gezogen hat. Geklärt
werden soll aber auch, ob dem Minister In-
formationen vorenthalten wurden und wer
dafür die Verantwortung trägt. 

Fehlende Genehmigung Mitte Mai hatte
das Verteidigungsministerium den Bundes-
tag über den Ausstieg aus dem „Euro
Hawk“-Projekt informiert. Der Ausstieg er-
folgte mit der Begründung, dass die Flugsi-
cherheitsbehörde der Europäischen Union
den Einsatz der Aufklärungsdrohne nur
über unbewohntem Gebiet genehmigen
würde, da sie kein für den zivilen Luftver-
kehr zertifiziertes automatisches Antikollisi-
onssystem besitze. Laut der Herstellerfir-
men EADS und Northrop Grumman sind
elektronische Systeme zur Kollisionsvermei-
dung Bestandteil der von Deutschland be-
stellten Drohnen. Allerdings sind diese
nicht zertifiziert. Eine nachträgliche Zertifi-
zierung würde nach Schätzungen allerdings
zwischen 500 und 600 Millionen Euro kos-
ten. Bislang sind bereits rund 600 Millionen
Euro in die Entwicklung der Drohne inves-
tiert worden. Zumindest die entwickelten
Aufklärungssensoren könnten in einem an-
deren Flugzeugtyp Verwendung finden.
Auch über die konkreten Kosten des Pro-
jekts soll der Untersuchungsausschuss Klar-
heit schaffen. 

Zeugen und Akten Auf den Untersu-
chungsausschuss wartet in den kommenden
zwei Monaten ein wahres Mammutpro-
gramm: An voraussichtlich sechs Tagen vom
22. bis 24. Juli und vom 29. bis 31. Juli will
er allein 18 Zeugen vernehmen. Neben Ver-
teidigungsminister de Maizière will er auch
seine Amtsvorgänger Franz Josef Jung
(CDU) und Rudolf Scharping (SPD) befra-
gen. Auch hohe Militärs und Ministerialbe-
amte sowie Vertreter der Herstellerfirmen
sollen angehört werden. Das Drohnen-Pro-
jekt „Euro Hawk“ war Anfang der 2000er
Jahre von Scharping angestoßen worden.
Im Januar 2007 wurde schließlich der Ver-
trag mit den Herstellerfirmen geschlossen. 

Auf die ursprünglich geplante Ladung von
SPD-Kanzlerkandidat Peer Steinbrück in
seiner Funktion als ehemaliger Finanzmi-
nister in der Großen Koalition von 2005 bis
2009 verzichteten die Koalitionsfraktionen,
nachdem die SPD gedroht hatte, auch Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU) als Zeu-
gin zu laden.
Vor den Zeugenbefragungen wollen die Ab-
geordneten jedoch zunächst Einblick in die
Akten und Unterlagen zum „Euro Hawk“-
Projekt nehmen. Rund 100 Beweisanträge
sind hierfür gestellt. Über den Abschlussbe-
richt des Ausschusses kann der Bundestag
dann in Anfang September in der voraus-
sichtlich letzten Sitzungswoche vor der Bun-

destagswahl am 22. September beraten.
„Sehr sportlich“ findet denn auch Markus
Grübel, Obmann der CDU-Ftaktion im Un-
tersuchungsausschuss, das Vorhaben. 

Rechtsgrundlage Der Verteidigungsaus-
schuss ist der einzige der Bundestagsaus-
schüsse, der sich als Untersuchungsaus-
schuss gemäß Artikel 45a Absatz 2 des
Grundgesetzes konstituieren kann, wenn
dies ein Viertel seiner Mitglieder verlangt. In
Verteidigungsfragen kann der Bundestag
auch keinen anderen Untersuchungsaus-
schuss einsetzen, sondern muss den Vertei-
digungsausschuss beauftragen, einen Sach-
verhalt zu klären.

Zuletzt hatte sich der Verteidigungsaus-
schuss im Dezember 2009 als Untersu-
chungsausschuss konstituiert. Er sollte die
Umstände der Bombardierung von zwei
durch Taliban-Kämpfer entführten Tanklas-
tern nahe der afghanischen Stadt Kundus
und die Informationspolitik der Bundesre-
gierung darüber klären. Der Luftangriff
durch zwei US-Kampfjets, bei dem auch
rund 90 Zivilisten getötet und etliche ver-
letzt worden waren, war von dem deutschen
Oberst Georg Klein angefordert worden.
Der Kommandeur der deutschen Isaf-Trup-
pen in Kundus hatte befürchtet, dass die Ta-
liban die Tanklaster für einen Anschlag nut-
zen könnten. Alexander Weinlein ❚

RECHT Die Verstümmelung weiblicher Genita-
lien wird in Deutschland zukünftig als eigener
Straftatbestand angesehen und kann in schwe-
ren Fällen mit Haftstrafen von bis zu 15 Jahren
geahndet werden. Aber auch in minderschwe-
ren Fällen drohen Haftstrafen zwischen sechs
Monaten und fünf Jahren. Der Bundestag ver-
abschiedete einen entsprechenden Gesetzent-
wurf von CDU/CSU und FDP (17/13707) ohne
Gegenstimmen. Lediglich die Linksfraktion ent-
hielt sich der Stimme. Sie begründete dies un-
ter anderem mit dem nach ihrer Ansicht zu ho-
hen Strafmaß.
Ebenfalls bei Enthaltung der Linken wies das
Parlament einen Gesetzentwurf des Bundesra-
tes (17/1217) zurück, der ebenfalls die Einfüh-
rung eines eigenständigen Straftatbestandes
zum Ziel hatte. Mit dem gleichen Stimmenver-
hältnis scheiterte die SPD mit ihrem Entwurf ei-
nes Strafrechtsänderungsgesetzes zur wirksa-
men Bekämpfung der Genitalverstümmelung
(17/12374). Die SPD hatte vorgeschlagen, die

Genitalverstümmelung zum Verbrechen hoch-
zustufen. Einen Gesetzentwurf der Grünen zur
Strafbarkeit der Genitalverstümmelung
(17/4759) erklärte der Bundestag einvernehm-
lich für erledigt.
Einig waren sich alle Fraktionen in der Einschät-
zung, dass es sich bei Genitalverstümmelung
um eine Verletzung der Menschenrechte han-
delt. Obwohl die Genitalverstümmelung vor al-
lem in Ländern Afrikas, aber auch in einzelnen
Ländern Asiens praktiziert wird, bestehe auch
in Deutschland Handlungsbedarf, heißt es in der
Begründung des Gesetzentwurfes. Es gebe
zwar keine gesicherten Daten dazu, wie viele in
Deutschland lebende Frauen und Mädchen von
Genitalverstümmelung betroffen oder bedroht
sind. Die Nichtregierungsorganisation Terre des
Femmes gehe aber für das Jahr 2012 von knapp
24.000 betroffenen Frauen über 20 Jahren und
circa 6.000 bedrohten Frauen und Mädchen in
Deutschland aus. Ungekehrt gebe es allerdings
kaum entsprechende Strafverfahren. aw ❚

Strafen für Genitalverstümmelung

GESUNDHEIT Ein Jahr nach Bekanntwerden
der Manipulationen an Wartelisten für Organ-
empfänger will der Bundestag verloren gegan-
genes Vertrauen in die Organspende stärken.
An drei von 24 Lebertransplantationszentren
hatte es damals Auffälligkeiten gegeben. Das
Parlament verabschiedete dafür einen frakti-
onsübergreifenden Antrag (17/13897), der Kon-
sequenzen aus den Manipulationen zieht. Die
Bundesregierung wird darin aufgefordert, einen
Gesetzentwurf vorzulegen, der bewusste Richt-
linienverstöße und Manipulationen an Patien-
tendaten bei der Vergabe von Organen künftig
unter Strafe stellt und die Richtlinien der Bun-
desärztekammer für die Vergabe zum Trans-
plantationsgesetz unter einen Genehmigungs-
vorbehalt des Bundesgesundheitsministeriums
stellt. Außerdem soll es eine einheitliche und

umfassende Datenerhebung im gesamten Pro-
zess der Transplantationsmedizin geben, um die
Entscheidungen bei der Organvermittlung nach
Dringlichkeit und Erfolgsaussicht auf eine fun-
dierte Basis zu stellen.
Der Bundestag hat diesem Antrag am vergan-
genen Donnerstag einstimmig zugestimmt und
folgte damit der Beschlussempfehlung des Ge-
sundheitsausschusses (17/14200). Keine Mehr-
heit fanden ein Antrag von Bündnis 90/Die Grü-
nen (17/11308) und ein Antrag der Linken
(17/12225), die beide das Ziel hatten, den Pro-
zess der Organspende transparenter zu gestal-
ten und die staatliche Kontrolle über das Sys-
tem der Organspende zu stärken. Sie wurden
mit den Stimmen der Koalition abgelehnt. Die
Reden zu allen drei Anträgen wurden zu Proto-
koll gegeben. suk ❚

Neues Organspendegesetz gefordert

INNERES Die Grünen-Fraktion ist mit einem
Vorstoß zur Änderung des deutschen Nach-
zugsrechts für minderjährige Kinder geschei-
tert. Gegen die Stimmen der Opposition lehnte
der Bundestag vergangene Woche einen ent-
sprechenden Grünen-Antrag (17/12395) mit
der Koalitionsmehrheit ab. Nach dem Willen der
Grünen sollte die rechtlich unterschiedliche Be-
handlung von Kindern unter und über 16 Jah-
ren aufgehoben werden. Daneben zielte die
Vorlage darauf ab, den Anspruch auf Kinder-
nachzug auf getrennt lebende Elternteile mit
gemeinsamer Ausübung des Sorgerechts zu er-
weitern, sofern der andere Elternteil der Zusam-
menführung zugestimmt hat. Ferner wollte die
Fraktion unter anderem festgelegt wissen, dass
DNS-Abstammungsgutachten in Verfahren zum
Kindesnachzug „nur in sehr engen Grenzen als
ultima ratio nach Ausschöpfung aller weniger

belastenden Beweismittel durchgeführt wer-
den“.
Ebenfalls gegen die Stimmen der drei Oppositi-
onsfraktionen lehnte das Parlament auch einen
Gesetzentwurf des Bundesrates (17/13424) zur
Reform des Aufenthaltsrechts für gut integrier-
te Ausländer ab. Damit sollte nach dem Willen
der Länderkammer ein Beitrag gegen soge-
nannte Kettenduldungen geleistet werden soll.
Die Vorlage sah unter anderem vor, jugendli-
chen geduldeten Ausländern eine Aufenthalts-
erlaubnis zu erteilen, wenn sie sich seit vier Jah-
ren in der Bundesrepublik aufhalten und einen
erfolgreichen Schulbesuch in Deutschland
nachweisen können. Erwachsene Ausländer
sollten dem Bundesratsentwurf zufolge nach
achtjährigem Aufenthalt und nachgewiesener
„nachhaltiger Integration“ eine Aufenthaltser-
laubnis erhalten. sto ❚

Aufenthaltsrecht bleibt unverändert  

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Eltern, die ab dem 1. August Betreuungsgeld
beziehen, erhalten einen Bonus von monat-
lich 15 Euro, wenn sie das Betreuungsgeld
in die private Altersvorsorge oder das Bil-
dungssparen für ihre Kinder investieren.
Das hat der Bundestag mit dem Betreuungs-
geld-Erweiterungsgesetz am vergangenen
Donnerstag beschlossen. Der Gesetzent-
wurf (17/11315) wurde mit den Stimmen
der Koalition gegen die Opposition verab-
schiedet. Der Bundestag folgte damit der
Beschlussempfehlung des Familienaus-
schusses (17/14198). Die Opposition nutz-
te die Debatte einmal mehr für eine grund-
sätzliche Kritik am Betreuungsgeld.
Die familienpolitische Sprecherin der Uni-
onsfraktion, Dorothee Bär (CSU), warf der
Opposition vor, „Wahlkampfgetöse auf den
Rücken der Familien“ zu betreiben. „Rand-
gruppen“ stünden „unter dem besonderen
Schutz der Opposition“, die Mehrheit der
Familien aber werde von ihr „mit Schmutz
beworfen“. Für die FDP warb Miriam Gruß

für das Ergänzungsgesetz, mit dem die Ko-
alition wirkliche Wahlfreiheit schaffe: Die
Eltern könnten das Geld direkt für die Kin-
der, für die Altersvorsorge oder für das Bil-
dungssparen verwenden. 
Die familienpolitische Sprecherin der SPD-
Fraktion, Caren Marks, monierte, das Ergän-
zungsgesetz beseitige nicht „das grundsätz-
liche Problem“, sondern halte Kinder aus
Kitas und Frauen vom Arbeitsmarkt fern. 
Die familienpolitische Sprecherin der
Linksfraktion, Diana Golze, kritisierte, dass
ein Zuschuss gewährt werde, wenn dafür
Kinder auf ein frühkindliches Bildungsan-
gebot verzichten müssten. Sie fragte: „Was
hat der Verzicht auf einen Kitaplatz mit der
Altersvorsorge der Eltern zu tun?“ 
Für die Grünen warb Katja Dörner für einen
Änderungsantrag ihrer Fraktion
(17/14211), der den „Notausgang“ aus dem
Betreuungsgeld „sperrangelweit offen“ hal-
te. Das Ergänzungsgesetz sei „absurd“ und
ein „schwarz-gelbes Klientelgeschenk“ an

die Versicherungswirt-
schaft. Dem Antrag der
Grünen, der die  „Aufhe-
bung des Betreuungsgeld-
gesetzes“ zum Inhalt hatte,
stimmten in namentlicher
Abstimmung 234 Abgeord-
nete zu,  308 lehnten ihn
ab und drei enthielten sich.
Ein Gesetzentwurf des
Bundesrats (17/13112), der
ebenfalls den Ausstieg aus
dem Betreuungsgeld for-
dert, wurde zur Beratung in
die Ausschüsse überwiesen.
Abgelehnt wurden zwei
Anträge der SPD und der
Grünen (17/14138,
17/14135) für ein größeres
Engagement des Bundes
beim Kita-Ausbau. suk ❚

Dauerstreit geht weiter

Auch Verteidigungsminister Thomas de Maizière (CDU) muss vor dem Untersuchungsausschuss aussagen.
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Was für eine Show. Abgeschirmt saß der Ex-
Geheimdienstler hinter einer spanischen
Wand, das Publikum konnte keinen Blick
auf den ehemaligen V-Mann-Führer des ba-
den-württembergischen Verfassungsschut-
zes werfen, auch Fotografen und TV-Teams
durften nicht knipsen und filmen. Zudem
hat eine Maskenbildnerin die Gesichtszüge
des unter dem Tarnnamen „Rainer Oettin-
ger“ auftretenden 60-Jährigen geschminkt
und verfremdet. Zum Finale seiner Arbeit
gab es im Untersuchungsausschuss, der
Fehlgriffe und Pannen bei den Ermittlun-
gen zu der dem „Nationalsozialistischen
Untergrund“ (NSU) angelasteten Mordserie
durchleuchten soll, noch ein ganz speziel-
les Ereignis.
Eigentlich hatten die Parlamentarier aber
keine Undercover-Agenten-Nummer im
Sinn, als sie vergangene Woche eine Sonder-
sitzung einberiefen. Klären wollte das Gre-
mium vielmehr die brisante Frage, ob der
Geheimdienst nach dem Heilbronner At-
tentat vom April 2007, bei dem die Polizis-
tin Michèle Kiesewetter erschossen und ein
Kollege schwer verletzt worden war, Hin-
weisen auf rechtsextreme Hintergründe
nicht nachgegangen ist.

V-Frau »Krokus« Nun aber machte vor al-
lem das Versteckspiel um einen früheren
Geheimdienstler Schlagzeilen. Ausgelöst
hatte die Aufregung das Stuttgarter Innen-
ministerium, das eine öffentliche Verneh-
mung „Oettingers“ zunächst ganz verhin-
dern wollte, da ihm der schillernde Partner
der ehemaligen V-Frau „Krokus“ nach dem
Leben trachten könnte. Die Obleute der
Fraktionen im Ausschuss sprachen von ei-
ner „grotesken Situation“ und von „absur-
dem Staatstheater“. Letztlich brachte die Be-
fragung des Zeugen auch  „keine neuen Er-
kenntnisse“, wie der Vorsitzende Sebastian
Edathy (SPD) bilanzierte.

Petra S. alias „Krokus“ und ihr Lebensge-
fährte hatten Abgeordnete, Sicherheitsbe-
hörden und Redaktionen mit Mails bomba-
diert, in denen sie eine explosive Mischung
auftischten: „Krokus“, die von 2007 bis 2011
dem Verfassungsschutz Baden-Württem-
bergs als Informantin gedient und zuvor
dem polizeilichen Staatsschutz zugearbeitet
hatte, habe nach dem Attentat von Heil-
bronn ihren Quellenführer „Oettinger“
über Verbindungen zur rechtsextremen Sze-
ne unterrichtet. Von ihrer als rechtsextrem
eingestuften Friseurin habe sie erfahren,
dass Rechtsextremisten über eine Kranken-
schwester herausfinden wollten, ob sich der
damals im Koma in einer Klinik liegende
Kollege Kiesewetters noch an den Anschlag
erinnere. Falls dies so sei, überlege man, ob
man aktiv wird. Überdies will Petra S. 2006
bei einer Fete im Kreis Schwäbisch-Hall ei-
ne „Mandy“ alias Beate Zschäpe getroffen
haben. 

Hat der Geheimdienst beim Heilbronner
Attentat, das erst seit der Enttarnung des
NSU im Herbst 2011 der Terrorzelle zuge-
rechnet wird, also eine heiße Spur verschla-
fen? Oettinger dementierte mit einem „kla-
ren und eindeutigen Nein“. „Nicht mal an-
satzweise“ habe er seinerzeit von „Krokus“
eine derartige Information erhalten. Es hät-
te ihn „elektrisiert und fasziniert“, wäre er
über das Gespräch mit der Friseurin unter-
richtet worden: „Ich hätte große Ohren be-
kommen“, beteuerte der Zeuge – allein
schon deshalb, weil ein Polizeikollege mög-
licherweise gefährdet gewesen wäre. Im Üb-
rigen habe er mit der V-Frau erstmals im Ju-
li 2007 gesprochen, schon von daher könn-
ten deren Angaben nicht stimmen.

Persönlichkeitswandel Oettinger bestätigte
aber, dass Petra S. vom Verfassungsschutz als
„quellenehrlich“ und „zuverlässig“ bewertet
wurde. Allerdings sei von „Krokus“, die kei-
ne Rechtsextremistin ist, „extrem wenig rü-
bergekommen“, sie habe nur über einen
„unterdurchschnittlichen Zugang zur Szene“
verfügt. Abgeschaltet wurde die V-Frau laut
ihrem Quellenführer 2011, als ein „krasser
Persönlichkeitswandel“ eingetreten sei: Sie
sei unter Einfluss ihres neuen Lebensgefähr-
ten geraten, sei dessen Marionette geworden.
Der wiederum gilt als schillernde Figur, saß
schon mal im Gefängnis, soll sich auf Zypern
als Spion angeboten und versucht haben,
ehemalige Soldaten als Söldner für Afrika an-
zuwerben. Nach Medienberichten soll er
auch als Informant für die Polizei gearbeitet
haben. 
Im Ausschuss hält man Oettinger zwar für ei-
nen glaubwürdigen Zeugen. Die Obleute
zeigten sich allerdings verwundert, warum
die Polizei den Geheimdienstler aus „recht-
lichen Gründen“ nie befragt hat. Wäre dies
geschehen, hätte man sich den Auftrieb in
Berlin sparen können. Karl-Otto Sattler ❚

Agentenshow mit Schminke 
NSU-AUSSCHUSS Befragung eines ehemaligen V-Mann-Führers bringt keine neuen Erkenntnisse

Gedenktafel in Heilbronn für die ermor-
dete Polizistin Kiesewetter
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FAMILIE Betreuungsgeld um Bildungssparen erweitert

Ab dem 1. August kommt das Betreuungsgeld.
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SPD scheitert mit Vorstoß 
zur Informationsfreiheit 
Die SPD-Fraktion ist mit ihrem Gesetzent-
wurf „zur Stärkung von Informationsfreiheit
und Transparenz unter Einschluss von Ver-
braucher- und Umweltinformationen“
(17/13467) gescheitert. Der Bundestag
lehnte den Entwurf am vergangenen Don-
nerstag mit den Stimmen von CDU/CSU, FDP
und Bündnis 90/Die Grünen ab. Die Linke
enthielt sich der Stimme. Mit dem Gesetz
sollte das Informationsfreiheitsgesetz (IFG),
das Umweltinformationsgesetz (UIG) und
das Verbraucherinformationsgesetz zu ei-
nem einheitlichen Informationszugangsge-
setz zusammengefasst werden. aw ❚

Gesetz zur Auskunftspflicht
von Behörden abgelehnt 
Die Forderung der SPD-Fraktion nach einer
gesetzlich geregelten Auskunftspflicht von
Bundesbehörden gegenüber der Presse hat
der Bundestag am vergangenen Donnerstag
mehrheitlich abgelehnt. CDU/CSU und FDP
stimmten gegen den Gesetzentwurf der SPD
(17/12484). Grüne und Linke enthielten sich
der Stimme. Die SPD wollte, dass Bundes-
behörden gegenüber Vertretern der Presse
zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe
Auskünfte erteilen müssen, wenn der Aus-
kunft keine Geheimhaltungsvorschriften
entgegen stehen oder schwebende Ge-
richtsverfahren und schutzwürdige Privatin-
teressen betroffen sind. aw ❚

KURZ NOTIERT

VERTEIDIGUNG Untersuchungsausschuss will gescheitertes
Drohnen-Projekt noch bis Ende August klären

»Euro Hawk«
im Visier

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Wohngemeinschaft für Demenzkranke bei Hamburg: Leistungen für Demenzkranke, deren Zahl weiter steigt, stehen im Zentrum der Auseinandersetzung um eine Pflegereform.
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Linke-Vorstoß zur 
Rente gescheitert
Der Bundestag hat am vergangenen Don-
nerstag einen Antrag (17/13113) der Links-
fraktion abgelehnt, mit dem diese eine Si-
cherungslücke im Übergang von Arbeitslo-
sengeld in eine Erwerbsminderungsrente
schließen wollte. So forderte die Fraktion ei-
ne gesetzliche Regelung, um die Nahtlosig-
keit des Arbeitslosengeldes bis zum Zeit-
punkt der Auszahlung einer bewilligten Er-
werbsunfähigkeitsrente sicherzustellen. Die
derzeitige Praxis führe oft dazu, dass Betrof-
fene zum Teil kein Arbeitslosengeld mehr er-
halten, wenn ihnen eine Erwerbsminde-
rungsrente zwar bereits bewilligt, aber noch
nicht ausgezahlt wurde, schrieben die Abge-
ordneten zur Begründung. che ❚

Initiative für psychische
Gesundheit am Arbeitsplatz
Der Bundestag hat sich dafür ausgespro-
chen, die psychische Gesundheit am Arbeits-
platz zu stärken und kleineren und mittleren
Unternehmen einen besseren Zugang zu
Leistungen der betrieblichen Gesundheits-
förderung zu eröffnen. Ein Antrag
(17/13088) von CDU/CSU und FDP wurde
am Donnerstag angenommen. Keine Mehr-
heit fanden dagegen drei Anträge der Oppo-
sition zu diesem Thema: So hatten SPD und
Linksfraktion in ihren Anträgen (17/12818;
17/11042) eine Anti-Stress-Verordnung ge-
fordert, während sich die Grünen in ihrem
Antrag (17/10867) für altersgerechte Ar-
beitsplätze und eine Konkretisierung des Ar-
beitsschutzes eingesetzt hatten. che ❚

SPD-Antrag zu 
Reha-Leistungen abgelehnt
Die Finanzierung der Rehabilitationsleistun-
gen der Deutschen Rentenversicherung wird
vorerst nicht umgebaut. Das hatte die SPD-
Fraktion in einem Antrag (17/8602) gefor-
dert, der am vergangenen Donnerstag vom
Bundestag abgelehnt wurde. Da vor allem
ältere Arbeitnehmer davon betroffen seien
und deren Anteil stark steige, brauche die
Rentenversicherung angesichts der zu er-
wartenden höheren Kosten eine neue Finan-
zierungsgrundlage, schrieben die Abgeord-
neten zur Begründung. che ❚

Gegen flächendeckenden
Mindestlohn
Ein erneuter Vorstoß für einen gesetzlichen
Mindestlohn wurde am vergangenen Don-
nerstag vom Bundestag zurückgewiesen.
Dieser lehnte zwei Anträge von Bündnis
90/Die Grünen und der Linksfraktion ab. Die
Grünen hatten in ihrem Antrag (17/13719)
verlangt, einen flächendeckenden Mindest-
lohn in Höhe von 8,50 Euro einzuführen. Da-
für sollte nach dem Willen der Fraktion eine
Mindestlohnkommission geschaffen wer-
den. Die Linke hatte sich in ihrem Antrag
(17/13551) für einen Mindestlohn in Höhe
von zehn Euro stark gemacht. che ❚

Kein Patent auf 
Tiere und Pflanzen
Der Bundestag hat einer Novellierung pa-
tentrechtlicher Vorschriften zugestimmt.Am
vergangenen Donnerstag nahm er einen Ge-
setzentwurf (17/10308) der Bundesregie-
rung in geänderter Fassung an. Künftig sind
bei der  biologischen Züchtung von Pflanzen
und Tieren nicht nur die Verfahren selbst,
sondern auch die ausschließlich durch sol-
che Verfahren gewonnenen Pflanzen und
Tiere nicht patentierbar. Außerdem sollen
die Abläufe bei der Anmeldung gewerblicher
Schutzrechte vereinfacht werden. che ❚

Geschmacksmustergesetz
wird moderner
Das Patent- und Markenamt soll im Rahmen
des Geschmacksmustergesetzes künftig ei-
genständig über die Nichtigkeit einer Eintra-
gung entscheiden können. Einem entspre-
chenden Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung (17/13428) stimmte der Bundestag am
vergangenen Donnerstag zu.Außerdem gibt
es eine sprachliche Änderung des Gesetzes:
Das Wort „Geschmacksmuster“ wird durch
„eingetragenes Design“ ersetzt. Damit soll
das Gesetz moderner werden. kos ❚

Wolfgang Thierse mit Georg-
Leber-Preis ausgezeichnet
Bundestagsvizepräsident Wolfgang Thierse
(SPD) ist von der Industriegewerkschaft
Bauen-Agrar-Umwelt mit dem Georg-Leber-
Preis für Zivilcourage ausgezeichnet wor-
den. Der IG Bau-Bundesvorsitzende Klaus
Wiesenhügel begründete die Preisvergabe
mit dem „aufrechten Einstehen des SPD-Po-
litikers für das Recht aller Bürger auf friedli-
chen und gewaltfreien Prostest“ sowie sei-
nem „couragierten Einsatz für Freiheit und
Demokratie“. Der Preis wurde am 17. Juni
zum ersten Mal verliehen. che ❚

KURZ NOTIERT

Der Bundestag debattierte am Freitag sechs
Anträge der Opposition, in denen sich die-
se für ein bundesweit einheitliches Renten-
recht stark gemacht und dessen Umsetzung
noch in dieser Legislaturperiode gefordert
hatte. Doch auch wenn die Zeit am letzten
Tag der letzten regulären Sitzungswoche
dieser Wahlperiode drängte, die Mehrheit
der Stimmen konnten diese Anträge
(17/10996, 17/12507, 17/7034, 17/13963,
17/6486, 17/6487) nicht auf sich vereinen.
Sie wurden ebenso abgelehnt wie zwei An-
träge von Linken und Grünen (17/13453,
17/13493) zu Renten von DDR-Flüchtlin-
gen und einer Garantierente.
Gregor Gysi (Die Linke) stellte klar, worum
es seiner Fraktion geht: „Unser Ziel bleibt
die gleiche Rente für die gleiche Lebensleis-
tung.“Gysi plädierte dafür, das Rentenpro-
blem umfassend anzugehen und forderte,
dass grundsätzlich alle Beschäftigten in die
gesetzliche Rente einzahlen sollen. Dann
könne man sich auch eine Rente mit 65 Jah-
ren leisten, sagte er.
Darüber empörte sich Maria Michalk von
der Unionsfraktion, die Gysis Rede als „de-
magogischen Angriff“ wertete. Sie verwies
darauf, dass 1990 das Ostrentenniveau bei
durchschnittlich 40 Prozent des Westren-
tenniveaus gelegen habe und heute bei 92
Prozent liege. Das zeige, dass die Anglei-
chung funktioniere. 

Diesem Lob schloss sich Bundesarbeitsmi-
nisterin Ursula von der Leyen (CDU) erwar-
tungsgemäß an.  Zum Unmut der Opposi-
tion äußerte sie sich darüber hinaus aber
nicht weiter zu diesem Thema. Vielmehr
ging es ihr darum, vor dem Hintergrund
von Altersarmut für das Konzept einer Le-
bensleistungsrente zu werben. 
Iris Gleicke (SPD) verwies darauf, dass von
1,2 Millionen Menschen, die für Löhne un-
terhalb von 8,50 Euro arbeiten, 800.000 im
Osten leben würden. Für dieses Problem
müsse endlich eine Lösung gefunden wer-
den. Gleicke warf der Bundesregierung vor,
„nur faule Ausreden ihres Ost-Beauftragten“
geliefert zu haben.
Dieser Deutung schloss sich Wolfgang
Strengmann-Kuhn von den Grünen an. Von
dem Ziel eines einheitlichen Rentenrechts
sei man meilenweit entfernt, kritisierte er.
Die Absicht seiner Fraktion, auf die Höher-
wertung der Ost-Einkommen zu verzichten,
verteidigte er mit der Garantierente. Diese
käme allen Geringverdienern zugute.
Heinrich L. Kolb (FDP) unterstellte Linken
und Grünen, nur „Demagogen und Einpeit-
scher“ ans Pult gestellt zu haben. „Was sie
hier aus Wahlkampfzwecken auf den Tisch
gelegt haben, ist unfinanzierbar“, ärgerte
sich der Liberale. Vielmehr sei es nötig, „mit
langem Atem und fairen Konzepten“ für die
Rentner zu arbeiten. che ❚

Ost-West-Trennung bleibt
RENTE Bundeseinheitliche Regeln noch nicht in Sicht

W
enigstens einen
Grund zur uneinge-
schränkten Freude
gab es für Daniel Bahr
(FDP): Kurz vor der
Debatte zur Pflegepo-

litik am vergangenen Donnerstag war seine
Tochter auf die Welt gekommen. Dafür gab
es Glückwünsche von allen Fraktionen.
Doch bei aller Freude über den Beitrag des
Gesundheitsministers, die Gruppe der Bei-
tragszahler für die Pflegeversicherung zu
vergrößern, mochte die Opposition ihm ei-
ne scharfe Abrechnung mit seiner Amtsfüh-
rung nicht ersparen. 
Kurz zuvor war zudem der Streit um den Ab-
schlussbericht des Pflegebeirats derart eska-
liert, dass ein Mitglied dem Vorsitzenden
sein Misstrauen ausgesprochen hatte. Der
Vertreter der Bundesvereinigung der Deut-
schen Arbeitgeberverbände, Volker Hansen,
hatte gefordert, eine persönliche Erklärung
in den Bericht einfügen zu können. Gestrit-
ten hatte das Gremium vor allem um die
Kosten, die eine Besserstellung von De-
menzkranken in der Pflegeversicherung mit
sich bringen wird. Von zwei Milliarden Euro
hatte man zunächst gesprochen. Das hielten
Wohlfahrtsverbände für viel zu gering, die
Arbeitgebervertreter aber, die dann mehr
entrichten müssten, für zu hoch.
Nach dem Eklat verzichtete man auf eine
konkrete Empfehlung – und schlägt vor, die
bislang drei Pflegestufen durch fünf so ge-
nannte Pflegegrade zu ersetzen. Ein neuer
Pflegebedürftigkeitsbegriff soll Einschrän-
kungen durch Demenz stärker berücksichti-

gen. Angesichts des Streits stellte Bahr fest,
eine Reform der Pflege sei komplizierter als
erwartet. Für die rund 2,5 Millionen pflege-
bedürftigen Menschen und die fast 900.000
Beschäftigten in der Pflegebranche ist eine
Lösung des Problems dennoch dringend:
Wohlfahrtsverbände und Gewerkschaften
prognostizieren, dass bis 2020 rund
200.000 Pflegekräfte fehlen werden.

Zeit verschenkt In der Bundestagsdebatte
ging es im Kern um zwei Anträge von SPD
(17/9977) und Grünen (17/13760). Wäh-
rend die SPD eine „umfassende Pflegere-
form“ – inklusive eines neuen Pflegebedürf-
tigkeitsbegriffs, einer besseren Beratung,
mehr Pflegequalität und eines neuen Begut-
achtungsverfahrens zur Feststellung des
Leistungsanspruchs – fordert, wollen die
Bündnisgrünen die so genannten Pflegeno-
ten aussetzen. Diese könnten die tatsächli-
che Qualität der geprüften Pflegeeinrich-
tung oder des ambulanten Pflegedienstes
„nicht abbilden“.
Für den Minister gab es in der Debatte ver-
nichtende Kritik: So sagte der gesundheits-
politische Sprecher der SPD-Fraktion, Karl
Lauterbach, Deutschland laufe „ohne Wenn
und Aber in einen Pflegenotstand“, gebe es
nicht innerhalb der kommenden vier Jahre
eine deutliche Pflegereform. Es spreche für
sich, dass die Bundeskanzlerin in dieser Le-
gislatur keine einzige richtungsweisende
oder inhaltlich tiefgehende Rede zum The-
ma Pflege gehalten habe. Mit der Einfüh-
rung einer Fünf-Euro-Zusatzversicherung
habe die Koalition der privaten Krankenver-

sicherung ein „ideologisch geprägtes Wahl-
geschenk“ gemacht, verbessere die Lage der
Pflegebedürftigen aber nicht.
Die pflegepolitische Sprecherin der Linken,
Kathrin Senger-Schäfer, sagte,  mit dem Pfle-
ge-Neuausrichtungs-Gesetz und der Einfüh-
rung des „Pflege-Bahrs“ sei ein „völlig fal-

scher Weg“ in der Finanzierung der Pflege-
versicherung eingeschlagen worden. Der
„Privatisierungswahn von Union und FDP“
habe die Pflegeversicherung „aus den An-
geln der Gerechtigkeit“ gehoben. Es müsse
eine Vollversicherung für die Pflege geben.

Diese müsse als „öffentliche Daseinsvorsor-
ge“ und nicht als „Geschäftemacherei“ be-
griffen werden, forderte sie.
Für die Grünen übte Elisabeth Scharfenberg
heftige Kritik: In der Pflege gebe es Brand-
herde, die zunehmend zum Flächenbrand
würden – und Schwarz-Gelb habe „das Feu-

er sogar an einigen Stellen mit Brandbe-
schleunigern genährt“. Mehr denn je sei ei-
ne umfassende Pflegereform nötig. Dass der
Gesundheitsminister einen Pflegebeirat erst
2012 eingesetzt und diesem so viel Zeit ge-
geben habe, dass die Umsetzung seiner Vor-

schläge in dieser Legislatur gar nicht mög-
lich sei, sei „reine Drückebergerei“.
Gesundheitsminister Daniel Bahr (FDP)
verteidigte sich gegen die Angriffe: Die Ko-
alition nehme die Wünsche der Menschen,
so lange wie möglich zu Hause gepflegt zu
werden, ernst und unterstütze auch die pfle-
genden Angehörigen. Mit dem Pflege-Neu-
ausrichtungs-Gesetz erhielten erstmals De-
menzkranke Leistungen aus der Pflegeversi-
cherung, die sonst kein Geld bekommen
hätten. Zudem habe die Koalition für eine
bessere Vergütung, eine Verkürzung der Fris-
ten für Leistungsentscheidungen und Alter-
nativen zum „monopolistischen medizini-
schen Dienst der Krankenkassen“ gesorgt. 

»Überholte Anträge« Für die Union sage
Willy Zylajew (CDU), der Antrag der Grü-
nen sei „vor Monaten richtig“ gewesen, heu-
te aber „überholt“, weil inzwischen Ände-
rungsvorschläge zu den Pflegenoten vorlie-
gen würden. Zum Antrag der SPD sagte
Christine Aschenberg-Dugnus, pflegepoliti-
sche Sprecherin der FDP, seit dem Pflege-
Neuausrichtungs-Gesetz hätten sich dessen
Forderungen „erledigt“. Die Abgeordneten
lehnten den Antrag der SPD mit den Stim-
men der Koalition bei Enthaltung von Lin-
ken und Grünen ab. Der Antrag der Grünen
wurde mit den Stimmen von Union, FDP
und SPD gegen die Stimmen von Grünen
und Linken abgelehnt. Susanne Kailitz ❚

PFLEGEREFORM In einer hitzigen Debatte wirft die Opposition der Regierung völliges Versagen vor

Die Zeit drängt

Bericht des Pflegebeirates:www.bmg.bund.de/
ministerium/presse/pressemitteilungen

Seit Jahren demonstrieren die Beschäftigten der Pflegebranche für eine Reform.
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„Lohnsklaven“ in deutschen Schlachthöfen,
aber auch in anderen Branchen darf es in
Deutschland nicht geben. Soweit das em-
pörte Bekenntnis der Redner aller Fraktio-
nen am vergangenen Donnerstag, als sich
der Bundestag wieder einmal mit den The-
men Leiharbeit, Lohndumping und dem
Missbrauch von Werkverträgen, auch in
Schlachthöfen, befasste. Bei der Frage je-
doch, wie diesen Zuständen begegnet wer-
den kann, bewegten sich die Oppositions-
und die Koalitionsfraktionen jedoch nicht
auf einer Wellenlänge. Gleich acht Anträge
und Gesetzentwürfe der Opposition stan-
den zur Diskussion (17/12560, 17/12373,
17/13106, 17/12378, 17/9980, 17/13104,
17/11148, 17/11355). Die Stimmenmehr-
heit des Plenums konnte aber keine der Vor-
lagen auf sich vereinen. 
Gewohnt emotional ging der erste Redner
der Debatte, Klaus Ernst von der Fraktion
Die Linke, zum Angriff über. Er warf der Ko-
alition vor, vier Jahre lang nichts gegen
Lohndumping getan zu haben. Mit dem
Missbrauch von Werkverträgen sei eine
zweite Billiglohnlinie entstanden und es sei
nun endlich an der Zeit, klare Abgrenzungs-
kriterien von Leiharbeit und Werkverträgen
zu definieren, forderte er.
Diese Kriterien gebe es längst, entgegnete
Karl Schiewerling von der Unionsfraktion.
„Dass, was wir in Unternehmen beobach-

ten, fußt nicht auf mangelnden Gesetzen,
sondern auf Verstößen gegen vorhandene
Gesetze“, sagte er. „Ausweichmanöver“, um
mit Werkverträgen Lohndumping zu betrei-
ben und Arbeitsrechte zu missachten, müss-
ten ausgebremst werden. 
Hubertus Heil (SPD) warf der Regierungs-
koalition vor, das Mindestlohngesetz des
Bundesrates in den Gremien des Bundesta-
ges „verhungern“ zu lassen, „weil Sie keinen
Mindestlohn wollen“. Mit einem flächende-
ckenden Mindestlohn würde es solche Zu-
stände wie in den Schlachthöfen aber nicht
geben, zeigt sich Heil überzeugt.
Heinrich L. Kolb (FDP) nannte den Miss-
brauch von Werkverträgen „absolut inak-
zeptabel“ und zeigte sich optimistisch, das
Problem mit einer Regelung über das Min-
destarbeitsbedingungsgesetz in den Griff zu
bekommen. 
Beate Müller-Gemmeke von den Grünen
sagte, Deutschland brauche neue soziale
Leitplanken auf dem Arbeitsmarkt.  „Ein flä-
chendeckender Mindestlohn ist nötig, alles
andere ist Etikettenschwindel.“ che ❚

Lösung nach der Wahl
WERKVERTRÄGE Fraktionen verurteilen Missbrauch 

Anzeige

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Gegen die Stimmen der drei Oppositions-
fraktionen hat der Bundestag am vergange-
nen Donnerstag einen Gesetzentwurf der
CDU/CSU- und der FDP-Fraktion zur Be-
kämpfung des Menschenhandels und Über-
wachung der Prostitution (17/13706) in
modifizierter Fassung (17/14193) verab-
schiedet.
Die schwarz-gelbe Regierungskoalition be-
absichtigt mit der Vorlage einerseits, den
Menschenhandel mit neuen Strafbestim-
mungen stärker zu bekämpfen und anderer-
seits Prostitutionsstätten einer gewerbe-
rechtlichen Überwachung zu unterwerfen.
So sollen diese stärker kontrolliert werden.
Der Gesetzesbeschluss sieht beim Thema
Menschenhandel eine Reihe von Neuerun-
gen im Strafgesetzbuch vor. So soll bei-
spielsweise Menschenhandel mit dem Ziel
des Organhandels ausdrücklich unter Stra-
fe gestellt werden. Bislang ist dies lediglich
als Beihilfe zu Straftaten nach dem Trans-
plantationsgesetz strafbar. In die Neurege-
lungen einbezogen sind unter anderem

auch Fälle von Menschenhandel zum
Zweck der Bettelei und der Ausnutzung
strafbarer Handlungen. 
Mit der Verschärfung dieser und anderer
Strafvorschriften wollen die beiden Koaliti-
onsfraktionen Vorgaben der Europäischen
Union (2011/26/EU) zur Verhütung und
Bekämpfung von Menschenhandel umset-
zen. jbb ❚

F
ür Ulla Jelpke von der Linksfrak-
tion ist die Sache klar, nämlich
„dass Großbritannien und die
USA seit Jahren großangelegte
Überwachungsangriffe und da-
mit Angriffe auf die Persönlich-

keitsrechte unbescholtener Bürgerinnen
und Bürger in aller Welt durchführen“. Et-
was vorsichtiger, aber nicht weniger dras-
tisch formulierten es vergangene Woche in
der Bundestagsdebatte über
die „internationale Internet-
überwachung“ Vertreter an-
derer Fraktionen. Wenn die
Informationen stimmten,
gehe es „um die größte an-
lasslose Massenbespitze-
lung“ von „wahrscheinlich“
deutschen Bürgern und der
deutschen Wirtschaft, sagte
etwa der FDP-Abgeordnete
Jimmy Schulz. Grünen-
Fraktionschefin Renate Kü-
nast konstatierte: „Anlasslos
und schwellenlos wird vermutlich alles ge-
sammelt, was sich gerade aktuell im Netz
tut“. Das sei „offenbar“ Realität. 
Thomas Oppermann, Parlamentarischer
Geschäftsführer der SPD-Fraktion, schickte
seinem Verdikt gleich vier „Wenn“ voraus:
„Wenn“ die Berichte des amerikanischen
Ex-Geheimdienstmitarbeiters Edward
Snowden zutreffen, „wenn“ US-Geheim-
dienste „beliebigen Zugriff“ auf Verbin-
dungsdaten und Kommunikationsinhalte
über Internetfirmen wie Google haben,

„wenn“ britische Dienste 200 transatlanti-
sche Glasfaserverbindungen überwachen,
„wenn“ die Inhalte von Millionen Telefon-
gesprächen, Emails und Videos überwacht
und gespeichert werden, „dann ist dies der
umfassendste Eingriff in die Grundrechte
deutscher Staatsbürger, den wir bisher erlebt
haben“, befand Oppermann. 
„Sehr verständlich“ nannte Bundesinnen-
minister Hans-Peter Friedrich (CSU) die

„Aufregung in Deutschland
über Presseberichte, wonach
die USA und auch die Briten
angeblich flächendeckend,
pauschal Inhalte von Kom-
munikation speichern, ana-
lysieren und ausspähen –
und das Hand in Hand mit
den Internetunternehmen“.
Die „erste und wichtigste
Frage“ an die USA und
Großbritannien sei, was an
diesem Presseberichten
dran sei, sagte er. Man habe

nun erste öffentliche Stellungnahmen des
Chefs des US-Geheimdienstes NSA und aus
Großbritannien vom Koordinator der Ge-
heimdienste, wonach diese Berichte „zu-
mindest so, wie sie geschrieben sind, nicht
zutreffen“. Auch die deutschen Niederlas-
sungen von Internetunternehmen hätten
darauf hingewiesen, dass es nach ihrer
Kenntnis niemals einen flächendeckenden
Zugriff auf ihre Daten gegeben habe. 
Es sei auch US-Hinweisen zu verdanken,
dass Deutschland in den vergangenen Jah-

ren von großen Anschlägen verschont ge-
blieben sei, fügte der Ressortchef hinzu.
Freiheit brauche auch Sicherheit, doch dür-
fe das Sicherheitsstreben nicht so weit über-
zogen werden, „dass die Freiheit Schaden
nimmt“, mahnte er. Es müsse immer sicher-
gestellt werden, dass „alles verhältnismäßig
ist“. Wichtig sei, dass sich in den USA und
Europa Behörden und Sicherheitsdienste
immer an Recht und Gesetz zu halten ha-
ben und die Parlamente die Geheimdienste
kontrollieren. 

Asyl für Snowden gefordert Auf Aufklä-
rung über die britische und US-amerikani-
sche Datensammelpraxis pochten in der
Debatte alle Fraktionen. Zugleich wiesen
Vertreter der Union und der FDP Vorwürfe
aus den Reihen der Opposition zurück, die
Bundesregierung schütze die Rechte der
Bürger nicht hinreichend.
Oppermann betonte, der „schrankenlose
Zugriff“ von Nachrichtendiensten auf die
privaten Informationen von Bürgern sei il-
legal und verfassungswidrig. Die Bundesre-
gierung habe die Pflicht, gegenüber der
amerikanischen und der britischen Regie-
rung „zu intervenieren und die Rechte deut-
scher Staatsbürger zu schützen“. Notwendig
sei eine „europäische Cybersicherheitsstra-
tegie" sowie eine Überarbeitung der euro-
päischen Datenschutzrichtlinie. 
Jelpke forderte von der Bundesregierung
„klare Ansagen“, was sie tun wolle, „um die
Überwachungsangriffe aus den USA und
Großbritannien“ abzuwehren. Die Aufgabe,

die Bürger vor diesen Angriffen zu schützen,
habe die Bundesregierung „sträflich ver-
nachlässigt“. Jelpke verwies zudem darauf,
dass Snowden „schwerste Verfolgung durch
die US-Behörden“ drohe, nachdem er die
„Schnüffelpraxis der USA und der Geheim-
dienste aufgedeckt“ habe. Snowden verdie-
ne „unsere Solidarität und unser Asyl“. 
Künast warf mit Blick auf Snowden die Fra-
ge auf, wie es sein könne, „dass ein Land je-
manden, der nur sagt, was er
arbeitet, zum meistgesuch-
ten Menschen der Welt
macht“. An Friedrich ge-
wandt fragte Künast zudem,
wo seine „Aktivitäten“ blie-
ben, um „unser aller Rechte“
in Deutschland zu wahren.
„Wir wollen wissen, was
passiert ist; wir wollen laut
sagen, was rechtlich nicht
geht“, unterstrich Künast.
Auch solle die Bundesregie-
rung prüfen, welche rechtli-
chen Schritte man gegen die USA und Groß-
britannien unternehmen könne wie bei-
spielsweise ein „Vertragsverletzungsverfah-
ren wegen Missachtung und Verletzung des
europäischen Rechts“.
Schulz forderte für die FDP „Aufklärung
und Transparenz über diese Programme auf
allen Kanälen“. Darum bemühe sich die
Bundesregierung, „die Briefe geschrieben
hat und auf Antworten wartet“. Man wolle
keine inhaltlichen Details wissen, sondern,
„auf welcher Rechtsgrundlage (...) diese

Dinge“ geschehen, welche Daten in wel-
chem Umfang abgegriffen werden und ob
Deutsche davon betroffen sind. „Unter
Freunden haben wir ein Recht darauf, das zu
erfahren“, fügte Schulz hinzu. Diese Trans-
parenz sei „zwingend erforderlich für eine
entwickelte Demokratie“. 
Der Parlamentarische Geschäftsführer der
Unions-Fraktion, Michael Grosse-Brömer
(CDU), bescheinigte der Bundesregierung,

sie habe „schnell und be-
sonnen gehandelt“ und sich
um Aufklärung bemüht.
Auch wäre er „vorsichtig mit
schnellen, voreiligen
Schlussfolgerungen“. In
Deutschland gebe es „klare
gesetzliche Grundlagen“,
und wenn „andere die nicht
einhalten“, werde nachge-
fragt und „in einen kriti-
schen Dialog eingetreten“.
Niemand könne angesichts
der Aussagen Snowdens be-

ruhigt sein. Vielmehr sei hier vollständige
Aufklärung gefragt, die aber auch stattfinde.
Die Bundesregierung werde Fragenkataloge
erstellen und „gerade befreundete Staaten
und Nachbarn auffordern, hier vernünftig
Auskunft zu geben“. Man müsse im Interes-
se der Bürger in Deutschland einen „kriti-
schen bilateralen Dialog mit denjenigen
führen, die all das angeblich durchgeführt
haben“. Dies sei Aufgabe der Bundesregie-
rung, „und diese Aufgabe erfüllt sie hervor-
ragend“. Helmut Stoltenberg ❚

Prostitution wird stärker kontrolliert.

DATENSCHUTZ Alle Fraktionen wollen Offenlegung der amerikanischen und britischen Internetüberwachung   

Aufklärung unter Freunden  
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Gegen Menschenhandel
RECHT Stärkere Kontrolle von Menschenhandel und Prostitution

Die Oppositionsfraktionen von SPD und
Bündnis 90/Die Grünen sind vergangenen
Donnerstag mit neuerlichen Anläufen ge-
scheitert,  die Bestechung und Bestechlichkeit
von Abgeordneten unter Strafe zu stellen. Bei-
de Fraktionen hatten entsprechende Ände-
rungsanträge zu dem vom Bundestag in mo-
difizierter Fassung (17/14192) verabschiede-
ten Regierungsentwurf eines „Gesetzes gegen
unseriöse Geschäftspraktiken“ (17/13057)
eingebracht. Gegen den Antrag der SPD-Frak-
tion (17/14240) votierten 319 Abgeordnete,
während 201 für die Vorlage stimmten und
66 sich enthielten. Auch der Grünen-Antrag
(17/14242) wurde mit den Stimmen der Ko-
alition bei Enthaltung der Linksfraktion ab-
gelehnt. Beide Anträge sahen vor, die „Be-
stechlichkeit und Bestechung der Mitglieder
von Volksvertretungen“ mit bis zu fünf Jahren
Haft oder einer Geldstrafe zu ahnden. 

»Riesenskandal« In der Debatte verwies der
Parlamentarische SPD-Fraktionsgeschäfts-
führer Thomas Oppermann darauf, dass
Deutschland eines der wenigen Länder sei, in
denen Bestechung und Bestechlichkeit von
Abgeordneten nicht strafbar sei. 2003 habe
die Bundesregierung ein UN-Abkommen un-
terschrieben, das die Unterzeichnerstaaten
verpflichtete, die Korruption von Abgeordne-
ten unter Strafe zu stellen. Das Abkommen

sei noch nicht in nationales Recht umgesetzt,
weil sich die Koalition weigere, dies zu tun.
Zwar hätten alle drei Oppositionsfraktionen
einen entsprechenden Gesetzentwurf einge-
bracht, doch habe die Koalition mit ihrer
Mehrheit im Rechtsausschuss achtmal ver-
hindert, dass darüber abgestimmt werden
könne. Der Grünen-Abgeordnete Jerzy Mon-
tag nannte es einen „Riesenskandal“, dass die
Koalition im Ausschuss achtmal die Befas-
sung mit dem Thema von der Tagesordnung
genommen habe  . 
Der CSU-Abgeordnete Thomas Silberhorn
entgegnete, wenn es um Stimmenkauf gehe,
stehe die Abgeordnetenbestechung im
Deutschland sehr wohl unter Strafe. Auch
würden die Gesetzentwürfe der Opposition
nach übereinstimmender Bewertung von
Sachverständigen „den verfassungsrechtli-
chen Anforderungen bei weitem nicht ge-
recht“. Silberhorn bot zugleich an, das Thema
nach der Bundestagswahl nochmals aufzu-
greifen „mit der Intention, zu einer Fraktions-
übergreifenden Regelung zu kommen“.  
Für Die Linke kritisierte ihre Abgeordnete Ha-
lina Wawzyniak, mit den Änderungsanträgen
von SPD und Grünen würden „leider nach-
trägliche Dankeschön-Spenden nicht unter
Strafe gestellt“. Ihre Fraktion enthalte sich bei
der Abstimmung „trotz aller grundsätzlichen
Sympathie für das Anliegen“. sto ❚

Neuer Anlauf nach Wahl   
BUNDESTAG Vorlagen zu Abgeordnetenbestechung abgelehnt

Das Thema sorgt seit Jahren für hitzige
Emotionen an Stammtischen: Auch zu Zei-
ten von Finanzkrisen und Rezessionen stie-
gen die Gehälter von Wirtschaftsbossen teils
kräftig an, während viele Arbeitnehmer den
Gürtel enger schnallen mussten. Vergange-
ne Woche verabschiedete der Bundestag
nun mit der schwarz-gelben Koalitions-
mehrheit einen Gesetzentwurf der Bundes-
regierung (17/8989) in modifizierter Fas-
sung (17/14214), wonach die Hauptver-
sammlung einer börsennotierten Gesell-
schaft jährlich das vom Aufsichtsrat
vorgelegte Vergütungssystem für Vorstands-
mitglieder billigen muss. Dabei sind Anga-
ben zu den höchstens erreichbaren Bezügen
für die einzelnen Vorstandsmitglieder zu
machen. Aus Sicht der Koalition wird durch
die Ausweitung des Einflusses der Haupt-
versammlung die Verantwortung der Eigen-
tümer gestärkt. Diese hätten ein Interesse an
der Begrenzung von Ausgaben samt der Be-
zahlung von Vorständen, da diese Kosten zu
Lasten der Rendite gingen.
Keine Mehrheit fanden Anträge von SPD
(17/13472) und Grünen (17/13239),  Ma-
nagergehälter über eine Begrenzung der
steuerlichen Abzugsfähigkeit von Vor-
standseinkommen zu beschränken. In bei-
den Vorlagen ging es im Kern darum, die
volle Absetzbarkeit von Managereinkünften

nur noch bis 500.000 Euro zu gestatten.
Nach Meinung der SPD führt eine Aufwer-
tung der Hauptversammlung nicht zur Li-
mitierung von Vorstandseinkünften, weil
dort nicht Kleinaktionäre, sondern institu-
tionelle Anleger die Mehrheit hätten. Zu-
dem werde die Mitbestimmung ausgehe-
belt, da Arbeitnehmer in Hauptversamm-
lungen nicht vertreten seien. kos ❚

Topverdiener: VW-Chef Martin Winterkorn
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Die Aktionäre entscheiden
MANAGERGEHÄLTER Bundestag beschließt Neuregelung 
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»Anlasslos wird
vermutlich alles 

gesammelt,
was sich 

gerade aktuell
im Netz tut.«
Renate Künast (Grüne) 

»Ich wäre 
vorsichtig mit

schnellen,
voreiligen
Schluss-

folgerungen.« 
Michael Grosse-Brömer (CDU)

Demonstranten protestieren Mitte Juni am Checkpoint Charlie in Berlin gegen die mutmaßliche US-Datensammelpraxis mit dem Spähprogramm Prism.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Bundestag dringt auf Schutz  
für syrische Flüchtlinge 
Der Bundestag fordert eine großzügigere
Aufnahme syrischer Flüchtlinge in Europa.
„Die Anrainerstaaten Syriens sind als Auf-
nahmestaaten überlastet und benötigen
dringend unsere Solidarität“, heißt es in ei-
nem gemeinsamen Antrag (17/14136)  der
Fraktionen von CDU/CSU, SPD, FDP und
Grünen mit dem Titel „Syrische Flüchtlinge
schützen“, den das Parlament am Freitag
einstimmig verabschiedete. Danach soll un-
ter anderem auf nationaler Ebene der mit
den Bundesländern abgestimmte Beschluss
zur vor-übergehenden Aufnahme von 5.000
syrischen Flüchtlingen in Deutschland
„möglichst zügig“ umgesetzt werden. Kei-
ne Mehrheit fand ein gleichlautender Antrag
der Fraktion Die Linke (17/13933) . ahe ❚

Kompromiss beim Altersgeld
für Bundesbeamte gebilligt
Der Bundestag hat vergangenen Donners-
tag den Kompromissvorschlag des Vermitt-
lungsausschusses zum Altersgeld für Beam-
te bei freiwilligem vorzeitigem Ausscheiden
aus dem Bundesdienst (17/14124) einstim-
mig gebilligt. Der Einigungsvorschlag stellt
klar, dass das neue Altersgeld nur auf Bun-
desebene gilt. Es beschränkt sich auf Fälle,
in denen ein Bundesbeamter, der zum Bei-
spiel in die Wirtschaft wechselt, einen An-
spruch auf Mindestversorgung gegenüber
dem Bund oder einem der Aufsicht einer
Bundesbehörde unterliegenden Dienstherrn
hat. Der Bundesrat kann nun das geänderte
Gesetz in seiner nächsten Sitzung am 5. Ju-
li 2013 abschließend behandeln. sto ❚

Vorstöße für Liberalisierung
der Visapolitik abgelehnt
Der Bundestag hat Vorstöße der Fraktionen
Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen zur Li-
beralisierung der Visapolitik abgelehnt. Ge-
gen einen Antrag der Linksfraktion  für „um-
fassende Visaliberalisierungen für Men-
schen in Russland und Osteuropa“
(17/9191) stimmten vergangene Woche ne-
ben der schwarz-gelben Koalitionsmehrheit
auch die oppositionellen Sozialdemokraten.
Auch ein Grünen-Antrag mit dem Titel „Vi-
sapolitik liberalisieren“ (17/9951) scheiter-
te an den Gegenstimmen von CDU/CSU, SPD
und FDP. sto ❚

Linke-Antrag zu Schutz für
Flüchtlinge gescheitert 
Keine Mehrheit hat die Fraktion Die Linke im
Bundestag gefunden mit einem Antrag für
einen „wirksamen Schutz für Flüchtlinge,
die wegen ihrer sexuellen Identität verfolgt
werden"(17/9193). Während die Koalition
die Vorlage vergangene Woche im Parla-
ment ablehnte und die SPD-Fraktion sich
enthielt, votierten neben der Linksfraktion
auch die Grünen für den Antrag. Darin ver-
wies Die Linke darauf, dass Lesben, Schwu-
le, Bisexuelle, Transgender, Trans- und Inter-
sexuelle in vielen Staaten massiv in ihrem
Recht auf freie Entfaltung ihrer Persönlich-
keit und sexuelle Selbstbestimmung verletzt
würden. „Dennoch wird ihnen häufig eine
Rückkehr oder Abschiebung ins Herkunfts-
land zugemutet“, hieß es in der Vorlage. Da-
rin wurde die Bundesregierung unter ande-
rem aufgefordert, Betroffenen aus Ländern,
„in denen die sexuelle Identität (strafrecht-
lich) kriminalisiert wird“, einen Schutzstatus
zu verleihen. sto ❚

KURZ NOTIERT
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Regierung soll Konzept für 
die Elbregion erstellen 
Die Elbregion soll mit einem zukunftswei-
senden Gesamtkonzept ökologisch und öko-
nomisch weiterentwickelt werden. Dieser
Forderung von CDU/CSU und FDP
(17/14112) stimmte der Bundestag am Don-
nerstag zu. Deshalb soll die Bundesregie-
rung nach Maßgabe verfügbarer Haushalts-
mittel alles dafür tun, bis zum Sommer 2013
die Eckpunkte für das Gesamtkonzept Elbe
im Konsens mit den Bundesländern und un-
ter Beteiligung der Akteure und Interessen-
gruppen herzustellen und auf dieser Basis
bis Ende 2014 gemeinsam mit den Bundes-
ländern ein Gesamtkonzept und Maßnah-
menpaket für die Elbe erarbeiten. Diese
Maßnahmen des Gesamtkonzepts sollen
mit höchster Priorität umgesetzt werden,
um die ökologischen und verkehrlichen Ver-
hältnisse der Elbe schnellstmöglich zu ver-
bessern und zu erhalten, heißt es in dem An-
trag. mik ❚

Linke-Antrag zum Berliner
Großflughafen abgelehnt
Für einen umfassenden Lärmschutz am neu-
en Berliner Flughafen BER setzt sich die
Fraktion Die Linke in einem Antrag
(17/14118) ein, den der Deutsche Bundes-
tag  am Donnerstag ablehnte. Darin forder-
ten die Abgeordneten unter anderem, die
Bundesregierung solle den laut Planfeststel-
lung markierten Lärmpegel am Tag in ge-
schlossenen Innenräumen anerkennen. Es
solle zudem auf einen Beschluss hingewirkt
werden, der die Geschäftsführung verpflich-
tet, kein Planänderungsverfahren einzulei-
ten, das diesem Ziel widerspricht. Weiter
sollte sie die Finanzierung des Schallschutz-
programmes sicherstellen und darauf hin-
wirken, dass die Genehmigung des Nacht-
flugbetriebs nicht weiter aufrechterhalten
wird. mik ❚

Regierung soll Ausbau von
Schienenwegen forcieren
Einen stärkeren Ausbau der grenzüber-
schreitenden Schienenverkehrsachsen for-
dern die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und
FDP in einem Antrag (17/14140), dem der
Bundestag am Donnerstag zustimmte. Da-
nach soll die Bundesregierung im Rahmen
der verfügbaren Haushaltsmittel bei der
Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans
(BVWP) 2015 mit geeigneten Bewertungs-
kriterien den vereinbarten Ausbau von
grenzüberschreitenden Schienenverkehrs-
achsen im Rahmen des transeuropäischen
Kernnetzes priorisieren und die Umsetzung
der in BVWP 2003 als internationale Projek-
te benannten Vorhaben zur Verbesserung
von grenzüberschreitenden Personen- und
Güterverkehren forcieren. Die Fertigstellung
von bereits im Bau befindlichen Vorhaben
sollte nach Möglichkeit beiderseits der
Grenzen beschleunigt werden, heißt es in
dem Antrag. mik ❚

Keine umfassende Prüfung
der Kosten durch Lärm
Die Bundesregierung muss keinen Vorschlag
für eine gesetzliche Regelung unterbreiten,
mit dem zukünftig Gesundheitsschutz an
bestehenden zu lauten Straßen- und Schie-
nenstrecken gewährleistet werden sollte. Ei-
nen Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grü-
nen  (17/13915) lehnte der Bundestag am
Donnerstag auf Beschlussempfehlung des
Verkehrsausschusses (17/ 14151) ab. Zudem
sollte  die Regierung eine umfassende Prü-
fung zu den Kosten einer Lärmsanierung an
Straßen und Schienen vornehmen und die
Mittel für die Lärmsanierung an Schienen
und Straßen des Bundes auf jeweils 200 Mil-
lionen Euro jährlich festlegen. Viele Men-
schen, die an lauten Straßen oder Schienen-
strecken wohnen, würden um Schlaf und
Gesundheit gebracht, heißt es zur Begrün-
dung. Mehr als elf Millionen Menschen sei-
en davon betroffen. In Deutschland würden
jährlich Lärmkosten in Höhe von 9,7 Milliar-
den Euro entstehen. mik ❚

Grünen-Vorstoß zur Strecke
Wendlingen-Ulm abgelehnt 
Beim Bau der ICE-Neubaustrecke Wendlin-
gen-Ulm muss nicht mehr  Transparenz her-
gestellt werden. Einen Antrag der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (17/9741), in dem
mehr Transparenz gefordert wurde, lehnte
der Bundestag am Donnerstag ab
(17/10865). Deshalb sollte die Bundesregie-
rung über die Mitglieder des Aufsichtsrats
der Deutschen Bahn AG einen Beschluss
herbeiführen, der das Management des
Konzerns zur vollumfänglichen Transparenz
bei den Projekten Neubaustrecke-Wendlin-
gen-Ulm und Stuttgart 21 verpflichte und
dem Haushalts- und der Verkehrsausschuss
darlegen sollte, in welcher Weise die Pro-
jektfinanzierung für die Neubaustrecke-
Wendlingen-Ulm nach 2018 gesichert wer-
den soll. Weiter sollte eine erneute und un-
abhängige Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
in Auftrag gegeben werden. mik ❚

KURZ NOTIERT Der globalisierte
Steuerbürger
FINANZEN Daten werden bald automatisch ausgetauscht. Abkommen mit den USA

Wenn es um Finanzgeschäfte und Steuern geht, rückt die Welt immer enger zusammen.

Alle wollen
Gleichstellung
STEUERRECHT Der Deutsche Bundestag hat
am Donnerstag der Gleichstellung eingetra-
gener Lebenspartnerschaften mit der Ehe im
Einkommensteuerrecht zugestimmt. Alle
Fraktionen stimmten für den von den Ko-
alitionsfraktionen CDU/CSU und FDP ein-
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Än-
derung des Einkommensteuergesetzes in
Umsetzung der Entscheidung des Bundes-
verfassungsgerichts vom 7. Mai 2013
(17/13870, 17/14195). Das Karlsruher Ur-
teil sieht eine Anwendung des Splittingtarifs
für Lebenspartnerschaften vor.
Zu den Haushaltsausgaben heißt es, die
Steuermindereinnahmen würden in diesem
Jahr 175 Millionen Euro betragen. 150 Mil-
lionen davon entstehen wegen der rückwir-
kenden Gleichstellung von Lebenspartner-
schaften mit der Ehe für alle noch offenen
Fälle. 2014 wird mit Mindereinnahmen in
Höhe von 40 Millionen Euro gerechnet,
2015 mit 65 Millionen Euro und ab 2016
mit 70 Millionen Euro für alle staatlichen
Ebenen zusammen. In der Begründung des
Gesetzentwurfs wird darauf hingewiesen,
dass durch die Teilnahme von Lebenspart-
nern an der pauschalierenden Wirkung des
Splittingverfahrens Unterhaltszahlungen
für den Lebenspartner beziehungsweise die
Lebenspartnerin nicht mehr nachgehalten
und für den steuerlichen Abzug im einzel-
nen nachgewiesen werden müssten.
Die SPD-Fraktion wollte mit ihrem von der
Koalitionsmehrheit abgelehnten Entwurf
(17/13871) über die zwingenden Vorgaben
des Bundesverfassungsgerichts hinaus auf
Antrag der Lebenspartner auch die Ände-
rung bereits bestandskräftiger Steuerfestset-
zungen ermöglichen. Die Grünen wollten
mit ihrem ebenfalls abgelehnten Entwurf
(17/13872) auch eine Rückwirkung ab dem
Inkrafttreten des Lebenspartnerschaftsge-
setzes (31. Juli 2001) erreichen. hle ❚

Mehr Lärmschutz
für Anwohner 
VERKEHR UND BAU Die Bundesregierung
soll eine sozialverträgliche und anwohner-
freundliche Schienenhinterlandanbindung
zur Festen Fehmarnbeltquerung gewährleis-
ten. Dies beschloss der Bundestag am Don-
nerstag, in dem er einem Antrag von
CDU/CSU und FDP (17/14113) zustimmte.
Deshalb soll die Regierung sich bei den wei-
teren Planungen für akzeptable Formen so-
wohl bei der Trassenführung als auch beim
Lärmschutz einsetzen und prüfen, inwie-
weit sich die Trasse als Modellprojekt eig-
net, um weitere technische Innovationen
zur Reduzierung von Lärm und Erschütte-
rung durch  rollendes Material voranzutrei-
ben. Schließlich soll sie sicherstellen, dass
der Ausbau der Schienenhinterlandanbin-
dung den aktuellen Lärmschutzanforderun-
gen entspricht und prüfen, ob beim Bau ei-
ner gegebenenfalls erforderlichen neuen
Sundquerung nicht eine Tunnellösung in
Betracht gezogen werden könnte. Der Bau
einer festen Querung über den Fehmarnbelt
und dem dazugehörigen Aus- und Neubau
der Straßen- und Schienenhinterlandanbin-
dungen ist eines der wichtigsten Verkehrsin-
frastrukturprojekte der Bundesrepublik
Deutschland, heißt es  in dem Antrag. Die
Region Ostholstein/Stormann/Kreis Her-
zogtum Lauenburg sei besonders von der
zukünftigen Entwicklung betroffen. Dort
würden starke Beeinträchtigungen und
Lärmbelästigungen befürchtet. mik ❚

F
ür den einen ist es Fluch, für den
anderen Segen: In den weltwei-
ten Kommunikationsnetzen lie-
gen sinnvoller Gebrauch und
Missbrauch faktisch nebenei-
nander. Während die Empö-

rung über Datenabzweigungen von Ge-
heimdiensten groß ist, verändert sich in der
internationalen Finanzwirtschaft das Leben
völlig: Wo immer ein Euro durch Dividen-
den, Zinsen oder Spekulationsgewinne ver-
dient wird, soll in Zukunft eine automati-
sche Meldung an die heimischen Steuerbe-
hörden erfolgen. Das ist jedenfalls die Vor-
stellung der G 20, der größten Industrie-
und Schwellenländer, und auch die Organi-
sation für Entwicklung und Zusammenar-
beit (OECD) arbeitet bereits daran, den au-
tomatischen Datenaustausch in Steuersa-
chen zum allgemeinver-
bindlichen Standard zu
machen. 

Einnahmeverbesserung
Mit dem Kampf gegen Steu-
erhinterziehung und der Er-
fassung von Einnahmen
selbst aus den entlegensten
Winkeln der Erde wollen die
Regierungen ihre chronisch
leeren Kassen füllen. Da die
Welt durch den Datenaus-
tauch immer enger zusam-
menrückt, wird auch damit gerechnet, dass
Staaten, die bis zuletzt das Bankgeheimnis
noch etwas hoch hielten wie Österreich
oder die Schweiz, diesen Widerstand bald
aufgeben werden. 
Als großer Schritt nach vorne zur weltwei-
ten Erfassung von Kapitaleinkünften wird
das vom Bundestag am Donnerstag be-
schlossene deutsch-amerikanische Steuer-
abkommen angesehen, das genau diesen
automatischen Informationsaustausch ent-
hält. Mit den Stimmen der Koalitionsfrak-
tionen CDU/CSU und FDP sowie der SPD-
Fraktion und der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen stimmte der Bundestag dem von
der Koalition eingebrachten „Entwurf eines

Gesetzes zu dem Abkommen vom 31. Mai
2013 zwischen der Bundesrepublik
Deutschland und den Vereinigten Staaten
von Amerika zur Förderung der Steuerehr-
lichkeit bei internationalen Sachverhalten
und hinsichtlich der als Gesetz über die
Steuerehrlichkeit bezüglich Auslandskon-
ten bekannten US-amerikanischen Infor-
mations- und Meldebestimmungen"
(17/13704, 17/14185) zu. Die Fraktion Die
Linke enthielt sich.
Nach Ansicht der Bundesregierung ist der
automatische Informationsaustausch zwi-
schen den Staaten das kommende, sich ent-
wickelnde internationale Instrument. Auch
die Bundestagsfraktionen hatten bei einer
Aussprache im Finanzausschusse des Bun-
destages dieses Instrument übereinstim-
mend begrüßt, auch wenn die Beurteilun-

gen im Detail auseinander-
gingen und die SPD wegen
ihrer Bedenken nur „schwe-
ren Herzens“ zustimmte.
Wie die SPD-Fraktion hatte
auch die Fraktion Bündnis
90/Die Grünen Zweifel, ob
angesichts der US-Gesetzge-
bung vollständige Transpa-
renz hergestellt werde, be-
grüßte aber den Gesetzent-
wurf, weil jetzt eine weitere
Stufe zum Informationsaus-
tausch über Europa hinaus

genommen werde. Die Linksfraktion kriti-
sierte dagegen, die amerikanische Vorschrif-
ten zur Bekämpfung der Steuerhinterzie-
hung, die als Foreign Account Tax Compli-
ance Act (FATCA) bekannt geworden sind,
seien unzureichend umgesetzt worden. Die
Bundesregierung halte daran fest, die Reste
des Bankgeheimnisses zu bewahren. Die
FDP-Fraktion nannte den internationalen
Informationsaustausch die einzige Mög-
lichkeit, in diesem als Problem erkannten
Bereich voranzukommen.
Wie es in der Denkschrift zu dem Abkom-
men heißt, war der Austausch von Steuerda-
ten bereits mit dem Doppelbesteuerungsab-
kommen von 1989 mit Änderungsproto-

koll vom 1. Juni 2006 vereinbart worden.
„Mit dem vorliegenden Abkommen möch-
ten beide Staaten die Zusammenarbeit bei
der Bekämpfung der Steuerhinterziehung
weiter ausbauen“, heißt es in der Denk-
schrift, in der außerdem ausgeführt wird:
„Beide Staaten sehen in einem automati-
schen Informationsaustausch, der die Nut-
zung ausländischer Bankkonten und be-
stimmte Kapitalanlagen einbezieht, ein ge-
eignetes Mittel, Steuerhinterziehung im
grenzüberschreitenden Bereich zu bekämp-
fen.“
In dem Abkommen geht es auch um die
FATCA-Vorschriften. Damit werden auslän-
dische Finanzinstitute in die Bekämpfung
der Steuerhinterziehung dadurch einbezo-
gen, indem sie bestimmten Meldepflichten
gegenüber der US-Steuerbehörde unterlie-
gen. Dabei geht es um Konten, deren Inha-
ber in den USA steuerpflichtig sind. Wenn
ausländische Finanzinstitute die FATCA-
Meldepflichten nicht erfüllen, wird auf Er-
träge aus amerikanischen Quellen eine be-

sondere Quellensteuer in Höhe von 30 Pro-
zent erhoben, „und diese Steuer wäre nur
über aufwändige Verfahren wieder erstat-
tungsfähig“, heißt es in der Denkschrift.
Allerdings ist die Arbeit mit der Einführung
des automatischen Informationsaustauschs
noch lange nicht erledigt. So weist die SPD-
Fraktion in einem Antrag (17/12819) auf
„schädlichen Steuerwettbewerb in der Euro-
päischen Union“ hin, gegen den etwas un-
ternommen werden müsse. Ein Problem
sei, dass es keine Vereinbarungen über Min-
destsätze bei der Körperschaftsteuer gibt.
Dadurch würden den Staaten Steuern in
Milliardenhöhe entgehen. Konzerne wür-
den in vielen Fällen trotz hoher Gewinne
niedrige Steuerquoten ausweisen. Die Steu-
ervermeidung der Konzerne beruhe regel-
mäßig auf der grenzüberschreitenden Verla-
gerung von Gewinnen in Niedrigsteuerlän-
der. „Die benutzten Praktiken werden als
Steuerplanung bezeichnet und sind zwar
formal legal, stehen aber zur Intention der
Steuergesetze oftmals im Widerspruch“,
schreibt die SPD-Fraktion. Gewinne wür-
den durch unangemessene konzerninterne
Verrechnungspreise, Zinszahlungen oder Li-
zenzgebühren aus dem Quellenstaat in
Staaten mit vorteilhaften Steuersystemen
abgesaugt. Bei der Steuerplanung würden
außerdem Unstimmigkeiten zwischen zwei
oder mehr Steuersystemen ausgenutzt, um
die Steuerschuld zu senken. Die Einnahme-
ausfälle würden den Staaten dringend erfor-
derliche Mittel für öffentliche Investitionen
entziehen. 
Der Antrag wurde aber vom Bundestag am
Donnerstag ebenso abgelehnt wie ein wei-
terer Antrag der SPD-Fraktion (17/13716),
die „globale Steuergestaltung verhindern
und Regulierungsschlupflöcher stopfen“
wollte. Hans-Jürgen Leersch ❚

Der 
automatische
Austausch von
Steuerdaten ist
das kommende
internationale

Instrument.

>KOMPAKT

> Steuerflucht Nach einer Studie für das
Europäische Parlament entgehen
Deutschland jährlich Steuereinnahmen
von 150 Milliarden Euro durch Steuer-
flucht und Steuervermeidung. In der ge-
samten EU sollen es eine Billion Euro sein.

> Maßnahmen Großunternehmen sollen
verpflichtet werden, ihre Steuerzahlun-
gen, Gewinne, Umsätze, Beschäftigten
und Kapitalbestände nach Ländern offen-
zulegen, fordern SPD und Grüne in einem
gemeinsamen Antrag (17/13717).

> Abstimmung Der Bundestag lehnte die-
ses von den beiden Fraktionen auch unter
dem Begriff des „Country-by-Country-Re-
porting“ bekannt gewordene Verfahren
am Donnerstag mit Koalitionsmehrheit ab.
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E
ine Woche nach seiner Ankün-
digung vor dem Brandenbur-
ger Tor, sich stärker für den Kli-
maschutz einzusetzen, zeigte
sich US-Präsident Barack Oba-
ma kämpferisch:„Die Frage ist,

ob wir den Mut haben zu handeln, bevor es
zu spät ist“ sagte Obama bei der Vorstellung
der bislang ehrgeizigsten Klimainitiative der
USA in der vergangenen Woche in Washing-
ton. Dabei kündigte der US-Präsident an,
den Ausstoss von Treibhausgasen bis 2030
um drei Milliarden Tonnen zu verringern –
gut die Hälfte des jährlichen CO2-Aussto-
ßes des EU-Energiesektors. Neben der Be-
grenzung von Emissionen aus Kohlekraft-
werken plant Obama unter anderem neue
Standards für den Benzinverbrauch schwe-
rer Lastwagen und Maßnahmen für eine
bessere Energieeffizienz bei Haushaltsgerä-
ten und öffentlichen Gebäuden. Diese Maß-
nahmen will Obama weitgehend mit Ver-
ordnungen durchbringen, denn einem neu-
en Klimaschutzgesetz, dessen zentraler
Punkt ein Emissionshandelssystem wäre,
werden bei den derzeitigen Mehrheitsver-
hältnissen im US-Kongress keine Chancen
eingeräumt. 2009 war Obama dort mit sei-
nem Plan für ein Klimaschutzgesetz ge-
scheitert. Der US-Bundesstaat Kalifornien
zeigte im vergangenen Jahr, dass es trotz-
dem funktionieren kann: Im November
2012 ließ der südliche Bundesstaat erstmals
Emissionszertifikate versteigern und wurde
damit zu einem der größten Emissionshan-
delssysteme nach dem der Europäischen
Union. 

Starker Preisverfall Das System der Euro-
päer eignet sich nach  Meinung vieler Exper-
ten momentan aber nicht als Vorbild für ein
funktionierendes System. So liegt der Preis
der Zertifikate für CO2-Emissionen nicht
bei den angestrebten 30 Euro pro Tonne,
sondern im Moment werden dafür nur rund
vier Euro pro Tonne bezahlt. Mit dem Ziel,
den Emissionshandel zu stärken, hatten
SPD und Bündnis 90/Die Grünen zwei An-
träge (17/13193, 17/13907) eingebracht. In

denen hatten sie gefordert, den Vorschlag
der EU-Kommission für das sogenannte
Backloading, die zeitweise Herausnahme
von Zertifikaten aus dem Handel, zu unter-
stützen. Eine Forderung, die in der Regie-
rung umstritten ist, weil viele Umweltpoli-
tiker der Union sowie Umweltminister Pe-
ter Altmaier (CDU) den Vorschlag unter-
stützen. Wirtschaftsminister Philipp Rösler
(FDP) lehnt Reparaturen am Emissionshan-
del hingegen vehement ab. 

Neuer Backloading-Vorschlag Im April
hatte sich das Europäische Parlament mit
knapper Mehrheit gegen den Vorschlag der
Kommission ausgesprochen. An diesem
Mittwoch steht nun ein modifizierter Vor-
schlag im Europaparlament erneut zur Ab-
stimmung. Der Kompromiss sieht vor, dass
bis 2016 insgesamt 900 Millionen Tonnen
CO2-Zertifikate zurückgehalten werden sol-
len. Eine Zahl, die Tina Löffelsend vom
Bund für Naturschutz und Umwelt (BUND)
bei einer Anhörung im Umweltausschuss in
der vergangenen Woche, die sich mit der Bi-
lanz und der  zukünftigen Ausgestaltung des
Emissionshandels beschäftigte, schlicht als
„ungenügend“ bezeichnete. Backloading
könne noch Effekte erzielen, es werde aber
vor allem als „politisches Signal“ verstan-
den, sagte sie. 
Felix Christian Matthes vom Öko-Institut
erklärte, dass sich das Europäische Emissi-
onshandelssystem, kurz EU ETS, „in einer
tiefen Krise“ befinde, weil es eine „Überaus-
stattung“ mit rund zwei Milliarden Zertifi-
katen gebe. Matthes, der andere Staaten bei
der Einführung von Emissionshandelssyste-
men berät, führte dies vor allem auf zwei
Gründe zurück: zum einen auf die Wirt-
schaftskrise, die zu einem Überschuss von
rund 500 Millionen Zertifikaten geführt ha-
be. Zum anderen sei eine große Zahl von
Zertifikaten, 1, 5 Milliarden Stück, aus dem
sogenannten Clean Development Mecha-
nism (CDM) zugeflossen. Industrieländer
können mittels dieser CDM-Zertifikate Kli-
maprojekte in weniger entwickelten Staaten
unterstützen. Das heißt, sie können sich die

positiven Erträge aus diesen Projekten sel-
ber gutschreiben lassen. 
Die zu hohe Ausstattung mit Zertifikaten ist
nach Auffassung von Professor Joachim
Weimann allerdings nicht das Problem des
europäischen Emissionshandels. Der Pro-
fessor der Otto-von-Guericke-Universität
Magdeburg machte vielmehr ein „in hohem
Maße ineffizientes und schädliches Neben-
einander von Emissionshandel und Erneu-
erbarem-Energien-Gesetz“ (EEG) für die
Krise des Handelssystems verantwortlich. Er
betonte, dass die Menge der Emissionsrech-
te eine politische Entscheidung sei, um ein
ökologisches Ziel zu erreichen. 
Dem widersprach Tina Löffelsand. Sie be-
zeichnete den Zustand des EU ETS als „dra-
matisch“ und erklärte, dass das System nur
durch Knappheit funktioniere. Es habe aber
in Richtung Industrie keine „Knappheitssig-
nale“ gegeben. Sie bezweifele, dass die In-
dustrie durch das derzeitige Emissionshan-
delssystem große Mehrkosten habe. „Es zah-
len nur die kleinen Stromverbraucher für
die CO2-Ziele“, sagte sie. 

Zwei-Grad-Ziel Unter ganz anderen Ge-
sichtspunkten bewertete Thomas Hirsch
von der Organisation „Brot für die Welt“
den Emissionshandel. Er stellte die Frage, ob
der ETS seine Funktion als Lenkungsinstru-
ment erfülle und eine glaubwürdige Antwort
auf die Aufgabe Europas sei, das Zwei-Grad-
Ziel zu erreichen. In seiner jetzigen Form sei
das System „kein gutes Beispiel zur Nachah-
mung“, befand Hirsch. Gleichzeitig kritisier-
te er auch, dass Deutschland seine Vorreiter-
rolle eingebüßt habe. Ein Signal für eine Un-
terstützung des Backloading-Vorschlags
wird es auch vom Bundestag nicht geben. In
einer Sondersitzung des Umweltausschusses
am vergangenen Donnerstag wurde die Ab-
stimmung der Oppositionsanträge von SPD
und Grünen vertagt. Es bestehe noch Bera-
tungbedarf, erklärten CDU/CSU und FDP-
Fraktion. Da es sich um die letzte Sitzung
des Umweltausschusses handelte, sind die
Anträge für diese Legislaturperiode damit
vom Tisch. Annette Sach ❚

EMISSIONSHANDEL SPD und Grüne scheitern mit Vorstoß,
Handel mit CO2-Zertifikaten europaweit zeitweise zu begrenzen   

Schwert mit
stumpfer Klinge 

WIRTSCHAFT Das Haftungsrisiko für die Be-
treiber offener WLAN-Internetnetzwerke wird
nicht beschränkt. Die SPD-Fraktion scheiterte
am Donnerstag im Bundestag mit einem Antrag
(17/11145, 17/13793), der das Ziel hatte, das
Potenzial von WLAN-Netzen (Wireless Local
Area Network - „drahtloses lokales Netzwerk“)
für den Internetzugang im öffentlichen Raum
besser zu nutzen. Dazu sollten die Haftungsbe-
schränkung für sogenannte Access-Provider
(Internet-Dienstleister wie Telefongesellschaf-
ten) auch auf andere WLAN-Betreiber erweitert
werden. Inhaber dieser offenen WLAN-Zugän-
ge haben oft Probleme wegen der „Störerhaf-
tung“, falls diese Zugänge missbräuchlich ge-
nutzt werden. Für den Antrag stimmte nur die
SPD-Fraktion, CDU/CSU- und FDP-Fraktion
lehnten ab, während sich die Fraktionen Die Lin-
ke und Bündnis 90/Die Grünen enthielten.
In ihrem Antrag verweist die SPD-Fraktion da-
rauf, dass zahlreiche WLANs von Hotels und
Gaststätten als zusätzlicher Service für ihre

Kunden betrieben würden. Darüber hinaus sei
in den vergangenen Jahren auch die Zahl der
privaten offenen WLANs und von Gemein-
schaftsinitiativen stark gestiegen. Wegen der
unklaren Lage, ob sich die Betreiber dieser of-
fenen Netze auf die Haftungsbeschränkungen
des Telemediengesetzes berufen könnten, stel-
le der Betrieb von öffentlichen WLANs ein be-
trächtliches wirtschaftliches Risiko dar und ver-
hindere so den weiteren Ausbau von öffentli-
chen WLAN-Zugängen.
„Dem Zugang zu einem freien und leistungsfä-
higen Internet kommt in der digitalen Gesell-
schaft grundlegende Bedeutung zu“, schreibt
die Fraktion und erinnert daran, dass seit Lan-
gem die Forderung im Raum stehe, Regelungen
für die Betreiber von WLAN-Netzen zu schaffen,
um letztlich den Ausbau der digitalen Infra-
struktur und die Eröffnung von Zugängen zum
Netz im öffentlichen Raum voranzutreiben. Er-
innert wird in diesem Zusammenhang auch an
Bundesrats-Initiativen. hle ❚

Haftung bei WLAN-Netzen bleibt 

HAUSHALT Heftig kritisierte die Opposition in
einer Aktuellen Stunde am vergangenen Don-
nerstag das von der Union vorgelegten Wahl-
programm. Die darin enthaltenen „Wahlver-
sprechen“ in einem finanziellen Umfang von 50
Milliarden Euro seien nicht gegenfinanziert,
sagte Dietmar Bartsch (Die Linke). Kerstin An-
dreae (Bündnis 90/Die Grünen) sprach von sub-
stanzlosen Versprechen, mit denen die Politik-
verdrossenheit gefördert werde. Den Vorwurf,
die Union wolle die Rentenkassen plündern, er-
hob der Fraktionsvorsitzende der SPD, Frank-
Walter Steinmeier.
Über das Wahlprogramm habe man „intensiv“
diskutiert und sich „für Haushaltskonsolidie-
rung und gegen Steuererhöhungen“ ausge-
sprochen, entgegnete Hermann Gröhe (CDU).
Der Parlamentarische Staatssekretär im Bun-

desfinanzministerium, Steffen Kampeter (CDU),
betonte, man habe Maß gehalten und könne
sich nun auch etwas leisten. Aus Sicht von Flo-
rian Toncar (FDP) ist das Wahlprogramm „eine
gute Grundlage für die Fortsetzung der Regie-
rungskoalition“, auch wenn er eine klare Absa-
ge an Steuererhöhungen vermisse.
Insbesondere die Begründung, warum es für ei-
ne Mütterrente nun doch reichen solle, sei un-
glaublich, sagte Steinmeier. „Ich fasse es nicht,
dass sie tatsächlich von Reserven in der Ren-
tenkasse sprechen“. Schon zum Ende der
schwarz-gelben Regierung 1998 sei genauso
gedacht und gehandelt worden. Mit der Folge:
„Als Sie abtraten, waren die Rentenkassen
leer.“ Nun werde wieder geplant, die Renten-
kasse zu plündern. „Das werden wir aber nicht
zulassen“, kündigte er an. hau ❚

»Substanzlose Versprechen«

UMWELT Die Ergebnisse des Parlamentari-
schen Beirats für nachhaltige Entwicklung sol-
len in der Nachhaltigkeitsstrategie der Bundes-
regierung berücksichtigt werden. Das fordert
der Bundestag in einem Entschließungsantrag,
der in der vergangenen Woche mit den Stim-
men aller Fraktionen beschlossen wurde. Nur
die Fraktion Die Linke enthielt sich der Stimme.
Grundlage ist die Unterrichtung der Bundesre-
gierung (17/8721) und des Parlamentarischen
Beirats für Nachhaltigkeit (17/11670) zum Fort-
schrittsbericht 2012 der nationalen Nachhaltig-
keitsstrategie. In dem Antrag wird die Regie-
rung aufgefordert, die bestehenden Indikatoren
auf ihre Wirksamkeit zu prüfen. Der Vorsitzen-
de des Parlamentarischen Beirats,Andreas Jung
(CDU), forderte, das Gremium in der Geschäfts-
ordnung des Bundestages zu verankern. „Nach-
haltigkeit ist kein Modebegriff, sondern ein dau-

erhaftes Gebot“, sagte er. Deshalb solle er in
der kommenden Legislaturperiode, den Nach-
haltigkeitsbericht federführend begleiten. Auch
Ulrike Gottschalck (SPD) sprach sich für „ambi-
tioniertere Ziele“ aus und forderte für die
nächste Wahlperiode einen eigenen Bundes-
tagsausschuss. Michael Kauch (FDP) begrüßte
die „Verengung der Debatte auf den Klima-
schutz“. Er bedauerte, dass es nicht gelungen
sei, „Generationsbilanzen in der Gesetzesfol-
genabschätzung“ zu verankern.
Ralph Lenkert (Die Linke) kritisierte, dass nicht
geprüft werde, „ob ein Gesetz wirklich nachhal-
tig ist“ und warf der Bundesregierung fehlende
Glaubwürdigkeit vor. Valerie Wilms (Bündnis
90/Die Grünen) appellierte, den Nachhaltig-
keitsgedanken politisch umzusetzen anstatt al-
le vier Jahre eine neue Enquête-Kommission
einzusetzen. as ❚

Nachhaltigkeit als Dauer-Aufgabe

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

Der Vorsitzende des Deutschen Gewerk-
schaftsbundes (DGB), Michael Sommer,
hat die Politik und die Sozialpartner dafür
gelobt, es in dieser Legislaturperiode „mit-
einander geschafft“ zu haben, die Lehman-
Brothers-Krise „einigermaßen zu bewälti-
gen“. Dies sei ein „großer Erfolg unseres
deutschen Modells der Sozialen Marktwirt-
schaft“ gewesen, „möglicherweise der größ-
te nach dem Krieg“, sagte Sommer in der
letzten Woche bei einem Gespräch mit den
Mitgliedern des Wirtschaftsausschusses des
Bundestages. Möglich sei dies auch gewe-
sen, weil „die Sozialpartnerschaft funktio-
niert“. Die Gewerkschaften seien in regel-
mäßigem Gesprächskontakt mit den Wirt-
schaftsverbänden.

Bedeutung der Tarifautonomie In der
nächsten Legislaturperiode werde es, unab-
hängig von den Mehrheitsverhältnissen, ei-
ne wichtige Aufgabe sein, das „Gut Tarifau-
tonomie“ zu „achten, schützen und weiter-

zuentwickeln“, mahnte Sommer. In der
Tendenz nehme die Tarifbindung in der
deutschen Wirtschaft ab. Der neue Bundes-
tag und die neue Bundesregierung sollten
sich um Instrumente bemühen, die Tarif-
bindung wieder zu erhöhen und die Tarif-
autonomie zu stärken. In diesem Zusam-
menhag warb er für einen vom DGB und
der Bundesvereinigung Deutscher Arbeitge-
berverbände (BDA) gemeinsam vorgelegten
Gesetzentwurf zur Stärkung der Tarifbin-
dung, den die Politik bisher nicht aufgegrif-
fen habe. 
Mit noch größerem Nachdruck mahnte
Sommer zusätzliche Anstrengungen an, um
die „Krise in Europa zu bändigen“. Gelinge
das nicht, werde sie „auch nach Deutsch-
land durchschlagen“. Sommer warb für ei-
nen von den europäischen Gewerkschaften
erarbeiteten „Marshall-Plan“ für die Euro-
Zone. Dieser habe das „Ziel, privates Kapi-
tal zu mobilisieren“.
In dem Gespräch erfuhr der DGB-Vorsitzen-

de für viele seiner Anliegen
Zustimmung aus allen
Fraktionen. So erklärte der
Sprecher der FDP-Fraktion
ausdrücklich: „Ich glaube,
dass wir starke Gewerk-
schaften brauchen.“ Aller-
dings argumentierte er ge-
gen einen allgemeinen
Mindestlohn und warb für
das Koalitionsmodell bran-
chen- und regionalspezifi-
scher Mindestlöhne. . 
Der Ausschussvorsitzende
Ernst Hinsken (CSU) wür-
digte Sommers Auftritt mit
den Worten: „Starke Ge-
werkschaften sind die
Grundlage dafür, dass wir
sozialen Frieden in
Deutschland haben.“ pst ❚

Ein Lob der Politik

Der Emissionshandel ist das zentrale Instrument des Klimaschutzes: Wer CO2 ausstößt, soll auch dafür bezahlen.
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WIRTSCHAFT DGB-Chef Sommer will bessere Tarifbindung

DGB-Chef Sommer (links), Ausschussvorsitzender Hinsken
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Keine längere Verjährung 
bei Steuerhinterziehung
Die Verjährungsfristen bei Steuerhinterzie-
hung werden nicht angehoben. Der Bundes-
tag lehnte am Donnerstag mit der Mehrheit
der Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP
einen vom Bundesrat eingebrachten Ge-
setzentwurf (17/13664, 17/14159) ab, der
eine Verlängerung der Verjährungsfrist in al-
len Fällen auf zehn Jahre gefordert hatte. Für
den Entwurf stimmten die SPD-Fraktion und
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, wäh-
rend sich die Linksfraktion enthielt. In seiner
Begründung hatte der Bundesrat darauf hin-
gewiesen, dass in nicht besonders schweren
Fällen von Steuerhinterziehung die Steuer-
festsetzungsverjährung in der Regel zehn
Jahre, die Strafverfolgungsverjährung aber
fünf Jahre betrage. Auch im Hinblick auf die
zahlreichen seit 2010 aufgedeckten Steuer-
hinterziehungsfälle im Zusammenhang mit
ausländischen Vermögensanlagen sollten
alle Steuerstraftaten möglichst gleich lang
strafrechtlich geahndet werden können,
hatte der Bundesrat gefordert. hle ❚

Grüne: Steuerpflicht koppeln
an die Staatsbürgerschaft
Die Steuerpflicht soll an die deutsche Staats-
bürgerschaft geknüpft werden. Die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen fordert in einem An-
trag (17/14133) die Vorlage eines entspre-
chenden Gesetzentwurfs, um damit Steuer-
flucht durch Wohnsitzverlegung zu unter-
binden. Wie die Abgeordneten erläutern, ist
es vermögenden Privatpersonen durchaus
möglich, sich durch eine Verlagerung des
Wohnsitzes in Niedrigsteuerländer wie die
Schweiz oder Monaco der deutschen Steu-
erpflicht zu entziehen. Freibeträge sollen da-
für sorgen, dass der größte Teil der im Aus-
land lebenden Staatsbürger von der Rege-
lung nicht berührt wird und der Bürokratie-
aufwand gering bleibt. Der Bundestag
lehnte den Antrag am Donnerstag mit der
Mehrheit der Koalitionsfraktionen ab. hle ❚

Vorstoß zur Einrichtung einer
Bundesfinanzpolizei erfolglos
Eine neue Bundesfinanzpolizei als Wirt-
schafts- und Finanzermittlungsbehörde wird
es nicht geben. Der Bundestag lehnte am
Donnerstag einen entsprechenden Antrag
der Linksfraktion (17/12708, 17/13803) ab.
Die Finanzpolizei sollte nach den Vorstellun-
gen der Fraktion aus dem Zoll ausgegliedert
werden und die Aufgabe erhalten, organi-
sierte Geldwäsche, Außenwirtschaftskrimi-
nalität, Subventionsbetrug und organisier-
ten Schmuggel zu bekämpfen. hle ❚

KURZ NOTIERT

2014 weniger
Ausgaben geplant
HAUSHALT Der Bund will im kommenden
Jahr 295,4 Milliarden Euro ausgeben. Das
geht aus dem Etatentwurf der Bundesregie-
rung für das Haushaltsjahr 2014 hervor, den
das Bundeskabinett vergangene Woche ver-
abschiedete und den Finanzminister Wolf-
gang Schäuble (CDU) anschließend im
Haushaltsausschuss vorstellte. Damit sollen
die Ausgaben um 14,6 Milliarden Euro ge-
ringer ausfallen als in diesem Jahr. Die Neu-
verschuldung soll 2014 insgesamt 6,2 Milli-
arden Euro betragen, das strukturelle Defi-
zit (Staatsdefizit, das nicht auf konjunktu-
relle Schwankungen zurückzuführen ist)
beträgt laut Entwurf -0,008 Prozent.
„Die Zahlen sind ausgesprochen erfreulich
und sprechen für sich“, erklärte der Spre-
cher der CDU/CSU-Fraktion. Damit wür-
den die Anforderungen der Schuldenbrem-
se des Grundgesetzes vier Jahre früher er-
füllt als vorgesehen. Er erinnerte daran, dass
auch im kommenden Jahr 4,3 Milliarden
Euro in den Kapitalstock des ESM überwie-
sen werden müssen. Daher liege die tatsäch-
liche Neuverschuldung lediglich bei 
1,9 Milliarden Euro. Der Sprecher der FDP-
Fraktion betonte, dass es finanzielle Puffer
in den Sozialsystemen gebe. 
Für die SPD-Fraktion mussten die Ausgaben
nur deshalb nicht erhöht werden, weil es
zur Zeit ein historisch niedriges Zinsniveau
gebe und die Kosten für den Arbeitsmarkt
wegen der guten Konjunktur gesunken sei-
en. „Dies muss nicht immer so bleiben“, er-
klärte der haushaltspolitische Sprecher. Er
kritisierte, dass die Investitionsquote deut-
lich zu niedrig sei. Dies gelte vor allem für
die Verkehrsinfrastruktur. Dem stimmte die
Fraktion Die Linke zu. Es sei ein Fehler, im
Verkehrsetat zu sparen. Die Sprecherin der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen kritisierte,
dass knapp fünf Milliarden Euro aus den
Sozialkassen entnommen würden, davon
allein 3,5 Milliarden Euro aus dem Gesund-
heitsfonds. mik ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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D
ie Atomtechnik gleicht
einem Flugzeug, das ge-
startet ist, obwohl noch
keine sichere Landebahn
vorhanden ist.“ Mit die-
sem einfachen Bild be-

schreibt die Umweltorganisation Green-
peace die schwierigste Frage der Nutzung
der Kernenergie: die eines atomaren Endla-
gers. Seit mehr als einem halben Jahrhun-
dert liefern Atomkraftwerke Strom. Aber
weltweit gibt es noch kein einziges betriebs-
bereites sicheres Endlager für die  hochra-
dioaktiven Abfälle der insgesamt 437 Kern-
kraftwerke. 
In Deutschland ging 1960 in Kahl am Main
das erste kommerziell genutzte Kernkraft-
werk in Betrieb. Schon damals machte das
Atomgesetz dem Betreiber Vorschriften. Er
habe dafür zu sorgen, dass „anfallende ra-
dioaktive Reststoffe“ ebenso wie radioakti-
ve Anlagenteile „schadlos verwertet werden
oder als radioaktive Abfälle geordnet besei-
tigt werden“. Das Atomkraftwerk selbst ist
inzwischen bereits wieder abgebaut und
Geschichte. Geblieben ist der radioaktive
Müll. 53 Jahre nach seiner Inbetriebnahme
fehlt in Deutschland noch immer ein Ort,
an dem der hochradioaktive Müll verwahrt
werden könnte. Gegen den einst von der
Bundesregierung favorisierten Salzstock im
niedersächsischen Gorleben als Standort
läuft seit Ende der 1970er Jahre die Anti-
Atomkraft-Bewegung Sturm. An der Frage
nach der Eignung des Salzstockes als mög-
liches atomares Endlager scheiden sich seit
dieser Zeit die Geister der Wissenschaft. 
Jetzt einigten sich im April nach jahrzehn-
telangem Streit Bund, Länder und Fraktio-
nen auf einen Neustart bei der Suche nach
einem Standort. Das Endlager soll dem in-
zwischen vom Bundestag verabschiedeten
Gesetz zufolge „die bestmögliche Sicherheit
für einen Zeitraum von einer Million Jahre“
gewährleisten. Gesucht werden soll auf ei-
ner „weißen Landkarte“– also ohne Vorfest-
legung für oder gegen Gorleben. 
Für die Endlagerung radioaktiver Abfälle ist
in Deutschland das Bundesamt für Strah-
lenschutz zuständig. Dessen Präsident
Wolfram König fordert: „Wir benötigen ei-
nen ergebnisoffenen Prozess, der sicher-
stellt, dass die Endlagerung am bestmögli-
chen Standort in der Bundesrepublik reali-
siert wird und nicht letztendlich die im
Wortsinn billigste Variante vorbereitet wird:
den Atommüll ins Ausland zu verschieben.“ 

Langer Weg Endlagerung sei kein Projekt
einer Generation, einer gewählten Partei, ei-
ner Bundes- oder Landesregierung, erklärt
König. „Wir müssen uns auf einen langen
Weg einstellen und brauchen Planungssi-
cherheit, um über einen Zeitraum von 30
bis 40 Jahren einen Endlager-Standort aus-
zuwählen, einzurichten und zu betreiben.“
Erst ein vergleichendes Verfahren unter Be-
teiligung der Öffentlichkeit mache letztend-
lich die Suche nach einem Endlager mög-
lich. Dies zeigten Erfahrungen aus anderen
Ländern wie Schweden, Finnland oder der
Schweiz. 
Die beiden nordeuropäischen Länder sind
bei der Endlagersuche am weitesten fortge-
schritten. Finnland hat nach Angaben des
Bundesamtes für Strahlenschutz vier Stand-

orte detailliert untersucht. Mit Zustimmung
der betroffenen Gemeinde Eurajoki, der
wirtschaftliche Kompensationen in Höhe
von elf Millionen Euro vereinbart wurden,
fiel die Wahl auf den Standort Olkiluoto. In
unmittelbarer Nähe zu den dortigen Kern-
kraftwerken soll das Endlager in Granit in
einer Tiefe von etwa 400 bis 700 Meter er-
richtet und 2020 in Betrieb genommen wer-
den. In Schweden wurden nach Machbar-
keitsstudien für acht Standorte zwei davon
auf ihre Eignung als Endlager untersucht,
beide ebenfalls im Wirtsgestein Granit.
2009 fiel die Entscheidung
auf Forsmark. Das dortige
Kernkraftwerk machte zwei
Mal weltweit Schlagzeilen:
1986 deckten seine emp-
findlichen Instrumente die
Tschernobyl-Katastrophe
auf. 2006 gab es dort einen
Störfall, der zur Kern-
schmelze hätte führen kön-
nen. Das Endlager in Fors-
mark soll ab 2015 gebaut
und etwa 2020 in Betrieb ge-
nommen werden. 
Finnland hat zwei Atomkraftwerke mit vier
Blöcken, Schweden drei AKW mit zehn Blö-
cken und die Schweiz immerhin vier AKW
mit fünf Reaktorblöcken. Auch die Eidge-
nossen suchen ein Endlager mithilfe eines
transparenten und ergebnisoffenen Verfah-
rens, ähnlich wie in Schweden und Finn-
land. Es sieht sogar die Beteiligung von
Nachbarstaaten vor. 
Denn auch der an der Grenze zu Deutsch-
land verbreitete Opalinuston – benannt
nach einer darin gefundenen Ammoniten-

art – wird als Wirtsgestein für die Endlage-
rung radioaktiver Abfälle untersucht. Mit ei-
ner Standortunterscheidung ist erst
2019/2020 zu rechnen. 

Tongestein im Test Frankreich hat mit 58
Kernkraftwerken mehr als sechs Mal so vie-
le Meiler wie Deutschland mit neun Atom-
kraftwerken, aber bislang auch nur Zwi-
schenlager für starkstrahlenden Abfall. Die
Franzosen haben sich für Ton als Wirtsge-
stein entschieden, ohne einen Standort fest-
zulegen. Allerdings wird nur in Bure in

Lothringen, etwa 150 Kilo-
meter von der saarländi-
schen Grenze entfernt, in ei-
nem Untertagelabor die Eig-
nung des dortigen Tonge-
steins untersucht. 2025 soll
der Betrieb eines Endlagers
beginnen. 
In Deutschland beginnt jetzt
die Suche nach einem Endla-
ger-Standort nicht bei null,
auch wenn die Bundesregie-
rung von einer „weißen
Landkarte“ spricht. Denn die

dem Wirtschaftsministerium nachgeordnete
Bundesanstalt für Geowissenschaften und
Rohstoffe (BGR) hat bereits in den 1990er
Jahren Salz- und Kristallinvorkommen wie
Granit auf ihre Eignung als Wirtsgesteine un-
tersucht. 2007 war dann die Untersuchung
von Tongesteinen abgeschlossen.
Die Experten hielten sich dabei an die wei-
ter aktuellen Vorgaben des deutschen Ent-
sorgungskonzepts. Danach werden radioak-
tive Abfälle konzentriert und isoliert in tie-
fen geologischen Formationen eingelagert.

Für sicheren Abschluss vor der belebten Na-
tur sorgt ein System aus geologischen und
technischen Barrieren. 
Steinsalz ist praktisch undurchlässig für Ga-
se und Flüssigkeiten. Es besitzt eine hohe
Wärmeleitfähigkeit, kann sich verformen
und Hohlräume verschließen. Ungünstig ist
die hohe Wasserlöslichkeit von Salz. 
Ton kann plastisch und verformbar sein. Als
geeignet für Endlager hält die Bundesanstalt
nur verfestigte Tongesteine. Sonst müssten
die Grubenbauten mit kostspieligen Aus-
baumaßnahmen gesichert werden. Als
günstige Eigenschaften der Tongesteine gel-
ten die sehr geringe Durchlässigkeit und die
hohe Wasserdampfaufnahme. Aber Ton
kann nur Temperaturen bis 100 Grad Celsi-
us unverändert standhalten – Steinsalz da-
gegen 200 Grad Celsius. Hochradioaktive
Abfälle strahlen viel Wärme ab, lange Zeiten
in Zwischenlagern wären nötig. 
Kristallingesteine wie Granit zeichnen sich
durch ihre hohe Festigkeit und Hohlraum-
stabilität aus. Sie sind kaum temperatur-
empfindlich und fast wasserunlöslich. Ge-
klüftet sind sie durchlässig. Radioaktive Ab-
fälle müssten durch technische Barrieren
wie Spezialbehälter gesichert werden. 
Die Bundesanstalt fand aber heraus, „dass
in Deutschland homogene und ungeklüfte-
te Bereiche im Kristallin in einer für die Er-
richtung eines Endlagerbergwerks notwen-
digen räumlichen Ausdehnung nicht zu er-
warten sind“, heißt es dort. 
Neben dem Wirtsgestein muss nach Ansicht
des Präsidenten des Bundesamtes für Strah-
lenschutz auch die Frage geklärt werden, ob
der Atommüll rückholbar gelagert oder für
immer vergraben werden soll. König befür-
wortet eine „qualifiziert rückholbare“ Lage-
rung: „Dabei sollen die Abfälle in tiefen
Schichten durch eine stabile geologische
Formation dauerhaft und ohne Wartung
durch den Menschen von der Biosphäre
ferngehalten werden.“ Gleichzeitig soll der
Atommüll dokumentiert und in über meh-
rere hundert Jahre stabilen Behältern gela-
gert werden, so dass sie notfalls geborgen
werden können. 
„Eine dauerhaft rückholbare Endlagerung,
bei der das Lager offen bleibt und die Ab-
fälle durch von Menschen erzeugten Barrie-
ren wie Beton oder Wachmannschaften ge-
sichert werden sollen, ist dagegen mit gerin-
gerer Sicherheit verbunden“, sagte König.
Das befürworte weder er noch die meisten
anderen Experten. „Eine stabile Geologie
bietet einen besseren und dauerhafteren
Schutz.“

Umstrittene Technik Rückholbarkeit wäre
wichtig, sollte die sogenannte Transmutati-
on praxisreif werden. Dabei werden langle-
bige Bestandteile des Atommülls wie Pluto-
nium – die Halbwertszeit von Plutonium
239 liegt bei rund 24.000 Jahren – mit Neu-
tronen beschossen. Übrig blieben Elemen-
te, die nach relativ kurzer Zeit zerfallen. Die-
se Technik ist aber noch Zukunftsmusik und
nach Ansicht der Grünen „die Rückkehr zu
Schnellen Brütern, Wiederaufbereitungsan-
lagen, Reaktoren und Brennelementeförde-
rung“. 
Die fehlenden Endlager für hochradioakti-
ve Abfälle haben inzwischen auch die Euro-
päische Union auf den Plan gerufen. Im Ju-

li 2011 beschloss die EU-Kommission eine
Richtlinie, wonach alle 14 Kernenergie nut-
zenden Mitgliedstaaten bis 2015 eine Lö-
sung für die Endlagerung finden müssen.
Sonst kann Brüssel gegen die säumigen
Staaten vorgehen. Energiekommissar Gün-
ther Oettinger (CDU) erklärt, die nationa-
len Programme müssten Pläne für den Bau
und Betrieb von Endlagern mit einem kon-
kreten Zeitplan für die Errichtung der Anla-
gen enthalten. Angegeben werden müssen
auch Zwischenetappen, Kostenbewertun-
gen und geltende Finanzregelungen. Die
Kommission kann die Mitgliedstaaten auf-
fordern, ihre Pläne zu ändern. 

Gemeinsame Nutzung Ein gemeinsames
europäisches Endlager ist nicht geplant.
Oettinger weist darauf hin, dass zwei oder
mehr Mitgliedstaaten untereinander Verein-
barungen über die gemeinsame Nutzung ei-

nes Endlagers treffen können. Nuklearab-
fälle dürften aber nicht zur Endlagerung in
Länder außerhalb der EU gebracht werden. 
„Sicherheit betrifft alle Bürger und alle EU-
Länder, unabhängig davon, ob sie für oder
gegen Kernenergie sind“, erklärte Oettinger.
Zum Schutz der Bürger, der Gewässer und
der Böden vor radioaktiver Kontamination
müsse die Europäische Union gewährleis-
ten, dass sie die höchsten Sicherheitsstan-
dards in der Welt habe. „Sicherheit ist un-
teilbar“, sagt der EU-Energiekommissar.
„Kommt es in einem Land zu einem Unfall,
kann dies auch in anderen Ländern verhee-
rende Folgen haben.“ Vera Fröhlich ❚

Die Autorin ist freie Journalistin in Berlin. 

Wohin mit dem radioaktiven Müll? Diese Fragen sollen die 14 europäischen Staaten, die Kernenergie nutzen, nach dem Willen der EU-Kommission bis 2015 beantwortet haben.

»Eine stabile
Geologie bietet
einen besseren,
dauerhafteren

Schutz.« 
Wolfram König, 

Präsident des Bundesamts
für Strahlenschutz (BfS)
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Der lange Weg zum Endlager
ATOMMÜLL Weltweit gibt es 437 Kernkraftwerke – aber nirgendwo ist der Nuklearabfall bisher dauerhaft deponiert

Mehr zum Thema der Woche auf Seite 1 und 2
sowie unter: www.das-parlament.de 

>STICHWORT

> Wirtsgesteine Für die Lagerung von radioaktivem Abfall kommen verschiedene Wirtsgestei-
ne in Betracht: Neben Salzstöcken werden vor allem Granit- und Tonformationen als geeig-
net angesehen. Diskutiert wird dabei, ob Atommüll so gelagert werden soll, dass er rückhol-
bar wäre, um spätere technische Fortschritte nutzbar zu machen.

> Ausland In verschiedenen europäischen Staaten gibt es Planungen für atomare Endlager,
aber davon ist noch keines in Betrieb. Nach dem Willen der EU sollen alle 14 EU-Länder, die
Atomkraftwerke besitzen, bis 2015 eine Lösung für die Endlagerfrage präsentieren.

> Dauer Die Lagerung des Atommülls ist für mindestens eine Million Jahre geplant.

ENDLAGER – höchste Anforderungen an Sicherheit und Technik   

Unionsfraktionschef Volker Kauder (CDU)
und der grüne Fraktionschef Jürgen Trittin fan-
den in der vergangenen Woche nach hartem
Ringen einen Kompromiss für das Standort-
auswahlgesetz (17/14181) – und machten so
den Weg frei für die Suche nach einem Endla-
ger für hochradioaktiven Müll.  CDU/CSU,
SPD, FDP und Bündnis 90/Die Grünen einig-
ten sich auf folgende Eckpunkte: 

Ergebnisoffene Suche: Die Suche für ein
Endlager für hochradioaktiven Müll soll „er-
gebnisoffen und transparent“ verlaufen. sie
soll bis 2031 abgeschlossen sein. Dabei sollen
verschiedene Standorte miteinander vergli-
chen werden – Gorleben bleibt im Verfahren,
wird aber nicht wie bislang favorisiert. 

Expertenkommission: Zur Vorbereitung der
eigentlichen Standortsuche soll eine Kommis-
sion Grundsatzfragen erörtern und Kriterien
für die Endlagersuche ausarbeiten. Der Kom-
mission sollen insgesamt 33 Mitglieder ange-
hören, darunter werden acht Abgeordnete des
Bundestages und acht Vertreter der Länder
sein, die – im Gegensatz zum ursprünglichen
Gesetzesentwurf – kein Stimmrecht haben.
Bis 2015 wird die Kommission, die beim Bun-
destag angesiedelt werden soll, Empfehlun-

gen geben, auf deren Grundlage das Endlager-
Suchgesetz überarbeitet wird. 

Transparenz: Die Kommission soll öffentlich
tagen und Empfehlungen mit einer Zweidrit-
tel-Mehrheit beschließen. Ergänzend dazu
sollen Bürgerdialoge organisiert werden. 

Entscheidung: Das letzte Wort über die
Standorte, die untersucht werden sollen und
die Entscheidung für ein Endlager treffen Bun-
destag und Bundesrat. Dagegen kann von
Umweltverbänden und nach der neuesten
Fassung des Gesetzes auch von Anwohnern
geklagt werden. Der Atommüllexport in ande-
re Länder wird gesetzlich ausgeschlossen. 

Finanzierung: Die Kosten für die Endlagersu-
che in Höhe von schätzungsweise zwei Milli-
arden Euro sollen von den Abfallverursa-
chern, den Betreibern der Atomkraftwerke, ge-
tragen werden.  as ❚

Zur Chefsache gemacht 
ENDLAGERSUCHGESETZ Die Eckpunkte des Kompromisses    
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Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Drei US-Präsidenten besuchten in den vergangenen 50 Jahren Berlin: Barack Obama im Jahre 2013 (links), John F. Kennedy 1963 (Mitte) und Ronald Reagan 1987 (rechts).
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Zur Debatte steht die Beteiligung der Bun-
deswehr am Unifil-Mandat im Libanon.
Doch der Blick der Abgeordneten richtete
sich vergangene Woche nach Syrien, auf die
UN-Sicherheitsratsmitglieder Russland und
China – und nach Genf. Dort soll eine von
Russland und den USA ins Spiel gebrachte
Konferenz im Sommer Fortschritte bringen,
um dem Blutvergießen in Syrien ein Ende
zu setzen. 

Waffenschmuggel 499 Abgeordnete vo-
tierten vergangenen Donnerstag in nament-
licher Abstimmung für eine Fortsetzung des
Mandats vor der libanesischen Küste (Uni-
fil), den die Bundesregierung in ihrem An-
trag als „Stabilitätsanker“ in der Region
(17/13753) bezeichnet. 73 Abgeordnete
stimmten gegen den Antrag, fünf enthielten
sich. Aufgabe von Unifil ist es laut Bundes-
regierung, durch die Grenzsicherung Waf-
fenschmuggel zu Land und zur See zu ver-
hindern sowie die libanesischen Streitkräf-
te beim Aufbau von Fähigkeiten zu unter-

stützen, die Küste und die territorialen Ge-
wässer selbstständig zu überwachen. Die
Zahl der einzusetzenden Bundeswehrsolda-
ten beträgt 300, die Kosten beziffert die
Bundesregierung auf rund 26,8 Millionen
Euro. 
Joachim Spatz (FDP) merkte an, dass Uni-
fil explizit Waffentransfers in den Libanon
verhindern soll. Deshalb sei es auch nur fol-
gerichtig, dass „wir hinsichtlich der Waffen-
lieferungen in diese Region nach wie vor
skeptisch sind“, sagte er mit Blick auf Pläne
mancher EU-Partner, die Aufständischen in
Syrien mit Waffen zu beliefern. Es bestehe
die Gefahr, dass diese Waffen „irgendwann
in die Hände derer geraten, für die sie nicht
gedacht waren“. 

Flächenbrand Wolfgang Hellmich (SPD)
warnte davor, dass der syrische Bürgerkrieg
„auf den Libanon als Ganzes überzugrei-
fen“ drohe. Schon jetzt hätten die Eskalati-
on im Nachbarland und die Aufnahme von
einer Millionen syrischer Flüchtlinge „die
religiösen Spannungen im Libanon ver-
schärft“. Die geplante Syrien-Konferenz in
Genf sei „zum Erfolg verdammt“, sagte
Hellmich. 
Das sah Philipp Mißfelder (CDU) ganz
ähnlich, merkte jedoch an, dass fraglich sei,
„ob und wie“ das Treffen stattfindet. Er un-

terstrich, „dass dieser Konflikt nur eine Lö-
sung kennt, nämlich eine politische“. Miß-
felder lenkte den Blick zudem auf die „Ter-
rororganisation Hisbollah“ im Libanon, die
sich –von Teheran gelenkt – „eindeutig auf
die Seite Assads geschlagen“ habe. Jeder Bei-
trag, um im Libanon überhaupt Stabilität
und staatliche Strukturen zu schaffen, sei
wichtig. 

Intervention Kerstin Müller (Grüne) warf
der EU ein Versagen nicht nur in der Frage
der Aufnahme von syrischen Flüchtlingen,
sondern auch in der Außenpolitik vor: Der
Umgang mit Syrien zeige, „dass es eine ge-
meinsame Außenpolitik der EU zur Zeit
nicht gibt“. Müller vertrat zudem – anders als
eine Mehrheit ihrer Fraktion – die Auffas-
sung, „dass wir sehr ernsthaft die Einrichtung
von Schutzzonen“ in Syrien prüfen müssen.
„Das Drama wird sich nicht nur zuspitzen,
sondern auch die Spielräume für politische
Lösungen werden immer kleiner.“ 
Inge Höger (Die Linke) warnte davor, dass
die „Bundeswehr Teil eines unberechenba-
ren Krieges werden“ kann. „Was passiert,
wenn der Konflikt sich im Libanon fortsetzt
und die israelische Armee wieder einmal den
Norden des Landes oder auch die Soldaten
der Unifil angreift? Sind diese Folgen von Ih-
nen einkalkuliert?“, fragte Höger. ahe ❚

Hoffen auf Genf
NAHOST Der Syrien-Konflikt rückte in der Debatte zum Libanon-Einsatz in den Vordergrund

E
r hat den Bogen weit gespannt:
Von der Teilung Berlins bis zum
Mauerfall, vom Aufstand im Jah-
re 1953 bis zur Freiheitsbewe-
gungen der Gegenwart. US-Prä-
sident Barack Obama erinnerte

in seiner Rede am Brandenburger Tor Mitte Ju-
ni an die berühmten Worte seines Vorgängers
John F. Kennedy in Berlin fast auf den Tag ge-
nau 50 Jahre zuvor. Er sprach vom „Geist“ und
dem „Lebensgefühl“ der Stadt, ihrem Kampf
für die Freiheit, den „Helden des 17. Juni“
1953, deren Träume sich erfüllt hätten, als die
Mauer 1989 endlich fiel. Obama sprach aber
auch von den Herausforderungen, vor denen
die die USA und Europa heute stehen: „Wir
brauchen Volkswirtschaften, die für alle Bür-
ger funktionieren, nicht nur für die ganz
oben“, sagte er und streifte dabei auch ein Vor-
haben, von dem sich mancher mehr Wachs-
tum und Wohlstand auf beiden Seiten des At-
lantiks verspricht: Die Einrichtung der größten
Freihandelszone der Welt. Nur einen Tag vor
seinem Berlin-Besuch hatten Obama und EU-
Kommissionspräsident José Manuel Barroso
den Weg frei gemacht für die Verhandlungen
zu dieser „Transatlantic Trade and Investment
Partnership“ (TTIP).

Verhandlungen Die Koalitionsfraktionen
sahen in der vergangenen Woche anlässlich
des 50. Jahrestages der Kennedy-Rede einen
„idealen Anlass“, um die Bedeutung der
transatlantischen Beziehungen auf die Tages-
ordnung zu bringen und sowohl der Bundes-
regierung als auch der EU-Kommission für
die Verhandlungen des Abkommens den Rü-
cken zu stärken. Mit den Stimmen der Sozi-

aldemokraten nahm das Plenum am Freitag
einen entsprechenden Antrag der Fraktionen
von CDU/CSU und FDP (17/14137) zur
Fortentwicklung der transatlantischen Bezie-
hungen an. Die Linksfraktion stimmte dage-
gen, die Fraktion der Grünen enthielt sich.  

„Angesichts globaler Machtverschiebungen
und Herausforderungen für unsere Sicher-
heit und Freiheit haben gerade aus deut-
scher Perspektive die transatlantischen Be-
ziehungen nichts von ihrer Bedeutung für
die Bewahrung unseres freiheitlich-demo-

kratischen Gesellschafts- und Wirtschafts-
modells verloren“, hieß es im Antrag zur Be-
gründung. Die Abgeordneten beriefen sich
auch auf Obamas Rede in Berlin: Der US-
Präsident habe dazu aufgerufen, vor den
Herausforderungen unserer Zeit – vom Stre-

ben nach Frieden in Ge-
rechtigkeit, Freiheit und
Selbstbestimmung in an-
deren Regionen der Welt,
über wirtschaftliches
Wachstum und soziale
Gerechtigkeit, bis zum
Klimawandel und nu-
klearer Abrüstung - nicht
zurückzuweichen, son-
dern sie mit dem „Geist
von Berlin“ zu bewälti-
gen. Dem stimmen die
Abgeordneten von Uni-
on und FDP ausdrück-
lich zu: „Nur wenn
Europa und Amerika zu-
sammenstehen, können
wir diese Ziele errei-
chen.“ 
Konkret wird die Bundes-
regierung aufgefordert,
die TTIP-Verhandlungen
der Europäischen Kom-
mission mit den USA
„nach allen Kräften zu un-
terstützen“. Bei den Ver-
handlungen über die
„größte Freihandelszone
der Welt“ gehe es nicht
nur um eine „Verbesse-
rung des Marktzugangs

für Waren, Dienstleistungen und Investitio-
nen, Regulierungsfragen, den Abbau nichtta-
rifärer Handelshemmnisse und Regeln für
die Weiterentwicklung des globalen Han-
dels“. Ein solches Abkommen wäre auch „ein
starkes politisches Signal für die Gestaltungs-
kraft des Westens“, wie es Bundesaußenmi-
nister Guido Westerwelle (FDP) auf den
Punkt gebracht habe.

Befürchtungen Das geplante Freihandelsab-
kommen ist nicht unumstritten: Die drei Op-
positionsfraktionen hatten in mehreren An-
trägen (17/13904; 17/13925; 17/13894) da-
zu bereits kritisch Stellung bezogen. So drin-
gen die Sozialdemokraten darauf, dass
europäische Standards etwa im Bereich der
Umwelt-, Lebensmittel- oder Gesundheits-
politik erhalten bleiben. Die Grünen fordern,
dass die Verhandlungen transparent und un-
ter „umfassender und zeitnaher“ Unterrich-
tung der nationalen Parlamente und des Eu-
ropaparlaments erfolgen. Die Linksfraktion
befürchtet einen Angriff auf die unterschied-
lichen sozialen und ökologischen Standards
sowohl in der EU als auch in den USA. 
In einem Punkt konnten sich Kritiker aus
Europa bereits durchsetzen: Nicht zuletzt auf
französischen Druck soll der audiovisuelle
Markt von Film- und Musikproduktionen
nicht verhandelt werden. Die erste Ge-
sprächsrunde zum geplanten Abkommen
zwischen Brüssel und Washington soll be-
reits im Juli starten. ahe/as/dpa ❚

TRANSATLANTISCHE BEZIEHUNGEN Die USA und Europa planen die größte Freihandelszone der Welt 

Mit dem Geist von Berlin

Mehr zum Thema unter:
http://ec.europa.eu/trade/policy/in-focus/ttip/ 

Mitte Juni hob das britische Wirtschaftsmaga-
zin „The Economist“ die Illustration des deut-
schen Bundesadlers auf das Titelblatt, der sein
Gesicht abwehrend hinter der Schwinge ver-
birgt: Deutschland, so lauteten Titel des Län-
derberichts, sei ein Hegemon wider Willen.
Ökonomisch stehe das Land  in Europa an
der Spitze. Aber es hadere damit, mehr poli-
tische Führung anzunehmen, die ihm aus
dieser Position erwächst. 
Die Wiederkehr der alten Denkfigur also, die
Bundesrepublik sei ökonomisch ein Riese,
politisch aber ein Zwerg? Beim Deutschen Fo-
rum Sicherheitspolitik, zu dem die Bundes-
akademie für Sicherheitspolitik (BAKS) ver-
gangene Woche eingeladen hatte, blieb diese
These nicht unwidersprochen: Europa- und
finanzpolitisch nicht, weil Deutschland der
Vorwurf gemacht werde, in der Euro-Krise ei-
sern Sparmaßnahmen zu diktieren. Und
auch sicherheitspolitisch ist die Zuschreibung
kaum zu halten, man ducke sich mit Verweis
auf Vergangenheit und Scheckbuchdiploma-
tie weg, wenn es um die Beteiligung bei inter-
nationalen Einsätzen geht.
Verteidigungsminister Thomas de Maiziére
(CDU) sprach in seiner Rede von der Ent-
wicklung der Bundeswehr von einer „Armee
für den Einsatz zu einer Armee im Einsatz“
mit heute 6.300 Soldaten in internationalen
Mandaten auf drei Kontinenten. 20 Jahre sei-

en für solch eine Entwicklung „keine wirklich
lange Zeitspanne“, sagte der Minister. Der
deutsche Beitrag erschöpfe sich nicht im Mi-
litärischen. So habe das Konzept der „vernetz-
ten Sicherheit“ als „Comprehensive Ap-
proach“ international seinen Weg gemacht. 

Lektionen In den Podiumsdiskussionen fiel
die Bewertung der deutschen Rolle in Europa
unterschiedlich aus. Robin Niblett (Royal In-
stitute of International Affairs, London) woll-
te in seiner Heimat kein Unbehagen am deut-
schen Einfluss ausmachen, wohl aber den
Eindruck einer „ungesunden Mischung“ aus
wirtschaftlicher Dominanz und fehlendem
Führungswillen. Auch Camille Grand (Fon-
dation pour la Recherche Stratégique, Paris)
schlug in diese Kerbe: Führungsstärke er-
schöpfe sich nicht darin, anderen Ländern
Lektionen zu erteilen. Klaus-Peter Müller,
Aufsichtsratsvorsitzender der Commerzbank,
brachte diese Eindrücke auf den Punkt: Ber-
lin sei schnell darin zu sagen, was es nicht
wolle, tue sich aber zuweilen schwer damit,
zu formulieren, was es eigentlich will. 
Der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses
im Bundestag, Ruprecht Polenz (CDU) erin-
nerte daran, dass  Führung nicht  gleich au-
ßenpolitische Gestaltungsmacht bedeute.
Klar sei, dass Europa „außenpolitisch mehr
mit einer Stimme“ sprechen müsse: Entweder

der Kontinent werde selbst Akteur, oder er
werde Spielfeld für andere. Der außenpoliti-
sche Sprecher der SPD-Fraktion, Rolf Mütze-
nich, verwies darauf, dass Entscheidungen
wie die Enthaltung im UN-Sicherheitsrat
beim Libyen-Einsatz den Eindruck der Unbe-
rechenbarkeit wecken könnten. Wolfgang
Ischinger, Vorsitzender der Münchener Si-
cherheitskonferenz,  sprach von einem „Be-
darf nach Klarheit“ der Ziele und „Prioritäten-
setzung unserer Sicherheitspolitik“ bei unse-
ren Partnern. 
Bundesfinanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU) sah in seinem Vortrag die deutsche Li-
nie bei der Stabilisierung der Finanzmärkte
und damit der Volkswirtschaften auch als ei-
nen Beitrag zur Krisenprävention: Die hohe
Jugendarbeitslosigkeit infolge der Finanz-
und Wirtschaftskrise in einigen Ländern
Europas „kann ganz schnell zu einer Sicher-
heitsfrage werden“, sagte er.  Nicht nur in der
Finanz- und Wirtschaftspolitik seien stärkere
europäische Institutionen nötig, gleiches gel-
te auch für die Außen- und Sicherheitspoli-
tik, sagte Schäuble. Aufmerken ließ ein Satz
Schäubles, der die alte Diskussion um Natio-
nen als Führungsmächte in ein neues Licht
stellte: „Wir werden am Ende schneller, als
wir es für möglich  halten, Entscheidungen
an europäische Institutionen abgeben  müs-
sen.“                                                    ahe ❚

Fremdeln in der Führungsrolle
KONFERENZ Politiker und Experten diskutieren Deutschlands Gestaltungsanspruch in Europa

AUSWÄRTIGES I Der Bundestag hat den
Weg für den Vertrag über den Waffenhandel
freigemacht. Ein entsprechender Gesetzent-
wurf der Bundesregierung (17/13834) zur
Ratifizierung des Abkommens fand  vergan-
gene Woche die Zustimmung aller fünf
Fraktionen. Ziel des Vertrages sei es, den in-
ternationalen Handel mit konventionellen
Rüstungsgütern „durch die Schaffung von
rechtlich bindenden, weltweit einheitlichen
Mindeststandards, insbesondere für Expor-
te, zum Zwecke der Stärkung von Frieden
und Sicherheit“ zu regulieren. „Das ist ein
Meilenstein in unserem weltweiten Bemü-
hen um Rüstungskontrolle und Sicherheit“,
schreibt die Bundesregierung. 
Die Exportbewertungskriterien als Kern des
Abkommens spiegelten einen wesentlichen
Teil der bereits in Deutschland und der EU
geltenden „umfangreicheren Bewertungskri-
terien“ wider, heißt es weiter. „Insbesondere
ist die ‚Goldene Regel' (keine Genehmigung
von Ausfuhren, falls ein eindeutiges Risiko
schwerer Menschenrechtsverletzungen oder
schwerer Verletzungen des Kriegsvölker-
rechts besteht) weitgehend enthalten.“ 
Der Vertrag sei Anfang April mit der „über-
wältigenden Mehrheit“ von 155 Ja-Stim-
men in der UN-Generalversammlung ange-
nommen worden, heißt es in der zum Ver-
tragswerk zugehörigen Denkschrift der Bun-
desregierung. In Kraft tritt der „Arms Trade
Treaty“ (ATT), wenn er von mindestens 50
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen ra-
tifiziert wurde. Bisher gab es laut Denk-
schrift der Bundesregierung keine interna-
tional gültigen Standards für den Handel
mit konventionellen Rüstungsgütern – und
zum Beispiel auch keine gemeinsame Ver-
pflichtung der Staaten, solche Exporte zu
kontrollieren und Ausfuhrgenehmigung
von vergleichbaren und verbindlichen Kri-
terien abhängig zu machen. Kerngedanke
sei die effektivere Bekämpfung des Miss-
brauchs von Waffen und des illegalen Waf-
fenhandels. ahe ❚

Waffenhandel soll
unter Kontrolle  

AUSWÄRTIGES II Der Bundestag hat grünes
Licht für die Fortsetzung des Mali-Einsatzes in
der Bundeswehr gegeben. Für den Antrag
(17/13754) der Bundesregierung sprachen
sich in namentlicher Abstimmung 502 Abge-
ordnete aus, es gab 69 Gegenstimmen und
sieben Enthaltungen.  Bis zu 150 Soldaten
können im Rahmen der „Multidimensiona-
len Stabilisierungsmission der Vereinten Na-
tionen in Mali“ (Minusma) entsendet wer-
den, die die  bisherige Unterstützungsmissi-
on Afisma ablösen soll. Die Bundeswehr soll
laut Antrag „Fähigkeiten des taktischen Luft-
transports, Einzelpersonal in den Führungs-
stäben der Mission“ sowie Luftbetankungsfä-
higkeiten bereitstellen.
Marina Schuster (FDP) betonte, dass in Ma-
li  „politischer Prozess“ ermöglicht worden
sei. Philipp Mißfelder (CDU) nannte die Si-
tuation nach wie vor „schwierig“, ein Wahl-
termin Ende Juli gebe jedoch Hoffnung.
Gernot Erler (SPD) sah das ähnlich, kritisier-
te aber, dass in Mali auch durch Nichthan-
deln die Konfliktprävention versagt habe.
Frithjof Schmidt (Grüne) begrüßte, dass mit
der Politik von „Françafrique“ nun Schluss
sei und die UNO die Verantwortung über-
nimmt. Jan van Aken (Die Linke) warf den
anderen Fraktionen vor, eine Waffenstill-
standsvereinbarung als Hoffnungszeichen
zu werten, die „die Rohstoffe von morgen
aufteilt“. ahe ❚

Mali-Einsatz 
mit UN-Mandat   

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Bundestagspräsident Norbert Lammert begrüßt Michelle Obama, die Frau des US-Präsidenten, bei ihrem
Besuch im Reichstagsgebäude.
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M
anche Sätze passen zu
jedem Gipfel richtig.
„Wir sind wieder ein
Stück vorangekom-
men, aber noch lange
nicht am Ziel.“ So lau-

tete die Bilanz von Bundeskanzlerin Angela
Merkel (CDU) nach dem zweitägigen EU-
Gipfel am vergangenen Freitag. Eines dieser
Ziele, die auf dem Gipfel formuliert wur-
den, ist der Kampf gegen die hohe Jugend-
arbeitslosigkeit in Europa. Nach den jüngs-
ten Zahlen der EU-Statistikbehörde Euros-
tat sind momentan 5,6 Millionen junge Eu-
ropäer unter 25 Jahren ohne Arbeit. Sie
sollen in den kommenden Monaten eine
„Jugendgarantie“ erhalten. Das Angebot be-
sagt, dass die jungen Leute innerhalb von
vier Monaten eine Arbeit, einen Prakti-
kums- oder Weiterbildungsplatz erhalten
sollen. Auf dem EU-Gipfel wurde beschlos-
sen, dass die dafür notwendigen Gelder in
Höhe von sechs Milliarden Euro schon in
den kommenden zwei Jahren bereitgestellt
werden sollen. Bereits an diesem Mittwoch
kommen dazu die EU-Arbeitsminister nach
Berlin, um weitere Maßnahmen zu be-
schließen. 
Vorraussetzung dafür war eine Einigung
über den künftigen siebenjährigen Finanz-
rahmen der EU. Nachdem es in der vergan-
genen Woche heftige Kontroversen zwi-
schen dem Europaparlament und dem Rat
über Langzeitplanung gegeben hatte, einig-
ten sich die Staats- und Regierungschefs da-
rauf, dass die EU bis 2020 rund eine Billion
Euro ausgeben kann. Der irische Premier-
minister und amtierende Ratspräsident En-
da Kenny zeigte sich optimistisch, dass das
EU-Parlament den Kompromiss in dieser
Woche billigen werde. 

Startsignal für Serbien Der Gipfel, der
zwei Tage vor dem offiziellen EU-Beitritt
Kroatiens stattfand, gab auch das Signal für
eine weitere Beitrittsperspektive: So sollen
die Gespräche über die Aufnahme Serbiens
spätestens im Januar 2014 beginnen.„Das
ist historisch“, sagte EU-Kommissionspräsi-

dent José Manuel Barroso. Die Fraktionen
von CDU/CSU und FDP hatten in der ver-
gangenen Woche mit einem Antrag
(17/14108) darauf gedrungen, dass die Ver-
handlungen frühestens zu diesem Datum
beginnen sollen. Außerdem beschlossen die
Staats- und Regierungschefs die Aufnahme
Lettlands in den Euroraum. Neue Beschlüs-
se für eine Reform der Wirtschafts- und
Währungsunion wurden auf Ende dieses
Jahres verschoben. Hier gibt es für Kanzle-
rin Merkel offenbar noch viel Überzeu-
gungsarbeit zu leisten. Gerade die verbind-
lichen Reformvereinbarungen der Länder
mit der EU seien umstritten, sagte Merkel:
„Hier gibt es Zustimmung, aber auch noch
eine Menge Skepsis, die zu überwinden ist“. 

Kritik an Sparpolitik Das gilt offenbar
auch für die Opposition in Berlin. Denn
während der Aussprache zur Regierungser-
klärung der Bundeskanzlerin zum letzten
G8-Gipfel und dem Europäischen Rat am
vergangenen Donnerstag wurde heftigst um
die Konzepte zur Bewältigung der Finanz-
und Wirtschaftskrise gestritten. Die Opposi-
tion warf der Bundesregierung vor, mit der
von ihr geforderten Sparpolitik für die Pro-
bleme in vielen europäischen Ländern ver-
antwortlich zu sein. Aus Sicht der Koalition
ist es jedoch richtig, an der Forderung nach
Strukturreformen festzuhalten.
„Haushaltskonsolidierung und Wachstum
sind kein Widerspruch sondern bedingen
einander“, sagte Merkel. Weil das so sei, ha-
be man im vergangenen Jahr den Pakt für
Wachstum und Beschäftigung geschlossen.
Große Sorgen, so Merkel weiter, bereite ihr
die hohe Jugendarbeitslosigkeit in einigen
Ländern. „Wir müssen den jungen Leuten
ein Zukunftschance geben“, forderte sie.
Merkels Regierungserklärung stehe in einem
erkennbar großen Widerspruch zu den Fak-
ten und Problemen in Europa, kritisierte
Kanzlerkandidat Peer Steinbrück (SPD). So-
wohl die allgemeine Arbeitslosigkeit als
auch die Jugendarbeitslosigkeit und die Ver-
schuldung der Staaten in Europa seien in
den vergangenen vier Jahren erheblich an-

gestiegen. Dieser „Teufelskreis“ sei ungebro-
chen, sagte Steinbrück. Die Kanzlerin habe
darüber aber, ebenso wie über die Rekord-
zahlungsbilanz Deutschlands nicht gespro-
chen. Bei den Gipfeltreffen habe das Thema
Wachstum und Beschäftigung ganz oben
auf der Tagesordnung gestanden, sagte Rai-
ner Stinner (FDP). Beim Treffen der G-8 sei
bestätigt worden, was die Bundesregierung
immer vertreten habe: „Strukturreformen
und strikte Haushaltspolitik bilden die
Grundlage für Wachstum und Beschäfti-
gung.“ Wenn Steinbrück das anders sehe,
stelle er sich „gegen den Rest der Welt“.
Deutschland sei eine Steueroase für Unter-
nehmen, sagte Gregor Gysi, Chef der Links-
fraktion, und verwies auf die „deutlich un-
ter dem Durchschnitt der OECD-Staaten lie-
genden Unternehmenssteuern“. Auf der an-
deren Seite hätten die Verbrauchssteuern
zugenommen. „Damit sorgen Sie dafür,
dass die Mitte der Gesellschaft alles finan-
zieren muss“, kritisierte er. Was die Jugend-
arbeitslosigkeit in Europa angeht, wies Gysi
SPD und Grünen eine Mitschuld zu. „Sie
haben all den Rettungspaketen, die mit die-
ser falschen Politik verbunden waren, zuge-
stimmt“, sagte der Linkenfraktionschef. 

Bekannte Muster Das Muster der Merkel-
schen Regierungserklärungen sei immer
gleich, befand der Fraktionsvorsitzende der
Grünen, Jürgen Trittin. Es würden verschie-
denste Themen angesprochen. „Was Sie
aber als Regierung tun wollen, sagen Sie
nicht“, kritisierte er. Als Beispiel verwies er
auf die Ankündigung der Kanzlerin, sich
beim Europäischen Rat dafür einsetzen zu
wollen, die „länderspezifischen Empfehlun-
gen“ anzunehmen. „Da hätten wir erwartet,
dass Sie etwas zu den länderspezifischen
Empfehlungen an Deutschland sagen.“ Et-
wa dazu, Minijobs in ordentliche Arbeits-
verhältnisse zu überführen, das Ehegatten-
Splitting abzuschmelzen oder die zu hohe
Steuer- und Abgabenbelastung für Gering-
verdiener zu beenden. „Zu all dem haben
Sie geschwiegen“, kritisierte der grüne Frak-
tionschef. Götz Hausding/Annette Sach ❚

EU-Gipfel Staats- und Regierungschefs einigen sich auf
Finanzrahmen und Hilfen für arbeitslose Jugendliche    

Europas Politik
kleiner Schritte 

AUSWÄRTIGES Der Bundestag setzt sich für
den Ausbau der deutsch-koreanischen Bezie-
hungen ein. Ein gemeinsamer Antrag
(17/14110) der Fraktionen von CDU/CSU, SPD,
FDP und Bündnis 90/Die Grünen wurde vergan-
genen Donnerstag einstimmig im Plenum ange-
nommen. Die Abgeordneten hatten unter ande-
rem auf den 130. Jahrestag der Aufnahme von
diplomatischen Beziehungen zwischen beiden
Nationen und den 50. Jahrestag eines deutsch-
koreanischen Anwerbeabkommens verwiesen
und betont, dass Deutschland „alle Bemühun-
gen zur Überwindung der Teilung Koreas“ und
den innerkoreanischen Annäherungsprozess
„mit großer Anteilnahme und tatkräftigem En-
gagement“ unterstütze. Das Beispiel der deut-
schen Einheit gebe den Menschen auf der ko-
reanischen Halbinsel Hoffnung für eine Annä-
herung und eine Wiedervereinigung ihrer bei-
den Staaten, heißt es weiter.
Die Bundesregierung wird unter anderem auf-
gefordert, sich „für eine Wiederaufnahme des

multilateralen Forums der Sechsparteienge-
spräche, mit Beteiligung der beiden koreani-
schen Staaten“ sowie China, der USA, Russ-
land und Japan, einzusetzen. Die Regierung
Südkoreas soll darin unterstützt werden,
„durch Dialog und humanitäre Gesten die Ent-
spannung auf der Koreanischen Halbinsel auf
Grundlage klarer politischer Vorgaben und
Überzeugungen“ zu fördern. Der Regierung
Nordkoreas „müssen völkerrechtliche und po-
litische Grenzen ihrer Aktionen deutlich blei-
ben“. Zudem solle China zu „weiterer politi-
scher Unterstützung einer Entspannungspoli-
tik auf der Koreanischen Halbinsel ermutigt
werden“.
Weitere Forderungen der Abgeordneten zielen
unter anderem auf die Pflege der wirtschaftli-
chen und kulturellen Beziehungen mit Südko-
rea, auf die  Förderung der koreanischen Spra-
che in Deutschland und auf die Intensivierung
des Austauschs von Schülern, Studenten, Aus-
zubildenden und jungen Berufstätigen. ahe ❚

Überwindung der Teilung Koreas

ENTWICKLUNG I SPD und Grüne sind mit Ini-
tiativen zur Ernährungssicherheit und Überwin-
dung des Hungers gescheitert. Zwei entspre-
chende Anträge der Fraktionen (17/12379;
17/13492) wurden vergangene Woche von den
Fraktionen von Union und FDP bei Enthaltung
der Linksfraktion abgelehnt.
Die SPD-Fraktion hatte die Bundesregierung un-
ter anderem dazu aufgefordert, den Förder-
schwerpunkt „Ländliche Entwicklung und Er-
nährungssicherung“ zu stärken sowie interna-
tional für das verbindliche Ziel einzutreten, Hun-
ger und extreme Armut bis zum Jahr 2030 zu
überwinden. Weitere Forderungen betrafen un-
ter anderem den Aufbau sozialer Sicherungssys-
teme in Entwicklungsländern und die Eindäm-
mung von Nahrungsmittelspekulation. Außer-
dem ging es den Sozialdemokraten um Maßnah-

men, den Wettlauf zwischen Teller und Tank, al-
so die Anbauflächenkonkurrenz zwischen Nah-
rungsmitteln und Bioenergie, zu entschärfen.
Die Grünen hatten in ihrem Antrag dafür gewor-
ben, den Anteil für die öffentliche Entwicklungs-
zusammenarbeit bis spätestens 2017 auf 
0,7 Prozent des Bruttonationaleinkommens zu
steigern und mindestens zehn Prozent dieser
Mittel „für die Förderung der ländlichen Ent-
wicklung im Sinne der Ernährungssicherheit“
einzusetzen.Weitere Forderungen betrafen unter
anderem die Förderung von Kleinbauern und Ge-
nossenschaften, den freien Austausch traditio-
nellen Saatguts, den Zugang zu Land und Was-
ser, die Eindämmung von Spekulationen mit
Nahrungsmitteln sowie eine kritische Überprü-
fung bei „Kooperationen mit Großkonzernen der
Agrar- und Ernährungsindustrie“. ahe ❚

Kampf gegen Unterernährung

ENTWICKLUNG II In Deutschland werden an
42.000 Verkaufsstellen und in 20.000 gastrono-
mischen Einrichtungen Produkte mit dem „Fair-
trade“-Siegel angeboten. Das berichtete der
Vorstandsvorsitzende von Transfair e.V., Heinz
Fuchs, vergangene Woche in einem Gespräch
mit den Abgeordneten im Ausschuss für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung.
Im Jahr 2012 seien 51 neue Lizenzpartner mit
241 neuen Produkten hinzugekommen. Insge-
samt dürfen in Deutschland mehr als 2.000 Pro-
dukte das Siegel tragen, das für die Einhaltung
sozialer und ökologischer Standards bei der
Herstellung in den Herkunftsländern und für
faire und entwicklungsförderliche Handelsbe-
ziehungen bürgt. Laut Hochrechnungen kauf-
ten Verbraucher in Deutschland im vergange-
nen Jahr „Fairtrade“-Produkte im Wert von
rund einer halben Milliarden Euro, sagte Fuchs.

Damit sei fairer Handel aus der Nische heraus-
getreten:Weiteres Wachstum in diesem Bereich
könne einen wirksamen Beitrag zur Armutsmin-
derung und zur ländlichen Entwicklung leisten.
Fuchs wies unter anderem auf den Zuspruch der
Konsumenten hin: Die Bekanntheit des „Fairtra-
de“-Siegels liege laut Marktforschungen bei 80
Prozent, 98 Prozent der Befragten hätten ange-
geben, dem Label zu vertrauen.
Als Herausforderungen benannte Fuchs unter
anderem den Aufbau von Strukturen und Bera-
tungsangeboten in Entwicklungsländern, um
Produzenten dort die Teilnahme an „Fairtrade“
zu ermöglichen sowie die Entwicklung eines
„Fairtrade“-Standards für Textilprodukte. Vor-
haben solcher Tragweite überstiegen jedoch die
Ressourcen des „Fairtrade“-Systems und seien
nur in Kooperation mit staatlicher Entwick-
lungszusammenarbeit zu ermöglichen. ahe ❚

Wachstum bei »Fairtrade«

AUS PLENUM UND AUSSCHÜSSEN

In Kroatien gab es in der Nacht zu diesem
Montag viel zu feiern: Seit 1. Juli ist der
Adriastaat  28. Mitglied der Europäischen
Union. Mit rund 4,4 Millionen Einwohnern
gehört das mehrheitlich katholisch und
mitteleuropäisch geprägte Land zu den klei-
neren Mitgliedstaaten. Viele fürchten Kroa-
tien könne ein neues „Sorgenkind“ der EU

werden, denn das Land ist wirtschaftlich an-
geschlagen: Neben hohen Schulden,
herrscht eine Arbeitslosigkeit von 22 Pro-
zent, das Gesundheits- und Rechtssystem
sowie die Verwaltung gelten als marode. Auf
dem Korruptionsindex von Transparency
International liegt das Land auf Platz 62, in
der Nähe von Oman und Gambia. Wich-
tigste Einnahmequelle ist der Tourismus,
der jährlich sieben Milliarden Euro in die
Staatskasse bringt. 
Überschattet wurden die Beitrittsfeiern
auch durch die Absage von Bundeskanzle-

rin Angela Merkel (CDU), die als Begrün-
dung Terminschwierigkeiten angab. Kurz
zuvor hatte sich Kroatien geweigert, einen
langgesuchten Ex-Geheimdienstchef auszu-
liefern, der mit einem Mord in den 80er-
Jahren in Deutschland in Verbindung ge-
bracht wird. Formell beruft sich Kroatien
darauf, seine Bürger prinzipiell nicht auszu-

liefern. Mit dem Beitritt des
Landes zur EU müsste die-
ser Grund wegfallen, da
EU-Länder im Zuge der
Rechtshilfe gegenseitigen
Ausl ieferungsanträgen
stattgeben. 
Die eigentlichen Beitritts-
verhandlungen hatten im
Jahr 2005 begonnen, nach-
dem die damalige Chefan-
klägerin  des Internationa-
len Strafgerichtshofes, Car-
la de Ponte, bestätigt hatte,
dass das Land mit dem Tri-
bunal zusammenarbeite –
eine der Grundvorausset-
zungen für den Verhand-
lungsbeginn. 
Die Kroaten selbst stehen
der EU mit gemischten Ge-
fühlen gegenüber: Wäh-
rend die einen damit ihre

Zugehörigkeit zu Europa besiegelt sehen,
fürchten andere als Folge des Beitritts einen
„Ausverkauf“ ihres Landes. Am EU-Referen-
dum hatten nur 44 Prozent der Stimmbe-
rechtigten teilgenommen, an der Wahl zum
Europaparlament lediglich 21 Prozent. as ❚

Zuwachs für die Union

In der Europäischen Union sind nach Angaben von Eurostat 5,6 Millionen Jugendliche unter 25 Jahren ohne Job.
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KROATIEN Der Adria-Staat ist das 28. EU-Mitglied 

Der Tourismus ist die Haupteinnahmequelle Kroatiens.
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Vorstoß zu Menschenrechten
in der Klimapolitik abgelehnt
Der Bundestag hat bei Enthaltung der Links-
fraktion und Zustimmung der Grünen einen
Antrag der SPD-Fraktion (17/14183) zu ei-
nem „menschenrechtsbasierten Ansatz“ in
der internationalen Klimapolitik abgelehnt.
Die Sozialdemokraten hatten die Bundesre-
gierung unter anderem aufgefordert, sich da-
für einzusetzen, Menschenrechte als feste
Referenzgröße insbesondere bei der Aus-
handlung eines internationalen Klimaabkom-
mens für die Zeit ab 2020 einzuführen. Fer-
ner sollte sie sich für „Maßnahmen und ge-
eignete Instrumente zum menschenrechts-
konformen Umgang mit klimabedingter
Flucht und Migration“ stark machen sowie
auch dafür, Auswirkungen des Klimawandels
auf die Menschenrechte zum festen Bestand-
teil im Rahmen der Universellen Staatenüber-
prüfung (UPR) des UN-Menschenrechtsrats
zu machen. ahe ❚

Abkommen sollen Status der
Westsahara nicht vorgreifen
Nach Auffassung der Bundesregierung dür-
fen bilaterale wie EU-Abkommen dem bis-
her ungeklärten und zukünftigen völker-
rechtlichen Status der Westsahara nicht
vorgreifen. So müsse bei einem geplanten
Fischereiabkommen zwischen Marokko
und der EU gesichert sein, „dass auch die
Bevölkerung der Westsahara wirtschaftlich
und sozial davon profitiert“, schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort
(17/13602) auf eine Große Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(17/11453) zur „Zukunft der Westsahara“.
Die Haltung der Bundesregierung werde
sich auch danach bestimmen, inwieweit
„die Rechte der Bevölkerung der Westsa-
hara in Übereinstimmung mit internationa-
lem Recht geschützt“ sein werden. ahe ❚

Grüne kritisieren »Gängelung«
der Zivilgesellschaft
Die Grünen sind mit einer Initiative zur Stär-
kung der Zusammenarbeit mit der Zivilge-
sellschaft in der Entwicklungspolitik ge-
scheitert. Einen entsprechenden Antrag
(17/13728) lehnten die Fraktionen von
CDU/CSU und FDP vergangenen Donners-
tag ab, die SPD-Fraktion stimmte dafür, die
Linksfraktion enthielt sich. Die Grünen hat-
ten eine „Gängelung der deutschen Zivilge-
sellschaft“ kritisiert. Es bestehe eine „zu-
nehmende Einflussnahme“ des Bundesmi-
nisteriums für wirtschaftliche Zusammenar-
beit und Entwicklung (BMZ) gegenüber
entwicklungspolitischen Nichtregierungs-
organisationen (NRO), „unter anderem
durch die Kontrolle regierungs- und unter-
nehmenskritischer Publikationen“. Zudem
sollte der Aufbau von Parallelstrukturen zu
den Aktivitäten der NRO durch die beim
BMZ angesiedelte „Servicestelle Engage-
ment Global“ beendet werden. ahe ❚

KURZ NOTIERT

Gespräche mit
Türkei vertagt  
EUROPA Trotz der Gewalt gegen regierungs-
kritische Demonstranten hat sich die Euro-
päische Union dazu entschlossen, den Bei-
trittsprozess mit der Türkei weiter voranzu-
bringen. Die europäischen Außenminister
einigten sich in der vergangenen Woche in
Luxemburg auf einen Kompromiss: Danach
soll erstmals seit drei Jahren wieder ein neu-
es Beitrittskapitel mit der Türkei eröffnet
werden. Der Beginn der Verhandlungen soll
aber wegen der Ausschreitungen gegen De-
monstranten auf September verschoben
werden. Ursprünglich sollte das Verhand-
lungskapitel über die Regionalpolitik schon
in der vergangenen Woche eröffnet werden.
Angesichts der Ausschreitungen in der Tür-
kei hatte sich Deutschland, unterstützt von
Österreich und den Niederlanden, gegen ei-
nen raschen Verhandlungsbeginn ausge-
sprochen. Nach der Einigung, die vorsieht,
vor Verhandlungsbeginn den Fortschrittsbe-
richt der Kommission abzuwarten, begrüß-
te Außenminister Guido Westerwelle (FDP)
die Einigung: „Das ist eine gute Entschei-
dung in einer schwierigen Lage“, sagte er. 
Im Menschenrechtsausschuss des Bundesta-
ges erklärte in der vergangenen Woche ein
Vertreter des Auswärtigen Amtes, man ver-
folge die Situation in der Türkei mit Sorge
und Aufmerksamkeit. Bei den Demonstra-
tionen sei die Polizei „unverhältnismäßig
hart“ vorgegangen. Er betonte, das Recht auf
freie Meinungsäußerung und Versamm-
lungsfreiheit seien grundlegende Rechte in
der Demokratie und diese „gelten auch für
die Türkei“.  
Bereits 1964 hatte die Türkei mit der dama-
ligen Europäischen Wirtschafts-Gemein-
schaft (EWG) ein Assoziierungsabkommen
geschlossen – und damit der Türkei erst-
mals die Option eines Beitritts in Aussicht
gestellt. Nach langen Vorverhandlungen
vereinbarten die EU und die Türkei 2005 of-
fiziell den Beginn von Beitrittsverhandlun-
gen.  as/jbb ❚

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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Was für seltsame Fragen. Marina Schuster
hebt abwehrend die Hände. Ein eigenes Bü-
ro in Straßburg? Ein eigener Mitarbeiterstab
beim Europarat?  Ein eigener Etat, finanziert
aus der Kasse des Staatenbunds? „Über so et-
was verfüge ich nicht“, sagt die FDP-Abge-
ordnete, „meine neue Tätigkeit spielt sich im
Rahmen meiner üblichen parlamentarischen
Arbeit ab“ – in ihrem Berliner Büro, im Pa-
lais de l'Europe, bei Ausschusssitzungen in
Straßburg und in Berlin. Wenn die 37-Jähri-
ge als Beauftragte des Europaratsparlaments
zur Bekämpfung der Todesstrafe etwa in die
USA aufbrechen will, um für ein Moratorium
für Hinrichtungen zu werben, dann muss sie
beim Bundestag einen Dienstreiseantrag ein-
reichen, die deutsche Volksvertretung be-
zahlt dann den Trip.

Rückendeckung Da muss man an das Rin-
gen zwischen David und Goliath denken.
Gewiss, die deutsche Politikerin hat die Rü-
ckendeckung des Straßburger Abgeordneten-
hauses, das schon häufig gegen die Kapital-

strafe Position bezogen hat. Letztlich ist die
Parlamentarierin aber stets auf sich allein ge-
stellt, wenn sie sich mit Mächten wie den
USA, Japan, Weißrussland oder Russland an-
legt, um sie zum Abschied von der Kapital-
strafe zu bewegen.
Nun gehört das Thema Todesstrafe zu den
wenigen großen Erfolgsgeschichten des Eu-
roparats. 46 der 47 Mitgliedsnationen haben
die Kapitalstrafe abgeschafft, in Russland
steht sie noch im Gesetzbuch, angewandt
wird sie nicht mehr. Hat Schuster in ihrer
neuen Straßburger Funktion überhaupt et-
was zu tun? 
Da hat die Sprecherin der FDP-Fraktion für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe keine
Sorge. Gegenüber Moskau müsse man
„wachsam bleiben“, selbst russische Minister
verlangen immer mal wieder, erneut zu exe-
kutieren: „Es besteht die Gefahr eines Rück-
falls.“ Der Europarat müsse darauf pochen,
dass Russland die Todesstrafe formell aus
dem Gesetz streicht. In Weißrussland, das in
Straßburg als „schwarzes Loch“ gilt, werden
immer noch Menschen von Staats wegen ge-
tötet. Dieses Land gehört dem Staatenbund
zwar nicht an, „doch wir streben an, dass die
Kapitalstrafe auf dem gesamten Kontinent
endgültig verschwindet“, betont Schuster.
Vor allem aber setzt sich der Europarat welt-
weit für die Abschaffung der Todesstrafe ein.

Konkret arbeite man daran etwa in Marokko
und Palästina, die mit dem Staatenbund in ei-
ner „Partnerschaft für Demokratie“ verbun-
den sind. „Konsequent am Ball bleiben“ will
die Liberale gegenüber den USA und Japan,
die einen Beobachterstatus in Straßburg ha-
ben. Gegenüber Washington und Tokio hat
der Europarat anders als bei seinen Mitglie-
dern keine Handhabe, das Ende der Kapital-

strafe einzufordern. Schuster beharrt indes
darauf, dass Japan und die USA aufgrund ih-
rer Beobachterrolle die „politische Pflicht“
haben, „zumindest ein Moratorium bei Hin-
richtungen einzuführen“. Darauf will sie nicht
nur in öffentlichen Erklärungen, sondern
auch in beiden Ländern persönlich bestehen,
bei Gesprächen mit Parlamentariern und Mi-
nistern, bei Kongressen, bei Treffen mit Bür-
gerrechtsgruppen. Freilich blieb selbst Schus-
ters hartnäckige Vorgängerin Renate Wohl-
wend aus Liechtenstein in Washington und
Tokio erfolglos.

Dicke Bretter Schuster weiß, dass das Straß-
burger Amt „Macht im eigentlichen Sinne“
nicht mit sich bringt. Ihr bleibt nur der öffent-
liche Druck, dies allerdings mit der „Autorität
des Europarats“, und dessen Gewicht solle
man „nicht unterschätzen“. Wichtige Bünd-
nispartner sind Bürgerrechtler, die sich in ih-
ren Ländern gegen Exekutionen engagieren.
Es werde „noch lange dauern“, sagt die Abge-
ordnete, bis auf dem Globus die Todesstrafe
Geschichte sein werde. Da dürfe man „nicht
frustriert aufgeben, wir müssen dicke Bretter
bohren“. Und wenn sie irgendwo auf der Welt
mit einer Intervention bei einem Staatsober-
haupt eine Hinrichtung verhindern könne,
„dann hat das Straßburger Mandat schon viel
gebracht“.                           Karl-Otto Sattler ❚

E
s sind die elementarsten Rech-
te eines jeden Menschen, und
doch werden sie rund um den
Globus beständig verletzt: die
Menschenrechte. „Die Men-
schenrechtslage in Afghanis-

tan bleibt trotz erheblicher Fortschritte seit
2001 schwierig“. „Die Menschenrechtslage
in China ist weiterhin problematisch.“
„Menschenrechte werden in Eritrea weiter-
hin systematisch verletzt.“ „Die Menschen-
rechtssituation in Honduras ist nach wie vor
besorgniserregend“. „Die
Menschenrechtslage in So-
malia ist weiterhin extrem
schlecht“. Die Zitate stam-
men aus dem als Unterrich-
tung vorliegenden zehnten
Bericht der Bundesregie-
rung über ihre Menschen-
rechtspolitik (17/11250)
von  März 2010 bis Ende
Februar 2012, der am Freitag
auf der Tagesordnung des
Bundestages stand. Sie bele-
gen, dass „die Wahrung der
Menschenrechte als beständige, immer
neue Anstrengungen erfordernde Aufgabe“
begriffen werden muss, wie es in der Vorbe-
merkung des 169 Seiten starken Berichts
heißt. 
Er werde „von der Erkenntnis getragen, dass
die Wahrung der Menschenrechte für alle
Staaten gilt“ und daher auch entwickelte
und wohlhabende Staaten wie Deutschland
vor große Herausforderungen stelle,

schreibt die Bundesregierung darin weiter.
Zugleich verweist sie darauf, dass sich die
Bundesrepublik weltweit für alle Kernthe-
men der internationalen Menschenrechts-
politik einsetze, unter anderem für bürgerli-
che und politische Rechte, die Rechte von
Kindern, Frauen und Minderheiten sowie
wirtschaftliche und soziale Rechte. 
Der Bericht informiert über die menschen-
rechtspolitischen Aktivitäten der Bundesre-
gierung im In- und im Ausland sowie die
Entwicklungen im internationalen und eu-

ropäischen Menschen-
rechtssystem während des
Berichtszeitraums. Er ist in
einen innen- und außenpo-
litischen Teil aufgeteilt. In
einem dritten Teil stellt die
Regierung die Entwicklung
der Menschenrechtslage in
rund 70 Ländern dar und
beschreibt Maßnahmen der
deutschen und europäi-
schen Menschenrechtspoli-
tik in diesen Staaten. Ein
Schwerpunkt des Berichts

liegt diesmal auf dem Thema „Arabischer
Umbruch“. 
Der vierte Teil besteht aus dem „Aktions-
plan Menschenrechte 2012 bis 2014“ der
Bundesregierung. Darin legt sie die Prioritä-
ten ihrer deutschen Menschenrechtspolitik
in diesem Zeitraum dar. So will sie interna-
tionale menschenrechtliche Gremien und
Überwachungsorgane wie den UN-Men-
schenrechtsrat stärken und Straflosigkeit be-

kämpfen. Weiterhin will sie unter anderem
für die weltweite Abschaffung der Todesstra-
fe und gegen Folter eintreten sowie auf die
Einhaltung der Menschenrechte bei der Ter-
rorismusbekämpfung drängen. 

Entschließung verabschiedet Die ur-
sprünglich geplante Aussprache zu dem Be-
richt fand am Freitag nach einem medizini-
schen Notfall im Plenum nicht statt. Gegen
die Stimmen der  Opposition verabschiede-
te das Parlament  eine  Entschließung
(17/13848). Darin bittet der Bundestag die
Regierung, bei der Erstellung des nächsten
Menschenrechtsberichts „besonderes Au-
genmerk auf die weltweite Abschaffung der
Todesstrafe“ sowie  auf die weltweite Ver-
flechtung des Sklaven- und Menschenhan-
dels und seiner Bekämpfung zu legen“, dem
Eintreten für weltweite Religionsfreiheit
„größte Aufmerksamkeit“ und der Situation
der Menschenrechte von Lesben, Schwulen,
Bisexuellen, Transgender und Intersexuel-
len „besondere Aufmerksamkeit zu wid-
men“. Auch soll die Regierung nach dem
Willen des Parlaments ein Schwerpunktthe-
ma zu dem Menschenrecht auf sauberes
Trinkwasser und Sanitärversorgung einfü-
gen. Ferner will der Bundestag, dass im elf-
ten Bericht „deutlicher auf den Themenbe-
reich von Rassismus und dessen justizielle
Aufarbeitung“ wie beim „NSU-Prozess“ ein-
gegangen und die Tätigkeit der Untersu-
chungsausschüsse einbezogen wird. 
Zugleich wird in der Entschließung der
zehnte Bericht als „sehr gute Grundlage“ für

die parlamentarische und gesellschaftliche
Debatte über die Menschenrechtspolitik der
Bundesregierung gewürdigt. Bei Menschen-
rechtsorganisationen war der Bericht bei ei-
ner Anhörung im Frühjahr auf Lob und Kri-
tik gestoßen. Beate Rudolf vom Deutschen
Institut für Menschenrechte, bemängelte, es
fehle eine überzeugende Antwort auf die
Sorge des UN-Ausschusses gegen Folter,
dass die deutsche Nationale Stelle zur Ver-
hütung von Folter nicht ausreichend ausge-
stattet sei. Michael Krennerich vom Nürn-
berger Menschenrechtszentrum befand, in

der eigenen Politik, etwa bei Rüstungsexpor-
ten, würden menschenrechtliche Kriterien
zuweilen „nicht angemessen berücksich-
tigt“. Daniel Legutke von der Deutschen
Kommission Justitia et Pax begrüßte, dass
der Bericht sich nicht nur auf Außenpolitik
beziehe, sondern zunehmend als „Orientie-
rung für die innenpolitischen Verhältnisse“
wahrgenommen werde. Günter Burkhardt
von Pro Asyl nannte den Bericht teilweise
„wortreich, umfangreich – aber inhaltsleer“,
weil er keine überzeugende Antworten auf
konkrete Probleme gebe. ahe/sto ❚

Marina Schuster (FDP)

BERICHT Die Bundesregierung legt eine Bilanz ihrer Aktivitäten in der Menschenrechtspolitik vor 

Die elementarsten Rechte  

Diskriminierung
in Russland   
MENSCHENRECHTE Die Mitglieder des Aus-
schusses für Menschenrechte und humanitä-
re Hilfe sind besorgt über das Gesetz gegen
„Propaganda nicht-traditioneller sexueller
Beziehungen“, das das russische Parlament
beschlossen hat, und appellieren an Präsi-
dent Putin, es nicht zu unterzeichnen.  Dies
geht aus einer Gemeinsamen Erklärung her-
vor, die der Ausschuss in der vergangenen
Woche einstimmig verabschiedet hat. 
Durch das Gesetz drohten russischen Bürgern
bei „Weitergabe von Informationen, öffentli-
cher Demonstration und Unterstützung von
Homosexualität“ Geldstrafen in Höhe von
bis zu eine Millionen Rubel und Ausländern
bis zu 100.000 Rubel oder bis zu 15  Tage Haft
oder die Ausweisung aus der Russischen Fö-
deration. Objektive Berichterstattung über
Homosexualität werde dadurch praktisch un-
möglich gemacht.  Homosexuelle würden
noch weiter an den Rand der russischen Ge-
sellschaft gedrängt und die Presse- und Mei-
nungsfreiheit noch weiter eingeschränkt,
heißt es in der Erklärung weiter. 
Russland verstoße mit dem Gesetz gegen in-
ternationale Verpflichtungen zum Schutz sei-
ner Bürger vor Diskriminierung, darunter
auch gegen die Europäische Menschen-
rechtskonvention. Es sei Aufgabe der Regie-
rung, gegen homophobe Stimmungen in der
russischen Gesellschaft vorzugehen. Die be-
wusste Diskriminierung und Stigmatisierung
von Schwulen und Lesben habe in einer mo-
dernen Gesellschaft keinen Platz. ahe ❚

Straßburg mahnt
zur Besonnenheit
EUROPARAT Die parlamentarische Ver-
sammlung des Europarates hat das gewaltsa-
me Vorgehen der Polizei gegen Demonstran-
ten in Istanbul und anderen Städten der Tür-
kei bedauert. Die Parlamentarier forderten
vergangenen Donnerstag in Straßburg alle
Mitgliedsstaaten des Europarates auf, demo-
kratische Grundsätze einzuhalten. Insbeson-
dere sollte bei der Berichterstattung über
Massenproteste die  Pressefreiheit geachtet
werden, hieß es in einer mit großer Mehrheit
verabschiedeten Entschließung. 
Die Abgeordneten aus den 47 Europaratslän-
dern verwiesen auf jüngste Massenproteste in
London, Madrid, Paris und Griechenland
und forderten die Regierungen auf, die Ver-
sammlungs- und Demonstrationsfreiheit zu
achten. 
Zur staatlichen Überwachung von Internet-
verbindungen nach den Enthüllungen des
Ex-US-Geheimdienst-Zuarbeiters Edward
Snowden ermahnten die Parlamentarier die
Regierungen, ein Gleichgewicht zwischen
Schutz der individuellen Privatsphäre und
dem Schutz der Bevölkerung vor organisier-
tem Verbrechen und Terrorangriffen zu fin-
den. „Wir müssen kreative Methoden entwi-
ckeln, um die Privatsphäre  im Internet bes-
ser zu schützen“, sagte die serbische Abge-
ordnete Vesna Marjanovic im Namen der
Fraktion der Sozialdemokraten. Die  Ver-
sammlung will zu diesem Thema in den
nächsten Monaten eine Empfehlung verfas-
sen.
Ein weiteres Thema in Straßburg war die Si-
tuation in Ungarn. Nach einer kontroversen
Debatte hatte das Gremium eine Überwa-
chung der demokratischen Entwicklung in
Ungarn abgelehnt. Allerdings wollen die Ab-
geordneten aus den 47 Europaratsländern
die Entwicklung dort „aufmerksam verfol-
gen“, wie es in der Entschließung hieß, die
am in Straßburg mit deutlicher Mehrheit ver-
abschiedet wurde. dpa ❚
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»Wir müssen dicke Bretter bohren«
EUROPARAT Als Beauftragte für die Bekämpfung der Todesstrafe will Marina Schuster eine Erfolgsstory des Staatenbundes fortsetzen

>STICHWORT

> Menschenrechtsbericht Mit dem Bericht informiert die
Bundesregierung über alle menschenrechtspolitischen Akti-
vitäten und Entwicklungen im In- und im Ausland sowie über
die Entwicklungen im internationalen und europäischen
Menschenrechtssystem. Menschenrechtsbeauftragter der
Bundesregierung ist Markus Löning (Foto).

> Europa 2012 hat sich die EU mit einem „Strategischer Rah-
men“ positioniert, der Grundsätze und Ziele der EU-Men-
schenrechtspolitik für die nächsten zehn Jahre enthält und
den ein Aktionsplan zur Umsetzung bis 2014 ergänzt.

> Europa Zudem wurde das Amt des „Sonderbeauftragten für
Menschenrechte“ eingerichtet, das der ehemalige grie-
chische Außenminister Stravos Lambrinidis bekleidet.

MENSCHENRECHTE – Transparenz und Rechenschaft
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Unterstützer der Menschenrechtsorganisation „Amnesty International“ protestieren Ende Juni in Berlin gegen die Polizeigewalt in der Türkei.

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper
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I
m Grunde ist das Thema nicht neu.
Um die Netzneutralität wird im
Bundestag schon seit Jahren gestrit-
ten. Genauer gesagt darum, ob ge-
setzlich festgeschrieben werden soll,
dass Internetprovider alle Datenpa-

kete von Nutzern unabhängig von ihrem In-
halt und ihrer Herkunft gleich behandeln
müssen. Vor zwei Jahren beschäftigte sich
die Enquete-Kommission „Internet und di-
gitale Gesellschaft“ mit der Frage, die sie sei-
nerzeit mit einem deutlichen „Jein“ beant-
wortete. 17 Mitglieder des Gremiums spra-
chen sich für eine gesetzliche Regelung aus.
Ebenso viele dagegen. Hauptargument der
Ablehner, die aus den Reihen von Union
und FDP kamen: Eine akute Verletzung der
Netzneutralität sei nicht festzustellen. Im
Übrigen werde dies der Markt regeln. 
Spätestens seit der Ankündigung der Deut-
schen Telekom, bei Breitband-Internet-Tari-
fen eine Begrenzung des integrierten Daten-

volumens einführen zu wollen und dabei
die eigenen Dienste teilweise auszuneh-
men, ist die Situation eine andere. Das wur-
de auch bei der öffentlichen Sitzung des Pe-
titionsausschusses in der vergangenen Wo-
che deutlich. Diskutiert wurde über eine Pe-
tition, die sich für eine gesetzliche Fest-
schreibung der Netzneutralität ausspricht
und schon nach drei Tagen das für eine öf-
fentliche Behandlung erforderliche Quo-
rum von mehr als 50.000 Mitzeichnern er-
reicht hatte. Petent Johannes Scheller warn-
te „im Namen von mehr als 77.000 Unter-
zeichnern“ vor einem „Zweiklassen-Netz“.
Werde die derzeitige Entwicklung nicht auf-
gehalten, „wird es das Internet, wie wir es
kennen, nicht mehr geben“. 

Diskriminierung Ein Szenario, das offen-
kundig auch die Politik aufschreckt. Sowohl
die Opposition als auch die Koalition und
die Bundesregierung machten deutlich, die

Netzneutralität sichern zu wollen. Umstrit-
ten blieb, wie dies gewährleistet werden
kann. SPD, Linke und Grüne plädierten für
eine gesetzliche Festschreibung und stellten
sich damit hinter die Petition. Von Seiten
der Koalition war zwar nicht mehr die Rede
davon, dass der Markt dies regeln werde.
Gleichwohl sehen Union und FDP ebenso
wie die Bundesregierung den Weg einer Ver-
ordnung als zielführend an. 
Aus Sicht von Reinhard Brandl (CSU) ist das
Vorhaben der Telekom „diese Form der Dis-
kriminierung, die wir ablehnen“. Brandl ver-
wies jedoch darauf, dass der Grundsatz der
Netzneutralität im Telekommunikationsge-
setz (TKG) schon festgeschrieben sei. Im
TKG sei geregelt, dass in einem Fall, „wie er
derzeit einzutreten scheint“, die Bundesre-
gierung mit einer Verordnung „schnell und
flexibel handeln kann“. Auch Jimmy Schulz
(FDP) bewertete „in diesem Fall den Weg
der Verordnung besser“, da es um techni-

sche Details gehe. Er wies zugleich darauf
hin, dass schon jetzt vom Prinzip der Netz-
neutralität abgewichen werde, um bestimm-
te Dienste – wie etwa die Internet-Telefonie
oder das Fernsehen über Internet – anzubie-
ten, die bei einer völligen Gleichbehand-
lung nicht funktionieren würden. „Wenn
man das Grundprinzip der Netzneutralität
so festschreibt, wie in der Petition gefordert,
könnte ich nicht mehr telefonieren, wäh-
rend meine Tochter einen Download
macht“, sagte Schulz.
Auch Johannes Scheller räumte ein, dass es
schon jetzt unterschiedliche Diensteklassen
gebe, machte jedoch deutlich, dass dafür
technische Gründe ausschlaggebend seien.
„Echtzeitdienste“ schneller zuzustellen als
etwa Updates für Betriebssysteme sei richtig,
sagte er. „Die Netzneutralität wird dann ver-
letzt, wenn wirtschaftliche Gründe für die
unterschiedliche Behandlung ausschlagge-
bend sind“, betonte Scheller. Die von der
Bundesregierung geplante Verordnung
lehnte der 20-Jährige ab. Sie sei „zu
schwammig und unpräzise“. Es bestehe so-
gar die Gefahr, dass damit die Pläne der Te-
lekom legalisiert würden. 

Anträge abgelehnt Dieser Kritik schloss
sich die Opposition an. Es sei zu befürch-
ten, „dass mit der Verordnung die Netzneu-
tralität abgeschafft wird“, sagte Konstantin
von Notz (Grüne). Rückblickend auf die
Diskussionen in der Internet-Enquete sagte
von Notz, die These, der Markt werde die
Netzneutralität sichern, sei inzwischen „ob-
solet“. Ein derartig wesentlicher Sachverhalt
könne nur über ein Gesetz geregelt werden,
befand Sonja Steffen (SPD). „Haben Sie ge-
prüft, ob das Gebot der Netzneutralität so
wichtig ist, dass es in ein Gesetz muss?“,
fragte sie in Richtung Regierung. Es sei nicht
auszuschließen, dass das Bundesverfas-
sungsgericht feststellt, „die Netzneutralität
ist zu bedeutend für eine Verordnung“, gab
sie zu bedenken. Verordnungen könnten
durchaus auch wichtige Dinge regeln, wi-
dersprach ein Vertreter des Justizministeri-
ums. Die wesentliche Grundsatzentschei-
dung dafür habe der Gesetzgeber ja durch
das TKG gesetzt. 
Ingrid Remmers (Die Linke) warb gleich-
wohl dafür, den vorliegenden Anträgen ih-
rer Fraktion (17/13466) sowie der SPD-
Fraktion (17/13892) mit der Forderung
nach einer gesetzlichen Festschreibung der
Netzneutralität zuzustimmen. Erfolglos al-
lerdings, wie sich bei der Abstimmung im
Plenum am vergangenen Donnerstag zeigte.

Fehlende Antworten Dabei zeigte sich der
Staatssekretär im Bundeswirtschaftsministe-
rium, Bernhard Heitzer, vor dem Petitions-
ausschuss „prinzipiell offen für einen Dis-
kurs über die Frage Verordnung oder Ge-
setz“. Unter Berücksichtigung eines von der
Bundesnetzagentur vorgelegten Bericht sei
man jedoch zu der Auffassung gelangt,
„dass es richtig ist, schnellstens eine Verord-
nung entsprechend dem TKG vorzulegen“.
Der Zeitplan für deren Umsetzung sei sehr
eng, räumte Heitzer ein. „Theoretisch“ sei
ein Abschluss aber noch möglich, was für
ein Gesetzgebungsverfahren nicht gelten
würde. 
Keine klare Antwort konnten die Vertreter
des Wirtschaftsministeriums trotz intensi-
ven Nachhakens der Abgeordneten auf die
Frage geben, ob der Verordnungsentwurf
das Vorgehen der Telekom unterbinden
könne. „Wir wollten keine ,Lex Telekom’
schaffen“, sagte eine Ministeriumsvertrete-
rin. In der Verordnung würden eher allge-
meine Sachverhalte beschrieben, fügte sie
hinzu. Wie die konkrete Ausgestaltung von
Geschäftsmodellen zu bewerten ist, sei
„Aufgabe der ausführenden Behörde“. Not-
falls müsse diese Ausgestaltung von den Ge-
richten überprüft werden. Götz Hausding ❚

Für viele jungen Menschen, die in Deutsch-
land eine Ausbildung abgeschlossen haben,
ist der Arbeitsmarkt derzeit günstig. Eine
wichtige Ursache für diese positive Entwick-
lung sei das duale Ausbildungssystem. Zu-
mindest darüber waren sich die Redner der
Koalition und der SPD in der Debatte am
vergangenen Freitag  zum Berufsbildungs-
bericht 2013 (17/13650) weitgehend einig.
Die Grünen und die Linksfraktion setzten
andere Akzente und mahnten insgesamt Re-
formbedarf an.
Die Koalitionsfraktionen wollen mit dem
dualen System gar die hohe Jugendarbeits-
losigkeit in der Europäischen Union be-
kämpfen und fordern deshalb entsprechen-
de Kooperationen mit den EU-Mitgliedstaa-
ten. Den entsprechenden Antrag von Union
und FDP (17/13484) nahm der Bundestag
mehrheitlich an. Abgelehnt hingegen wur-
den die Anträge der SPD zur betrieblichen
Ausbildung (17/14134), der Grünen zu 
Bildungschancen im Lebensverlauf
(17/13554) und der Linken, die einen
Rechtsanspruch auf Ausbildung fordern
(17/14119).
Ernst Hinsken (CDU) sagte zu Beginn sei-
ner Rede: „Vor ihnen steht ein Dualer. Einer,
der es über das duale System zu Meisterwür-
den gebracht hat.“ Er habe damit das nöti-
ge Rüstzeug für das Leben erhalten. Die pa-
rallele Ausbildung in Betrieben und Berufs-
schulen bringe nicht nur Jugendliche von

der Straße weg, sondern schaffe die Grund-
lage dafür, dass die Wirtschaft später auf
tüchtige Fachkräfte zurückgreifen könnte.
Auch Willi Brase (SPD) lobte diese Form der
Ausbildung und ging auf die schwierige La-
ge für junge Menschen in Südeuropa ein,
wo die Jugendarbeitslosigkeit in mehreren
Ländern mittlerweile bei über 50 Prozent
liegt. „Wenn man sich die Zahlen anschaut,
dann kann einem schon ein bisschen angst
und bange werden.“ 5,7 Millionen junge
Menschen müssten ohne wirkliche Perspek-

tive leben. „Das ist sehr schlecht für die eu-
ropäische Entwicklung“, so Brase. 
„Die schlechten Nachrichten werden über-
bewertet, die guten Nachrichten unterbe-
wertet“, zitierte Heiner Kamp (FDP) den
früheren Präsidenten der Deutschen Bun-
desbank, Helmut Schlesinger. Schließlich
hätte es zum fünften Mal in Folge mehr als
doppelt so viele unbesetzte Ausbildungs-
plätze wie unversorgte Bewerber gegeben.
„Mehr Anerkennung täte gut“, mahnte er
die Abgeordneten der Opposition. „Das

duale System ist ein Flaggschiff unseres Bil-
dungssystems.“
Agnes Alpers (Die Linke) hingegen argu-
mentierte, sie habe die „Zahlentricksereien“
der Regierungskoalitionen satt. Der bil-
dungspolitische Sprecher der Union,  Albert
Rupprecht, habe der Öffentlichkeit weiß
machen wollen, dass 2012 auf jeden Bewer-
ber zwei freie Ausbildungsstellen gekom-
men seien. Fakt sei jedoch, dass von den
560.000 gemeldeten Bewerbern nur
287.000 tatsächlich einen Ausbildungsplatz
bekommen hätten. „Wann endlich hören
Sie  auf, die ganze Republik mit ihren Ge-
schichten für dumm zu verkaufen?“ 
Kai Gehring (Bündnis 90/Die Grünen)
räumte zwar ein, dass man die OECD-Stu-
dien so lesen könnte: „Dank des dualen
Ausbildungssystems habe Deutschland eine
geringe Jugendarbeitslosigkeit.“ Doch dies
wäre eine „oberflächliche Betrachtung“.
Vielmehr stimme, dass das duale Ausbil-
dungssystem in Deutschland vor allem
Dank guter Konjunktur und wirtschaftlicher
Stabilität so erfolgreich sei. Deshalb helfe es
nicht, jetzt die duale Ausbildung in südeu-
ropäische Krisenländer zu exportieren.
„Denn eine duale Berufsausbildungssystem
setzt florierende Betriebe voraus“, sagte
Gehring. „Man braucht eine prosperierende
Wirtschaft statt einer kollabierenden Wirt-
schaft. Genau das fehlt den europäischen
Krisenländern.“ Annette Rollmann ❚

Deutschland als Vorbild
BERUFSBILDUNG Die Koalition will die Jugendarbeitslosigkeit in der EU mit dem dualen Ausbildungssystem bekämpfen

77.000 Gründe
INTERNET Eine Petition zur Netzneutralität bringt Regierung
und Koalition ins Grübeln – aber nicht zu einer Kursänderung

Ein Lehrling in einer Schweriner Bäckerei bei der Arbeit

Der Petent Johannes Scheller und die Vorsitzende des Petitionsausschusses Kersten Steinke (Die Linke).
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Wolfram Wette:
Feldwebel Anton
Schmid.
Ein Held der
Humanität.

Verlag S. Fischer,
Frankfurt/M. 2013;
312 S., 24,99 €

Der Deutsche Bundestag rehabilitierte im
Jahr 2009 die wegen „Kriegsverrats“ verur-
teilten Wehrmachtssoldaten. Einen Sonder-
fall stellte das Todesurteil gegen Anton
Schmid dar, wie der Historiker Wolfram Wet-
te in seinem herausragenden und sehr be-
wegenden Buch betont. Es gebe keinen ver-
gleichbaren Fall, in dem ein Soldat von ei-
nem Kriegsgericht zum Tode verurteilt wor-
den sei, weil er sich über die Judenmorde
empört und versucht hatte, Juden zu retten.
Anton Schmid war ein zwangsweise zum
Kriegsdienst in der Wehrmacht verpflichte-
ter österreichischer Handwerker und Einzel-
handelskaufman. In Wilna, dem „Jerusalem
des Ostens“, rettete der Wiener bis zu 300
Juden das Leben. Schmid habe es als from-
mer Katholik als seine Christenpflicht ange-
sehen, den verfolgten Juden zu helfen, be-
richtete Simon Wiesenthal aus seinen Ge-
spräche, die er nach dem Krieg mit von
Schmid Geretteten führen konnte. Auch in
seinem letzten Brief, den der Feldwebel vor
seiner Hinrichtung am 13. April 1942 seiner
Frau schrieb, begründete der zum Tode ver-
urteilte sein Handeln mit seinem Glauben.
Wette, früher am Militärgeschichtlichen For-
schungsamt in Freiburg tätig, wurde be-
kannt mit seinen kritischen Studien über
den deutschen Militarismus und den Ver-
nichtungskrieg der Wehrmacht an der Ost-
front. Er entlarvte die These von der „saube-
ren“ Wehrmacht im Unterschied zur Waffen-
SS als Legende und lobte die Zivilcourage
der sogenannten „Kriegsverräter“. Wette
nennt die wenigen deutschen Soldaten
beim Namen, die versucht hatten, Juden zu
retten. Schonungslos deckt er auf, dass der
„Rettungswiderstand“ nach dem Krieg lan-
ge tot geschwiegen wurde.
Schmid wurde als einer der ersten Deut-
schen respektive Österreicher 1967 vom
Staat Israel als „Gerechter unter den Völ-
kern“ geehrt. 33 Jahre später folgte eine of-
fizielle Würdigung in Deutschland: in Rends-
burg wurde eine Bundeswehr-Kaserne nach
Schmid benannt – als sichtbares Zeichen ei-
nes neuen Traditionsverständnisses im deut-
schen Militär. manu ❚

Andrea Röpke,
Andreas Speit (Hg.):
Blut und Ehre.
Geschichte und
Gegenwart rechter
Gewalt in
Deutschland.

Ch. Links Verlag,
Berlin 2013;
286 S., 19,90 €

Seit 1990 sind nach Auffassung der Journa-
listen Andrea Röpke und Andreas Speit 183
Menschen in Deutschland durch rechtsex-
treme Gewalttäter getötet worden. Die Bun-
desregierung hingegen erkennt nur 63 To-
desopfer an. Dies zeige, dass der Staat das
Ausmaß von Rassismus und Fremdenfeind-
lichkeit hierzulande weiterhin unterschätze,
meinen die Herausgeber des Buches „Blut
und Ehre“. In dem empfehlenswerten Sam-
melband über die Geschichte rechtsextre-
mer Gewalt in der Bundesrepublik Deutsch-
land von 1945 bis 2013 haben die Autoren
alarmierende Zahlen zusammengetragen:
Danach hat „jeder fünfte Deutsche auslän-
derfeindliche Überzeugungen“ und „jeder
achte antisemitische“. Als Beleg verweisen
die Autoren auf eine aktuelle Studie der Uni-
versität Leipzig. Sind aber tatsächlich 15
Millionen Deutsche ausländerfeindlich und
zehn Millionen Antisemiten? Eine Überprü-
fung dieser Zahlen und der damit einherge-
henden Thesen bleiben die Herausgeber
schuldig.
Unmissverständlich fordern Röpke, Speit
und andere Kenner der Neonazi-Szene ein
Verbot der NPD. Sie begründen dies nicht zu-
letzt mit der staatlichen Parteienfinanzie-
rung: allein im Jahr 2011 habe die NPD mehr
als 1,3 Millionen Euro an Steuergeldern kas-
siert. Das sind fast 42 Prozent der Parteiein-
nahmen.Auch wenn man das rechtsextreme
Gedankengut nicht durch ein Verbot besei-
tigen könne, müsse man die Finanzierung
von Staats wegen nicht hinnehmen.
Dass es eine durch ganz Deutschland mor-
dende rechtsextremistische Terrorzelle wie
den NSU geben könnte, verwiesen Verfas-
sungsschutz, Polizei und andere Experten
lange ins Reich der Mythen. Umso auf-
schlussreicher sind die Berichte des Buches
über die Arbeit der vier parlamentarischen
Untersuchungsausschüsse in drei Landta-
gen und im Bundestag. Als „inakzeptabel
und unprofessionell“ bewertet etwa CDU-
Obmann Clemens Binninger die Arbeit des
Generalbundesanwaltes. Und SPD-Obfrau
Eva Högl bezeichnet die Ermittlungen der Si-
cherheitsbehörden als „eklatanten Dilettan-
tismus“. manu ❚

KURZ REZENSIERT

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden 
Sie in unserem E-Paper

Digitalisierung verwaister
Werke wird vereinfacht

Die Digitalisierung und Veröffentlichung von
Werken, deren Rechteinhaber unbekannt
sind, wird Bibliotheken, Archiven und dem
öffentlich-rechtlichen Rundfunk gestattet.
Der Bundestag verabschiedete am vergan-
genen Donnerstag einen entsprechenden
Gesetzentwurf der Bundesregierung
(17/13423) mit den Stimmen von CDU/CSU
und FDP gegen die Stimmen der Oppositi-
onsfraktionen. Abgelehnt hingegen wurden
zwei Gesetzentwürfe der SPD (17/5053,
17/3991) zur Änderung des Urheberrechts-
gesetzes sowie zwei Anträge der Grünen
(17/4695, 17/7031) für den Zugang zu ver-
waisten Werken und zu den Ergebnissen öf-
fentlich geförderter Forschung. aw ❚

Regierung soll deutsche
Sprache stärker fördern
Die Bundesregierung soll ihre Anstrengun-
gen zur Förderung der deutschen Sprache
verstärken. Der Bundestag verabschiedete
am vergangenen Donnerstag einen entspre-
chenden Antrag von CDU/CSU und FDP
(17/14114) gegen die Stimmen der Opposi-
tionsfraktionen. Unter anderem soll die Re-
gierung in Abstimmung mit den Bundeslän-
dern bundesweit vergleichbare Sprach-
standtests für alle Kinder im Alter von vier
Jahren einzuführen. Im Bedarfsfall müssten
Sprachprogramme außer- und innerhalb der
Schulen angeboten werden. aw ❚

Schutz von Kulturgütern 
soll verbessert werden
Der Schutz von Kulturgütern im Fall von Na-
turkatastrophen und anderen Notfällen soll
verbessert werden. Der Bundestag verab-
schiedete am Donnerstag einen entspre-
chenden Antrag (17/14115) von CDU/CDU
und FDP mit den Stimmen der Koalition und
der Linksfraktion bei Enthaltung von SPD
und Grünen. So soll die Bundesregierung un-
ter anderem mit den Ländern die Einsetzung
eines Verantwortlichen auf Bundesebene zu
prüfen, der den Schutz bedrohter Kulturgü-
ter im Katastrophenfall koordiniert. aw ❚

Kooperationsverbot wird
nicht aufgehoben 
Die Oppositionsfraktionen sind mit ihren Ini-
tiativen zur Aufhebung des Kooperations-
verbotes zwischen Bund und Ländern in der
Bildungspolitik und einer entsprechenden
Grundgesetzänderung gescheitert. Die An-
träge der SPD (17/8455), der Linksfraktion
(17/785, 17/6094) und von Bündnis 90/Die
Grünen (17/1984,17/8902,17/9565) lehnte
der Bundestag am Donnerstag mit den Stim-
men von CDU/CSU und FDP ab. aw ❚

Initiativen zur Absicherung
von Künstlern abgelehnt 
Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen haben
keine Mehrheiten für ihre Forderungen nach
einer Ausstellungsvergütung für Künstler er-
halten. Der Bundestag lehnte die beiden An-
träge der Opposionsfraktionen (17/8379,
17/6346) mit den Stimmen von CDU/CSU
und FDP ab. Ebenso abgelehnt wurden An-
träge der SPD (17/11832) und der Grünen
(17/7825, 17/12067), die auf eine Verbesse-
rung der sozialen Absicherung von Kreativ-
schaffenden und Lehrbeauftragten an Mu-
sik- und Theater-Hoschulen abzielten. aw ❚

Unterstützung für Kultur- 
und Kreativwirtschaft
Der Bundestag unterstützt die Initiative der
Bundesregierung zur Kultur- und Kreativ-
wirtschaft. Gegen die Stimmen der Opposi-
tonsfraktionen verabschiedete das Parla-
ment den entsprechenden Antrag von
CDU/CSU und FDP (17/12383) am vergan-
genen Donnerstag. Einen Antrag der SPD
(17/12382), die einen Kreativpakt forderte,
wurde hingegen abgelehnt. aw ❚

Positives Votum für 
»Campus der Demokratie«
Der Bundestag spricht sich für die Errichtung
eines „Campus der Demokratie“ in der ehe-
maligen Stasi-Zentrale in Berlin aus. Eine
entsprechende Beschlussempfehlung des
Kulturauschusses (17/13698) nahm der
Bundestag am vergangenen Donnerstag mit
den Stimmen von CDU/CSU und FDP gegen
das Votum der Opposition an. Abgelehnt
wurde der Antrag (17/14109) von SPD und
Grünen, in dem sie die Einsetzung eines Ex-
pertengremiums fordern, dass Vorschläge
für die Zukunft der Stasi-Unterlagenbehör-
de erarbeiten soll. aw ❚

KURZ NOTIERT
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Ein Zeichen für Versöhnung und Hoffnung setzen – diese
Aufgabe hat der Genç-Preis. Die Auszeichnung wird seit 1993
alle zwei Jahre vergeben und soll Menschen auszeichnen, die
sich gegen Fremdenfeindlichkeit und Gewalt einsetzen. Er ist
nach der Familie Genç benannt, die bei einem rechtsextre-
men Brandanschlag auf ihr Wohnhaus im nordrhein-westfä-
lischen Solingen 1993 fünf Familienmitglieder verlor.   
Anlässlich des 20. Jahrestags des Anschlags wurde vergange-
ne Woche nun Sebastian Edathy (SPD) stellvertretend für
die Mitglieder des NSU-Untersuchungsausschusses, dem er
vorsitzt, der Preis in der Kategorie „Hoffnung“ verliehen. Tü-
lin Özüdog̃ru, Tochter eines der Opfer der NSU-Anschläge,
erhielt als zweite Preisträgerin die Auszeichnung in der Ka-
tegorie „Versöhnung“. In einer bewegenden Rede im Ballsaal
des Berliner Hotel Adlon sagte sie, dass ihre Familie trotz der
Mordserie und der Tötung ihres Vaters den Glauben an die
Toleranz nicht verloren habe. Nun erwarte sie ein „konkre-
tes Zeichen der Gerechtigkeit“ vom Gerichtsprozess gegen
die Angeklagte Beate Zschäpe in München.  

Bundestagspräsident Norbert Lammert (CDU) war Schirm-
herr der deutsch-türkischen Veranstaltung. Er sagte, die
Qualität einer Demokratie lasse sich nicht daran erkennen,
wie sie mit Mehrheiten umgehe, sondern mit Minderhei-
ten. Denn Minderheiten hätten eigene Rechtsansprüche,
„über die Mehrheiten nicht verfügen.“ Man müsse verhin-
dern, dass solche Taten wie die deS NSU das Bild des Lan-
des bestimmten. Laudator Frank-Walter Steinmeier (SPD)
sagte, die Kategorie „Hoffnung“ für Edathy sei passend,
denn Hoffnung sei Zuversicht, dass Dinge geändert und
Ressentiments abgebaut werden können. Dazu habe der
Untersuchungsausschuss beigetragen und „ein Stück Ver-
trauen in Demokratie und Parlament wiederhergestellt“. 
In seiner Dankesrede sagte Edathy, gegenüber den Opfern
der NSU-Mordserie seien zwei wesentliche Kernverspre-
chen des Rechtsstaates gebrochen worden: das Recht auf
Schutz vor Verbrechen unabhängig von der Herkunft und
das Recht auf objektive Aufklärung durch die staatlichen
Stellen. Der Untersuchungsausschuss habe  deshalb zur

Aufgabe, die Fehler der Sicherheitsbehörden „schonungs-
los“ und parteiübergreifend aufzuklären. Denn die Arbeit
des Ausschusses betreffe „die Frage der demokratischen
Selbstachtung unserer Republik als Ganzes“.
Dem Untersuchungsausschuss gehören elf Mitglieder an.
Für die CDU/CSU-Fraktion sind das Clemens Binninger,
Tankred Schipanski, Armin Schuster und Stephan Stracke,
der zugleich stellvertretender Vorsitzender ist. Neben Eda-
thy sitzen für die SPD Eva Högl und Sönke Rix im Aus-
schuss, für die FDP Serkan Tören und Hartfrid Wolff und
für die Grünen Wolfgang Wieland. Bundestagsvizepräsi-
dentin Petra Pau vertritt Die Linke. 
Verliehen wurde die mit 10.000 Euro dotierte Auszeich-
nung von der Türkisch-Deutschen Gesundheitsstiftung in
Kooperation mit der Deutsch-Türkischen Gesellschaft und
der Allianz Kulturstiftung. Julian Burgert ❚

Weitere Informationen zur Arbeit des NSU-Untersuchungs-
ausschusses auf Seite 4 dieser Ausgabe 

Ein Zeichen der Hoffnung und Versöhnung

ORTSTERMIN: VERLEIHUNG DES GENÇ-PREISES

Erster »Out-of-
area-Einsatz«
2.Juli 1993: Somalia-Einsatz beschlos-
sen Wann darf die Bundeswehr im Aus-
land eingesetzt werden? Diese Frage be-
schäftigte im Frühsommer 1993 die deut-
sche Politik. Seit etwa zwei Jahren
herrschte in Somalia schon Bürgerkrieg.
Im April 1993 baten die Vereinten Natio-
nen Deutschland, im Rahmen der bereits
laufenden Friedensmission UNOSOM II
Soldaten in das ostafrikanische Land zu
schicken, um die Verteilung von Hilfsgü-
tern zu überwachen. Die Bundesregie-
rung und die schwarz-gelbe Mehrheit im
Bundestag stimmten einer Entsendung
von Bundeswehrsoldaten zu – doch die
SPD zog vor das Bundesverfassungsge-
richt: Der Einsatz sei nicht durch das

Grundgesetz gedeckt. Während bereits
ein deutsches Vorauskommando in So-
malia eintraf, entschieden die Richter in
Karlsruhe: Die Bundeswehr darf sich wei-
ter an UNOSOM II beteiligen, „wenn und
soweit der Deutsche Bundestag dies be-
schließt“. Dafür sei ein „konstitutiver Akt“
des Plenums nötig. 
So stimmte  das Parlament am 2. Juli
1993 ein zweites Mal über die Entsen-
dung der 1.700 Soldaten ab. 337 Abge-
ordnete waren dafür, 185 dagegen, 13
enthielten sich. Es war der erste humani-
täre Einsatz bewaffneter Bundeswehrsol-
daten außerhalb des NATO-Gebietes; er
dauerte bis März 1994. Erst im Juli 1994
urteilte das Bundesverfassungsgericht
dann in seinem „Out-of-area-Urteil“,
dass die Teilnahme deutscher Soldaten an
UN-Operationen auch außerhalb des
Nato-Gebietes verfassungskonform sei,
wenn sie dem Frieden dienen und der
Bundestag zustimmt. Benjamin Stahl ❚

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik? Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1, 11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung der
Redaktion wieder. Die Redaktion behält
sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Parla-
ment“ erscheint am 15. Juli.

Berlin hat nicht viel vom Bundes-
tag. Als Behörde zahlt er keine
Gewerbesteuer. Die Abgeordne-
ten selbst veranlagen ihre Ein-

kommenssteuer am Wohnort, und der ist
in den seltensten Fällen Berlin. Dadurch
aber entgeht der Landeskasse sogar noch
mehr. Denn für jeden Einwohner be-
kommt sie 2.500 Euro in Jahr aus dem
Länderfinanzausgleich. Weil Berlin laut
jüngster Volkszählung 180.000 Einwoh-
ner weniger hat als gedacht, bekommt es
künftig fast eine halbe Milliarde weniger
im Jahr überwiesen. Deshalb hat der Senat
vergangene Woche beschlossen, das erst
kürzlich auf 50 Euro gesenkte Begrüßungs-
geld für auswärtige Studenten, die sich in
Berlin anmelden, wieder auf 100 Euro zu
erhöhen. Diese wohnen nämlich oft in der
WG im Wedding oder bei Tante Frieda in
Lichtenrade, sind aber bei Mama und Pa-
pa in Bottrop oder Sindelfingen gemeldet. 
Auf die Idee, auch die Mitglieder des Bun-
destages zu Geld zu machen, ist der Berli-
ner Finanzsenator Ulrich Nußbaum (par-
teilos) noch nicht gekommen. Könnte er
nur die Hälfte von ihnen mit einem Begrü-
ßungsgeld dazu bewegen, ihren Haupt-
wohnsitz in die Bundeshauptstadt zu ver-
legen, brächte das jährlich 750.000 Euro
von den Geberländern. Dazu käme die
Einkommenssteuer, die ja am Haupt-
wohnsitz fällig wird. Dagegen spricht, dass
laut Gesetz der Hauptwohnsitz dort sein
muss, wo der Lebensmittelpunkt ist. Abge-
ordnete sind aber außerhalb der gut 20 Sit-
zungswochen nicht so oft in Berlin, da
kommt kaum die Hälfte eines Jahres zu-
sammen. Sollte ein Begrüßungsgeld für
Abgeordnete wegen dieser Formalie seine
Wirkung verfehlen, bliebe aber immer
noch eine Ersatzlösung: Die MdBs könn-
ten sich als Studenten einschreiben. Solan-
ge sie nicht promovieren... Peter Stützle ❚

Abgeordnete zu
Geld machen

PERSONALIA

LESERPOST

AUFGEKEHRT

VOR 20 JAHREN ...

Die ersten deutschen Truppen landen
am 23. Juli 1993 in Somalia.

Die Preisträger Tülin Özüdog̃ru (oben) und Sebastian Edathy (2.v.re.) mit den Mitgliedern des Ausschusses sowie Laudator Steinmeier und Bundestagspräsident Lammert (Bildmitte)
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Zur Ausgabe 25-26 vom 17.6.2013, „Im
Kampf um die Drohnen“ auf Seite 1:
Wenn die Parteien CDU und CSU das „C“
in ihrem Namen ernst nehmen würden,
würde sich die Diskussion über die Anschaf-
fung von Kampfdrohnen verbieten. Die
Antwort wäre dann nämlich ganz eindeutig
nein! Denn das „C“ steht für „christlich“
und „christlich“ beruft sich auf Jesus Chris-
tus. Und dieser predigte „Liebe deine Fein-
de“, wie ganz eindeutig im Neuen Testa-
ment geschrieben steht. Wenn ich nun aber
meinen Feinden Kampfdrohnen schicke, ist
es nur schwer möglich, sie zu lieben. Ein
Name sagt eben nichts über den Inhalt.
Ebenso wenig „christlich“ handelt die SPD,
wenn sie nur die zu hohen Kosten für die
Anschaffung von Drohnen kritisiert. Und
die Grünen koalieren sowie-
so am liebsten mit „Droh-
nen-Parteien“ und nennen
es dann „Sachzwang“.

Dennis Klingenberg, 
Bremen

Zur Ausgabe 25-26 vom
17.6.2013, „Das Leid ist
nicht teilbar“ auf Seite 4:
Die Debatte im Bundestag
zu 60 Jahren Bundesvertrie-
benengesetz hat wieder ein-
mal einiges vom merkwür-
digen Geschichtsverständ-
nis deutscher Politiker of-
fengelegt. So sagte der
Grünen-Abgeordnete Vol-
ker Beck, der Vertreibung
der Deutschen sei der „An-
griffskrieg der Nazis“ sowie
der Holocaust an den Juden
und der Völkermord an den
Sinti und Roma vorange-
gangen. Das ist chronolo-
gisch zwar richtig, aber ge-
nau so kann man sagen,
dass der Machtergreifung
Hitlers auch Versailles und
dessen Ungerechtigkeiten
vorangegangen sind. 
Ursächlich hat der Holo-
caust oder Mord an Sinti
und Roma nichts zu tun mit
der Vertreibung der Deut-
schen aus Mittel- und Ost-
europa. Sonst hätten ja auch

die besetzten Franzosen, Niederländer oder
Dänen deutsches Gebiet annektieren und
aus diesen die Deutschen vertreiben dürfen. 
Bei Polen und der Annexion der Gebiete
östlich von Oder und Neiße samt Vertrei-
bung der deutschen Bewohner war dafür
zum Beispiel der Umstand bedeutsam, dass
Stalins Sowjetunion den besetzten Ostteil
Polens behalten wollte und dafür Polen
durch deutsches Land im Westen entschä-
digt werden sollte. Und vom tschechischen
Staatsmann Benes gibt es den Ausspruch aus
dem Jahr 1945, jetzt könne man mit den
Sudetendeutschen endlich das machen, was
man nach 1918 bei Gründung der Tsche-
choslowakei nicht machen konnte. Insofern
war der Zweite Weltkrieg eben nicht nur Ur-
sache, sondern auch Anlass für die Vertrei-

bung. Deshalb liegt auch der FDP-Abgeord-
nete Serkan Tören daneben, wenn er sagt,
der Grund für die Vertreibung müsse „in der
deutschen Geschichte gesucht werden“.
Das kann höchstens eine Teilwahrheit sein,
denn es muss auch eine Disposition für die
Vertreibung bei den vertreibenden Staaten,
die ja 1945 alle unter kommunistisch-natio-
nalistischer Herrschaft standen, samt unter-
stützender Haltung der Sieger-Großmächte
gegeben haben. 
Das Ganze hat auch zu tun mit nationalis-
tischen und panslawistischen Strömungen
in Mittel- und Osteuropa sowie der Ideolo-
gie ethnisch-reiner Staaten und nicht nur
simpel mit „deutscher Geschichte“.

Werner Strack, 
Hamburg

Zur Ausgabe 25-26 vom 17.6.2013,
„Neuer Anlauf für mehr direkte Demo-
kratie“ auf Seite 6:
Beim Schauspiel um die Einführung direk-
ter Demokratie durch den Bundestag wol-
len sämtliche Parteien den Wähler wohl für
dumm verkaufen. SPD und Grüne spielen
sich in der Opposition stets zu dem Thema
auf. Als Regierungsparteien unter Bundes-
kanzler Gerhard Schröder (SPD) mit der
entsprechenden Macht ausgestattet, war die
Einführung direkter Demokratie aber kein
Thema. Für die SPD auch nicht während der
Zeit der Großen Koalition. Die Logik der Re-
gierungsparteien, man könne zu komple-
xen Fragen nur mit Ja oder Nein abstimmen,
was diesen nicht gerecht werde, geht eben-
so fehl: Denn wie stimmt man denn sonst

im Bundestag über komple-
xe Fragen ab? Mit dafür, da-
gegen oder mit Enthaltung!
Die unglaubliche Angst der
Parteien vor der Direktde-
mokratie beschädigt die
Würde des Parlaments. Eine
funktionierende Demokra-
tie fürchtet das Volk nicht,
sondern beteiligt es perma-
nent.

Heiko Urbanzyk, Werne

SEITENBLICKE

Weiterführende Links 
zu den Themen dieser
Seite finden Sie in 
unserem E-Paper

PANNENMELDER

In der Ausgabe vom 17.Juni
ist auf Seite 1 bei der „Zahl
der Woche“ die Rede von ei-
nem Untersuchungsaus-
schuss zu einem Luftangriff
auf Kunduz. Es gab jedoch
nie einen Luftangriff auf die
Stadt Kunduz als solche,
sondern einen Luftangriff
auf zwei Tanklaster in ei-
nem Flussbett nahe der
Stadt. Dieser Angriff wurde
in dem erwähnten Untersu-
chungsausschuss behan-
delt. Weiterhin steht im Ar-
tikel „Antworten bis zur
Wahl“ auf Seite 3, die Bun-
destagswahl 2013 sei im
Oktober. Das ist nicht rich-
tig, die Bundestagswahl fin-
det am 22. September die-
ses Jahres statt. 

>Franz Handlos ✝✝
Bundestagsabgeordneter 1972-1987,
CSU
Am 10. Juni starb Franz Handlos im Alter 
von 73 Jahren. Der Jurist und Journalist aus
Regen im Bayerischen Wald war von 1966 bis
1970 Pressesprecher der CSU-Landtagsfrak-
tion und von 1970 bis 1972 Abgeordneter im
Bayerischen Landtag. Danach vertrat er 
15 Jahre lang als Direktkandidat den Wahl-
kreis Deggendorf im Bundestag. Handlos, der
ausnahmslos dem Verteidigungsausschuss
angehörte, trat 1983 aus Protest gegen die
Vergabe des sogenannten „Milliardenkre-
dits“ an die DDR aus der CSU aus und blieb
danach fraktionsloser Abgeordneter.
Bis 1985 stand er an der Spitze der von ihm
mitbegründeten Partei „Die Republikaner“,
die er danach wieder verließ. 1987 schloss
sich Handlos der FDP an.

>Doris Odendahl ✝✝
Bundestagsabgeordnete 1983-1998,
SPD
Doris Odendahl starb am 14. Juni, wenige 
Tage vor der Vollendung ihres 80. Lebens-
jahrs, wie noch in der Ausgabe Nr. 25/26 ge-
meldet. Die Kauffrau aus Sindelfingen
schloss sich 1969 der SPD an, amtierte von
1981 bis 1989 als Kreisvorsitzende ihrer Par-
tei in Böblingen und war auch Mitglied im
SPD-Landesvorstand von Baden-Württem-
berg. Zwischen 1971 und 1983 gehörte sie
zunächst dem Böblinger und später dem Sin-
delfinger Gemeinderat an. Die bildungspoli-
tische Sprecherin ihrer Fraktion, die sich im
Bundestag in allen Wahlperioden im Aus-
schuss für Bildung und Wissenschaft enga-
gierte, stand von 1996 bis 1998 an dessen
Spitze.

>Heide Simonis
Bundestagsabgeordnete 1976-1988,
SPD
Am 4. Juli wird Heide Simonis 70 Jahre alt.
Die Diplom-Volkswirtin aus Kiel trat 1969 der
SPD bei, war von 1972 bis 1975 Mitglied des
dortigen Kreisvorstands ihrer Partei und von
1971 bis 1976 Ratsfrau in Kiel. Dem SPD-
Bundesvorstand gehörte Simonis von 1988
bis 1991 und dem Parteivorstand von Ende
1993 bis 2005 an.Von 1988 bis 1993 amtier-
te Simonis als schleswig-holsteinische Fi-
nanzministerin und wurde 1993 als Nachfol-
gerin Björn Engholms zur Ministerpräsiden-
tin gewählt. Damit war Heide Simonis die
erste Frau an der Spitze eines Bundeslandes.
Das Amt behielt sie bis 2005.
Im Bundestag engagierte sich die Haushalts-
expertin im gleichnamigen Ausschuss.
Von 2005 bis 2008 war Simonis ehrenamtli-
che Vorsitzende von UNICEF Deutschland.

>Christoph Zöpel
Bundestagsabgeordneter 1990-2005,
SPD
Christoph Zöpel begeht am 4. Juli seinen 
70. Geburtstag. Der promovierte Diplom-
Ökonom aus Bochum, SPD-Mitglied seit
1964, war von 1986 bis 1995 Mitglied des
Parteivorstands und gehörte von 1992 bis
1995 dem SPD-Parteipräsidium an.Von 1972
bis 1990 war Zöpel Abgeordneter im nord-
rhein-westfälischen Landtag und amtierte
von 1980 bis 1990 in Düsseldorf als Minister
für Landes- und Stadtentwicklung sowie für
Wohnen und Verkehr. Zöpel, von 1998 bis
1999 und von 2002 bis 2004 Mitglied des
Vorstands der SPD-Bundestagsfraktion,
engagierte sich vorwiegend im Auswärtigen
Ausschuss. Von 1999 bis 2002 war er Staats-
minister im Auswärtigen Amt.

>Hans-Gerd Strube
Bundestagsabgeordneter 1983-1994,
CDU
Am 6. Juli vollendet Hans-Gerd Strube sein
80. Lebensjahr. Der Hauptschulrektor aus Lin-
gen, CDU-Mitglied seit 1965, war von 1970
bis 1983 Kreisvorsitzender seiner Partei in
Lingen und gehörte von 1972 bis 1986 dem
Kreistag des Landkreises Emsland an. Der
Direktkandidat des Wahlkreises Mittelems
engagierte sich in allen drei Wahlperioden im
Haushaltsausschuss.

>Siegfried Hornung
Bundestagsabgeordneter 1983-1987,
1990-2002, CDU
Am 8. Juli feiert Siegfried Hornung seinen 
75. Geburtstag. Der Landwirtschaftsmeister
und selbstständige Landwirt aus dem nord-
badischen Ravenstein trat 1964 der CDU bei
und gehörte von 1965 bis 2003 dem CDU-
Vorstand des Neckar-Odenwald-Kreises an.
Hornung, von 1994 bis 2003 zugleich Mit-
glied der Parlamentarischen Versammlung
des Europarats und der Westeuropäischen
Union (WEU), hatte sich vorwiegend im
Landwirtschaftsausschuss engagiert. Von
1990 bis 1994 war Hornung dessen Vorsit-
zender. bmh ❚



Mit dem Hochwasser der
letzten Wochen traf uns
in Deutschland eine Kata-

strophe gewaltigen Ausmaßes. War
am 29. Mai 2013 in ersten Meldun-
gen noch einfach von einer Hoch-
wasserlage in verschiedenen Regio-
nen Deutschlands die Rede, so er-
wuchs daraus binnen weniger Tage
eine Hochwasserkatastrophe, die
die Pegelstände von 2002 zum Teil
noch übertroffen hat. Sommerli-
cher Dauerregen verursachte inner-
halb von nur elf Jahren eine zweite
sogenannte Jahrhundertflut.
Hauptbetroffen sind die Flussge-
biete von Elbe und Donau. Aber
auch zahlreiche andere Gebiete, et-
wa an Saale, Mulde, Havel und Ne-
ckar, hatten und haben unter dieser
Katastrophe schwer zu leiden.

Der erste Katastrophenalarm
wurde am 1. Juni im Landkreis
Leipzig ausgelöst. Wenige Tage spä-
ter, am 5. Juni, gab es bereits in 43
Gebietskörperschaften Katastro-
phenalarm, am Ende in insgesamt
56 Städten oder Landkreisen. In
acht Bundesländern mussten Men-
schen ihre Häuser und Wohnungen
verlassen. Der Höchststand der Eva-
kuierungen war am 10. Juni er-
reicht: fast 85 000; das entspricht
ungefähr der Einwohnerzahl einer
Großstadt. Am härtesten war Sach-
sen-Anhalt betroffen, mit 40 000
Menschen, die ihre Häuser verlas-
sen mussten.

Die Gesamthöhe der Schäden
können wir derzeit überhaupt noch
nicht absehen. Beinahe sprachlos
haben auch mich die Bilder ge-
macht, die sich mir bei meinen Be-
suchen vor Ort boten, aber auch die
Eindrücke, die ich in Gesprächen
mit Betroffenen gewonnen habe, in

Passau, in Pirna, in Greiz, in Bitter-
feld, in Wittenberge, in Lauenburg,
in Hitzacker: Menschen, die vor ih-
ren verwüsteten Wohnungen, Häu-
sern oder Geschäften stehen, in ih-
rer Fassungslosigkeit und Verzweif-
lung, ihrer Angst, manche zum
zweiten Mal innerhalb von elf Jah-
ren, aber eben auch Menschen mit
ihrem Mut und ihrer Entschlossen-
heit, sich trotz allem nicht unter-
kriegen zu lassen. Das sind Eindrü-
cke, die ich nicht vergessen werde,
und deshalb muss geholfen wer-
den, schnell, direkt, unbürokra-
tisch, nachhaltig.

Genau das tun wir: In der Stunde
der Not ist unser Land fest ent-
schlossen und in der Lage, schnell
und unmittelbar zu helfen. So hat
sich jetzt das nach 2002 für genau
solche Katastrophen eingerichtete
Gemeinsame Melde- und Lagezen-
trum von Bund und Ländern be-
währt. Dort gingen über 40 Hilfsan-
fragen der Länder ein, nach Sandsä-
cken, Transportleistungen, Hoch-
leistungspumpen oder Personal.
Was benötigt wurde, das wurde ver-
mittelt, teilweise auch aus unseren
Nachbarländern, wie zum Beispiel
über 800.000 Sandsäcke aus Däne-
mark.

Die Einsatzkräfte der Bundes-
wehr – es handelte sich zeitweise
um den größten Einsatz, den sie je
hatte –, des Technischen Hilfswerks
und der Bundespolizei haben uner-
müdlich angepackt. Kluge Men-
schen haben ausgerechnet, dass
Bundeswehr, THW und Bundespo-
lizei insgesamt über 200.000 Ein-
satztage geleistet haben. Noch um
ein Vielfaches mehr waren es aber
bei den Angehörigen der Feuerweh-
ren und aller anderen Hilfsorgani-
sationen, die meisten von ihnen eh-
renamtliche Helfer. Hier hat sich
das Ehrenamt erneut als eine zen-
trale Stütze unserer Gesellschaft er-
wiesen. Herzlichen Dank!

Ich möchte auch ein Dankeschön
an all die Betriebe sagen, die die eh-
renamtlichen Helfer freigestellt
und ganz unbürokratisch reagiert
haben.

Nicht zu vergessen sind die
Freunde, Verwandten und Nach-
barn, die geholfen haben, die wild-
fremden Menschen, die plötzlich
da waren und mit angepackt haben,
oder die Jugendlichen, die sich über
die sozialen Netzwerke zum Helfen
verabredet haben.

Wir erleben einmal mehr: In der
Stunde der Not stehen die Men-
schen in Deutschland zusammen.
Sie packen gemeinsam an, sie ste-
hen einander bei. Wir sind ein star-
kes Land. Der Zusammenhalt ist ei-
ne der größten Stärken unseres Lan-
des.

Allen Helferinnen und Helfern
danke ich von dieser Stelle aus
noch einmal ganz herzlich, im Na-
men der ganzen Bundesregierung
und – ich bin sicher – auch im Na-
men des ganzen Hohen Hauses.

Sie haben mit Ihrem persönli-
chen Einsatz für Ihre Mitmenschen
noch Schlimmeres verhindert, Sie
haben Leben geret-
tet. Das ist gelebte
Solidarität.

Zu dieser gelebten
Solidarität leistet
auch die Politik ih-
ren Beitrag. Deshalb
haben Bund und
Länder über die
akute Bewältigung
der Katastrophe hi-
naus weitere Schritte unternom-
men:

Erstens. Die Bundesregierung hat
den Ländern sehr früh ihre Unter-
stützung bei den Soforthilfen zuge-
sagt: Zu jedem Landes-Euro geben
wir einen Bundes-Euro dazu. Über
die Ausgestaltung ihrer Soforthilfe-
programme entscheiden die Bun-
desländer selbst. Das geht nur di-
rekt vor Ort.

Die Soforthilfen sollen Privat-
haushalten zugutekommen, etwa
bei Schäden an Hausrat oder bei
Ölschäden an Wohngebäuden. Sie
sollen die erste Not der betroffenen
Menschen lindern, sei es, um sich
Kleidung zu besorgen, oder, um die
Wohnung wieder bewohnbar zu
machen.

Mit den Soforthilfen soll auch
Gewerbetreibenden und Unterneh-
men unter die Arme gegriffen wer-
den, damit die Arbeit möglichst
schnell wieder aufgenommen wer-
den kann.

Im Bereich der kommunalen In-
frastruktur in den betroffenen Ge-
meinden dienen die Soforthilfen
der schnellen Schadensbeseitigung,
insbesondere an Schulen, Leitun-
gen und Straßen. Die Menschen vor
Ort müssen so schnell wie möglich
wieder mobil sein, ihrer Arbeit
nachgehen können und zur Nor-
malität zurückfinden.

Dringend gebraucht werden die
Soforthilfen auch für die zum Teil
massiv betroffene Landwirtschaft,
wo ganze Ernten vernichtet wur-
den. Mit den Soforthilfen sollen die
am stärksten betroffenen Betriebe
schnell wieder auf die Beine kom-
men. Dies wird durch weitere Maß-
nahmen begleitet, zum Beispiel
durch ein Förderprogramm der
Landwirtschaftlichen Rentenbank.

Insgesamt rechnen wir derzeit
mit einem Bundesanteil an den So-
forthilfen in Höhe von 400 Millio-
nen Euro.

Zweitens. Neben der Soforthilfe
muss ein zügiger Wiederaufbau ge-
währleistet werden; denn rasche
Soforthilfen lindern zwar die erste
Not, doch können sie nicht das
ganze, das massive Ausmaß der
Schäden beheben, die das Hoch-
wasser bei Privathaushalten, Unter-
nehmen und in der Infrastruktur
von Bund, Ländern und Gemein-
den verursacht hat.

Für einen zügigen
Wiederaufbau sind
deshalb erhebliche
finanzielle Anstren-
gungen notwendig.
Entschädigungen
und Wiederherstel-
lung der Infrastruk-
tur können nicht
mit den bislang ge-
planten und gegen-

wärtig verfügbaren Haushaltsmit-
teln finanziert werden. Deshalb
machen wir jetzt mit dem Aufbau-
hilfegesetz den Weg frei für einen
Aufbauhilfefonds. Wie schon nach
der Hochwasserkatastrophe 2002
wird auch dieser Fonds als Sonder-
vermögen des Bundes errichtet. Das
gibt uns die erforderliche Flexibili-
tät. So können wir bedarfsgerecht
und zielgenau die notwendigen
Mittel bereitstellen. Die Mittel die-
ses Fonds wird der Bund vorfinan-
zieren. Der Fonds hat ein Ausgabe-
volumen von 8 Milliarden Euro.
Das erforderliche Gesetzgebungs-
verfahren wollen und werden Bund
und Länder bis zum 5. Juli abge-
schlossen haben.

Der genaue Schlüssel zur Vertei-
lung der Hilfsmittel an die vom
Hochwasser betroffenen Bundes-
länder wird dann mit einer Verord-
nung festgelegt. Dies kann erst ge-
schehen, wenn wir die Schäden bes-
ser abschätzen können, aber dann
muss und wird es geschehen. Der
Fonds wird gemeinsam von Bund
und Ländern getragen, die so ihrer
gemeinsamen Verantwortung ange-
sichts dieser nationalen Aufgabe
auch finanziell gerecht werden.

Die Kosten für den Wiederaufbau
der zerstörten Bundesinfrastruktur,
vor allem der beschädigten Straßen
und Bahnschienen, übernimmt der

Bund allein. Wir rechnen allein hier
mit 1,5 Milliarden Euro. Für die an-
deren Leistungen wird es eine hälf-
tige Aufteilung der Finanzierung ge-
ben. Die Länder werden ihren An-
teil an den Kosten des Aufbau-
fonds, also Tilgung und Zinsen,
über einen Zeitraum von 20 Jahren
erbringen. Alle Bundesländer, di-
rekt betroffen oder nicht, beteiligen
sich an der Finanzierung. Auch hier
stehen Bund und Länder solida-
risch zusammen.

Der Bund wird den neuen Fonds
nicht über Steuererhöhung vorfi-
nanzieren, sondern über eine höhe-
re Nettokreditaufnahme in diesem
Jahr. Das können wir verantworten,
und zwar guten Gewissens, weil der
Bund durch den erfolgreichen Kon-
solidierungskurs der Bundesregie-
rung solide Finanzen vorzuweisen
hat.

Trotz der Hochwasserhilfen und
der erhöhten Nettokreditaufnahme
im Rahmen des notwendigen Nach-
tragshaushalts in diesem Jahr hal-
ten wir die Schuldenregel weiterhin
mit deutlichem Abstand ein.

Morgen – das nur zur Informati-
on – beraten und beschließen wir
im Kabinett einen strukturell ausge-
glichenen Haushalt für 2014. Dank
allen, die daran mitgewirkt haben!

Planungssicherheit besteht für
die Länder und Kommunen jetzt
auch über die künftige Höhe der so-
genannten Entflechtungsmittel.
Diese erhalten die Länder über-
gangsweise für zusätzliche Investi-
tionen, vor allem in die Infrastruk-
tur in den Bereichen Bildung, Ge-
meindeverkehrswege oder Wohn-
raumförderung. Auch dies kann
natürlich dazu beitragen, die durch
das Hochwasser zerstörte Infra-
struktur wiederaufzubauen.

Wir haben vereinbart, diese Mit-
tel ab dem Jahr 2014 bis zu ihrem
vorgeschriebenen Auslaufen im
Jahr 2019 auf dem aktuellen Niveau
fortzuschreiben. In diesem Zusam-
menhang haben sich die Länder be-
reit erklärt, dem Entwurf eines Ge-
setzes zur innerstaatlichen Umset-
zung des Fiskalvertrages im Bun-
desrat zuzustimmen. Das ist eine
gute Nachricht. Damit bringen wir
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Fortsetzung von Seite 1: Dr. Angela Merkel (Bundeskanzlerin)

Beschlüsse
ein wichtiges Anliegen Deutsch-
lands innerstaatlich zum Ab-
schluss.

Drittens. Über die Soforthilfen
und den Aufbaufonds hinaus wird
die Bundesregierung auch ihre wei-
teren bereits begonnenen Maßnah-
men zur Bewältigung der Folgen
der Hochwasserkatastrophe fort-
führen. Weil gerade auch viele Un-
ternehmen schweren Schaden erlit-
ten haben, hat die Bundesregierung
am 5. Juni 2013 ein Zehn-Punkte-
Programm verabschiedet, das zu ei-
nem großen Teil schon umgesetzt
ist. So hat die Kreditanstalt für Wie-
deraufbau ihre Förderprogramme
für hochwassergeschädigte Unter-
nehmen, Private und Kommunen
geöffnet. Sie bietet Kredite zu ei-
nem Signalzins von 1 Prozent an.
Das Gesamtvolumen der zinsver-
billigten Kredite liegt bei circa 100
Millionen Euro. Zur Überwindung
kurzfristiger Liquiditätsprobleme
hilft die KfW außerdem mit der
Möglichkeit der Stundung von Zin-
sen und Tilgungsleistungen sowie
weiteren Flexibilisierungen. Die
KfW hat hierzu eine Hotline ge-
schaltet.

Außerdem stützen wir in Not ge-
ratene Unternehmen schnell und
wirksam durch ein Sonderpro-
gramm zur Kurzarbeit. Über die be-
reits bestehenden Möglichkeiten
hinaus übernehmen wir zusätzlich
die Sozialversicherungsbeiträge für
die Beschäftigten in der Kurzarbeit.
So können Betriebe ihre qualifi-
zierten Beschäftigten halten und
müssen sie nicht wegen Arbeitsaus-
fällen entlassen.

Noch etwas kommt hinzu: Ar-
beitnehmer, die bei Aufräumarbei-
ten helfen, verlieren nicht ihren
Anspruch auf Kurzarbeitergeld.

Manche Betriebe mussten oder
müssen vorübergehend schließen
und haben Einbußen zu verkraften.
Sie brauchen Zeit, um die notwen-
digen Sanierungs- und Finanzie-
rungsgespräche zu führen. Diese
Zeit geben wir den Betrieben. Mit
einer Änderung der Insolvenzord-
nung werden wir die gesetzliche
Frist von drei Wochen nach Eintritt
der Zahlungsunfähigkeit ausset-
zen, innerhalb der ein Unterneh-
men sonst einen Insolvenzantrag
stellen müsste. Kein sanierungsfä-
higer Betrieb soll durch das Hoch-
wasser in die Insolvenz gezwungen
werden.

Die vom Hochwasser Betroffe-
nen können auch mit steuerlichen
Erleichterungen rechnen. Maßnah-
men aus einem mit den Ländern
abgestimmten Rahmenkatalog
können kurzfristig umgesetzt wer-
den. Zehn Länder haben bereits
entsprechende Maßnahmen aus
diesem Katalog auf den Weg ge-
bracht. Zu den wichtigsten Mög-
lichkeiten für Steuererleichterun-
gen gehören unter anderem die An-
passung der Steuervorauszahlun-
gen, die Stundung fälliger Steuern,
der Verzicht auf Vollstreckungs-
maßnahmen und Säumniszuschlä-
ge, die Bildung steuerfreier Rückla-

gen und Abschreibungserleichte-
rungen bei Ersatzbeschaffungen
oder die steuerliche Berücksichti-
gung der notwendigen Aufwendun-
gen für die Wiederbeschaffung von
Hausrat und Kleidung.

Außerdem wollen wir die Spen-
denbereitschaft erhöhen. Hierzu
hat das Bundesfinanzministerium
den Ländern einen sogenannten
Spendenerlass zur Abstimmung
vorgelegt. Er enthält
eine Vielzahl steuer-
licher Verfahrenser-
leichterungen im
Bereich des Spen-
denrechts. Ich
möchte allen, die
mit ihren Spenden
dazu beigetragen
haben, die Not zu
lindern, ein herzli-
ches Dankeschön sagen.

Viertens. Bund und Länder be-
kommen auch aus Europa Unter-
stützung. So hat die EU-Kommissi-
on bereits deutlich gemacht, dass
der Solidaritätsfonds der Europäi-
schen Union für Hilfen zur Verfü-
gung steht. Der Fonds wurde nach
dem Hochwasser 2002 geschaffen.
Er hat bereits damals gute Hilfe ge-
leistet, und er wird es auch heute
wieder tun.

Auch die Europäische Investiti-
onsbank steht bereit, die Finanzie-
rung von Wiederaufbaumaßnah-
men zu unterstützen. Die Bundes-
regierung wird sich weiter dafür
einsetzen, europäische Instrumen-
te schnell und wirkungsvoll zum
Einsatz zu bringen. Auch die Mög-
lichkeiten im Bereich Strukturför-
derung müssen genutzt werden,
um auf die Herausforderungen der
Flut gezielt reagieren zu können.

Fünftens. Im Bundesinnenminis-
terium haben wir einen Stab „Flut-
hilfe“ eingesetzt, der unter ande-
rem die aufseiten des Bundes erfor-
derliche Steuerung und Koordinie-
rung der Soforthilfe oder die

Abwicklung des Fluthilfefonds
übernimmt. Das Bundesinnenmi-
nisterium hat im Internet eine Flut-
hilfeseite mit wichtigen Informa-
tionen für die Bürger freigeschaltet.
Auch das Bundesamt für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe
hat auf seiner Internetseite einen
Bürgerservice zur aktuellen Hoch-
wasserlage mit Informationen über
Hilfsangebote, Vorsorge und Mög-

lichkeiten zur
Selbsthilfe einge-
richtet.

Sechstens. So
wichtig alle natio-
nalen und europäi-
schen Hilfen auch
sind, es ist unum-
gänglich, unsere
Hochwasservorsor-
ge zu verbessern,

und zwar deutlich. Wir müssen vo-
rausschauend handeln. Wir müs-
sen aus den sogenannten Jahrhun-
derthochwassern, die tatsächlich
aber im Rhythmus weniger Jahre
auftreten, die notwendigen Konse-
quenzen für die Zukunft ziehen.
Dabei ist zu differenzieren. Zum ei-
nen: Was hatten wir eigentlich ge-
plant, konnte aber nicht umgesetzt
werden, weil die Planungsverfah-
ren zu kompliziert waren oder zu
lange gedauert haben? Zum ande-
ren: Wo brauchen wir neue Kon-
zepte?

Hierzu müssen alle ihren Beitrag
leisten: Bund, Länder, Kommunen,
Anwohner, Landwirte, Betriebe, al-
le. Der Aus- und Neubau von Dei-
chen ist wichtig, aber er allein
reicht nicht aus, um mit extremem
Hochwasser fertig zu werden, wie
wir es jetzt ja erlebt haben. Ganz -
banal: Das Wasser muss ja irgend-
wohin. Deshalb benötigen wir zum
Beispiel mehr großräumige Rück-
halteflächen.

Als erfolgreiches Beispiel hat sich
die Überflutung der Havelpolder in
Brandenburg erwiesen, die effektiv

zur Senkung der Pegelstände ge-
führt hat.

Flüsse wie Donau und Elbe kann
man nicht abschnittsweise betrach-
ten. Sie enden nicht an Landesgren-
zen. Mit den Ministerpräsidentin-
nen und Ministerpräsidenten habe
ich deshalb vereinbart, dass wir für
Investitionen in den vorbeugenden
Hochwasserschutz eine abge-
stimmte Strategie entwickeln. Ich
begrüße sehr, dass sich der Bundes-
umweltminister mit seinen Kolle-
ginnen und Kollegen der Länder
dieses Themas angenommen hat
und dies vorantreiben will. Ich be-
grüße auch sehr, dass die Koaliti-
onsfraktionen eigene Vorschläge
hierzu entwickelt haben.

Herr Präsident, meine Damen
und Herren, es ist noch zu früh für
ein Fazit. Stattdessen gilt es, den
Betroffenen weiterhin bei den Auf-
räumarbeiten zu helfen, rasche So-
forthilfe und einen zügigen Wie-
deraufbau zu gewährleisten und
die langfristig erforderlichen Maß-
nahmen zu ergreifen, um uns alle
noch besser vor solchen Katastro-
phen schützen zu können. Nach al-
lem, was wir in den letzten Tagen
an Solidarität bei den Bürgerinnen
und Bürgern wie auch in der Poli-
tik, und zwar über Landes- und Par-
teigrenzen hinweg, erleben durf-
ten, bin ich zuversichtlich, dass wir
diese nationale Herausforderung
gemeinsam bewältigen werden.
Unser Land stellt einmal mehr un-
ter Beweis, dass der so oft bemüh-
te Begriff der Solidarität für uns kei-
ne Phrase ist. Ich finde, wir dürfen
ein wenig stolz auf das sein, was
unser Land ausmacht und stark
macht. Denn immer dann, wenn es
darauf ankommt, sind wir fürei-
nander da.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

FDP sowie von Abgeordneten der

SPD, der LINKEN und des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Der Aus- und
Neubau 

von Deichen ist
wichtig,

aber er allein
reicht nicht aus.

Das jüngste Hochwasserge-
schehen an Elbe und Do-
nau hat uns einmal mehr

vor Augen geführt, wie existenziell
gefährdend die Naturgewalten sein
können. Wir Bundesländer, insbe-
sondere auch Rheinland-Pfalz,
können, selbst wenn wir dieses Mal
nicht in besonderem Maße betrof-
fen waren, die leidvollen Erfahrun-
gen mit Hochwasser aus eigener
Anschauung sehr gut nachvollzie-
hen. Es war und ist für uns deshalb
Verpflichtung und Selbstverständ-
nis zugleich, solidarisch für die ge-
meinschaftliche Finanzierung der
Hochwasserfolgen einzutreten.

Am Rhein sind wir diesmal ver-
gleichsweise glimpflich davonge-
kommen. Aber es hätte auch uns
schlimmer treffen können. Wir
müssen damit rechnen, dass es
uns jederzeit wieder treffen kann.
Die Bundesländer stehen auch
deshalb solidarisch zueinander,
selbst wenn es von allen Ländern,
nicht nur von den aktuell betroffe-
nen, eine große finanzielle Kraft-
anstrengung erfordert, diese Soli-
darität zu unterlegen. Die Länder-
haushalte werden das, gerade vor
dem Hintergrund der Schulden-
bremse, auch in den kommenden
Jahren noch sehr deutlich spüren.

Malu Dreyer (*1961)
Ministerpräsidentin

Malu Dreyer, Ministerpräsidentin von Rheinland-Pfalz:

Hochwasserschutz
ist eine Daueraufgabe
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Im Plenum des Bundestages wurden in
der Zeit vom 24. bis 28. Juni 2013 fol-
gende Vorlagen ohne Aussprache ab-
schließend beraten:

Zustimmung 
Finanzen Anträge „Entlastung der
Bundesregierung für das Haushaltsjahr
2011 - Vorlage der Haushaltsrechnung
des Bundes für das Haushaltsjahr
2011“, „Entlastung der Bundesregie-
rung für das Haushaltsjahr 2011- Vor-
lage der Vermögensrechnung des Bun-
des für das Haushaltsjahr 2011“ sowie
„Bemerkungen des Bundesrechnungs-
hofes 2012 zu Haushalts- und Wirt-
schaftsführung des Bundes (ein-
schließlich der Feststellungen zur Jah-
resrechnung 2011)“ und „Bemerkun-
gen des Bundesrechnungshofes 2012
zur Haushalts- und Wirtschaftsführung
des Bundes - Weitere Prüfungsergeb-
nisse“ (Bundesfinanzministerium,
Bundesrechnungshof, 17/9908,
17/9909, 17/11330, 17/12990,
17/14149);
„Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie
2012/…/EU über den Zugang zur Tä-
tigkeit von Kreditinstituten und die Be-
aufsichtigung von Kreditinstituten und
Wertpapierfirmen und zur Anpassung
des Aufsichtsrechts an die Verordnung
(EU) Nr. …/2012 über die Aufsichtsan-
forderungen an Kreditinstitute und
Wertpapierfirmen (CRD IV-Umset-
zungsgesetz)“ (Vermittlungsaus-
schuss, 17/10974, 17/11474,
17/13524, 17/13541, 17/13876,
17/14122);
Haushalt „Rechnung des Bundes-
rechnungshofes für das Haushaltsjahr
2012 – Einzelplan 20“ (Bundesrech-
nungshof, 17/13640, 17/14150);
Recht „Übersicht 9 über die dem
Deutschem Bundestag zugeleiteten
Streitsachen vor dem Bundesverfas-
sungsgericht“ und „zu Streitverfahren
vor dem Bundesverfassungsgericht ge-
gen das Fünfte Gesetz zur Änderung
des Europawahlgesetzes“ 
(Rechtsausschuss, 17/14152,
17/14153);
„Zweiten Gesetz zur Modernisierung
des Kostenrechts (2. Kostenrechtsmo-
dernisierungsgesetz – 2. KostRMoG)“
(Vermittlungsausschuss, 17/11471
(neu),17/13537,17/13879,17/14120);
Arbeit und Soziales „Gesetz zur
Neuorganisation der bundesunmittel-
baren Unfallkassen, zur Änderung des
Sozialgerichtsgesetzes und zur Ände-
rung anderer Gesetze (BUK-Neuorga-
nisationsgesetz - BUK-NOG)“ (Bun-
desregierung, 17/12297, 17/13808);
„Gesetz zur Änderung des Zwölften
Buches Sozialgesetzbuch“ (Bundesrat,
17/13662, 17/14202);
Verkehr und Bau „Zu dem Vor-
schlag für eine Verordnung des Euro-
päischen Parlaments und des Rates zur
Änderung der Verordnung (EWG) Nr.
3821/85 des Rates über das Kontroll-
gerät im Straßenverkehr und der Ver-
ordnung (EG) Nr. 561/2006 des Euro-
päischen Parlaments und des Rates
KOM(2011) 451 endg.; Ratsdok.
13195/11;hier: Stellungnahme gegen-
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Beim Hochwasserschutz ist
Rheinland-Pfalz seit vielen Jahren
ein solidarischer Partner. Das gilt
nicht nur für den Aufbauhilfe-
fonds, den wir jetzt auflegen. Be-
sonders gefreut hat mich, dass so
viele ehrenamtliche Helfer und
Helferinnen aus der gesamten
Bundesrepublik in die Hochwas-
sergebiete geeilt sind, zum Teil un-
ter Einsatz ihres Urlaubs und oh-
ne zu fragen, wer sie bezahlt.

Unser Gemeinwesen, das, was
den Staat im Innersten zusam-
menhält, funktioniert; die Bun-
deskanzlerin hat es eben gerade
gesagt. Das ist eine beruhigende
und schöne Erkenntnis, trotz die-
ser großen Notsituation in man-
chen Bundesländern.

Aus unserer Verantwortung als
Rhein-Anlieger, einer wirtschaft-
lichen, verkehrstechnischen und –
auch das wollen wir nicht ver-
gessen – touristischen und kul-
turgeschichtlichen Lebensader
Deutschlands, wissen wir, dass
Hochwasserschutz nur gemein-
sam funktionieren kann. Unsere
Flüsse machen eben nicht an Län-
dergrenzen halt. Solidarität wird
am Rhein seit vielen Jahren groß-
geschrieben. Deshalb haben wir
in den letzten Jahrzehnten konse-
quent Hochwasservorsorge be-
trieben und als vergleichsweise
kleines Bundesland mit 900 Mil-
lionen Euro sehr viel Geld inves-
tiert, um Hochwasserschutzanla-
gen zu ertüchtigen und auszubau-
en. Genau wie wir mit unseren
Poldern und Rückhalteräumen
entlang des Rheins im Fall der Fäl-
le zum Schutz von Köln und Düs-
seldorf beitragen können, sind
wir dankbar dafür, dass unsere
Nachbarn rheinaufwärts, in Ba-
den-Württemberg und in Frank-
reich, dasselbe für uns tun. Diese
gemeinsame Verantwortung tra-
gen die Länder auch in finanziel-
ler Hinsicht.

Nicht zuletzt angesichts der He-
rausforderungen für die Länder-
haushalte setzt sich Rheinland-
Pfalz seit vielen Jah-
ren auf Bundesebe-
ne dafür ein, dass
sich der Bund auch
bei der Prävention
stärker engagiert:
beim Deichausbau,
beim Polderbau
und bei den laufen-
den Unterhaltungs-
maßnahmen. Da-
bei verkennen wir nicht die Zu-
ständigkeiten der Länder für den
Hochwasserschutz. Ich sage aber
auch: Wenn Hochwasserkatastro-
phen wie diese den bundesstaatli-
chen Solidarfall auslösen, dann
muss dies erst recht für die konti-
nuierliche Zusammenarbeit zwi-
schen Bund und Ländern beim
Hochwasserschutz, also bei der
Prävention, gelten.

Daran müssen wir arbeiten. Wir
brauchen aus meiner Sicht einen
nationalen Pakt für den Hochwas-
serschutz.

Meine sehr geehrten Herren,
meine sehr geehrten Damen, der
Rhein ist eine der Lebensadern im
Westen Deutschlands, genau wie
die Elbe und die Donau für den
südlichen und östlichen Teil von
überragender Bedeutung sind.
Hier wie dort konzentrieren sich
herausragende Natur- und Kultur-
landschaften genauso wie bedeu-
tende wirtschaftliche Infrastruktu-
ren und Produktionsstätten. In ei-
nem vernetzten, hochtechnisier-
ten Land wie dem unseren
verursacht eine Naturkatastrophe
vom Ausmaß des aktuellen Hoch-
wassers nicht nur immense Schä-
den an Ort und Stelle, sondern hat
auch Auswirkungen auf die über-
örtliche Infrastruktur wie Ver-
kehrsachsen, auf Produktionen,
die voneinander abhängen, kurz-
um: auf ganze Regionen, Länder,
auf die gesamte Nation. Die Flut
von 2013 hat uns erneut die Ver-
letzlichkeit unseres Landes vor Au-
gen geführt, genau wie 2002, und
dies in einer vergleichsweise ge-
segneten Weltregion, was die Ge-
fahr von Naturkatastrophen anbe-
langt.

Auch aus diesem Grund analy-
sieren wir sehr genau die mögli-
chen Auswirkungen des Klima-
wandels auf den Wasserhaushalt.
Auch wenn es zu früh ist, genaue
Prognosen abzugeben, so müssen
wir doch damit rechnen, dass die
Zahl extremer Wetterereignisse zu-
nimmt, Hochwasser öfter und vor
allem in ihren Spitzen mit höhe-
ren Pegeln auftreten werden. Aus
Verantwortung für das Heute und
für die uns folgenden Generatio-
nen nehmen wir diese Herausfor-
derung sehr ernst.

Das Risiko steigt; das zeigt
schon das vergangene Jahrzehnt.
Deshalb müssen wir unsere An-
strengungen für den Hochwasser-
schutz intensivieren. Ich bin heu-
te davon überzeugt, dass wir losge-
löst von diesem aktuellen Ereignis
die Verantwortung haben, beim
Hochwasserschutz in Deutschland

sehr viel enger zu-
sammenzurücken.
Wir benötigen ei-
nen nationalen
Pakt für Hochwas-
serschutz, einen
Pakt, der über Zu-
sammenarbeit und
Finanzierung im
Hochwasserfall hi-
nausgeht, einen

Pakt im eigentlichen Wortsinne:
ein Bündnis – getragen von Soli-
darität, Fürsorge und Rücksicht-
nahme – für mehr Hochwasser-
schutz.

Sosehr ich mich freue, dass 2013
erneut die bundesweiten Hilfsme-
chanismen im Großen – wie beim
Ausbauhilfefonds, diesmal auch
mit den Stimmen der CDU/CSU
und der FDP – wie auch bei den
nachbarschaftlichen, ehrenamtli-
chen Hilfen funktioniert haben,
muss ich dennoch sagen, dass ich
davon überzeugt bin, dass wir

mehr gemeinsame Verantwortung
tragen müssen. Die Verantwortung
von Ländern und Bund besteht da-
rin, heute eine Bund-Länder-über-
greifende Gesamtstrategie zu ent-
wickeln, damit wir morgen oder
übermorgen beim nächsten Hoch-
wasser sagen können: Es ist weni-
ger schlimm gekommen, als wir
befürchtet haben. Es ist weniger
schlimm gekommen, weil wir uns
schon im Vorfeld aus gesamtstaat-
licher Solidarität besser vorberei-
tet haben: weil wir ein Gesamt-
konzept entwickelt und die Um-
setzung kontinuierlich durch eine
gemeinsame Finanzierung sicher-
gestellt haben – für
einen besseren
Hochwasserschutz
für die gesamte Re-
publik.

H o c h w a s s e r ,
meine sehr verehr-
ten Herren und Da-
men, wird sich nie
ganz verhindern
lassen. Aus den Er-
fahrungen in meinem Land kann
ich jedoch sagen: Hochwasser-
schutz ist immer ein Bündel vieler
Maßnahmen. Dazu gehören Prä-
vention und Vorsorge, ein konse-
quentes Hochwasserrisikomana-
gement und technischer Hochwas-
serschutz durch Deiche, Polder
und auch durch Überflutungsflä-
chen. Im Vordergrund steht nicht
zuletzt die Erkenntnis: Unser
Hochwasserschutz muss nachhal-
tiger werden. Es ist keine neue Er-
kenntnis, dass wir den Flüssen
mehr Raum geben müssen, um –
was ich sehr schön umschrieben
finde – mehr Breit- als Hochwas-
ser zuzulassen.

Die Grundanforderungen an
eine solche Strategie hat Rhein-
land-Pfalz in einem für den Bun-
desrat vorbereiteten Antrag skiz-
ziert. Es geht um folgende Baustei-
ne in einem abgestimmten Ge-
samtkonzept: Flächenvorsorge
durch Schaffung von Retentions-
räumen und Rückverlegung von
Deichen, natürlicher Wasserrück-
halt, mehr Raum für die Flüsse
und Revitalisierung der Flussauen,
technischer Hochwasserschutz,
Bau und Ertüchtigung von Dei-
chen und Poldern, Stärkung der
Eigenvorsorge, Prüfung, wie eine
Elementarschadensversicherung
für alle Bürger und Bürgerinnen
eingeführt werden kann, Bauvor-
sorge und Verhaltensvorsorge zur
Minimierung des Schadenspoten-
zials, um Leib und Leben zu schüt-
zen, und funktionierender Kata-
strophenschutz.

Um den letzten Punkt, meine
sehr geehrten Herren und Damen,
mache ich mir dabei die allerwe-
nigsten Sorgen. Die Hochwasser-
meldedienste und der Katastro-
phenschutz von Feuerwehren, Po-
lizei und THW haben auch dieses
Mal ihre Leistungsfähigkeit voll-
ständig unter Beweis gestellt. Da-
für bedanke auch ich mich sehr
herzlich.

Sehr viel langwieriger und auch
kostenträchtiger wird die Realisie-
rung der anderen Schritte sein. Ne-
ben einem Gesamtkonzept für den
Hochwasserschutz brauchen wir
auch langfristige Sicherheit für die
Finanzierung. Ehrlich verstandene
Solidarität kann aus meiner Sicht
keine Einbahnstraße sein. Hoch-
wasserschutz kostet Geld, und
zwar viel Geld. Er ist eine Form der
Daseinsvorsorge nationalen Aus-
maßes, wie es die Bereitstellung
von Trinkwasser, Elektrizität und
Wärme ist.

Für die Finanzierung dieser ge-
meinschaftlichen Aufgabe verfü-

gen wir über be-
währte Strukturen.
Die Bund-Länder-
Gemeinschaftsauf-
gabe „Verbesserung
der Agrarstruktur
und des Küsten-
schutzes“ bietet
hierfür einen mög-
lichen Rahmen. Es
wäre ein erster

wichtiger Schritt, einen eigenen
Rahmenplan Hochwasser- oder
Binnenhochwasserschutz aufzule-
gen und zusätzliche Mittel – auch
des Bundes – zu hinterlegen.

Meine sehr geehrten Herren und
Damen, für mich ist die zuletzt ge-
übte Solidarität der Gradmesser
für zukünftige Maßnahmen im
Rahmen einer wirksamen Hoch-
wasservorsorge. Letztlich profitie-
ren alle auch vom Hochwasser-
schutz am Rhein, an der Mosel
und an anderen Flüssen. Dass
hierfür alleine in meinem Bundes-
land noch finanzielle Mittel in
Höhe von rund 500 Millionen
Euro notwendig sind, zeigt die
Größenordnung, vor der wir alle
heute in Zeiten der Schulden-
bremse noch stehen.

Ich sage ausdrücklich noch ein-
mal: Hochwasserschutz ist eine
Daueraufgabe. In der Notsituation
sind alle vom Hochwasserschutz
überzeugt. Wenn man allerdings
zwei, drei oder vier Jahre später
Deiche baut oder rückverlegt und
sagt: „Wir investieren dauerhaft
Geld in diese Vorsorge“ – das ist
tatsächlich eine Gesamtleistung
unseres Staates –, dann denkt kein
Mensch mehr an Hochwasser-
schutz und hat Verständnis für
entsprechende Maßnahmen.

Ich würde mich freuen, wenn
wir beim Hochwasserschutz über
die wichtigen Finanzierungsfragen
hinaus, die uns heute beschäftigen
– ich möchte hinzufügen, dass wir
sehr froh sein können, diesen So-
lidarpakt geschaffen zu haben –,
in Richtung einer abgestimmten
Strategie vorankämen. Neben der
Sofort- und Aufbauhilfe für die
akut Betroffenen wäre das sicher-
lich das richtige Signal für die
Menschen in unserem Land.

(Beifall bei der SPD, der LINKEN und

dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

sowie bei Abgeordneten der

CDU/CSU und der FDP)

Wir brauchen 
aus meiner Sicht

einen 
nationalen Pakt

für den
Hochwasserschutz.

Hochwasserschtz
ist nationale

Daseinsvorsorge,
wie es die

Bereitstellung von
Trinkwasser ist.

über der Bundesregierung gemäß Arti-
kel 23 Absatz 3 des Grundgesetzes“
(Ausschuss für Verkehr und Bau,
17/6985 Nr. A.58, 17/11847);
„Zu dem Paket "Verkehrssicherheit" -
Vorschlag für eine Verordnung des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates
über die regelmäßige technische Über-
wachung von Kraftfahrzeugen und
Kraftfahrzeuganhägern und zur Aufhe-
bung der Richtlinie 2009/40/EG,
KOM(2012)380 endg.; Ratsdok.
12786/12;hier: Stellungnahme gegen-
über der Bundesregierung gemäß
Artikel 23 Absatz 3 des Grundgeset-
zes“ (Ausschuss für Verkehr und Bau,
17/10710 Nr. A.53, 17/13165);
„Zu dem Vierten Gesetzes zur Ände-
rung des Straßenverkehrsgesetzes und
anderer Gesetze“ (Vermittlungsaus-
schuss, 17/12636, 17/13452,
17/13454, 17/13881, 17/14125);
Ernährung und Landwirtschaft
„Zu dem Sechzehnten Gesetz zur Än-
derung des Arzneimittelgesetzes“
(Vermittlungsausschuss, 17/11293,
17/11873, 17/12526, 17/12924,
17/14124);
Familie „Gesetz zur Verwaltungsver-
einfachung in der Kinder- und Jugend-
hilfe (Kinder- und Jugenhilfeverwal-
tungsvereinfachungsgesetz – KJVVG)“
(Vermittlungsausschuss, 17/13023,
17/13531, 17/13875, 17/14123);
Inneres „Gesetz über die Gewährung
eines Altersgelds für freiwillig aus dem
Bundesdienst ausscheidende Beamte,
Richter und Soldaten“ (Vermittlungs-
ausschuss, 17/12479, 17/13132,
17/13135, 17/13878, 17/14124).

Ablehnung
Verteidigung „Gesetz zur Änderung
der Wehrdisziplinarordnung“ (Die Lin-
ke, 17/572, 17/4488);
Verkehr und Bau „Gesetz zur Be-
darfsfestlegung des Baus oder Aus-
baus von Bundesfernstraßen“ (Bünd-
nis 90/Die Grünen, 17/7885, 17/8838);
Antrag „Umstellung der Finanzierung
von Neu- und Ausbauprojekten in Bun-
desschienenwege“ (Bündnis 90/Die
Grünen, 17/543, 17/3478);
Anträge „Logistikstandort Deutsch-
land stärken – Transport- und Güterver-
kehr nachhaltig gestalten“ und „Mo-
dellversuche mit Gigalinern beenden –
Umweltorientierten Aktionsplan Gü-
terverkehr und Logistik auf den Weg
bringen“ (SPD,Bündnis 90/Die Grünen,
17/3430, 17/3674, 17/5226);
Antrag „Transparenz zum Bau der ICE-
Neubaustrecke Wendlingen-Ulm her-
stellen“ (Bündnis 90/Die Grünen,
17/9741, 17/10865);
Antrag „Ursachen und Verantwortlich-
keiten für das Berliner Flughafendeba-
kel lückenlos aufklären – Chancen für
besseren Lärmschutz nutzen“ (Bündis
90/Die Grünen, 17/9740, 17/10873);
Antrag „Städtebauliche Qualität des
Regierungsviertels verbessern“ (Bünd-
nis 90/Die Grünen, 17/9171,
17/10981);
Antrag „Aufsichtsrat neu besetzen,
Geschäftsführer entlassen und den
Flughafen Berlin Brandenburg skan-

Beschlüsse
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dalfrei fertigstellen“ (Bündnis 90/Die
Grünen, 17/11168, 17/12785 );
Anträge „Deutschland braucht im gan-
zen Land einen verlässlichen und siche-
ren Schienenverkehr“, „Die Bahn in
Einklang mit dem Grundgesetz am
Wohl der Allgemeinheit orientieren“
und „Für eine konsequente Strukturre-
form der Deutschen Bahn AG“ (SPD,
Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen,
17/4428, 17/4433, 17/4434,
17/13153);
Anträge „Obdach- und Wohnungslo-
sigkeit erkennen und bekämpfen“ und
„Bedarfsgerechtes Wohnen dauerhaft
sichern – Gemeinnützigen Wohnungs-
wirtschaftssektor entwickeln“ (Die Lin-
ke, 17/13105, 17/13552, 17/14013);
Anträge „Kommunen die Einrichtung
von Carsharing-Stellplätzen ermögli-
chen“ und „Schaffung von Rechtssi-
cherheit für Carsharing-Stationen und
Elektrofahrzeug-Stellplätze“ (SPD,
Bündnis 90/Die Grünen, 17/781,
17/3208, 17/14089);
Antrag „Neustart für ein europäisches
Zugsicherungssystem“ Bündnis 90/Die
Grünen, 17/10844, 17/14092);
Anträge „Neue Impulse für die Förde-
rung des Radverkehrs setzen – Den Na-
tionalen Radverkehrsplan 2020 über-
arbeiten“ und „Nationalen Radver-
kehrsplan 2020 zum ambitionierten
Aktionsplan der Radverkehrsförderung
weiterentwickeln“ (SPD, Bündnis
90/Die Grünen, 17/11000, 17/11357,
17/14086);
Inneres „Gesetz zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention im
Wahlrecht“ (Bündnis 90/Die Grünen,
17/12068, 17/13809);
Antrag „Verbesserung des Wahlrechts
von Menschen mit Behinderungen und
Analphabeten“ (SPD, 17/12380,
17/13809);
„Gesetzes zur Einführung des aktiven
Wahlrechts ab 16 Jahren im Bundes-
wahlgesetz und im Europawahlge-
setz“ und „Gesetz zur Änderung des
Grundgesetzes (Artikel 38)“ (Bündnis
90/Die Grünen, 17/13257, 17/13238,
17/13999);
Antrag „Unabhängige Untersuchun-
gen von Menschenrechtsverletzungen
durch Polizeibedienstete ermöglichen
und unabhängiges Kontrollgremium
schaffen“ (Die Linke, 17/10685);
Antrag „Bundeseinheitliche Chip- und
Registrierungspflicht für Welpen ein-
führen“ (Die Linke, 17/13934);
Antrag „Aufnahme afghanischer Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter der Bun-
deswehr in Deutschland“   (Bündnis
90/Die Grünen, 17/13729, 17/14180);
Anträge „Richtlinien zur konzerninter-
nen Entsendung und zur Saisonarbeit
sozial gerecht gestalten“, „Zum Vor-
schlag der Europäischen Kommission
für eine Richtlinie des Europäischen
Parlaments und des Rates über die Be-
dingungen für die Einreise und den
Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen
im Rahmen einer konzerninternen Ent-
sendung (KOM(2010) 378 end.; Rats-
dok. 12211/10); hier: Stellungnahme
gegenüber der Bundesregierung ge-
mäß Artikel 23 Absatz 3 des Grundge-

Beschlüsse

Die Bilder von den überflute-
ten Städten und Dörfern ha-
ben uns alle zutiefst bewegt.

Menschen haben ihr Hab und Gut
und manchmal auch Angehörige
verloren. Wir haben aber auch gese-
hen: Die Menschen packen an. Sie
verzagen nicht. Wir sehen diesen Zu-
sammenhalt und das Miteinander.
Das ist vorbildlich, macht Mut und
zeigt: Wir leben in einer großartigen
Republik mit einer lebendigen Bür-
gergesellschaft.

Das THW, das Rote Kreuz, die Feu-
erwehren und die vielen Organisa-
tionen und Freiwilligen vor Ort ha-
ben tapfer gekämpft und gearbeitet
– bis zur Erschöpfung. Deshalb geht
unser Dank an die vielen freiwilligen
Helferinnen und Helfer genauso wie
an die vielen hauptamtlichen Helfe-
rinnen und Helfer. Unser Dank geht
auch an die Soldatinnen und Solda-
ten. Diese vorbildliche Arbeit der
Bundeswehr bei dieser Flutkatastro-
phe ist auch ein Verdienst unseres
Bundesverteidigungsministers. Lie-
ber Herr Minister de Maizière, Sie
haben die Truppe besser im Griff, als
mancher von der Opposition gele-
gentlich glaubt.

Wenn das Wasser, der Schlamm
und die Sandsäcke weg sind, dann
kommt die nächste Herkulesaufga-
be; denn dann geht es um den Wie-
deraufbau. Wohnungen müssen re-
noviert und Betriebe müssen flottge-
macht werden. Der geplante Fonds
wird den Wiederaufbau in den Flut-
regionen erheblich erleichtern. Kei-
ner soll nach der Flut materiell
schlechter dastehen als vorher.

Mit dem Nachtragshaushalt gehen
wir auch einen haushalterisch ver-
nünftigen Weg. Das zeigt, dass sich
Konsolidierung und gutes Wirtschaf-
ten auszahlen. Frei nach Gerhard
Schröder: Im Vergleich zu 2002 ha-
ben wir nicht alles anders, aber vie-
les besser gemacht. Wir müssen jetzt
nämlich nicht befürchten, die Ver-
fassung zu brechen und dass unser
Haushalt in Schieflage gerät, wenn
wir diesen Nachtragshaushalt be-

schließen, sondern wir können mit
einem ausgeglichenen Haushalt
2014 weiter solide wirtschaften. Es
zahlt sich eben aus – das zeigt diese
Krise –, wenn man eine Wahlperiode
maßhält.

Gelegentlich haben einige Minis-
terpräsidenten angesichts der Flut-
hilfen sogar Steuererhöhungen ins
Gespräch gebracht. Das wäre in die-
ser ökonomischen Lage nun wirk-
lich der falsche Weg gewesen. Es ist
gut, dass es für diese Nothilfe bei der
Schuldenbremse eine Ausnahme
gibt. Es ist noch besser, dass die
Bundesregierung morgen einen
strukturell ausgeglichenen Haushalt
für 2014 vorlegen kann. Das zeigt:
Auch in schweren Zeiten geht bei-
des.

Wir werden in der Zukunft aber
auch darüber sprechen müssen, wie

wir den technischen Hochwasser-
schutz in unserem Land verbessern.
Wenn man hierzu von 2002 bis 2013
Bilanz zieht, dann muss man fest-
stellen: Es hat nicht am Geld geman-
gelt, sondern es hat vielerorts am
Willen gemangelt.

Wir alle wissen, wie aufwendig
und mühevoll ein Planungsverfah-
ren ist. Wir alle, gerade wir Libera-
len, wollen eine engagierte Bürger-
beteiligung, auch im Planungsver-
fahren. Aber, liebe Kolleginnen
und Kollegen, wenn alle Landwirte,
alle Bewohner, alle Unternehmer,
alle Träger der öffentlichen Belange
in den Städten, die von Hochwas-
ser betroffen sind, mit den Planun-
gen zufrieden sind, dann darf es
nicht sein, dass ein Funktionär in
einem trockenen Büro in Berlin-
Mitte über den Weg der Verbands-

klage die Realisierung einer Hoch-
wasserschutzmaßnahme verhin-
dern kann.

Deshalb brauchen wir analog zur
Planungsbeschleunigung, wie wir sie
zur Bewältigung der Infrastruktur-
herausforderungen nach der deut-
schen Einheit geschaffen haben, ein
Planungsbeschleunigungsgesetz für
den technischen Hochwasserschutz:
mit verkürzten Rechtswegen, nicht
mit weniger Bürgerbeteiligung, aber
mit weniger Funktionärsbeteiligung
zum Wohle der Menschen in den be-
troffenen Städten.

Der Bundestag tagt heute an ei-
nem Dienstag; das ist außergewöhn-
lich. Aber außergewöhnliche Ereig-
nisse erfordern auch außergewöhn-
liche politische Maßnahmen. Bun-
destag, Bundesrat, Bundesregierung,
die betroffenen Gemeinden haben
gezeigt: In Zeiten, in denen es
schwierig ist, stehen wir zusammen.
Wir arbeiten kooperativ. – Das hat
Tradition in dieser Republik. Wir al-
le, die wir Mitglieder dieses Hauses
sind, können stolz darauf sein, dass
uns das gelingt.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU)

Patrick Döring (*1973)
Landesliste Niedersachsen

Patrick Döring, FDP:

Herkulesaufgabe
Wiederaufbau 

©
 

So manchem Betrieb steht nach
dem Hochwasser nun finanziell
das Wasser bis zum Hals. So

manches landwirtschaftliche Unter-
nehmen ist existenziell gefährdet.
Auch Hoteliers und Gastronomen
sind betroffen. Viele Menschen ha-
ben während der Flut ihr Hab und
Gut verloren. Diese Menschen brau-
chen nun Hilfe, und zwar unbürokra-
tisch und schnell. Da werden wir die
Bundesregierung beim Wort neh-
men.

Noch ist das Ausmaß der Schäden
nicht in Gänze abzuschätzen. Jetzt
die Höhe des Fluthilfefonds definitiv
auf 8 Milliarden Euro zu begrenzen,
heißt, einen Deckel einzuziehen, wo
eigentlich kein Deckel hingehört.
2002 betrug das Volumen des Hilfe-

fonds 10 Milliarden Euro. Ich meine,
zu gegebener Zeit wird man die Hö-
he des Fluthilfefonds noch einmal
überprüfen müssen.

Herr Döring, in einer solchen Si-
tuation ideologische Gesänge des
Sparens und ideologische Gesänge
für ein Verbot zur Aufnahme von Kre-
diten anzustimmen, so wie Sie das
hier gemacht haben, finde ich zutiefst
unangemessen.

Ich habe mich mit Menschen unter-
halten, die von der Flut direkt betrof-
fen sind, und dabei so manchen gu-
ten Hinweis bekommen. Ich möchte
nur einen nennen. Viele Menschen
und Unternehmen, die innerhalb we-
niger Jahre zum wiederholten Male
vom Hochwasser betroffen sind, wol-
len aus den direkt gefährdeten Gebie-
ten wegziehen. Aber sie wollen eben
in der Region bleiben. Diesen Men-
schen muss man jetzt Unterstützung
anbieten, sei es durch die Ausweisung
von neuen Gewerbegebieten, sei es in
Form einer Entschädigung, um ihnen
einen Neuanfang in der Region zu er-
möglichen. Das ist eine wichtige Vo-
raussetzung, damit die Menschen aus
den besonders gefährdeten Gebieten
wegziehen, aber in der Region bleiben
können.

Bei den vom Hochwasser Betroffe-
nen sollte unser besonderes Augen-
merk denen gelten, die ohnehin we-
nig haben, also Menschen, die kein
Auto haben, um einfach wegzufah-
ren, Menschen, die sich eben nicht für

die Zeit der Flut ein Hotelzimmer
leisten können, oder Menschen, die
keine Verwandten haben, bei denen
sie für einige Tage unterkommen
können. Eine Kollegin aus Grimma
hat mir erzählt, dass es zum Beispiel
Flutopfer gab, die bis zu einer Woche
in einer Notunterkunft in einer Turn-
halle leben mussten, und zwar in
dem Wissen, dass all ihr Hab und Gut
währenddessen durch das Hochwas-
ser zerstört wird.

Insofern hat mich eine Geschichte
besonders berührt. Eine sächsische
Oberbürgermeisterin erzählte mir
von einer recht armen Familie, die al-
le Materialien für die Schuleinfüh-
rung ihrer Tochter im Keller gelagert
hatte, und vom Ranzen bis zum
Schreibheft war alles dem Hochwas-
ser zum Opfer gefallen. Die Oberbür-
germeisterin wollte nun bei der Neu-
anschaffung von Schulheften helfen,
und sie sagte zu mir: Aber bei Geld-
spenden müssen wir davon ausge-
hen, dass das sofort auf die Sozialleis-
tungen angerechnet wird.

Deswegen mussten wir einen Gut-
schein für einen Schreibwarenladen
organisieren. Der örtliche Schreibwa-
renladen war aber auch von der Flut
betroffen.

Ja, zum Glück hat sich inzwischen
herumgesprochen, dass Fluthilfe und
Spendengelder nicht auf Sozialleis-
tungen angerechnet werden müssen.

Aber es gibt bisher keine verbindli-
che Verordnung. Deswegen fordere ich

Katja Kipping (*1978)
Landesliste Sachsen

Katja Kipping, Die Linke:

Wir müssen ran an die 
Versicherungsgesetze
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Genauso wie 2002 hat uns
im Sommer 2013 ein
schweres Hochwasser ge-

troffen, und zwar nicht Sachsen al-
lein. Am Ende waren 11 von 16
Bundesländern von diesem Hoch-
wasser ernsthaft betroffen.

Die Rekordpegelstände von
2002 – es war ein sogenanntes
Jahrtausendhochwasser – wurden
vielerorts übertroffen, in einigen
Regionen sogar weit darüber hi-
naus. Die Schadensbilder des Jah-
res 2013 gleichen denen des Jahres
2002. Menschen wurden zu Zehn-
tausenden evakuiert. Die Men-
schen standen und stehen noch
immer fassungslos vor ihren ver-
wüsteten Häusern und Wohnun-
gen. Der Vollständigkeit halber sei
nur erwähnt: Mit der Auszahlung

der Soforthilfen im Freistaat Sach-
sen am 6. Juni war zwischen der
Bundesministerin Frau von der
Leyen und dem Freistaat Sachsen
geregelt, wie mit Hartz-IV-Emp-
fängern bei den Soforthilfen um-
zugehen ist. Diese Hilfen werden
nicht angerechnet.

Die Bilder vom Hochwasser
2013 gleichen sich von Passau
über Meißen, Bitterfeld und Mag-
deburg bis nach Fischbeck. Es ist
eine Naturkatastrophe nationalen
Ausmaßes. 

Während des Hochwassers wa-
ren Tausende von professionellen,
ehrenamtlichen und freiwilligen
Hilfskräften im Einsatz. Auch
mehr als 19.000 Soldaten, unter
ihnen Soldaten aus den Nieder-
landen und aus Frankreich, haben
bei der Bewältigung beziehungs-
weise der Bekämpfung des Hoch-
wassers geholfen. Ihnen gilt unser
Dank.

Die Feuerwehren hatten bis zu
75 000 Mann im Einsatz. Es ist die
Rede von dem größten Feuerwehr-
einsatz seit dem Zweiten Welt-
krieg. Hinzu kamen Einsatzkräfte
der Bundespolizei, vom Techni-
schen Hilfswerk, der Rettungs-
dienste und auch natürlich der Po-
lizeien.

Meine Damen und Herren, es
war überwältigend, zuerst zu se-
hen und dann selbst zu erleben,
wie über soziale Netzwerke aus
virtueller Freundschaft und unver-

bindlichen Likes verbindliche Ab-
sprachen wurden. Aus Aktivitäten
in den virtuellen Netzwerken wur-
de reale Hilfe für Menschen in
Not. Dafür gebührt den vielen jun-
gen Menschen unser Dank.

Dieses gegenseitige Füreinan-
der-Dasein ist nicht nur für mich
persönlich als Ministerpräsident
eines betroffenen Landes ein groß-
artiges Zeichen eines starken ge-
sellschaftlichen Zusammenhalts.
Deswegen an dieser Stelle noch
einmal: Allen Helfern gilt mein
herzlicher Dank. Danke Deutsch-
land!

Wir wissen: Die
Beseitigung der
neuen Hochwasser-
schäden und der
W i e d e r a u f b a u
übersteigen die
Leistungsfähigkeit
der einzelnen be-
troffenen Länder.
Deshalb erfordern
sie eine gesamt-
staatliche Kraftanstrengung. Das
ist auch der Grund für diese Son-
dersitzung des Bundestages. Frau
Bundeskanzlerin, ich bin Ihnen
ausgesprochen dankbar für Ihre
Regierungserklärung. Sie haben
sich vor Ort selbst ein Bild über
die Schäden gemacht, gerade als
die Situation in Pirna am
schlimmsten war und die Men-
schen noch auf den Hochwasser-
scheitel warteten.

Wir debattieren heute über die
Einrichtung eines Aufbauhilfe-
fonds. Auch dafür gilt Ihnen, Frau
Bundeskanzlerin, und allen ande-
ren Mitgliedern der Bundesregie-
rung, aber auch allen Abgeordne-
ten des Deutschen Bundestages
mein herzlicher Dank; denn was
jetzt erforderlich ist, ist ein schnel-
les Startsignal für den Wiederauf-
bau in den betroffenen und durch
das Hochwasser geschädigten Ge-
bieten.

Jetzt sind Länder und Bund ge-
fordert, Hand in Hand die Voraus-
setzungen für den Wiederaufbau
zu schaffen, genauso wie es die
Fluthelfer getan haben, indem sie
die Sandsäcke von Hand zu Hand
weitergereicht haben, um das
Hochwasser zu bekämpfen.

Beim Flutgipfel am 13. Juni im
Kanzleramt haben Länder und
Bund gemeinsamen den Rahmen
abgesteckt. Vereinbart wurde der

Aufbauhilfefonds
2013 mit einem Vo-
lumen von 8 Milli-
arden Euro zur Be-
seitigung der Hoch-
wasserschäden, fi-
nanziert jeweils zur
Hälfte vom Bund
und von den Län-
dern. Das Ergebnis
ist gut. Es ist aller-

dings eine Kraftanstrengung für al-
le, sowohl für den Bund als auch
für die Länder. Aber auch hier ha-
ben wir wieder deutlich gemacht:
Es geht eben nur gemeinsam. Für
alle Betroffenen – nicht nur in
Sachsen – sind das Fluthilfegesetz
und der Aufbauhilfefonds eine
Initialzündung für den Wiederauf-

setzes i. V. m. § 9 Absatz 4 des Geset-
zes über die Zusammenarbeit von Bun-
desregierung und Deutschem Bundes-
tag in Angelegenheiten der Europäi-
schen Union, Vorschlag der Europäi-
schen Kommission zur
Konzernentsenderichtlinie zurückwei-
sen“ und „Zum Vorschlag der Europäi-
schen Kommission für eine Richtlinie
des Europäischen Parlaments und des
Rates über die Bedingungen für die
Einreise und den Aufent-halt von Dritt-
staatsangehörigen zwecks Ausübung
einer saisonalen Beschäftigung
(KOM(2010) 379 endg.; Ratsdok.
12208/10); hier: Stellungnahme des
Deutschen Bundestages gemäß Artikel
23 Absatz 3 des Grundgesetzes i.V. m.
§ 9 Absatz 4 des Gesetzes über die Zu-
sammenarbeit von Bundesregierung
und Deutschem Bundestag in Angele-
genheiten der Europäischen Union,
Vorschlag der Europäischen Kommissi-
on zur Saisonarbeiterrichtlinie zurück-
weisen“ sowie „Zu den Vorschlägen
der Europäischen Kommission für eine
Richtlinie des Europäischen Parlaments
und des Rates über die Bedingungen
für die Einreise und den Aufenthalt von
Drittstaatsangehörigen im Rahmen ei-
ner konzerninternen Entsendung
(KOM(2010) 378 end.; Ratsdok.
12211/10); hier: Stellungnahme ge-
genüber der Bundesregierung gemäß
Artikel 23 Absatz 3 des Grundgesetzes
i.V.m. § 9 Absatz 4 des Gesetzes über
die Zusammenarbeit von Bundesregie-
rung und Deutschem Bundestag in An-
gelegenheiten der Europäischen Uni-
on, Richtlinie zur konzerninternen Ent-
sendung grundsätzlich überarbeiten“
und „Zu den Vorschlägen der Europäi-
schen Kommission für eine Richtlinie
des Europäischen Parlaments und des
Rates über die Bedingungen für die
Einreise und den Aufenthalt von Dritt-
staatsangehörigen zwecks Ausübung
einer saisonalen Beschäftigung
(KOM(2010) 379 endgültig); hier: Stel-
lungnahme gegenüber der Bundesre-
gierung gemäß Artikel 23 Absatz 3 des
Grundgesetzes i.V.m. § 9 Absatz 4 des
Gesetzes über die Zusammenarbeit
von Bundesregierung und Deutschem
Bundestag in Angelegenheiten der Eu-
ropäischen Union, Rechte der Saison-
arbeitskräfte stärken“ (SPD, Die Linke
(zwei mal), Bündnis 90/Die Grünen
(zwei mal), 17/4190, 17/4039,
17/4045, 17/4885, 17/5234,
17/14182);
Wirtschaft und Technologie „Ge-
setzes zur Änderung des Telemedien-
gesetzes – Störerhaftung“ (Die Linke,
17/11137, 17/14189);
Ernährung und Landwirtschaft
Antrag „Den ökologischen Landbau
stärken“ (Die Linke, 17/14139);
Antrag „Gutes Leben, Gute Innovatio-
nen, Gute Arbeit – Politik für ländliche
Räume effektiv und effizient gestal-
ten“ (SPD, 17/11031, 17/12744);
Antrag „Düngeverordnung novellie-
ren“ (SPD, 17/10115, 17/13146);
Antrag „Förderung des ökologischen
Landbaus – Wachstumspotenziale in
Deutschland für deutsche Produzenten

Beschlüsse
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Stanislaw Tillich (*1959)
Ministerpräsident

Stanislaw Tillich, Ministerpräsident des Freistaats Sachsen:

Naturkatastrophe 
nationalen Ausmaßes

Die Rekord-
pegelstände 

von 2002 
wurden 

vielerorts
übertroffen.

in diesem Zusammenhang die Regie-
rung auf: Sorgen Sie mit einer Verord-
nung dafür, dass es hier verbindliche
Sicherheit gibt! Die Fluthilfe darf nicht
auf Hartz IV angerechnet werden.

Nur ein kleiner Teil der Schäden
ist versichert. Ich habe mit Interesse
wahrgenommen, dass sich die Bun-
desregierung in einer Vorlage ganz
klar gegen eine allgemeine Pflicht-
versicherung ausspricht. Darin heißt
es: Das zu geringe Bewusstsein in der
Bevölkerung soll durch Kampagnen
geschärft werden. – Glauben Sie
denn ernsthaft, dass das zu geringe
Bewusstsein in der Bevölkerung das
Problem ist? Allein in Sachsen gibt
es 17 000 Wohngebäude, die als
nicht versicherbar gelten.

Deswegen lautet eine zentrale Er-
kenntnis der letzten Wochen: Wir
müssen ran an die Versicherungsge-
setze.

Es kann nicht sein, dass sich die
Versicherungen einfach die Rosinen
herauspicken. Wir brauchen eine all-
gemeine öffentliche Versicherung
gegen Elementarschäden.

Wenn wir jetzt über das Hochwas-
ser sprechen, dann geht es natürlich

zuallererst um schnelle Hilfe. Aber es
geht auch um die Frage, wie wir in Zu-
kunft solche großen Schäden vermei-
den können. Beim Hochwasserschutz
geht es nicht nur um das Bauen von
Mauern und um mobile Schutzwän-
de. Sie können kurzfristig helfen, aber
sie bringen auch Probleme mit sich.
In meiner Heimatstadt Dresden zum
Beispiel konnte
durch mobile Wände
größerer Schaden ver-
hindert werden. Im
Ergebnis hat das aber
die Fließgeschwindig-
keit der Elbe erhöht,
und andere Städte
wie Magdeburg, die
weiter nördlich lie-
gen, waren dann
deutlich stärker betroffen.

Deswegen steht für uns als Linke
eines ganz klar fest: Allein auf tech-
nischen Hochwasserschutz zu set-
zen, reicht nicht aus. Nachhaltiger
Hochwasserschutz bedeutet näm-
lich vor allem eins: Wir brauchen
Platz, damit Regenwasser versickern
kann, und es braucht natürlichen
Überflutungsraum.

Nach der Flut 2002 hat beispiels-
weise eine von der sächsischen
Staatsregierung eingesetzte Exper-
tenkommission die Empfehlung ge-
geben, allein in Sachsen 7 500 Hek-
tar natürliche Überschwemmungs-
fläche zu schaffen. In den letzten
zehn Jahren hat das von der CDU re-
gierte Sachsen gerade einmal 111

Hektar Überflu-
tungsfläche geschaf-
fen. Wenn wir so kle-
ckern, dann werden
wir den drohenden
Gefahren von Hoch-
wasser wahrlich
nicht gerecht.

Meine Damen
und Herren, wir le-
ben in einer Zeit, in

der extreme Wetterlagen zunehmen
und Jahrhunderthochwasser zu
Jahrzehnthochwassern werden. Das
ist auch eine Folge von globaler Er-
wärmung, und die ist von Menschen
gemacht. Klimaschutz und die Re-
duktion von CO2 galten lange Zeit
als ein Thema allein für Ökos oder,
uncharmant ausgedrückt, für Kör-
nerfresser. Ich denke, inzwischen

kann niemand mehr die Augen vor
der folgenden Tatsache verschlie-
ßen: Wer beim Klimaschutz und
beim nachhaltigen Hochwasser-
schutz spart, bekommt eine Rech-
nung präsentiert, die unbezahlbar
ist. Klimaschutz und nachhaltiger
Hochwasserschutz sind von enor-
mer Bedeutung für uns alle. Deswe-
gen dürfen sie nicht auf dem Altar
von Profitinteressen geopfert wer-
den.

Abschließend möchte ich mich
auch im Namen der Linken bei al-
len Helferinnen und Helfern
bedanken, den hauptamtlichen wie
auch den ehrenamtlichen, sowie
dem Technischen Hilfswerk. Ihrem
selbstlosen Einsatz ist es zu ver-
danken, dass sich die Schäden in
Grenzen gehalten haben. Ihr Ein-
satz war praktizierte Solidarität. Sie,
die jenseits der Kameras und jen-
seits der medialen Öffentlichkeit ge-
schuftet haben, sind die wahren
Heldinnen und Helden 
der Fluthilfe. Ihnen gehört unser
Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen 
eine allgemeine

öffentliche
Versicherung

gegen
Elementarschäden.
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Fortsetzung von Seite 5: Stanislaw Tillich (Ministerpräsident des Freistaats Sachsen)

Ja, es ist gut, es ist richtig, dass
wir heute alle gemeinsam den-
jenigen danken, die schnell ge-

holfen haben, die unmittelbar be-
reit waren, loszugehen. Dank gilt
nicht nur denjenigen, die das pro-
fessionell tun – dem THW, der Feu-
erwehr, der Bundeswehr –, sondern
auch den vielen ehrenamtlichen
Helferinnen und Helfern, die sich
über die sozialen Netzwerke ganz
schnell verabredet haben. Für sie
war das übrigens kein Neuland; sie

haben das einfach gemacht, wie sie
das immer tun. Insofern herzlichen
Dank an die Helferinnen und Hel-
fer!

Ja, es ist notwendig, dass wir jetzt
über schnelle Hilfe beim Wieder-
aufbau reden. Deswegen begrüßen
wir den 8-Milliarden-Euro-Hilfs-
fonds. Wir werden seiner Einrich-
tung zustimmen können, übrigens
auch deswegen, weil er zumindest
einigermaßen solide finanziert ist,
anders als manche Versprechen, die
in diesen Tagen von Ihrer Seite ge-
macht werden.

Jetzt heißt es ja, die Lage in den
Hochwassergebieten sei ent-
spannt; das hören wir alleweil in
den Nachrichten. Das Gegenteil ist
der Fall: Für viele Betroffene zeigt
sich erst jetzt das Ausmaß der Ka-
tastrophe. Das heißt, sie müssen
ihren kompletten Hausrat entsor-
gen. Alles, was sie nicht retten
konnten – Sofas, Kühlschränke,
Betten, Spielzeug, Wände, Parkett-
böden –, ist nur noch Müll; was ge-
rade noch blühende Gärten waren,
sind jetzt Schlammwüsten. Man-
che müssen ihre Häuser für immer
verlassen.

Nicht wenige Unternehmerin-
nen und Unternehmer, ob in Grim-
ma, in Lauenburg, in Deggendorf
oder in Treben, stehen vor erhebli-
chen Einbußen. Manche haben
auch das Gefühl, dass sie vor dem
Aus stehen, weil ih-
re Ware weg-
schwamm, weil die
Produktionsräume
geflutet sind, weil
die Computer abge-
soffen sind. Auf Wo-
chen und Monate
hinaus sind Betrie-
be lahmgelegt; Ho-
tels und Gaststätten
fehlt es an Urlaubern. Für viele geht
es nicht nur um den Besitz und die
Frage, wie sie dazu wieder kom-
men, sondern um die pure Exis-
tenz.

Man könnte denken, das war
2002 schon so ähnlich. Trotz der
großen Solidarität damals wie heu-
te gibt es etwas, das ist anders: Da-
mals sprachen wir von einer Jahr-
hundertflut; jetzt, nur elf Jahre spä-
ter, haben viele Menschen zum
zweiten Mal Hab und Gut verloren.
Ihnen fehlt heute der Mut, weil sie

sich fragen: Sollen wir noch einmal
alles aufbauen?

Es ist klar und eindeutig: Wir
brauchen ein radikales Umdenken
beim Hochwasserschutz. Die An-
zahl der schweren Hochwasser hat
sich in den letzten Jahrzehnten ver-
doppelt. Dass das der Fall ist, zeigt
die Häufigkeit der Hochwasser in
der letzten Zeit. Wir wissen, dass je-
der Euro, der in den Hochwasser-
schutz investiert wird, 10 Euro für
die Beseitigung der Schäden spart.
Zur Vermeidung der Überflutungen
müssen Bund und Länder sich end-

lich zusammentun.
Meine Damen und
Herren, die Flüsse
kennen keinen Fö-
deralismus.

Wir müssen dafür
sorgen, dass tatsäch-
lich oben am Fluss
gehandelt wird, da-
mit es unten am
Fluss nicht zur

Überschwemmung kommt. Dass
jetzt viele hier sagen: „Für die Hilfs-
leistungen bedanken wir uns“, das
ist gut, das ist richtig. Wir dürfen
aber am Ende des Jahres nicht wie-
der vergessen haben, dass es auf die
langfristigen Maßnahmen an-
kommt. Die kurzfristige Hilfe ist
das eine; das Deichbauen das ande-
re. Es sind die langfristigen Maß-
nahmen, auf die es ganz zentral an-
kommt.

Es geht dabei übrigens nicht nur
um die Überflutungsflächen. Es

Katrin Göring-Eckardt (*1966)
Bundestagsvizepräsidentin

Katrin Göring-Eckardt, Bundestagsvizepräsidentin:

Klimaschutz und Hochwasserschutz
hängen sehr eng zusammen

Die Anzahl der
schweren

Hochwasser hat
sich in den letzten

Jahrzehnten 
verdoppelt.©
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bau. Diese setzt Kräfte frei, auf die
es jetzt ankommt, und darauf war-
ten alle.

Die Mittel aus dem Aufbauhilfe-
fonds werden wirken. Sie werden
Mut machen zur rechten Zeit, und
sie werden neue Hoffnung we-
cken, weil sie den Menschen eine
neue Perspektive, eine neue Chan-
ce eröffnen. Ich sage ihnen für den
Freistaat Sachsen zu: Jeder Euro,
der zur Verfügung steht, wird so
angelegt, dass er der Beseitigung
der Schäden und dem Wiederauf-
bau, aber auch dem zukünftigen
Hochwasserschutz dienen wird.
Beides ist förderwürdig; dafür wer-
ben wir. Beides gehört zusammen.

Unser Ziel in Sachsen ist, dass es
keinen Wiederaufbau nach Sche-
ma F gibt nach dem Motto: Alles
genauso wie vorher und an der
gleichen Stelle, wie es einmal war.
– In diesem Zusammenhang wol-
len wir mit den beteiligten Län-
dern und dem Bund darüber spre-
chen, dass die Entschädigungs-
summen von den Betroffenen auch
für den Neuanfang – weg vom
Wasser – verwendet werden kön-
nen, damit sie beim nächsten und
übernächsten Mal nicht wieder be-
troffen sind, was ja andernfalls
nicht ausgeschlossen ist, und so
enorme Schäden wieder auftreten.

Der Freistaat Sachsen hat aus
dem Hochwasser 2002 seine Leh-
ren gezogen. Ich möchte unseren

Elbnachbarn und hier insbesonde-
re der Tschechischen Republik, der
dortigen Verwaltung und dem dor-
tigen Ministerpräsidenten, für die
Zusammenarbeit danken.

Sie haben in einer entscheiden-
den Sekunde den Ablauf an der
Moldau-Kaskade angehalten und
damit letztendlich nicht nur Prag,
sondern auch Dresden und die
Unterlieger geschützt.

Wir haben die Kommunikation
deutlich verbessert und damit die
Vorwarnzeiten erheblich verlän-
gert. Wir haben vielerorts den
Hochwasserschutz verbessert, in-
dem Retentionsflächen und weite-
re Überschwemmungsflächen ge-
schaffen worden sind. 

Wir werden auch aus dem Hoch-
wasser 2013 lernen. Da, wo schon
Baurecht besteht, muss der Hoch-
wasserschutz rasch umgesetzt wer-
den. Der Hochwasserschutz muss
weiter beschleunigt werden. Wir
brauchen Vorfahrtsregeln für den
Hochwasserschutz, genauso wie
das heute bei den erneuerbaren
Energien der Fall ist oder wie es in
der Vergangenheit beim Verkehrs-
wegeplanungsbeschleunigungsge-
setz nach der deutschen Einheit
möglich wurde.

Präventiver Hochwasserschutz
muss für jede Kommune zum Stan-
dard werden. Wir wollen noch
mehr Retentionsflächen schaffen.
Da, wo es geht, sollten zum Bei-

spiel Industriebrachen an Flussläu-
fen geräumt werden, um dem Was-
ser mehr Raum zu geben. Ich will
aber auch deutlich machen: 72
Prozent der Landesfläche waren
bei diesem Hochwasser 2013 im
Freistaat Sachsen überschwemmt.
Breiter geht es kaum noch.

Uns allen ist klar, dass das, was
wir heute hier beraten und was der
Bundestag und der Bundesrat in
der kommenden Woche beschlie-
ßen werden, nicht selbstverständ-
lich ist. Dabei sind mir zwei Punk-
te besonders wichtig. Erstens: Alle
Mittel aus dem Aufbauhilfefonds
sind Hilfe zur Selbsthilfe. Zwei-
tens: Die betroffenen Länder leis-
ten ihren Beitrag. Das ist Ausdruck
eines föderalen Systems. Denn
entgegen manch anderslautenden
Stimmen hat bei den Verhandlun-
gen über den Aufbauhilfefonds
keine Seite die andere übervor-
teilt. Alle Länder übernehmen für
den Zeitraum von 20 Jahren die
Tilgungs- und Zinslasten. Die Las-
ten sind dabei anteilig verteilt.
Auch das ist Ausdruck unseres fö-
deralen Systems.

Ich danke als Ministerpräsident
eines vom Hochwasser betroffe-
nen Landes dem Bund für seinen
Beitrag an dieser gemeinsamen
Kraftanstrengung. Die Übernahme
der Kosten für die Einsätze der
Bundeswehr und des THW sowie
die langfristige Finanzierung des

Fonds sind für mich Ausdruck sei-
ner Bereitschaft, den Ländern in
dieser Notsituation beizustehen.
Das ermöglicht es den Ländern,
Solidarität zu üben und das ge-
meinsam gesteckte Ziel der Schul-
denbremse zu erreichen.

Der Wille zum Wiederaufbau
nach dem Hochwasser 2013 ist in
allen Städten und Gemeinden in
den betroffenen Gebieten vorhan-
den. Er ist nach wie vor ungebro-
chen, bei allen. 

Schlimm hat es aber die Gastro-
nomie und das Übernachtungsge-
werbe erwischt. Für sie darf nach
der Flutwelle nicht noch eine Stor-
nierungswelle kommen. Die meis-
ten Gaststätten und Hotels, Cafés
und Ferienwohnungen auch im
Freistaat Sachsen waren überhaupt
nicht betroffen. Deswegen mein
Appell, der gleichzeitig auch eine
Einladung ist: Kommen Sie nach
Sachsen und in die anderen vom
Hochwasser betroffenen Regionen
Deutschlands! Es lohnt sich.

Meine Damen und Herren Bun-
destagsabgeordnete, lassen wir die
Menschen nicht im Stich. Geben
wir ihnen eine neue Chance zum
Wiederaufbau. Ich bitte Sie um die
Zustimmung zum Gesetz zur Er-
richtung eines Sondervermögens
„Aufbauhilfe“.

(Beifall bei der CDU/CSU und der

FDP)

erschließen“ (SPD, 17/10862,
17/13147);
Antrag „Ländliche Räume als Lebens-
räume bewahren und zukunftsfähig
gestalten“ (Bündnis 90/Die Grünen,
17/13490, 17/13997);
Anträge „Wildtierhandel und -haltung
in Deutschland einschränken und so
den Tier- und Artenschutz stärken“,
„Tier- und Artenschutz durch Beschrän-
kung des Wildtierhandels stärken“ und
„Wildtierhandel und -haltung in
Deutschland einschränken und so den
Tier- und Artenschutz stärken“ (SPD,
Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen,
17/13712, 17/13713, 17/12386,
17/14087);
Antrag „Haltung von Delfinen been-
den“ (Bündnis 90/DIe Grünen,
17/12657, 17/13847);
Arbeit und Soziales Antrag „Die fi-
nanzielle Deckelung von Reha-Leistun-
gen in der gesetzlichen Rentenversi-
cherung aufheben – Reha am Bedarf
ausrichten“ (Die Linke, 17/6914,
17/8446);
Antrag „Fortführung der arbeitsmarkt-
lichen Unterstützung für Bleibeberech-
tigte und Flüchtlinge in der nächsten
Förderungsperiode des Europäischen
Sozialfonds“ (Bündnis 90/Die Grünen,
17/13718, 17/14064); <
Recht Antrag „Verkehrsträgerüber-
greifende Fahrgastrechte stärken“
(Bündis 90/Die Grünen, 17/11375,
17/13150);
Gesundheit Antrag „WHO-Tabak-
rahmenkonvention umsetzen – Voll-
ständiges Tabakwerbeverbot einfüh-
ren“  (Die Linke, 17/12838, 17/13368);
Antrag „Gesundheitsversorgung von
Menschen mit Behinderung men-
schenrechtskonform gestalten“ (Bünd-
nis 90/Die Grünen, 17/12712,
17/14093);
Finanzen Antrag „Einrichtung einer
Bundesfinanzpolizei als Wirtschafts-
und Finanzermittlungsbehörde“ (Die
Linke, 17/12708, 17/13802);
Antrag „Auf europäischer Ebene ein
betrugssicheres, transparentes und bü-
rokratiearmes Mehrwertsteuersystem
schaffen“ (Bündnis 90/Die Grünen,
17/12065, 17/14006);
Anträge „Wirksame Anreize für klima-
freundlichere Firmenwagen“ und
„Dienstwagenprivileg abbauen und
Besteuerung CO2-effizient ausrichten“
(Die Linke, Bündnis 90/Die Grünen,
17/9149, 17/8462, 17/14011);
Antrag „Anerkennung der an den ehe-
maligen sowjetischen Kriegsgefange-
nen begangenen Verbrechen als natio-
nalsozialistisches Unrecht und Gewäh-
rung eines symbolischen finanziellen
Anerkennungsbetrages für diese Op-
fergruppe“ (SPD, Bündnis 90/Die Grü-
nen, 17/13710, 17/14056);
Familie Antrag „Mit einem Nationa-
len Aktionsplan die Chancen des de-
mografischen Wandels ergreifen“
(Bündnis 90/Die Grünen, 17/13246,
17/14012);
Anträge „Rechte intersexueller Men-
schen stärken“, „Grundrechte von in-
tersexuellen Menschen wahren“,
„Grundrechte von intersexuellen Men-

Beschlüsse
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Auch ich möchte erst einmal
den Betroffenen unsere Soli-
darität aussprechen. Ich

glaube, die Betroffenen, die heute
hier unsere Debatte verfolgen, sind
weniger daran interessiert, Frau
Kollegin von den Grünen, das zu
hören, was Sie heute vorgetragen
haben; diese Menschen wollen hö-
ren, was wir für sie machen.

Diese Menschen haben schwere
Tage erlebt, hatten Schäden an
Haus und Hof und mussten gleich-
zeitig den Kampf gegen die Wasser-
massen aufnehmen. Insofern ha-
ben sie unsere Solidarität wirklich
verdient. Wir sprechen nicht nur
unsere Solidarität aus, sondern
handeln auch: In dieser Woche und
am heutigen Tag zeigen wir den be-
troffenen Menschen, dass uns das,
was wir vor Ort gesehen haben –
Frau Bundeskanzlerin hat das vor-
hin sehr deutlich geschildert –,
nicht unberührt lässt. Wir helfen
auch finanziell. Wir geben zu: Ja,
wir nehmen neue Schulden auf.
Aber es ist zum Wohle dieser Men-
schen; denn wir wollen sie nicht al-
leinlassen.

Da ich gerade von Solidarität und
Anerkennung spreche, sage ich jetzt

einmal in Richtung der Linken: Es
ist sehr nett anzuhören, dass Sie das
THW loben. Aber warum fällt es Ih-
nen eigentlich so schwer, auch den
Soldatinnen und Soldaten der Bun-
deswehr Ihren Dank auszuspre-
chen?

Um eine Haus-
nummer zu nennen:
Die Kosten bei der
Bundeswehr und der
Bundespolizei lagen
bei etwa 100 Millio-
nen Euro. Auch das
trägt der Bund, und
das ist selbstver-
ständlich.

Der Kollege Pa-
trick Döring hat zu Recht darauf
hingewiesen – das kann ich wieder-
holen –: Wir können all das jetzt
machen, weil wir eine gute Kon-
junktur haben, weil wir solide
Haushaltspläne aufgestellt haben.
Ich sage in Richtung des Bundesra-
tes: Ich würde mich freuen, wenn
die Reihen des Bundesrates genau-
so gut besetzt wären, wenn wir die
erste Diskussion über den Bundes-
haushalt führen, damit Sie sehen
können, wie man solide Haushalts-
politik macht.

Aus den Reihen der Sozialdemo-
kraten kam der Vorschlag, viel-
leicht die Körperschaftsteuer zu er-
höhen oder den Solidaritätszu-
schlag anzuheben. Ich bin froh,
dass wir das nicht machen. Denn
mir ist schon klar: Hätten wir das
gemacht, wären wir diese Erhö-
hung nie wieder losgeworden; das
wäre nicht zeitlich begrenzt, son-
dern auf Dauer gewesen. Ich erin-
nere da an die Sektsteuer: Sie ist
auch für eine bestimmte Sache ein-
geführt worden, und es gibt sie
heute immer noch, obwohl die kai-
serliche Marine – für sie waren die
Einnahmen vorgesehen – schon
zweimal abgesoffen ist.

Meine lieben Kolleginnen und
Kollegen, dies ist heute vermutlich
meine letzte Rede hier im Deut-
schen Bundestag.

Insofern freue ich mich, dass ich
zu einem Punkt sprechen kann, bei
dem überwiegend große Überein-

stimmung herrscht.
Ich bin froh, dass

diese Übereinstim-
mung herrscht. Weil
in den Medienbe-
richterstattungen
manches anders
aussieht, will ich
einmal deutlich sa-
gen: Es gab hier sehr
oft große Überein-

stimmung zwischen allen Fraktio-
nen, und dafür bin ich sehr dank-
bar. Ich bin auch sehr dankbar, dass
ich Freundschaften zu Mitgliedern
aller Fraktionen pflegen konnte.

Ich erlaube mir, bei meiner letz-
ten Rede zwei Geschenke zu ma-
chen. Das größte Geschenk geht na-
türlich an meine eigene Fraktion –
das werden Sie verstehen –: Sie be-
kommen Wolfgang Kubicki als mei-
nen Nachfolger.

Das zweite Geschenk geht an
die Sozialdemokraten. Das meine
ich sehr ehrlich, und das ist mir
auch sehr wichtig, denn ich habe
gesagt: Ich habe Freundschaften
zu Mitgliedern aller Fraktionen ge-
pflegt; 23 Jahre war ich im Bun-
destag und 19 Jahre im Haushalts-
ausschuss. Ich habe unter ande-
rem eine Freundschaft mit dem
leider verstorbenen Peter Struck
gepflegt. Von ihm bekam ich eines
Tages etwas, was ich jetzt an die
SPD zurückgeben möchte – viel-
leicht finden Sie eine Möglichkeit,
es in der Friedrich-Ebert-Stiftung
unterzubringen –: Es ist eine Pfei-
fe von Peter Struck. Ich möchte
diese den Sozialdemokraten zu-
rückgeben.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU

sowie bei Abgeordneten der SPD, der

LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN) 

Jürgen Koppelin (*1945)
Landesliste Schleswig-Holstein

Dr. Jürgen Koppelin, FDP:

Wir sprechen nicht nur Solidarität
aus, sondern handeln auch 

Die Kosten bei
der Bundeswehr

und Bundespolizei
lagen bei etwa
100 Millionen

Euro.
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geht auch um die Frage des Klima-
schutzes. Im letzten Jahr hat das
Potsdam-Institut für Klimafolgen-
forschung festgestellt, dass extreme
Regenfälle und extreme Hitzewel-
len mit dem Klimawandel zusam-
menhängen.

Mir geht es darum, deutlich zu
machen: Klimaschutz und Hoch-
wasserschutz hängen sehr eng zu-
sammen. Wir dürfen uns nicht nur
auf die Folgen unserer Hochwasser-
katastrophe konzentrieren, son-
dern müssen auch einmal dorthin
schauen, wo die Folgen von Hoch-
wasser noch viel drastischer sind,
nämlich nach Indien. Im Norden
Indiens sind derzeit Zehntausende
von Menschen von einem Hoch-

wasser betroffen. Es gibt inzwi-
schen mehrere Hundert, womög-
lich sogar tausend Tote. Auch das
hat mit der Versiegelung der Land-
schaft und mit mangelndem Kli-
maschutz zu tun.

In Deutschland wird pro Sekun-
de eine Fläche von 12 Quadratme-
tern versiegelt. Durch intensive
Landwirtschaft werden, gerade in
den Flussauen, immer mehr Böden
verdichtet. Die Erderwärmung
führt dazu, dass es zu mehr Regen-
fällen kommt. Aus diesem Grund
muss man sagen: Klimawandel und
Hochwasserschutz hängen ver-
dammt eng zusammen. Deshalb
gehört das auf die politische Agen-
da.

Es macht wenig Sinn, dass die
Bundesregierung im nationalen
und europäischen Zusammen-
hang, beispielsweise bei der Re-
form des Emissionshandels, Kli-
maschutzmaßnahmen verhindert
und weiter ausbremst. So werden
wir das 40-Prozent-Ziel bis 2020
nicht erreichen. Wir haben übri-
gens einen Entwurf für ein Klima-
schutzgesetz vorgelegt. Wir wer-
den sehen, wie Sie sich dazu ver-
halten.

Ich will klar und deutlich sagen:
Die Sofortmaßnahmen, die wir
heute ergreifen, sind gut und rich-
tig. Wir werden darüber reden müs-
sen, wie es, gerade in den Hochwas-
sergebieten, eigentlich mit dem

Versicherungsschutz steht, wo sich
die Menschen überhaupt versi-
chern können und was es bedeutet,
eine hohe Selbstbeteiligung zu ha-
ben und sich diese schlichtweg
nicht alle paar Jahre leisten zu kön-
nen. Wir werden aber vor allem da-
rüber reden müssen, wie wir die
langfristigen Maßnahmen gestal-
ten, wie wir das gemeinsam tun
und wie wir das so machen, dass
uns die Leute in den Hochwasser-
gebieten nicht wieder fragen: Was
habt ihr eigentlich in den letzten
Jahren getan?

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN und bei der SPD sowie bei

Abgeordneten der LINKEN)

schen wahren“ und „Stellungnahme
des Deutschen Ethikrates“ (SPD, Die
Linke, Bündnis 90/DIe Grünen,
17/13253, 17/12859, 17/12851,
17/9088, 17/14014);
Umwelt Antrag „Atomrisiken ernst
nehmen – Auch in Bezug auf die nahe
liegenden Atomkraftwerke in Belgien“
(Bündnis 90/Die Grünen, 17/13491,
17/14027);
Antrag „Monitoring für versenkte
Atommüllfässer im Atlantik sicherstel-
len und Maßnahmen gegen weitere
Strahlenexposition einleiten“ (SPD,
17/7633, 17/14177);
Antrag „Transparenz bei Rückstellun-
gen im Kernenergiebereich schaffen“
(SPD, 17/5901);
Antrag „Lehren aus der Atomkatastro-
phe in Fukushima ziehen“(SPD,
17/12688, 17/14178);
Tourismus Antrag „Ausbildungssi-
tuation im Hotel- und Gaststättenge-
werbe verbessern“ (SPD, 17/13549,
17/14088);
Antrag „Barrierefreier Zugang zu
Großveranstaltungen und Reisen“
(SPD, 17/13550, 17/14090);
Menschenrechte Antrag „Klima-
wandel gefährdet Menschenrechte“
(SPD, 17/13755, 17/14183);
Sport Antrag „Rente für Dopingopfer
in der DDR“ (Bündnis 90/Die Grünen,
17/12393, 17/14016);
Kultur und Medien  Antrag „Trans-
parente Kriterien und verbindliche
Rahmenbedingungen schaffen für die
Bundesförderung von kulturellen Insti-
tutionen und Projekten“ (Bündnis
90/Die Grünen, 17/12196, 17/14057);
Entwicklungszusammenarbeit
Antrag „Zivilgesellschaftliche Zusam-
menarbeit – Partnerschaft für eine
menschenrechtsbasierte nachhaltige
Entwicklung“ (Bündnis 90/DIe Grünen,
17/13728, 17/14065);
Bildung und Forschung Antrag
„Einrichtung eines Zentrums für Alevi-
tische Studien fördern“ (SPD, 17/5517,
17/14104).

Beschlüsse

Anwohner und Freiwillige füllen in Walschleben, Thüringen, Sandsäcke zum Schutz vor dem Hochwasser.
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Das Hochwasser, die Flut, hat
viele Menschen vor Ort ih-
rer Existenz beraubt. Ich

komme selber aus Deggendorf. Ich
war öfter gemeinsam mit dem Kolle-
gen Kalb vor Ort. Die Betroffenheit
der Menschen dort ist kaum in Wor-
te zu fassen.

Beim Aufräumen vor Ort habe ich
ein fast 90-jähriges Ehepaar kennen-
gelernt, das nicht ihr Haus verlassen
wollte. Sie hatten schon die Flut
1954 erlebt, die nicht so schlimm
war. Abends sind sie in ihr Schlaf-
zimmer im ersten Stock gegangen. In
der Nacht ist das Wasser dann lang-
sam gestiegen. Am nächsten Morgen
wurde um sieben Uhr an ihr Fenster
geklopft. Vor dem Schlafzimmer-
fenster befand sich ein Ruderboot,
mit dem sie evakuiert werden soll-
ten. Die alte Frau fragte: Wie sind Sie
denn durch das Tor gekommen? Das
war doch zu. – Dieses Beispiel zeigt,
wie dramatisch die Situation ist.
Wasserstände stiegen binnen weni-
ger Minuten auf zwei, drei Meter.
Wohnungen und Geschäfte sind ver-

nichtet worden. Die Menschen sind
verzweifelt.

Das, was ihnen Hoffnung gegeben
hat, ist die unglaubliche Hilfsbereit-
schaft. „Das Wir entscheidet“ – das
ist das Motto der Hilfe, die vor Ort
geleistet worden ist. Gerade junge
Menschen, denen man immer unter-
stellt, sie hätten keinen Gemein-
schaftssinn mehr, sind aktiv gewor-
den. Die Studenten der Fachhoch-
schulen haben in vielen Städten, bei-
spielsweise in Passau und
Deggendorf, Hilfe organisiert. In ei-
ner Stadt mit 30.000 Einwohnern
wie Deggendorf haben sich 5.500
Menschen zum Helfen, zum Aufräu-
men gemeldet. Das ist eine tolle
Leistung.

Ich habe gesehen, dass die Polizei,
die Feuerwehr, das THW, die Berg-
wacht, das Rote Kreuz und die Bun-
deswehr, aber auch die Wasser- und
Schifffahrtsverwaltung vor Ort alles
Notwendige getan haben, um zu
helfen. Sie haben rund um die Uhr
gearbeitet. Sie waren völlig übermü-
det. Sie haben wirklich Tolles geleis-
tet. Dafür kann man ihnen im Na-
men des ganzen Hauses nur ein ganz
herzliches Dankeschön sagen.

Der Kreisjugendring hat ein riesi-
ges Lager organisiert, in dem unmit-
telbar benötigte Güter untergebracht
wurden. Es ist so viel zusammenge-
kommen, dass wir gar nicht alles ver-
teilen konnten. Restaurants haben
Essen für die Helfer gekocht. Insge-
samt war eine unglaublich tolle
Hilfsbereitschaft vorhanden.

Ich wünsche mir, dass die von der
Flut betroffenen Menschen und die
Helfer diese Bundestagsdebatte ver-
folgen und sagen: Jawohl, wir haben
das Gefühl, da wird geholfen, die
kümmern sich. – Ich finde es gut,

dass wir gemeinschaftlich den Flut-
opferhilfefonds beschließen.

Wir Sozialdemokraten werden das
anders machen als CDU/CSU und
FDP im Jahr 2002.

Fakt ist, dass wir 2002, beim letz-
ten Hochwasser, einen riesigen Streit
hatten über die Frage, wie die Besei-
tigung der Schäden finanziert wer-
den soll. Auch diesmal gab es eine
Debatte darüber, ob es sinnvoll ist,
das auf Pump zu finanzieren. Und
jetzt stellen Sie sich hierhin, sagen,
dass wir in den nächsten Jahren ei-
nen strukturell ausgeglichenen
Haushalt erreichen würden, und be-
haupten, die Fluthil-
fe sei dabei schon fi-
nanziert. Damit be-
lügen Sie die Men-
schen. So ist das
nämlich nicht. Diese
Fluthilfe wird auf
Pump finanziert.
Dieses Geld wird in
den nächsten Jahren
fehlen. Die nächsten
Generationen sind in zweifacher
Hinsicht belastet: Zum einen müs-
sen sie die Risiken des Klimawandels
tragen, und zum anderen erfolgt die
Finanzierung dieser Flutopferhilfe
erst in den nächsten Jahren.

Diese Flutopferhilfe wird auf
Pump finanziert.

Wir haben 2002 die Soforthilfe in
Höhe von 7 Milliarden Euro hier im
Deutschen Bundestag sauber gegen-
finanziert.

Damals hat die FDP dagegen ge-
stimmt und die CDU/CSU sich ent-
halten. Wir werden dieses Thema
jetzt nicht nutzen, um eine Debatte
darüber zu führen, wie man richtig
finanziert. Wir wollen, dass den
Menschen geholfen wird. Deswegen
werden wir heute dieser Finanzie-
rung zustimmen, auch wenn sie
nicht unseren Vorstellungen ent-
spricht.

Die Infrastruktur ist in hohem
Maße betroffen. Zur Ehrlichkeit ge-
hört aber auch, zu sagen, dass die
Notwendigkeit, Infrastrukturmaß-
nahmen zu finanzieren, auch jen-
seits der Aufbauhilfe enorm groß
ist. Jetzt geben Sie den Ländern –
berechtigterweise – die sogenann-
ten Entflechtungsmittel bis zum
Jahr 2019. Diese Entflechtungsmit-
tel waren eigentlich vorgesehen, um
vor Ort den sozialen Wohnungsbau
zu fördern und den öffentlichen
Personennahverkehr zu finanzie-
ren. Es muss jedem klar sein: Wenn
das die Gegenfinanzierung ist,
dann fehlt das Geld nachher an an-
derer Stelle.

Deswegen wäre es klug gewesen,
auf ein paar Steuergeschenke zu ver-
zichten und das Betreuungsgeld
nicht einzuführen. Das Geld hätte

man verwenden sollen, um den
Menschen jetzt zu helfen, und zwar
nachhaltig.

Was viele Betroffene vor Ort wirk-
lich beschäftigt – das ist heute schon
mehrfach angesprochen worden –,
ist die Frage des Versicherungsschut-
zes. Viele, die in Hochwassergebie-
ten leben, haben die Erfahrung ma-
chen müssen, dass sie entweder kei-
ne Versicherung mehr bekommen,
dass ihnen die Versicherung nach
dem ersten Hochwasserschaden ge-
kündigt worden ist oder dass sie Bei-
träge zahlen müssten, die so hoch
sind, dass sie sich eine Versicherung
nicht leisten können. Wir haben be-
reits 2002 und 2004 über diese Fra-
ge diskutiert. Die Bundesregierung
hat im Finanzausschuss eine Stel-
lungnahme abgegeben, nach der sie
eine Versicherungslösung ablehnt.
Ich glaube, wir stehen in der Verant-
wortung und müssen uns bemühen,
eine Versicherungslösung für Ele-

mentarschäden, und
zwar für alle Elemen-
tarschäden, auf den
Weg zu bringen.

Denn auch bei ei-
ner kleinen Flut,
über die nicht im
Deutschen Bundes-
tag diskutiert wird,
gibt es Menschen,
die um ihre Existenz

gebracht werden. Dann gibt es aber
keine Hilfsprogramme. Für diese
Menschen müssen wir genauso et-
was tun wie für diejenigen, die wie-
derholt von Flut betroffen sind. Des-
wegen müssen wir alles dafür tun, ei-
ne bezahlbare, vernünftige Elemen-
tarversicherung für alle Menschen in
diesem Land, die eine solche Versi-
cherung brauchen, zu schaffen.

Heute stellen wir zwar gemein-
schaftlich Geld zur Verfügung; aber
auf das Morgen kommt es an. Wir
müssen morgen nämlich deutlich
mehr tun als in der Vergangenheit.
Wir müssen nicht nur Geld für die
Beseitigung von Hochwasserschä-
den zur Verfügung stellen, sondern
wir müssen aus der Erfahrung, dass
Jahrhunderthochwasser nicht nur
einmal im Jahrhundert auftreten,
auch die notwendigen Konsequen-
zen ziehen und mit allem Nach-
druck dafür sorgen, dass solche Ka-
tastrophen nicht mehr vorkommen.

Wir haben gesehen, dass die Situa-
tion an den Stellen, an denen man
sich in den letzten zehn Jahren um
den Hochwasserschutz gekümmert
hat, deutlich besser war.

Die Menschen vor Ort haben
nicht vergessen, dass wir 20 Jahre
lang über den Donau-Ausbau disku-
tiert haben. Den Menschen in Nie-
deralteich zum Beispiel wurde im-
mer gesagt: Einen Hochwasserschutz
gibt es erst, wenn auch Staustufen
gebaut werden. Erst vor einem hal-
ben Jahr wurde diese Position von
der Staatsregierung aufgegeben. Das
war aber zu spät, um für Hochwas-
serschutz zu sorgen. Jetzt sind sie be-
sonders betroffen. Deswegen haben
wir eine besondere Verantwortung,
dort zu helfen.

Wir müssen den Hochwasser-
schutz – das ist heute schon ange-
sprochen worden – länderübergrei-
fend regeln. Ich glaube, der Bund hat
dabei, auch wenn die Zuständigkei-
ten klar verteilt sind, eine koordinie-
rende Funktion. Denn wenn in ei-
nem Land etwas gemacht wird, be-
deutet das, dass in einem anderen
Land vielleicht ein stärkeres Hoch-
wasser entsteht, wenn dort weniger
gemacht wird. Deswegen muss man
dies länderübergreifend angehen.

Nur 5 Prozent der Flächen, die
2002 als Retentionsflächen, als
Rückzugsräume für die Flüsse im
Falle eines Hochwassers, vorgesehen
waren, werden heute dafür genutzt.
Dieses Projekt müssen wir wieder
nachhaltig angehen. Wir müssen
auch über Planungsbeschleunigun-
gen nachdenken.

Natürlich müssen wir uns auch
über den Widerstand vor Ort unter-
halten; das ist überhaupt keine Fra-
ge. Aber das, was Sie von der FDP
hier gerade gemacht haben - Sie ha-
ben nicht nur die Umweltschutzver-
bände, sondern auch den Bauernver-
band, der vor Ort immer heftig da-
bei ist, ins Abseits gestellt –, halte ich
für nicht in Ordnung.

Wir brauchen einen ökologischen
Hochwasserschutz, und die betroffe-
nen Menschen vor Ort müssen ein-
bezogen werden, damit es vernünf-
tig funktionieren kann.

Ich bitte Sie, über die Reform der
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung
nachzudenken.

Das sind diejenigen, die vor Ort
bei Hochwasser helfen. Sie haben ei-
ne Reform gemacht, durch die die
Leute vor Ort abgezogen werden.
Das darf nicht sein.

Ich bitte Sie, das Forschungspro-
gramm KLIWAS wieder aufzugrei-
fen. Nur 22 Millionen Euro werden
zur Verfügung gestellt, um den Zu-
sammenhang zwischen dem Entste-
hen von Hochwasser und dem Kli-
mawandel zu erforschen. Sie lassen
dieses Programm 2014 auslaufen. Es
muss wieder installiert werden, da-
mit wir einen vernünftigen Hoch-
wasserschutz bekommen.

Stärken Sie die Kommunen! Tun
Sie alles dafür, dass wir den Betroffe-
nen mit einer Elementarversiche-
rung für alle vorsorgend helfen!

(Beifall bei der SPD sowie bei

Abgeordneten der LINKEN und des

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Florian Pronold (*1972)
Landesliste Bayern

Florian Pronold, SPD:

Wir Sozialdemokraten 
werden das anders machen 

Wir haben 2002
die Soforthilfe in
Höhe von sieben
Milliarden Euro

sauber 
gegenfinanziert.
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Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen:
Norbert Barthle (CDU/CSU), Jan Korte
(Die Linke), Priska Hinz (Bündnis 90/Die
Grünen). Hans-Michael Goldmann (FDP),
Dr. Marcel Huber (Staatsminister in
Bayern) sowie Dr. Michael Luther
(CDU/CSU) und Georg Schirmbeck (eben-
falls CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.

Aufgestapelte Sandsäcke am Chiemsee im Juni 2013.
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Nicht die Weltwirtschaft stand
zu Beginn des Treffens der G-
8-Staats- und Regierungs-

chefs in Nordirland im Mittelpunkt,
sondern die Tragödie in Syrien. Mehr
als 93.000 Menschen sind nach An-
gaben der Vereinten Nationen inzwi-
schen dem Bürgerkrieg in Syrien zum
Opfer gefallen. 1,6 Millionen Syrer
sind auf der Flucht. Seit vielen Mona-
ten erleben wir, dass die Vereinten
Nationen dieser Katastrophe mehr
oder weniger tatenlos zusehen müs-
sen, dass sie im Grunde handlungs-
unfähig, wenn nicht gar ohnmächtig
sind. In dieser verzweifelten Lage, die
zunehmend auch zu einer Bedro-
hung der ganzen Region wird, hat si-
cher jeder von uns Verständnis, wenn
unsere Freunde und Partner in Ame-
rika, in Großbritannien und in Frank-
reich zum Beispiel überlegen, Teilen
der syrischen Opposition auch mit
Waffenlieferungen zu helfen.

Ob das tatsächlich ein erfolgver-
sprechender Weg wäre, ist eine völlig
andere Frage. Die Risiken wären aus
meiner Sicht jedenfalls kaum abzu-
schätzen. Aber Verständnis für den
Wunsch, dem Töten in Syrien endlich
wirkungsvoll zu begegnen und dem
Treiben des Assad-Regimes ein Ende
zu machen, hat sicher jeder, jeden-
falls jeder, der ein Herz hat.

Ich habe beim G-8-Gipfel in Nord-
irland unmissverständlich deutlich
gemacht, dass Deutschland schon
aus rechtlichen Gründen keine Waf-
fen in Bürgerkriegsgebiete liefert, so
auch nicht nach Syrien. Aber ich ha-
be ebenso unmissverständlich deut-
lich gemacht, dass Deutschland wei-
ter alles in seiner Macht Stehende tun
wird, den Menschen in Syrien einen
Ausweg aus der Katastrophe zu er-
möglichen. Dazu ist in Nordirland
ein erster Schritt gelungen, klein ge-
nug, aber immerhin ein erster Schritt.
Zum einen haben alle G-8-Staaten,
also auch Russland, mit Blick auf die
Genfer Konferenz einmütig zur Bil-

dung einer Übergangsregierung mit
Exekutivgewalt aufgerufen. Das
heißt, das syrische Volk soll seine zu-
künftige Regierung selbst bestimmen.
Damit zeigt auch Russland, dass es
sich eine friedliche Zukunft in Syrien
nunmehr auch ohne das Assad-Re-
gime vorstellen kann. Wie gesagt, das
war nur ein kleiner Schritt nach vorn,
aber immerhin einer in die richtige
Richtung, der der Genfer Konferenz
ein klares Ziel gibt. Zum anderen ha-
ben wir uns gemeinsam dafür ausge-
sprochen, dass die Vereinten Natio-
nen vor Ort, also in Syrien, den Ein-
satz von Chemiewaffen untersuchen.
Die Untersuchungskommission
muss jetzt Zugang nach Syrien be-
kommen, damit sie so schnell wie
möglich dem Sicherheitsrat der Ver-
einten Nationen ihre Ergebnisse vor-
legen kann.

Die Not der Menschen in Syrien ist
unermesslich groß.
Ihre Lage ist unerträg-
lich. Um ihnen we-
nigstens etwas zu hel-
fen und auch den von
der Flüchtlingswelle
besonders betroffe-
nen Nachbarstaaten
Libanon, Jordanien
und der Türkei bei
der Bewältigung die-
ser humanitären Katastrophe zur Sei-
te zu stehen, haben wir auf dem G-8-
Gipfel über 1,1 Milliarden Euro an
zusätzlicher humanitärer Hilfe zuge-
sagt. Allein 200 Millionen Euro hier-
von wird Deutschland zusätzlich zu
den schon geleisteten 164 Millionen
Euro tragen.

Meine Damen und Herren, die
Diskussion zur Lage in Syrien hat ein-
mal mehr gezeigt, welch hohe Bedeu-
tung manchen Unkenrufen zum
Trotz die Runde der G 8 unverändert
hat; denn nichts geht über das direk-
te persönliche Gespräch. Dafür bie-
ten G 8-Gipfel einen ausgezeichneten
Rahmen.

Das gilt selbstverständlich auch für
die Fragen der Weltwirtschaft. So hat
dieser Gipfel in Nordirland der Steu-
erhinterziehung den Kampf angesagt.
Wir haben ein klares Bekenntnis da-
zu abgegeben, dass der automatische
Informationsaustausch ausgebaut
werden muss und somit internatio-
nale Standards geschaffen werden
müssen. Wir sind noch einen Schritt
weiter gegangen, denn wir haben in
Nordirland ein kleines - -, ein klares
Zeichen gegen aggressive Steuerver-
meidung multinationaler Konzerne
gesetzt. Damit unterstützen wir die
Arbeiten der OECD, die hierzu Emp-
fehlungen ausarbeitet. Die G 8 wird
dieses Thema auf dem G-20-Gipfel

im September geschlossen weiter vo-
rantreiben; denn wenn sich alle G-20-
Staaten diesen OECD-Standards an-
schlössen – darauf arbeiten wir hin –
, hätten wir einen großen Schritt ge-
tan, um die Steuervermeidung großer
multinationaler Konzerne beträcht-
lich einzuschränken.

Deutschland wird in Sankt Peters-
burg beim G-20-Treffen entschieden
dafür werben.

Großkonzerne müssen wie alle an-
deren auch einen fairen Beitrag zum
Steueraufkommen leisten. Dazu
müssen Steuerschlupflöcher ge-
schlossen werden, so zum Beispiel
die Möglichkeit der sogenannten
doppelten Nichtbesteuerung. Das
heißt, es muss Schluss damit sein,
dass die Besteuerung von Großkon-
zernen weder beim Konzernsitz noch
bei der Produktionsstätte erfolgt. Ich
glaube, das ist im Sinne der Bürgerin-

nen und Bürger in al-
len Ländern, in de-
nen diese Konzerne
tätig sind.

Ganz oben auf der
Tagesordnung der G
8 in Nordirland
stand auch die Förde-
rung des freien Han-
dels. Wir setzen uns
unverändert für Fort-

schritte in der Doha-Runde und für
den weiteren Abbau protektionisti-
scher Maßnahmen ein. Letztes Jahr
haben sich die Staaten auf dem G-20-
Gipfel in Mexiko dazu verpflichtet,
bis 2014 keine neuen Handelshemm-
nisse zu errichten und bestehende ab-
zubauen. In Nordirland haben wir in
der G 8 nun vereinbart, diese Abspra-
che gemeinsam in der G 20 über 2014
hinaus zu verlängern.

Ein geradezu einzigartiges Signal
für freien globalen Handel haben in
Nordirland die Europäische Union
und die USA gesetzt; denn wir haben
den Gipfel genutzt, um den Start-
schuss für Verhandlungen über eine
Transatlantische Handels- und Inves-
titionspartnerschaft zu geben. Das Er-
gebnis wird die größte Freihandelszo-
ne der Welt sein. Von ihr profitieren
werden die Weltwirtschaft insgesamt
und auch die europäische Wirtschaft;
davon bin ich zutiefst überzeugt.

Deshalb ist die Förderung des frei-
en, fairen und offenen Handels auch
Teil der Wachstumsagenda der Euro-
päischen Union. Genau diese wird
auch Thema des heute beginnenden
Rates der europäischen Staats- und
Regierungschefs sein.

Um Europa, insbesondere die
Euro-Zone, zu neuer Stärke zu füh-
ren, sind unverändert erstens ehrgei-
zige strukturelle Reformen in den

Mitgliedstaaten und zweitens eine
engere wirtschaftspolitische Koordi-
nierung zur Stärkung der europäi-
schen Wirtschafts- und Währungs-
union erforderlich. Das Ergebnis wer-
den mehr Wachstum und damit auch
mehr Beschäftigung in Europa sein.
Das hat uns im Übrigen auch bei den
Beratungen zum mehrjährigen Fi-
nanzrahmen 2014 bis 2020 geleitet.
Alle Beteiligten müssen sich jetzt ent-
schlossen für eine Einigung hierzu
einsetzen. Deutschland, die deutsche
Bundesregierung jedenfalls, tut dies.
Im Dialog mit dem Parlament müs-
sen endlich die letzten Hürden über-
wunden werden. Aktuell laufen dazu
in Brüssel Gespräche. Ich kann nur sa-
gen: Wenn wir vor dem Sommer
nicht zu einem Abschluss dieser mit-
telfristigen Finanzplanung kommen,
dann wird Ergebnis sein, dass Tausen-
de von Menschen in Europa ihren Ar-
beitsplatz verlieren, weil keine Plan-
barkeit zum Beispiel für ESF-Mittel
und anderes möglich ist. Die Zeit
drängt. Deshalb muss hier eine Eini-
gung erzielt werden.

Ein gestärktes Europa der Stabilität
und des Wachstums hat den franzö-
sischen Staatspräsidenten François
Hollande und mich geleitet, als wir
am 30. Mai unsere Vorschläge für den
heute beginnenden Rat vorgelegt ha-
ben. Es kann gar nicht oft genug ge-
sagt werden: Wachstum und Haus-
haltskonsolidierung sind keine Ge-
gensätze; im Gegenteil: sie bedingen
einander.

Nebenbei bemerkt: In Deutsch-
land haben wir doch gezeigt, wie das
geht.

Wer heute nicht glaubt, dass wir in
der nächsten Legislaturperiode den
Menschen etwas von den sprudeln-
den Steuereinnahmen zurückgeben
und gleichzeitig den Schuldenberg
abbauen werden, muss nur auf die Bi-
lanz der Bundesregierung der letzten
vier Jahre schauen.

Wir haben gezeigt: Wir können
das. Wir können beides. Wir haben
Familien und Unternehmen entlas-
tet, in Bildung und Forschung inves-
tiert und das Anwachsen des Schul-
denbergs gestoppt.

Sie haben dies gestern an der Vor-
lage des Haushaltes für 2014, der ei-
ne strukturelle Null aufweist, gese-
hen; am Ende der Großen Koalition
hatten wir eine Neuverschuldung von
50 Milliarden Euro. Wir können bei-
des: Wachstum und Haushaltskonso-
lidierung.

Was wir einmal geschafft haben,
das schaffen wir in der nächsten Le-
gislaturperiode wieder.

Wir lassen Taten sprechen. Sie, lie-
be Kolleginnen und Kollegen der Op-
position, wollen angesichts der
höchsten Steuereinnahmen, die es je-
mals in der Bundesrepublik Deutsch-
land gab, nichts anderes, als wieder
die Leistungsträger in der Mitte unse-
rer Gesellschaft belasten - das ist Ihre
Politik -, wir definitiv nicht. Das ist
der Unterschied zwischen Ihnen und
uns.

Wir sind überzeugt, dass Investitio-
nen zu neuen Arbeitsplätzen führen.
Neue Arbeitsplätze führen zu neuen
Steuereinnahmen und zu mehr Geld
in den Sozialkassen. Mehr Steuerein-
nahmen führen wieder zu solideren
Finanzen. - Das ist der Kreislauf, auf
den wir setzen. Der hat sich bewährt,
meine Damen und Herren.

Weil Wachstum und Haushalts-
konsolidierung zusammengehören,
ist es auch gut, dass das Gesetz zur in-
nerstaatlichen Umsetzung des Fiskal-
vertrages, der die Euro-Staaten zu
dauerhaft soliden Staatsfinanzen ver-
pflichtet, vom Deutschen Bundestag
und vom Bundesrat gemeinsam ver-
abschiedet wird. Das heißt: Wir alle
bekennen uns zu diesem Fiskalver-
trag, zu seiner innerstaatlichen Um-
setzung und damit zu soliden Finan-
zen. Ich weiß nicht, warum das, was
für Deutschland gilt, nicht auch für
Europa gelten soll. Deshalb haben
wir für ganz Europa diesen Fiskalver-
trag erarbeitet.

Weil Haushaltskonsolidierung und
Wachstum zusammengehören, ha-
ben wir im vergangenen Jahr auch
den Pakt für Wachstum und Beschäf-
tigung geschlossen, den wir auf die-
sem Europäischen Rat noch einmal
überprüfen werden. Heute, ein Jahr
nach Beschluss des Paktes, sehen wir
erste wichtige Ergebnisse, sowohl auf
nationaler als auch auf europäischer
Ebene. Spanien zum Beispiel hat
wichtige Arbeitsmarktreformen ange-
stoßen. Auch Frankreich hat diesen
Weg im Sozialpartnerdialog einge-
schlagen. Die Haushaltsdefizite wer-
den trotz des schwierigen Umfeldes
abgebaut. Viele Länder arbeiten an
Reformen der Aus- und Weiterbil-
dung, führen Programme der Privati-
sierung durch und verbessern die -Ef-
fizienz der staatlichen Institutionen.
Es ist völlig klar: Diesen Weg müssen
wir weitergehen. Er verbessert die Be-
dingungen für private Investitionen,
und damit entstehen weitere Chan-
cen für Wachstum und Beschäfti-
gung.

Im Rahmen des erneuerten Stabili-
täts- und Wachstumspaktes gibt die
Kommission in jedem Jahr den ein-
zelnen Mitgliedstaaten länderspezifi-
sche Empfehlungen. Ich werde mich
beim Europäischen Rat dafür einset-
zen, dass diese länderspezifischen
Empfehlungen auch von allen ange-
nommen werden, selbst wenn nicht
jeder mit jedem Detail einverstanden
ist; denn diese Empfehlungen weisen
in Richtung von mehr Wettbewerbs-
fähigkeit der Mitgliedstaaten. Eine
verbesserte Wettbewerbsfähigkeit,
ausgerichtet an den weltweit Besten,
ist der Schlüssel für Europa zum
Wachstum.

Natürlich macht uns die hohe Ar-
beitslosigkeit, insbesondere die hohe
Arbeitslosigkeit der jungen Menschen
in Europa, größte Sorgen. Es führt
überhaupt kein Weg daran vorbei,

Angela Merkel (*1954)
Bundeskanzlerin

Dr. Angela Merkel, Bundeskanzlerin:

Unser Ziel ist eine starke 
und stabile Europäische Union

Großkonzerne
müssen wie ande-
re auch einen fai-
ren Beitrag zum

Steueraufkommen
leisten.
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dass wir mehr tun müssen, um gera-
de jungen Menschen den Einstieg in
das Berufsleben zu ermöglichen. Wir
müssen ihnen Zukunftschancen ge-
ben, weil sie unsere Zukunft sind. Das
sind wir der Jugend Europas schuldig.
Wir sind es ihr deshalb besonders
schuldig, weil sie, die Jugend, keiner-
lei Schuld an den Versäumnissen der
vergangenen Jahre hat.

Die Förderung der Jugendbeschäf-
tigung ist zu Recht ein Schwerpunkt
des Europäischen Rates. Es steht au-
ßer Frage: Die Verpflichtungen, die
die Mitgliedstaaten hierzu auf euro-
päischer Ebene eingegangen sind,
müssen so schnell wie möglich um-
gesetzt werden. Natürlich müssen die
6 Milliarden Euro aus der mittelfristi-
gen Finanziellen Vorausschau verfüg-
bar sein, damit wir etwas tun können.
Sie werden im Übrigen nicht gleicher-
maßen auf alle Jahre der Vorausschau
verteilt, sondern können schnellst-
möglich in den ersten beiden Jahren
ausgegeben werden.

Die Bundesregierung unterstützt
das Ziel der Jugendbeschäftigungs-
garantie, also das Ziel, jungen Men-
schen unter 25 Jahren eine Arbeits-
stelle guter Qualität, eine weiterfüh-
rende Ausbildung oder einen hoch-
wertigen Ausbildungs- oder
Praktikumsplatz anzubieten. Es ist
in diesem Zusammenhang auch ei-
ne gute Nachricht, dass wir uns po-
litisch auf konkrete Maßnahmen
zur Verbesserung der Berufsaner-
kennung in Europa einigen konn-
ten. Das heißt, dass künftig Qualifi-
kationen in vielen Berufen schneller
und leichter anerkannt werden,
wenn man in einem anderen Land
der Europäischen Union arbeiten
möchte.

Weil aber alle europäische Unter-
stützung nichts bringt, wenn die
Mitgliedstaaten ihre Hausaufgaben
nicht machen, kann gar nicht oft ge-
nug darauf hingewiesen werden,
dass sie es sind, die in erster Linie
gefordert sind, die notwendigen Re-
formen durchzuführen, um Hinder-
nisse bei der Einstellung von jungen
Menschen zu beseitigen und Be-
schäftigungschancen zu verbessern.
Ich habe deshalb zu einer Konferenz
zur Förderung der Jugendbeschäfti-
gung am 3. Juli 2013 nach Berlin
eingeladen, an der neben der li-
tauischen EU-Ratspräsidentin Gry-
bauskaite – Litauen hat ab Montag
die EU-Ratspräsidentschaft - und
neben den Spitzen der EU-Institu-
tionen viele weitere EU-Staats- und
Regierungschefs sowie die Arbeits-
minister und die Chefs der Arbeits-
verwaltungen teilnehmen werden.
Auf Einladung von Bundesministe-
rin von der Leyen werden zuvor die
europäischen Arbeitsministerinnen
und Arbeitsminister mit den euro-
päischen Sozialpartnern zusam-
menkommen. Wir werden mit dem
European Round Table, den größten
Unternehmen Europas, sprechen.

Bei dieser Konferenz geht es auch
darum, wie wir die 6 Milliarden Euro,
die zur Bekämpfung der Jugendar-
beitslosigkeit zur Verfügung stehen,
am effizientesten ausgeben.

Wir wollen die jeweiligen nationa-
len Erfahrungen - Deutschland hat
hier breite Erfahrungen, gerade aus
der Zeit der deutschen Einheit - zur
Förderung der Jugendbeschäftigung
miteinander teilen und die erfolgver-
sprechendsten Maßnahmen identifi-
zieren.

Deutschland und andere Mitglied-
staaten, wie etwa Österreich, die Nie-
derlande oder Dänemark, können
die guten Erfahrungen weitergeben,
die zum Beispiel mit den dualen Aus-
bildungssystemen, aber auch mit an-
deren Arbeitsmarktprogrammen
über Jahre und Jahrzehnte gesammelt
werden konnten.

Die Bundesarbeitsministerin steht
hierzu bereits in bilateralen Kontak-
ten mit einigen europäischen Part-
nern.

Darüber hinaus sind durch die im
letzten Jahr erfolgte Kapitalerhö-
hung der Europäischen Investitions-
bank um 10 Milliarden Euro gute
Projekte in vielen Mitgliedstaaten
verwirklicht worden. Auch nicht ab-
gerufene Mittel aus den europäi-
schen Strukturfonds sollen gezielt
zur Bekämpfung der Jugendarbeits-
losigkeit genutzt werden. Das ge-
schieht bereits und führt zum Bei-
spiel dazu, dass die Mittel jetzt sehr
viel besser ausgegeben werden, so-
dass wir für das Jahr 2013 auf der
Ebene der Europäischen Union ei-
nen umfangreichen Nachtragshaus-
halt benötigen.

Deutschland leistet aber auch bi-
lateral Unterstützung, zum Beispiel
über den Sachverstand der KfW, die
etwa in Spanien die
dortige Förderbank
finanziell unterstüt-
zen wird. Ähnliche
Projekte hat Wolf-
gang Schäuble mit
Portugal und Grie-
chenland vereinbart,
genauso der Bundes-
wirtschaftsminister.
Zur Verbesserung der
Wettbewerbsfähigkeit der kleinen
und mittleren Unternehmen gehört
nämlich auch, dass wir über eine in-
telligente Regulierung verfügen und
die Bürokratie, die es in Europa gibt,
abbauen. Wir freuen uns sehr, dass
die Kommission im September ei-
nen Vorschlag machen will, wo auf
europäischer Ebene Bürokratie abge-
baut werden kann.

Eine zentrale Frage, die sehr viele
Unternehmen in europäischen Län-
dern spüren, ist, wie europäische
Banken das Vertrauen der Investoren
zurückgewinnen können; denn die
hohen Zinssätze, gerade für mittel-
ständische Unternehmen, und die
Schwierigkeiten bei der Kreditverga-
be haben im Kern etwas damit zu
tun, dass in einigen Ländern das Ver-
trauen der Investoren in die Banken
nicht gegeben ist. Alle Bemühungen
dienen deshalb dem Ziel einer Ban-
kenunion, speziell erst einmal einer
gemeinsamen Bankenaufsicht, die
wir vereinbart haben. Dank des Ein-
satzes von Bundesfinanzminister
Wolfgang Schäuble haben wir bei
der Richtlinie zur Bankenabwick-

lung heute Morgen eine Einigung im
Rat erzielt, die vorsieht, dass bei der
Bankenabwicklung in Zukunft pri-
mär die Gläubiger und Eigentümer
zur Verantwortung gezogen werden.
Wir kommen weg davon, dass die
Steuerzahler immer wieder für die
Banken geradestehen müssen. Das
ist das, was wirklich notwendig ist.

Neben einer engeren, transparen-
teren und strengeren Aufsicht über
die Banken und den notwendigen
Regelungen dazu ist eine weitere we-
sentliche Voraussetzung für den Er-
folg der Euro-Zone, dass es eine en-
gere Wirtschaftsunion gibt. Ich habe
in diesem Hause bereits darauf ver-
wiesen, dass Jaques Delors und an-
dere schon vor der Inkraftsetzung
des Euro darauf hingewiesen haben,
dass eine gemeinsame Währung nur
funktionieren kann, wenn es mehr
Wirtschaftskoordinierung gibt. Die
Mitgliedstaaten müssen nicht die
gleiche Wirtschaftspolitik verfolgen;
aber sie müssen sich für das Gelin-
gen besser abstimmen.

Dazu haben Frankreich und
Deutschland vorgeschlagen, beim
Europäischen Rat einen zweistufigen
Ansatz für das zweite Halbjahr zu
verankern. Wir wollen heute und
morgen festlegen, dass wir beim Eu-
ropäischen Rat im Oktober in einem
ersten Schritt über den Inhalt und
die Substanz einer gestärkten wirt-
schaftspolitischen Koordinierung
beraten. Die Mitglieder einer Wäh-
rungsunion müssen zu einer ge-
meinsamen Bewertung dessen kom-
men, was wir als Wirtschafts- und

Wä h r u n g s u n i o n
und deren Mitglied-
staaten tun müssen,
damit unsere Volks-
wirtschaften dauer-
haft auf Wettbe-
w e r b s f ä h i g k e i t ,
nachhaltiges Wachs-
tum und Beschäfti-
gung ausgerichtet
sind. Tatsache ist,

dass das gemeinsame Verständnis,
welche Voraussetzungen eigentlich
notwendig sind, damit Wachstum
entsteht, bis heute nicht vorhanden
ist. Nur mithilfe einer solchen ge-
meinsamen Bewertung wird es gelin-
gen, eine gemeinsame langfristige
Wachstumsstrategie zu entwickeln.
Eine Beratung über die Fragen, wel-
che Indikatoren wichtig sind - zum
Beispiel Lohnstückkosten, Investi-
tionen in Forschung und vieles an-
dere mehr -, und welche Politikbe-
reiche dafür entscheidend sind,
muss gut vorbereitet werden.  Damit
müssen wir uns auf den Sachver-
stand auch anderer Institutionen
stützen, zum Beispiel der Kommissi-
on oder der OECD.

Wenn wir eine solche gemeinsame
Bewertung haben, können wir einen
zweiten Schritt gehen, nämlich ver-
bindliche Verabredungen zwischen
den Mitgliedstaaten und der Kom-
mission zu treffen. Wir haben heute
länderspezifische Empfehlungen.
Dabei handelt es sich aber um keine
verbindlichen Verabredungen; sie
beruhen auch nicht auf einem ge-

meinsamen Verständnis von dem,
was wichtig für die Wettbewerbsfä-
higkeit ist. Solche Verabredungen
müssten dann auch von den natio-
nalen Parlamenten gebilligt werden,
damit sie legitimiert sind. Konkret
soll das also heißen: vertragliche Ver-
einbarungen für Wettbewerbsfähig-
keit und Wachstum.
In diesem Zusam-
menhang halte ich
einen an enge Bedin-
gungen geknüpften
Solidaritätsmecha-
nismus für denkbar,
zum Beispiel in
Form eines Fonds für
die Euro-Zone.

Meine Damen
und Herren, ich sage aber ganz klar:
Immer wenn in Europa von Solida-
ritätsmechanismen gesprochen
wird, passiert es, dass diese sofort er-
höht und ausgeweitet werden, und
zum Schluss spricht man nicht mehr
über die Parameter für die Wettbe-
werbsfähigkeit, sondern nur noch
über eine neue Finanzquelle. Und
das genau wird es mit Deutschland
nicht geben.

Die Bundesregierung besteht da-
rauf, dass die Probleme, die Europa
und die Euro-Zone haben, an der
Wurzel angepackt und Schritt für
Schritt gelöst werden, damit die
Währungsunion endlich eine Stabi-
litätsunion wird. Dafür brauchen wir
in Europa eine solide Finanzpolitik,
Wachstumsförderung durch Struk-
turreformen, mehr Investitionen in
Bildung und Forschung. Und genau
das leistet auch die mittelfristige Fi-
nanzielle Vorausschau.

Wir wollen, dass Europa stärker
aus der Krise hervorgeht, als es in sie
hineingegangen ist. Deutschland hat
es geschafft, stärker aus der interna-
tionalen Finanzkrise herauszukom-
men, als es in sie hineingegangen ist.
Und Europa wird und muss dies
auch schaffen.

Dies ist im Übrigen zutiefst im
deutschen Interesse; denn Deutsch-
land wird es auf Dauer nur gutge-
hen, wenn es auch Europa gutgeht.

Wir dürfen nie vergessen: Im Kern
haben wir es bei der europäischen
Staatsschuldenkrise mit einer Ver-
trauenskrise zu tun, und die ist noch
längst nicht ausgestanden. Wir dür-
fen keine Sekunde nachlässig wer-
den, nur weil der Euro nicht mehr je-
den Tag die Schlagzeilen beherrscht.
Wir dürfen auch keinesfalls Fehler
der Vergangenheit wiederholen, in-
dem wir unsere eigenen Regeln nicht
einhalten oder sie im Zweifel etwa
dehnen. Nur wenn wir unsere Aufga-
ben und unsere Grundlagen tatsäch-
lich ernst nehmen, wird Europa
auch in Zukunft ein Kontinent des
Wohlstands und der sozialen Sicher-
heit sein.

Es geht in diesem Jahr um nicht
mehr und nicht weniger als um die
Rolle Europas in der Welt und um
die Frage: In welchem Wohlstand
können die Bürgerinnen und Bürger
morgen und übermorgen noch le-
ben? Deshalb muss diese Aufgabe
gut und gründlich erfüllt werden.

Deshalb freue ich mich darüber,
dass wir beim Europäischen Rat mit
Lettland auch über den Beitritt eines
Landes zur Euro-Zone zum 1. Januar
2014 sprechen können, das gezeigt
hat, wie es möglich ist, mit einem Re-
formkurs eine tiefe Wirtschaftskrise
zu überwinden.

Ich freue mich
auch darüber, auf
welcher Grundlage
sich der Europäische
Rat mit dem mögli-
chen Beginn von Bei-
trittsverhandlungen
mit Serbien befassen
wird. Ohne Zweifel
haben Serbien und
Kosovo in den letzten

Monaten bei der Normalisierung ih-
res Verhältnisses entscheidende Fort-
schritte gemacht. Aber nun müssen
die Vereinbarungen auch wirklich
umgesetzt werden. Erst nach einer Be-
stätigung der Implementierungsfort-
schritte im Dezember kann die erste
Beitrittskonferenz im Januar 2014 zu-
sammentreten. Der Normalisierungs-
prozess muss fortgesetzt werden, und
vor dem Beitritt Serbiens zur Europäi-
schen Union muss es zu einer voll-
ständigen Normalisierung kommen.

Ich freue mich auch darüber, dass
wir zur Eröffnung eines nächsten Ver-
handlungskapitels mit der Türkei ein
Ergebnis gefunden haben, das einer-
seits ermöglicht, dass die Beitrittsver-
handlungen im Herbst fortgesetzt
werden können, mit dem anderer-
seits aber angesichts der Entwicklung
in den letzten Wochen in der Türkei
nicht so getan wird, als sei nichts ge-
schehen. Es ist maßgeblich unserem
Bundesaußenminister Guido Wester-
welle zu verdanken, dass dieses Er-
gebnis, das beide Anliegen berück-
sichtigt, erzielt werden konnte.

Dieses Ergebnis macht deutlich:
Die Türkei ist ein wichtiger Partner,
doch unsere europäischen Werte wie
Demonstrationsfreiheit, Meinungs-
freiheit, Rechtsstaatlichkeit und Reli-
gionsfreiheit gelten immer. Sie sind
für uns nicht verhandelbar, meine
Damen und Herren.

Herr Präsident, liebe Kolleginnen
und Kollegen, ich bin mehr denn je
überzeugt: Wenn Europa weiter aus
seinen Fehlern der Vergangenheit
lernt, und zwar auf allen Gebieten,
wenn Europa diesen Weg konse-
quent fortsetzt, dann werden wir un-
sere Ziele erreichen: eine starke und
stabile Wirtschafts- und Währungs-
union, eine starke und stabile Euro-
päische Union als Ganzes, mit - ab
Sonntagnacht - 28 Mitgliedstaaten,
weil dann auch Kroatien zu uns ge-
hören wird. Unser Ziel ist ein starkes,
ein gestärktes Europa der Stabilität
und des Wachstums, ein Europa, das
so auch in der globalisierten Welt
des 21. Jahrhunderts seine Werte
und seine Interessen behaupten
kann. Dafür wird diese Bundesregie-
rung weiter mit ganzer Kraft arbei-
ten, und dafür bitte ich Sie um Ihre
Unterstützung.

(Langanhaltender Beifall bei der

CDU/CSU und der FDP)

Wir wollen, dass
Europa stärker
aus der Krise 

hervorgeht, als es
hineingegangen

ist.

Die Förderung der
Jugendbeschäfti-
gung ist zurecht
ein Schwerpunkt
des Europäischen

Rates.
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Frau Bundeskanzlerin, je länger
ich Ihnen zuhörte, desto mehr
erinnerte ich mich an einen gro-

ßen Sozialdemokraten; es handelt
sich um Fritz Erler. Er hatte dieselbe
Aufgabe wie ich, nämlich seinerzeit
auf die Regierungserklärung von Lud-
wig Erhard zu antworten.

Fritz Erler sagte in seiner Rede sinn-
gemäß den Satz: Ihre Rede, Herr Bun-
deskanzlers, war sehr reziplikativ.

Daraufhin gab es eine ähnliche Un-
ruhe wie jetzt, weil sich alle fragten:
Was heißt „reziplikativ“ eigentlich?

Daraufhin sagte Fritz Erler: „Das
heißt gar nichts; das spricht sich nur
so schön.“

So ist das auch mit Ihren Regie-
rungserklärungen:

Abgesehen vom aktuellen Hinter-
grund jüngster Regierungskonferen-
zen und bevorstehender Konferenzen
hat man den Eindruck, dass man die-
se Regierungserklärung schon drei-,
viermal gehört hat.

Das ist auch der Grund dafür, dass
die Hälfte der Regierungsbank absolut
überwältigt ist, allerdings vom Schlaf-
bedürfnis; das sieht man denen an.

Ich habe eigentlich erwartet, dass
an irgendeiner Stelle in dieser Regie-
rungserklärung der Satz kommt: Eine
gute Grundlage ist die beste Voraus-
setzung für eine solide Basis in
Europa, meine Damen und Herren.

Deutschland und Europa, Frau
Merkel, brauchen keine Stehsätze.

Sie brauchen keine politischen An-
sagen, die erkennbar in einem so gro-
ßen Widerspruch zu den Fakten und
Problemen in Europa stehen.

Die Arbeitslosigkeit in Europa hat
sich durch das maßgeblich von Ihnen
zu vertretende Sparprogramm auf 26
Millionen Menschen erhöht. Die Ju-
gendarbeitslosigkeit in Europa ist bei
den unter 25-Jährigen auf fast 6 Mil-
lionen gestiegen. Gab es vor Ausbruch
der Finanzkrise in Europa in keinem
einzigen europäischen Land eine Ju-
gendarbeitslosigkeit, die über 25 Pro-
zent lag, gibt es jetzt in 12 von noch
27 Mitgliedstaaten der Europäischen
Union eine Jugendarbeitslosigkeit bei

den unter 25-Jährigen, die über 25
Prozent – teilweise über 50 Prozent –
liegt.

Statt die Schulden zu senken – mit
diesem Vorsatz treten Sie ja an –, ha-
ben die europäischen Länder im letz-
ten Jahr, in 2012, 500 Milliarden Euro
zusätzliche Schulden gemacht. Der
Teufelskreis von Sparen, Wachstums-
einbrüchen, höherer Arbeitslosigkeit,
höherer Jugendarbeitslosigkeit und
größeren Schwierigkeiten, die Defizi-
te zu finanzieren, weil die Einnahmen
einbrechen, ist ungebrochen. Und da-
rüber verlieren Sie in der heutigen Re-
gierungserklärung keinen einzigen
Satz!

Es gibt ein krasses Missverhältnis
zwischen den deutschen Rekordzah-
lungsbilanzüberschüssen von inzwi-
schen fast 7 Prozent unseres Bruttoin-
landsprodukts und den Zahlungsbi-
lanzdefiziten unserer Nachbarländer,
was irrsinnige Turbu-
lenzen auslöst. Das ist
ein riesiges Problem,
aber darüber habe ich
Sie noch nie reden
hören. Dabei gibt es
doch ein Stabilitäts-
und Wachstumsge-
setz, das im magi-
schen Viereck auch
außenwirtschaftliches
Gleichgewicht fordert. Warum gehen
Sie auf diese Pro-blematik, die eine
der zentralen Ursachen für die Krise in
Europa ist, nicht ein?

Die Jugendarbeitslosigkeit, von der
Sie hier reden, und die hohe Arbeits-
losigkeit insgesamt, Frau Bundes-
kanzler, sind eine direkte Folge der
völlig einseitigen Sparpolitik, die Sie
in Europa maßgeblich betrieben ha-
ben.

Wachstum und Haushaltskonsoli-
dierung bedingen einander, haben Sie
gesagt. Ja, aber warum haben sich
dann die Beratungen im Europäi-
schen Rat zum überwiegenden Teil
auf Sparprogramme konzentriert und
nicht auf die Wachstumsimpulse?

Wir wollen die Umsetzung des Pak-
tes für Wachstum und Beschäftigung
überprüfen, sagen Sie. Donnerwetter!
Aber da gibt es nicht viel zu überprü-
fen. Die Kritik der Europäischen Kom-
mission weist aus, dass seit dem vom
Europäischen Rat im Juni 2012 ver-
kündeten Wachs-tums-pakt zu wenig
geschehen ist. Wir kennen also bereits
das Ergebnis dieser Überprüfung.

Die Bundesregierung unterstützt
das Ziel der Jugendbeschäftigungsga-
rantie, heißt es ferner bei Ihnen. Das
ist doch eine Floskel! Womit denn?
Wie? Mit den 6 Milliarden im euro-
päischen Haushalt bis 2020? Oder
mit Vorschlägen, die erst in einigen
Jahren greifen können? Oder mit dem
Hinweis auf das bewährte und wirk-
lich wichtige deutsche duale Ausbil-

dungssystem? Das lässt sich in unse-
ren europäischen Nachbarstaaten
doch nicht in einem Urknall realisie-
ren.

Oder auf dem nächsten Gipfel der
EU-Arbeitsminister am 3. Juli, wenige
Tage nach dem Europäischen Rat? Die
Erklärung dieses Gipfels dürfte mit
den Erklärungen dieses Europäischen
Rates ziemlich identisch sein. Die
Schlussfolgerungen dürften sich
kaum unterscheiden. Ist das dann der
46. folgenlose Gipfel, den Sie veran-
stalten?

Mit Blick auf den 3. Juli bitte ich Sie,
Frau Merkel: Vermeiden Sie eine wei-
tere Show, die Erwartungen auslöst,
die dann unerfüllt bleiben. Denn da-
mit sorgen Sie dafür, dass sich Millio-
nen junger Bürgerinnen und Bürger in
Europa von der Politik und auch von
Europa entfremden. Was Sie dort be-
raten, muss schon sehr konkret sein.

Der luxemburgi-
sche Arbeitsminister
Schmit trifft in mei-
nen Augen den Nagel
auf den Kopf, wenn
er sagt, die einzige Lö-
sung sei, dass die Eu-
ropäische Union
endlich Geld zur För-
derung von Wachs-
tum in die Hand neh-

me und ihre Sparpolitik überdenke.
Das ist die Antwort eines Arbeitsmi-
nisters, der Sie besuchen wird.

Ich füge im Übrigen hinzu: Die per-
spektivisch bis 2020 vorgesehenen 6
Milliarden Euro als Sofortprogramm
gegen die Jugendarbeitslosigkeit sind
ein Tropfen auf den heißen Stein. Er-
forderlich wären in meinen Augen
mindestens 20 Milliarden Euro, und
zwar konzentriert auf die nächsten
beiden Jahre.

Erforderlich wird es sein, alle Mit-
tel, die noch in europäischen Fonds
sind, zu bündeln und der Bekämp-
fung der Jugendarbeitslosigkeit zuzu-
führen. Soweit Mittel nicht abgerufen
werden, sollten sie nicht an die Län-
der zurücküberwiesen werden, son-
dern ganz gezielt in die Bekämpfung
der Jugendarbeitslosigkeit gesteckt
werden.

Wenn Sie einen Gipfel zur Bekämp-
fung der Jugendarbeitslosigkeit in
Europa vom Verdacht des Populismus
und auch des hektischen Stillstandes
freihalten wollen, dann trommeln Sie
doch die Unternehmen, die Gewerk-
schaften und die Mitgliedstaaten zu-
sammen und verabreden mit ihnen
bindend, in den nächsten drei Jahren
500 000 Arbeits- und Ausbildungs-
plätze für die Jugendlichen zu schaf-
fen.

Sammeln Sie deutsche Unterneh-
men, die Standorte in mediterranen
Nachbarstaaten haben, und verabre-
den Sie mit diesen deutschen Unter-

nehmen, dass sie an diesen ausländi-
schen Standorten bindende Verpflich-
tungen eingehen, um junge Spanier,
junge Griechen, junge Italiener zu be-
schäftigen!

Das wäre ein bemerkenswerter Bei-
trag. Das würde das in manchen euro-
päischen Nachbarländern beschädig-
te Ansehen Deutschlands auch wieder
etwas auffrischen, und vor allen Din-
gen würde es auch im Interesse unse-
rer deutschen Exportindustrie sein.

Unter dem deutschen Druck ist
Europa bienenfleißig gewesen, bie-
nenfleißig klare, konkrete Festlegun-
gen zu Zielen und Zeitplänen von
Sparprogrammen in Gang zu setzen.
Die europäischen Banken sind mit sa-
ge und schreibe 1,2 Billionen Euro
staatlicher Unterstützung stabilisiert
worden, was übrigens ein wesentli-
cher Grund für die Staatsverschul-
dung in manchen Ländern ist, und
nicht etwa ihr Fehlwirtschaften.

Aber dieser Bienenfleiß, bezogen
auf Sparprogramme, bezogen auf
Konsolidierung, steht in einem dia-
metralen Gegensatz zu der Bereit-
schaft und Fähigkeit, entsprechende
Präzision auch bei Wachstumsimpul-
sen in Europa zu entwickeln.

Im Übrigen, Frau Bundeskanzlerin:
Wie wirkt es eigentlich auf unsere
Partner und auf unsere Nachbarlän-
der, die unter erheblichem Konsoli-
dierungsdruck stehen und denen wir
nicht nur Maßhalteappelle entgegen-
schallen lassen, sondern auch
Zwangsjacken verpassen, wenn Sie im
Wahlprogramm der CDU/CSU unfi-
nanzierte Wahlgeschenke in der Grö-
ßenordnung von 50 Milliarden Euro
in den Bundestagswahlkampf einfüh-
ren wollen?

Welches Bild geben wir denn da in
Europa ab? Erklären Sie das einmal
den Griechen, den Spaniern, den Ita-
lienern, den Portugiesen! Hier haben
Sie die Spendierhosen an und geben
uns keinerlei Hinweis darauf, wie Sie
all diese Wahlgeschenke finanzieren
wollen.

Während Sie dort eisernes Sparen
fordern, schöpft Ihre Regierung hier
gleichzeitig aus dem Vollen.

Trotz sprudelnder Einnahmen,
trotz sprudelnder Steuereinnahmen,
trotz deutlicher Entlastungen auf dem
Arbeitsmarkt und eines enormen
Zinsvorteils, der Herrn Schäuble in
die Lage versetzt, deutsche Staatsanlei-
hen mit einer gewissen Laufzeit zu ei-
nem Realzins von nahezu null zu plat-
zieren, hat diese Ihre Regierung in die-
ser Legislaturperiode 100 Milliarden
Euro neue Schulden gemacht.

Sie, Frau Bundeskanzlerin, haben
einen Satz gesagt, der voll zutrifft: Das
ist uns in dieser Legislaturperiode ge-
lungen, und das wird uns auch in der
nächsten Legislaturperiode gelingen.
– Donnerwetter! Das heißt, auch in
der nächsten Legislaturperiode wird
es Ihnen gelingen, 100 Milliarden
Euro neue, zusätzliche Schulden zu
machen.

Im Übrigen ist das noch viel
schlimmer. Die gesamtstaatliche
Schuld in Deutschland ist in dieser Le-
gislaturperiode von Schwarz-Gelb um
400 Milliarden Euro gestiegen.

Der Punkt ist einfach: Sie können
nicht mit Geld umgehen.

Ja, genau so ist das. Sie können
nicht mit Geld umgehen.

Wenn Sie in der Wüste regieren,
wird der Sand knapp. So ist das.

Was wir unseren Nachbarn abver-
langen, meine Damen und Herren,
würden wir in Deutschland übrigens
unter keinen Umständen akzeptieren.
Das, was wir unseren Nachbarn an
Sparmaßnahmen abverlangen, würde
hier in Deutschland zu Protesten füh-
ren, die die Straßen füllen würden;
denn wenn wir in Deutschland so spa-
ren müssten, wie wir das den Grie-
chen abverlangen, dann hätten wir al-
lein 2012 im Bundeshaushalt bezie-
hungsweise über alle vier öffentlichen
Haushalte – Bund, Länder, Kommu-
nen und Sozialversicherungen – 172
Milliarden Euro einsparen müssen.
Das machen wir aber mit anderen
Ländern. Ich sage dies, um einmal die
Dimensionen deutlich zu machen,
wenn wir manchmal etwas abfällig
über die Anstrengungen in den ande-
ren Ländern reden und den pädagogi-
schen Zeigefinger zu hoch heben.

Im Übrigen sei daran erinnert, Herr
Kauder: Auch wir Deutschen waren
einmal am Boden; auch wir Deut-
schen waren einmal diejenigen, die
der Hilfe bedurften. Nach dem Zwei-
ten Weltkrieg.

Nennen Sie mir ein einziges Re-
formprogramm in dieser Legislatur-
periode, das historischen Bestand ha-
ben wird. Pflegereform nichts, Ren-
tenreform nichts, Bundeswehrreform
nichts, Steuerreform nichts - nichts ist
da vorzuweisen. Nichts! Das sind al-
les leere Schachteln, die Sie hierhinge-
stellt haben.

Da ist nichts drin. Wenn man in die
Schachteln reinguckt, stellt man fest,
dass da nur ein Haufen Luft drin ist.

Ernsthaft gesprochen: Auch wir
Deutschen waren einmal am Boden.

Damals, nach dem Zweiten Welt-
krieg, haben wir von unseren europäi-
schen Nachbarn Hilfe empfangen,
insbesondere von den Amerikanern,
aber auch von den Franzosen. Frank-
reich musste für die 1951 gegründete
Montanunion souveräne Rechte an
Deutschland abtreten. Sieben Jahre
nach Ende der Besetzung, nach Ende
der Okkupation Frankreichs, 1951,
stimmte das französische Parlament
dem Abtreten souveräner Rechte an
Deutschland zur Bildung der Montan-
union zu, und zwar trotz und gegen
die Stimmung im französischen Volk;
aber es wurde gemacht – von klugen
Staatsmännern. Das war Führung,
Frau Bundeskanzlerin, in einer Situa-
tion, in der wir das brauchten.

Ihnen fehlt – das mache ich Ihnen
zum Vorwurf – das historische Be-
wusstsein für Europa.

Sie haben keine Idee von Europa.
Sie haben keine Strategie, sondern Sie
wurschteln sich von einem Europäi-
schen Rat zum anderen durch. Ich sa-
ge sehr bewusst: Das Erbe von Helmut
Kohl ist bei Ihnen nicht gut aufgeho-
ben.

Peer Steinbrück (*1947)
Landesliste Nordrhein-Westfalen

Peer Steinbrück, SPD:

Wir müssen auch in Europa mehr
Demokratie wagen

Während sie dort
eisernes Sparen
fordert, schöpft
ihre Regierung

hier gleichzeitig
aus den Vollen.
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Das Thema Bankenunion wird auf
dem Europäischen Rat auch erörtert,
wie ich annehme, insbesondere nach
den Ergebnissen der nächtlichen Eco-
fin-Sitzung. Die Haftungskaskade, die
dabei festgelegt worden ist – von den
Aktionären über die Gläubiger bis hin
zu den großen Anlegern –, hat die
SPD immer für richtig erachtet. Das
haben wir immer vertreten, sogar
schon vor Ihnen.

Herr Schäuble. – Der Punkt ist, dass
Sie, Frau Merkel, gegen den Willen der
eigenen Fraktion, der eigenen Koaliti-
on in der Sitzung des Europäischen
Rates Ende Juni 2012, also vor einem
Jahr, einer Direktkapitalisierung von
Banken aus dem ESM grundsätzlich
zugestimmt haben. Das ist nach wie
vor, auch nach den Ergebnissen dieses
Ecofin, nicht ausgeschlossen. Das
heißt, es könnte sein, dass eine gewis-
se Summe des ESM für die Direktka-
pitalisierung von Banken zur Verfü-
gung gestellt werden muss, womit der
Steuerzahler in Europa wieder in Haf-
tung tritt und nicht diejenigen, die als
Eigentümer, als Gläubiger dieser Ban-
ken verantwortlich gemacht werden
müssen. Für diesen Punkt werden Sie
die Zustimmung der SPD nicht be-
kommen.

Sie haben durch Ihre grundsätzli-
che Zustimmung – ich betone:
„grundsätzliche“, weil ich weiß, dass
das an Kautelen gebunden ist – zur Di-
rektkapitalisierung von europäischen
Banken damals, im Juni 2012, Ihre
Kollegen Regierungs- und Staatschefs
in der Überzeugung in die Hauptstäd-
te zurückreisen lassen, dass die Bun-
desregierung der Bundesrepublik
Deutschland bereit ist, für die auflö-
senden Bedingungen zu sorgen, also
eine Bankenunion herzustellen. Diese
Staats- und Regierungschefs machen
im Augenblick die Erfahrung, dass Sie
die Realisierung dieser Bankenunion
aufschieben, damit es zu dieser auflö-
senden Bedingung nicht kommt. Sie
werden das zumindest bis zum 22.
September 2013 verschieben. Dann
werden Sie dem Publikum hier und
woanders die Rechnung präsentieren.
Präsentieren Sie die Rechnung jetzt
und nicht erst nach dem 22. Septem-
ber!

Meine Partei will europaweit eine
substanzielle Beteiligung der Verursa-
cher an den Kosten der Krise. Um es
noch einmal sehr deutlich zu sagen:
Wir wollen so schnell wie möglich ei-
ne schlagkräftige Bankenunion mit ei-
ner europäischen Bankenaufsicht und
einem europäischen Abwicklungs-
und Restrukturierungsregime, mit ei-
ner europäischen Abwicklungsbehör-
de. Wir wollen die private Haftung
durch Eigentümer und Gläubiger, und
wir wollen einen bankenfinanzierten
europäischen Restrukturierungs-
fonds. Wir wollen nicht, dass hierfür
Steuergelder in Anspruch genommen
werden.

Im Übrigen: Wie sieht die Beteili-
gung der Verursacher in Deutschland
bisher eigentlich aus? Allein für die di-
rekte Eigenkapitalhilfe musste
Deutschland, musste der deutsche
Steuerzahler in der Krise 50 Milliarden
Euro an seine Banken zahlen. Was ha-

ben umgekehrt bisher die Banken als
Bankenabgabe gezahlt? 500 bis 600
Millionen Euro jährlich, also ein Hun-
dertstel der direkt vom Steuerzahler
mitfinanzierten Rettungspakete. Das
ist keine Beteiligung der Verursacher
an den Kosten der Krise. Auch deshalb
ist es notwendig, so schnell wie mög-
lich eine Finanzmarkttransaktionsteu-
er in Europa einzuführen.

Es ist übrigens mehr als eine Fuß-
note, mehr als ein schlechter Witz,
dass manche Banken, die mithilfe der
Steuerzahler gerettet worden sind, an-
schließend, wenn diese Steuerzahler
einmal ihr Konto überziehen, Dispo-
zinsen verlangen, die unverhältnismä-
ßig hoch sind. Dagegen hätten Sie
längst etwas unternehmen müssen in
Deutschland, damit dieses Gebaren
bei der Überziehung von Konten mit
Dispozinsen, die teilweise 10, 11 oder
12 Prozentpunkte über dem Leitzins
sind, unterbunden wird. Warum ha-
ben Sie da bisher nichts unternom-
men?

Präsident Obama hat in seiner Re-
de vor dem Brandenburger Tor von
„peace with justice“ gesprochen, also
von Frieden durch Gerechtigkeit. Das
gilt auch für Europa. Hohe Arbeitslo-
sigkeit, zunehmende Verarmung, Per-
spektivlosigkeit einer ganzen jungen
Generation – dies gefährdet den inne-
ren und auch den äußeren Frieden in
Europa. Will sagen: Mit dieser diplo-
matisch verklausulierten Formel hat
Präsident Obama uns auch die Levi-
ten gelesen für das bisherige Krisen-
management in Europa, und dies ist
maßgeblich Ihr Krisenmanagement.

Die heutige Politikergeneration hat
die historische Verantwortung dafür,
dass Europa nicht auseinanderbricht,
dass Europa nicht erodiert, dass die al-
ten Grenzen nicht wieder schmerzvoll
spürbar werden, dass die Jugend wie-
der eine Perspektive bekommt und
dass nicht die Steuerzahler, nicht die
Sparer die Haftenden in letzter In-
stanz sind.

Die Krise in Europa ist auch eine
Krise der europäischen Institutionen.
Das haben gestandene Staatsmänner
wie Giscard d'Estaing und Helmut
Schmidt jüngst übereinstimmend
festgestellt. Will sagen: Von den nächt-
lichen Pokerrunden des Europäischen
Rates kamen bisher keine durchschla-
genden Impulse, um die nach wie vor
äußerst fragile Situation in Europa zu
bewältigen.

Wir brauchen daher, wie ich glaube,
eine neue Europabewegung. Wir
brauchen eine neue Idee von Europa,
die den europäischen Institutionen
auch einen Schub gibt, sich zu refor-
mieren, und weiterführende Initiati-
ven legitimiert. Deshalb sage ich mit
Blick auf dieses Europa, in dem
Deutschland allein seine Zukunft ha-
ben wird: Wir müssen auch in Europa
mehr Demokratie wagen.

Von dieser Bundesregierung haben
wir nichts mehr zu erwarten. Sie
bringt seit langem nichts mehr zustan-
de. Es ist Zeit für einen Wechsel.

(Langanhaltender Beifall bei der SPD -

Anhaltender Beifall beim BÜNDNIS

90/DIE GRÜNEN) 

Herr Steinbrück, Sie haben
hier Ludwig Erhard zi-
tiert. Ich sage: Herr Stein-

brück, Ihre Rede hat mich eher an
Heinz Erhardt erinnert.

Ich bin Ihnen ja sehr dankbar,
dass Sie Ihre Rede heute so aufge-
zogen haben. Jetzt ist die Alterna-
tive in Deutschland völlig klar:
Wir können entweder einen Komi-
ker bekommen, oder wir können
die erfolgreiche und solide Arbeit
unter Bundeskanzlerin Merkel
fortsetzen.

Das weiß jeder in Deutschland.
Herr Steinbrück, Sie haben das

Thema – G-8-Gipfel, Europäischer
Rat – relativ wenig beachtet. Auch
da haben Sie Ähnlichkeit mit
Heinz Erhardt. Der hat auch im-
mer über das gesprochen, über das
er gerne sprechen mochte.

Das war auch meistens lustig;
aber das ist nicht das, was wir heu-
te hier brauchen.

Meine Damen und Herren,
wenn wir die Tagesordnungen des
G-8-Gipfels und des Europäisches
Rats nebeneinander legen, stellen
wir fest, dass es große Gemeinsam-
keiten gibt. Offensichtlich sind die
Themen, mit denen wir uns in
Europa beschäftigen, auch diejeni-
gen, mit denen man sich weltweit
beschäftigt. Zum Beispiel sind
Wachstum und Beschäftigung ein
Thema.

Herr Steinbrück, auch die G-8-
Länder haben – vielleicht zu Ihrer
Überraschung – das festgestellt,
was die Bundesregierung sagt, dass
nämlich Strukturreformen und
strikte Haushaltspolitik die
Grundlage für Wachstum und Be-
schäftigung bilden.

Hier gilt also wieder einmal:
Herr Steinbrück gegen den Rest
der Welt.

Es ist falsch, wenn Sie, Herr
Steinbrück – der Sie mit der Kaval-
lerie in befreundete Länder einrei-
ten wollten –, uns vorhalten, wir
würden mit dem Zeigefinger auf
andere weisen.

Herr Steinbrück, Sie sind derje-
nige, der am wenigsten andere da-
rauf hinweisen kann, dass sie an-
dere dominieren wollen. Fassen
Sie sich da bitte an die eigene Na-
se.

Meine Damen und Herren, zum
Thema „Wachstum und Beschäf-
tigung“ hat die Bundeskanzlerin
das völlig Richtige – ich wieder-
hole es noch einmal aus liberaler
Sicht – gesagt: Zwischen Struk-
turreformen und Wachstumsim-
pulsen gibt es keinen Wider-
spruch, sondern die bedingen ei-
nander. Wachstum fördert Wett-
bewerb, und es geht um die
Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands und auch Europas in dieser
Welt.

Die Frau Bundeskanzlerin ist
völlig zu recht zu Beginn ihrer Re-
de mit großer Ernsthaftigkeit auf
die humanitäre Katastrophe hin-
sichtlich der Bür-
gerkriegssituation
in Syrien eingegan-
gen. Wir können
das, was Sie, Frau
Bundeskanzlerin,
gesagt haben, nur
bestätigen. Die
FDP-Fraktion un-
terstützt explizit Ih-
re Position und die
des Bundesaußenministers, dass
das Problem in Syrien nicht mili-
tärisch gelöst werden kann. Wir
befürworten in außerordentli-
chem Maße die Position, die der
Bundesaußenminister ständig in
den europäischen Gremien und
weltweit vertritt, dass Waffenliefe-
rungen jedenfalls nicht der Weg
sind, um in diesem Land Frieden
zu schaffen.

Auf beiden Gipfeln – sowohl auf
dem G-8-Gipfel als auch beim Eu-
ropäischen Rat – wird über Frei-
handel gesprochen. Das ist ganz
wichtig. Ich bin sehr froh, dass das
Thema Freihandel – insbesondere
das Freihandelsabkommen zwi-
schen der EU und den USA – jetzt
an der Spitze der politischen
Agenda angekommen ist. Wir alle
– ich sage es noch einmal ganz
deutlich – wissen: Hier ist die
Chance gegeben, dass in einem
Raum von 800 Millionen Men-
schen, die gleich denken und auf
gleiche Weise marktwirtschaftlich
organisiert und orientiert sind,
nicht nur daran gedacht wird,
Wohlfahrtsgewinne für sich selber
– durch Erhöhung des Sozialpro-
duktes auf beiden Seiten des At-
lantiks – zu erzielen, sondern ge-
meinsam weltweit Standards und
Maßstäbe zu setzen. Das ist im In-
teresse der Amerikaner und auch
der Europäer. Ich kann nur sehr

hoffen, dass wir in absehbarer Zeit
zu einem Abschluss dieses ganz
wichtigen Abkommens kommen
werden.

Meine Damen und Herren, am
Ende der Legislaturperiode ist dies
wahrscheinlich die letzte große
Debatte zur Europapolitik. Wir
haben in Europa vier schwere Jah-
re gehabt. Die schwierigen Euro-
Fragen, die wir bewältigen muss-
ten, dominierten unsere Agenda
im Bundestag. Für mich kann ich
sagen: Das waren für mich die
schwierigsten Entscheidungen, die
ich in elf Jahren im Deutschen
Bundestag treffen musste; denn
wir wussten nicht, ob die Entschei-
dungen richtig waren. Wir wissen
es bis heute nicht; aber wir muss-
ten uns entscheiden. Auch wissen
wir, dass die Entscheidungen gro-
ße Auswirkungen haben.

In dieser schwierigen Zeit, Herr
Steinbrück, meine
Damen und Her-
ren, konnten wir
alle froh sein, dass
das Staatsschiff
D e u t s c h l a n d s
durch diese Bun-
desregierung – mit
Klarheit, ohne Auf-
regung und mit En-
gagement – gesteu-

ert worden ist und dass die Vertre-
tung deutscher Interessen im Aus-
land in so guten Händen war. Das
betrifft natürlich die Bundeskanz-
lerin und – in Finanzdingen – den
Bundesfinanzminister. Ich wäre
gern auf die Bankenunion einge-
gangen. Sie haben mir leider die
Zeit geklaut, Herr Steinbrück. Wei-
ter betrifft es natürlich insbeson-
dere den Bundesaußenminister.
Wenn die Frankfurter Rundschau,
die nicht verdächtig ist, besonders
FDP-nah zu sein – vielleicht ist sie
deswegen pleitegegangen; das
weiß man nicht –, in ihrer gestri-
gen Ausgabe dem Bundesaußen-
minister ausdrücklich bescheinigt,
dass er in Europa beziehunsgwei-
se für Europa mittlerweile „zum
anerkannten Vermittler gereift“
ist, dann ist das eine Tatsache, die
wir sehr begrüßen und zu der wir
ihn beglückwünschen. Sie könnte
aber auch hier im Deutschen Bun-
destag durch die Opposition sehr
wohl anerkannt werden.

Meine Damen und Herren, ich
stelle fest – nach vier schweren
Jahren für Europa –: Wir sind froh,
dass diese Regierung am Ruder
war. Es waren auch außen-, sicher-
heits- und europapolitisch vier gu-
te Jahre für Deutschland.

(Beifall bei der FDP und der

CDU/CSU)

Rainer Stinner (*1947)
Landesliste Bayern

Dr. Rainer Stinner, FDP:

Wir sind froh, dass
diese Regierung am Ruder war

Zwischen
Strukturreformen
und Wachstums-
impulsen gibt es

keinen
Widerspruch.

©
 L

ich
tb

lic
k 

Fortsetzung von Seite 11: Peer Steinbrück (SPD)



13DEBATTENDOKUMENTATIONDas Parlament – Nr. 27/28 – 1. Juli 2013

In der Türkei gab es bei Demonstra-
tionen für den Erhalt eines Natur-
parks fünf Tote und 7 000 Verletz-

te. Das bedarf, Frau Bundeskanzlerin,
auch durch Sie der schärfsten Kritik an
Erdogan. Es ist überhaupt nicht hin-
nehmbar, was dort passiert ist.

Ich finde, die Bundesregierung
müsste die militärische, polizeiliche
und geheimdienstliche Zusammenar-
beit sofort beenden.

Ich möchte an etwas erinnern: Sie
haben mehrheitlich beschlossen, Pa-
triot-Raketen und deutsche Soldaten in
die Türkei zu schicken. Stellen Sie sich
doch einmal vor, jetzt müsste wirklich
eine Patriot-Rakete abgeschossen wer-
den. Dann wäre Deutschland Kriegs-
partei im Nahen Osten, auch noch an
der Seite von Erdogans Türkei. Ich hal-
te das für unverantwortlich. Sie müssen
diese Raketen und die Soldaten sofort
zurückziehen!

Die Behauptung der Grünen, wo-
nach wir für den Abbruch oder das
Aussetzen der EU-Beitrittsverhandlun-
gen sind, ist falsch. Die Gespräche und
die Beitrittsverhandlungen müssen
fortgesetzt werden. Allerdings sind wir
strikt dagegen, ein neues Kapitel bei
den Beitrittsverhandlungen aufzuma-
chen. Denn das bedeutete, Erdogan zu
loben, zu würdigen, ihm recht zu ge-
ben, und das geht gar nicht.

Übrigens: Das nächste Kapitel hat
mit dem Thema Menschenrechte
nichts zu tun, sodass ich gar nicht ver-
stehe, warum Grüne und SPD fordern,
das nächste Kapitel aufzumachen. Das
ist das falsche Zeichen. Erdogan muss
endlich eines begreifen: Religionsfrei-
heit gibt es nur, wenn es Religionsfrei-
heit für alle gibt, für alle Muslime, für
alle Christinnen und Christen, für alle
Jüdinnen und Juden, für alle Angehö-
rigen anderer Religionsgemeinschaften
und Respekt gegenüber nicht religiö-
sen Menschen. Das muss er lernen. Das
hat er bis heute nicht begriffen.

Auf dem G-8-Gipfel haben Sie über
Steuerflucht und Steuerhinterziehung
gesprochen. Nach der Veröffentlichung
von „Offshore-Leaks“ wurden Steuer-
hinterziehung und Steuerflucht in ei-

nem enormen Ausmaß bekannt. 24
Billionen Euro – das ist ein Drittel des
Weltsozialproduktes – werden welt-
weit vor den Steuerbehörden verbor-
gen, 40 Prozent davon in Steueroasen.
Den Staaten entgehen weltweit jährlich
148 Milliarden Euro, Deutschland 30
Milliarden Euro – nur durch Steuerhin-
terziehung.

Das internationale Netzwerk Steuer-
gerechtigkeit hat etwas festgestellt, Frau
Bundeskanzlerin, was Sie eigentlich
umhauen müsste; mich zumindest
haut es um. Dort hat man eine Rang-
liste der Steueroasen der Welt aufge-
stellt. Welchen Platz nimmt Deutsch-
land ein? Platz neun! Wir stehen auf
Platz neun der Rangliste der Steueroa-
sen. Ich bitte Sie! Die Schweiz ist noch
vor uns – das stimmt –, Luxemburg
auch. Aber wissen Sie, wo Zypern liegt?
Auf Rang 20. Liechtenstein liegt auf
Rang 34. Deutschland belegt Platz
neun. Wir sind eine der größten Steu-
eroasen auf der Erde. Das ist doch der
Gipfel! Dagegen müssen Sie etwas un-
ternehmen, und zwar so schnell wie
möglich.

Deshalb sage ich: Deutschland war
und ist der Motor des Steuerdumpings
bei den Unternehmen- und Vermögen-
steuern, und zwar seit SPD und Grüne
regiert haben. Es tut mir leid, Frau Mer-
kel, aber Sie haben das alles fortgesetzt.

Eine interessante Studie des Deut-
schen Instituts für Wirtschaftsfor-
schung besagt: Es kam zu einer Absen-
kung der realen Unternehmensteuer-
sätze, also bei Körperschaftsteuer, Ge-
werbesteuer, Kapitalertragsteuer und
bei den diesbezüglichen Einkommen-
steuern. 1992 betrugen sie 30,4 Pro-
zent, 2001, unter Rot-Grün, nur noch
21,3 Prozent und 2008 nur noch 20,3
Prozent der Gewinne. Das DIW sagt,
das bedeutet 120 Milliarden Euro we-
niger Einnahmen pro Jahr.

Auch im Rahmen einer OECD-Stu-
die hat man sich mit der Steueroase
Deutschland beschäftigt. Es kam Fol-
gendes heraus: Die Einnahmen aus der
Unternehmensbesteuerung liegen im
Schnitt der 35 OECD-Staaten – das
sind alle großen Industriestaaten – bei
3 Prozent der Wirtschaftsleistung, in
Deutschland nur bei 1,5 Prozent der
Wirtschaftsleistung.

So wird man zur Steueroase. Die Un-
ternehmensteuersätze der EU sind von
2000 bis 2011 um 9,1 Prozent gesenkt
worden, in Deutschland um 29,8 Pro-
zent. Das ist die Realität. Die Ver-
brauchsteuern in Deutschland sind da-
gegen erhöht worden: Union und SPD
haben die Mehrwertsteuer um 3 Pro-
zentpunkte erhöht. Während Ver-
brauchsteuern alle zahlen müssen –
selbst Hartz IV-Empfängerinnen und
Hartz IV-Empfänger –, geht der Anteil
der anderen Steuern – Unternehmens-
teuer usw. – zurück. Sie haben die Ver-
mögensteuer abgeschafft – jetzt gibt es

sie nicht mehr in Deutschland –; da-
durch werden die Vermögenden ge-
schont. Sie haben den Spitzensteuer-
satz gesenkt; dadurch werden die Best-
verdienenden geschont. Und Sie ha-
ben die großen Konzerne,
Versicherungen, Hedgefonds und Ban-
ken entlastet.

Finanzieren muss das jetzt die Mitte
der Gesellschaft. Ich finde, es ist ein
Ding, Frau Bundeskanzlerin, dass Sie
hier behaupten, die Linke wolle die
Mitte der Gesellschaft zur Kasse bitten.
Sie vergessen völlig, dass dieser Steuer-
bauch von Herrn Waigel eingeführt
worden ist. Die Mitte der Gesellschaft
zahlt bereits einen Großteil der Steu-
ern. Wir wollen den Steuerbauch besei-
tigen und den Spitzensteuersatz erhö-
hen; damit täten wir etwas für die Mit-
te der Gesellschaft.

Durch eine Wiedereinführung der
Vermögensteuer täten wir noch mehr
für die Mitte der Gesellschaft.

Wir fordern, dass die Steuerpflicht
endlich an die Staatsbürgerschaft ge-
bunden wird. Die Reichen aus
Deutschland können – ich habe nichts
dagegen – gerne auf die Seychellen zie-
hen, und wenn sie dort Steuern zahlen,
wollen wir das anerkennen; sie sollen
aber die Differenz zu den Steuern, die
sie hier zu zahlen ge-
habt hätten, nach
Deutschland abfüh-
ren müssen. Deutsch-
land steht zu seinen
Pflichten ihnen ge-
genüber; dann müs-
sen sie auch ihre
Pflichten Deutsch-
land gegenüber erfül-
len. Wir müssen die
Steuerpflicht an die Staatsbürgerschaft
binden, wie das im Übrigen auch die
USA machen.

Wir brauchen angemessene Offen-
legungspflichten der Banken. Wenn
Banken diese Pflichten nicht erfüllen,
dann muss ihnen die Lizenz entzogen
werden. Wir brauchen eine Bundesfi-
nanzpolizei und mehr Steuerprüfe-
rinnen und Steuerprüfer, die dann
auch mehr Steuerprüfungen vorneh-
men.

Frau Bundeskanzlerin, Sie haben da-
von gesprochen, dass das, was in Syrien
passiert, eine humanitäre Katastrophe
ist. Damit haben Sie recht. In der EU
gibt es in der Syrien-Frage jedoch keine
Einigung, jeder macht, was er will. Ich
sage ausdrücklich: Unser Außenminis-
ter hat recht, wenn er sagt, dass Waffen-
lieferungen der völlig falsche Weg sind.
Die USA bilden in Jordanien und in
der Türkei Assad-Gegner aus. Saudi-
Arabien und Katar liefern massiv Waf-
fen. Frankreich, Großbritannien und
die USA wollen nun auch Waffen lie-
fern. Russland liefert Waffen an Assad.
Glauben Sie wirklich, so entsteht Frie-
den?

Nein. Das verlängert doch den Krieg.
Wir haben immer gesagt: Frieden
schafft man nicht mit weiteren Waffen,
sondern nur durch eine Verhandlungs-
lösung, durch einen Waffenstillstand.
Die Genfer Konferenz muss jetzt end-
lich forciert werden.

Zur Euro-Krise. Der Internationale
Währungsfonds hat an der einzig von
uns, der Linken, abgelehnten Euro-Ret-
tungspolitik, die nicht nur Griechen-
land in eine tiefe Krise trieb, vernich-
tende Kritik geäußert. Die Jugendar-
beitslosigkeit in Griechenland liegt
jetzt bei 62,5 Prozent, in Spanien bei
56,4 Prozent. Was soll aus diesen Ju-
gendlichen eigentlich werden? Jetzt
sollen auf EU-Ebene 6 Milliarden Euro
bereitgestellt werden. Diese Mittel wa-
ren längst eingeplant, sie werden bloß
vorgezogen. Aber auch diese Mittel
werden hinten und vorne nicht rei-
chen, um das Problem der Jugendar-
beitslosigkeit zu lösen. Die Auflagen-
diktate der Troika sind nicht nur unde-
mokratisch und unsozial, sie sind un-
verantwortlich.

Jetzt soll in Griechenland sogar der
öffentlich-rechtliche Sender ERT ge-
schlossen werden. Das ist völlig indis-
kutabel. Stellen Sie sich einmal vor,
Deutschland müsste ARD und ZDF
dichtmachen! Was haben Sie mit die-
ser Politik eigentlich erreicht? Die Wirt-
schaftsleistung dieser Länder sinkt, die
Steuereinnahmen brechen ein. Daher
können die Länder die Darlehen nicht
zurückzahlen, und sie können ihre
Schulden nicht verringern. Was wird
passieren? Eines Tages - und dieser Tag
liegt gar nicht mehr so fern – wird

Deutschland für 27
Prozent dieser Schul-
den haften müssen.
Das wird ein böses Er-
wachen geben. Natür-
lich versuchen Sie, die-
ses Erwachen auf ei-
nen Zeitpunkt nach
dem 22. September zu
verschieben; aber die-
ser Zeitpunkt wird

kommen.
Herr Steinbrück, ich habe Ihnen zu-

gehört. Es war ja fantastisch, welche
Kritik Sie an dieser gesamten Politik ge-
äußert haben. Jetzt müssen Sie mir al-
lerdings erklären: Wenn diese Ret-
tungspakete doch so falsch waren, wa-
rum haben Sie all diesen Sparmaßnah-
men immer zugestimmt? Sie sind doch
mit schuld an der Jugendarbeitslosig-
keit in Spanien und in Griechenland.

Hätten Sie doch einmal Nein gesagt!
Sie waren in dieser Sache nie in der Op-
position, nur die Linke war es. Als es
um diese falsche Euro-Rettungspolitik
ging, hat die SPD völlig vergessen, was
die Rolle der Opposition ist.

Die Troika hat Zypern die Auflage
gemacht, die Laiki Bank abzuwickeln.
Zuvor gab die zypriotische Regierung
der Laiki Bank noch 9,2 Milliarden
Euro, um den Konkurs zu verschlep-
pen. Was passierte? Die ausländischen
Banken, Versicherungen, Hedgefonds
und Vermögenden nutzten die Chance
und holten noch schnell 10 Milliarden
Euro raus aus Zypern.  Dann mussten
die übrigen Zypriotinnen und Zyprio-
ten und die kleinen und mittleren Un-

ternehmen 6 Milliarden Euro bezah-
len. Das erklären Sie mal! Erklären Sie,
warum Sie zulassen, dass die Vermö-
genden 10 Milliarden Euro bekommen
und die anderen 6 Milliarden Euro zu
bezahlen haben. Nicht zu fassen ist das
Ganze!

Und nun sollen die maroden Ban-
ken im Zweifelsfall weitere 60 Milliar-
den Euro Steuergelder bekommen. Ich
sage Ihnen: Das ist der falsche Weg.
Banken müssen endlich für Banken
haften, nicht die Steuerzahlerinnen
und Steuerzahler! Wir brauchen end-
lich einen europäischen Abwicklungs-
fonds, in den die Banken einzuzahlen
haben. Wenn er nicht reichen sollte,
dann müssen die Anteilseigner, die Ak-
tionäre etc., haften. Damit will man
nun ja auch beginnen. Aber warum
denn erst jetzt, Herr Bundesfinanzmi-
nister? Von Anfang an hätte man das so
handhaben müssen, auch um die Steu-
erzahlerinnen und Steuerzahler in
ganz Europa zu entlasten.

Erklären Sie mal einer Friseurmeiste-
rin, die ihr Geschäft schließen muss,
weil sie vor der Insolvenz steht, dass sie
nichts erhält, aber die Banker machen
können, was sie wollen. Dank Ihrer fal-
schen Politik müssen immer die Steu-
erzahlerinnen und Steuerzahler für al-
le Schulden aufkommen. Das ist nicht
länger hinnehmbar und auch nicht
länger zu erklären.

Außerdem brauchen wir in Europa
endlich eine Millionärsteuer, damit die
Nutznießer der Krise auch mal heran-
gezogen werden, um sie zu bezahlen.
Nicht die Friseurin, nicht der Bäcker,
nicht der Stahlarbeiter in Griechen-
land, sondern die Millionäre müssen
herangezogen werden. Warum haben
Sie nicht einmal den Mumm, an die
Reichen heranzugehen? Es ist wirklich
nicht zu fassen!

Ich fasse zusammen: Die Politik zur
Euro-Krise ist gescheitert. Wir brau-
chen einen Marshallplan für die Kri-
senländer, damit sie wieder auf die Fü-
ße kommen, wirtschaftlich gesunden
und nach Herstellung von Steuerge-
rechtigkeit höhere Steuereinnahmen
haben, um die Darlehen bedienen und
die Schulden zurückzahlen zu können.

Und wir brauchen einen Wachs-
tumsplan für die EU und für Deutsch-
land: höhere Löhne, höhere Renten,
höhere Sozialleistungen. 

Ich lasse jetzt einmal weg, was ich zu
Ihrem Wünsch-dir-was-Katalog sagen
wollte, aber mit Realitäten hat das alles
nichts zu tun. Außerdem müssen Sie
mal erklären, warum Sie das alles acht
Jahre lang nicht gemacht haben, was
Sie jetzt in Ihr Wahlprogramm reinge-
schrieben haben. Die FDP sagt ja so-
wieso, dass sie das nicht mitmacht.

Und Sie, Herr Kauder, haben einen
Finanzierungsvorbehalt formuliert
und damit gleichzeitig gesagt, dass das
Ganze ausfällt. Nein, das ist wirklich ei-
ne Märchenstunde; das können wir
nicht gebrauchen. Das ist weniger als
heiße Luft, was Sie da versprechen. Wir
haben einen Reformstau. Wir brau-
chen eine andere Regierung, damit die-
ser Reformstau in Deutschland endlich
aufgelöst wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Gregor Gysi (*1948)
Wahlkreis Berlin-Treptow – Köpenick

Dr. Gregor Gysi, DIE LINKE:

Ihre Politik zur Euro-Krise ist
gescheitert

Deutschland war
und ist der Motor

des Steuer-
dumpings bei den

Unternehmens-
steuern.
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Peer Steinbrück hat hier an die-
sem Rednerpult etwas zu den
Haushaltszahlen und zu seiner

Sicht auf die Bilanz der letzten vier
Jahre gesagt. Dazu nur zwei Zitate –
deswegen habe ich zwei Zettel dabei –
: Berliner Zeitung:

Die deutschen Zahlen sehen für
Schwarz-Gelb in der Tat glänzend aus.

Und Süddeutsche Zeitung:
Der deutsche Schuldenberg

schrumpft. Ende März summierten
sich die Verbindlichkeiten von Bund,
Ländern und Kommunen einschließ-
lich aller Extrahaushalte auf 2,058 Bil-
lionen Euro, teilte das Statistische
Bundesamt am Mittwoch mit. Das
waren 0,7 Prozent … weniger als En-
de 2012.

So viel zur Wahrheit Ihrer Zahlen,
Herr Kollege Steinbrück.

Im Übrigen: Wer wie Fritz Erler
spricht, der bleibt auch Fritz Erler. Der
hat nämlich immer hohe Staatsämter
angestrebt. Aber erreicht hat er sie
nicht, Herr Kollege Steinbrück.

Jetzt will ich noch etwas sagen, Herr
Kollege Steinbrück. Schämen Sie sich
eigentlich nicht, wenn Sie hier sagen,
in den vier Jahren der Koalition sei die
Nettoneuverschuldung – sie ist im-
mer geringer geworden – auf knapp
100 Milliarden Euro gestiegen, wäh-
rend Sie selber in Ihrer Regierungszeit
einen Haushalt mit einer Nettoneu-
verschuldung von 86 Milliarden Euro
in einem Jahr vorgelegt haben?

Ich will noch einen Punkt anspre-
chen, der zeigt, dass das, was Sie sa-
gen, nicht stimmt. Sie haben den
Schuman-Plan erwähnt und Frank-
reich für seine Führung gelobt. Wissen
Sie, was die SPD-Bundestagsfraktion
über diesen Plan, der unter der Füh-
rung Schumans zustande kam, da-
mals gesagt hat? Der Schuman-Plan
sei zu konservativ. Kurt Schumacher
hat für die SPD das abgelehnt, was Sie
als große Führungsstärke gelobt ha-
ben. Herr Steinbrück, bei Ihnen passt
aber auch gar nichts zusammen.

Es geht um das Treffen der G 8 und
um den EU-Gipfel. Frau Bundeskanz-
lerin, ja, es war richtig, dass sich die

Mitglieder der G 8 mit einer der größ-
ten Fragen, die uns im Augenblick
zum Thema Menschenrechte und
Menschlichkeit bewegt, nämlich Sy-
rien, befasst haben. Ich teile die Auf-
fassung, dass es richtig ist, dass wir kei-
ne Waffen liefern, sondern dass wir
humanitäre Hilfe leisten.

Ich möchte zunächst einmal dem
Bundesinnenminister ausdrücklich
dafür danken, dass er die Vorausset-
zungen für die Aufnahme von weite-
ren 5 000 Kriegsflüchtlingen geschaf-
fen hat, die nach Deutschland kom-
men dürfen. Herzlichen Dank dafür,
auch im Namen von vielen Syrerin-
nen und Syrern, die auf dieses Signal
gewartet haben.

Die humanitäre Hilfe, die wir in Sy-
rien leisten, muss verbessert und da-
hin gehend koordiniert werden, dass
sie auch tatsächlich ankommt. Uns er-
reichen immer wieder dramatische
Berichte, dass die Hilfe in bestimmten
Gebieten, beispielsweise in dem hef-
tig umkämpften Aleppo, nicht an-
kommt. Es berichten uns vor allem
viele Christen, dass die Hilfe die von
ihnen bewohnten Gebiete nicht er-
reicht. Deswegen bitte ich die Bundes-
regierung ausdrücklich, dafür zu sor-
gen, dass die Hilfe im ganzen Land
verteilt wird.

Auf dem EU-Gipfel stehen wichtige
Entscheidungen an. Eine der wichti-
gen Entscheidungen betrifft die Ver-
handlungen mit Serbien auf dem Weg
nach Europa. Wir, Herr Kollege Stein-
brück, unterstützen diese Verhand-
lungen. Aber anders als in dem Antrag
der SPD zur heutigen Debatte, in dem
sinngemäß die Festlegung eines Ter-
mins für den Beginn von Beitrittsver-
handlungen verlangt wird, sagen wir
zwar Ja zu Verhandlungen. Aber bevor
ein Termin für die konkreten Gesprä-
che genannt wird, müssen auch die
Voraussetzungen dafür erfüllt werden.

Wir haben leider allzu oft in Europa
erlebt, dass wir Ja gesagt haben und
nachher Riesenprobleme hatten, das
durchzusetzen, was uns zuvor ver-
sprochen wurde.

Deswegen ist Ihr Vorschlag im Hin-
blick auf den Weg für Serbien und den
Kosovo nicht hilfreich.

Es ist richtig, dass auf dem Gipfel
auch über die Türkei gesprochen wird.
Wir sind zwar der Meinung, dass wir
mit der Türkei weiter sprechen müs-
sen. Wir haben auch gar keine Vorbe-
halte, dass neue Verhandlungskapitel
aufgenommen werden. Aber wir von
der Unionsfraktion haben immer ver-
langt, dass vor oder bei der Aufnahme
der Verhandlung über weitere Kapitel
die Einhaltung der Menschenrechte
bzw. der Grundrechte sowie insbeson-
dere die Ausübung der Religionsfrei-
heit in der Türkei berücksichtigt wer-
den. Es geht nicht, dass sich die Tür-
kei weigert, die Grundpositionen in

Europa zu solch zentralen Fragen ein-
zunehmen.

Es ist auch richtig, das Thema Ju-
gendarbeitslosigkeit besonders in den
Blickpunkt zu rücken. Aber es wird oft
so getan, als ob die hohe Jugendar-
beitslosigkeit in bestimmten europäi-
schen Ländern das Ergebnis der Un-

terstützungsmaßnahmen wäre, die
wir ergriffen haben und ergreifen.

Die Jugendarbeitslosigkeit bei-
spielsweise in Frankreich, Spanien
und Griechenland hatte schon immer
ein beachtliches Ausmaß. 

Nur durch Reformen, die Wachs-
tum bringen, schaffen wir es.

Von Ihnen, Herr Steinbrück, ist im-
mer nur zu hören, dass mehr Geld
ausgegeben werden muss und Steuern
erhöht werden müssen. Ich kann Ih-
nen nur sagen: Mit einem Konzept,
das Steuererhöhungen vorsieht, wür-
den Sie nicht mehr Steuereinnahmen
erzielen. Das zeigt gerade der Erfolg
der christlich-liberalen Koalition in

den letzten vier Jahren. Vor diesem
Hintergrund kann ich nur sagen: Frau
Bundeskanzlerin, Europa wettbe-
werbsfähig zu machen und für Wachs-
tum zu sorgen, das ist der richtige
Weg. Kurzfristige Umverteilung ent-
facht nur Strohfeuer, die zu nichts füh-
ren. Das war im Übrigen einmal ein
Satz von Peer Steinbrück, als er noch
Peer Steinbrück sein durfte und nicht
Kanzlerkandidat der SPD war.

Ich kann nur sagen: Jawohl, unser
Weg ist richtig. Wir unterstützen Sie
dabei, Frau Bundeskanzlerin.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU

und der FDP)

Volker Kauder (*1949)
Wahlkreis Rottweil – Tuttlingen

Volker Kauder, CDU/CSU:

Jawohl,
unser Weg ist richtig
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Frau Bundeskanzlerin, die Muster
Ihrer Regierungserklärungen
über Europa sind immer gleich:

Sie gehen auf die Themen ein. Sie be-
nennen sie. Sie problematisieren
durchaus. Aber Sie bleiben dann das
schuldig, was man von einer Regie-
rungserklärung erwartet, nämlich die
Konkretion dessen, was Sie als Regie-
rung tun werden, wie Sie regieren wer-
den.

Sie haben sich positiv auf die län-
derspezifischen Empfehlungen der
EU-Kommission bezogen. Sie wollen
sich – so sagten Sie gerade – beim Eu-
ropäischen Rat dafür einsetzen, dass
diese länderspezifischen Empfehlun-
gen angenommen werden, selbst
wenn man nicht mit jedem Detail ein-
verstanden ist, denn sie weisen in die
richtige Richtung. Wir hätten von Ih-
nen erwartet, dass Sie etwas zu den
länderspezifischen Empfehlungen an
Deutschland sagen.

Wir hätten von Ihnen erwartet, dass
Sie sagen, wie Sie gedenken, die Emp-
fehlung umzusetzen, Minijobs zu be-
enden und in ordentliche Arbeitsver-
hältnisse zu überführen. Das steht da
nämlich drin.

Sie hätten uns sagen können, wie
Sie gezielt die zu hohe Steuer- und Ab-
gabenbelastung für Geringverdiener
beenden wollen. Wollen Sie – wie wir

– das steuerfreie Existenzminimum
anheben, um die Menschen auf diese
Weise zu entlasten? Wollen Sie die So-
zialversicherungsbeiträge durch die
Einführung einer Bürgerversicherung
senken? Oder was wollen Sie tun? Zu
all dem haben Sie geschwiegen.

Ziehen wir Bilanz Ihrer vier Jahre
Europapolitik und fangen beim Kern
von Europa an, nämlich der Freiheit!
Freiheit in Europa hat damit angefan-
gen, dass Helmut Kohl die Schlagbäu-
me an der deutsch-französischen
Grenze abgebaut hat. Sie machen die
Freiheit von Helmut Kohl wieder
rückgängig. Das ist Ihre Europapoli-
tik.

Wenn Sie der Auffassung sind, dass
Menschenrechte immer gelten, was
hindert Sie dann, das Menschen-
rechtskapitel – Kapitel 23, Justiz – mit
der Türkei endlich zu eröffnen und
mit Herrn Erdogan darüber zu konfe-
rieren?

Meine Damen und Herren, gelten
für Sie Menschenrechte und Demo-
kratie eigentlich wirklich immer?

Warum lassen Sie sich dann von
dem Erdogan von Ungarn, von Viktor
Orban, auf einem Treffen der Europäi-
schen Volkspartei die Hand küssen?

Frau Bundeskanzlerin, es mag sein,
dass das Internet für Sie Neuland ist.

Für viele Menschen in diesem Lan-
de ist das Netz alltägliche Praxis. Sie
haben bisher geglaubt, es gebe auch
im Internet eine Freiheit der Kom-
munikation. Was passiert? Wir stel-
len fest, dass ein Mitgliedstaat der
Europäischen Union die Bundesre-
publik Deutschland im Internetver-
kehr gezielt und komplett ausspio-
niert. Was erwarten wir in einer sol-
chen Situation von einer Bundes-
kanzlerin der Bundesrepublik
Deutschland? Wir erwarten, dass sie
sich hierhinstellt und die Freiheit
der Kommunikation im Internet für
die Bürgerinnen und Bürger sowie
den Schutz der Unternehmensge-
heimnisse in diesem Land verteidigt.
Was machen Sie?

Sie wollen dieses Thema auf dem
Gipfel nicht einmal ansprechen.  Das
nenne ich Feigheit beim Eintreten für
die Freiheit.

Sprechen wir über Gerechtigkeit.
Sie predigen gerne Sparsamkeit.  Sie
haben 100 Milliarden Euro zusätzli-
che Schulden gemacht. Von den über
2 Billionen Euro Staatsschulden stam-
men rund 500 Milliarden Euro aus Ih-
rer Amtszeit; mehr als ein Fünftel. Sie
sind die Schuldenkanzlerin Deutsch-
lands. Das ist die Wahrheit. Erzählen
Sie uns nichts von Solidität.

Deutschland ist unter Ihrer Kanzler-
schaft vom Vorreiter zum Bremser
beim Klimaschutz geworden. In Ihrer
neuen Rolle als Kanzlerin verspielen
Sie Ihr eigenes Erbe als Umweltminis-
terin, liebe Frau Merkel.

Es zeigt sich: Konservative Mehrhei-
ten im Rat und im Parlament bedeu-
ten in Europa weniger Freiheit, weni-
ger Gerechtigkeit und weniger Klima-
schutz. Es zeigt sich, dass eine in Ta-
ten, nicht in Worten, neoliberale
Klientelpolitik und mehr Europa eben
nicht zusammengehen. Deswegen ist
es Zeit für andere Mehrheiten, und
zwar Mehrheiten für ein freieres
Europa, Mehrheiten für ein gerechte-
res Europa und Mehrheiten für ein
nachhaltigeres Europa – im Rat und
im Europäischen Parlament. Dafür
streiten wir am 22. September 2013.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

und bei der SPD)

Jürgen Trittin (*1954)
Landesliste Niedersachsen

Jürgen Trittin, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Es ist Zeit 
für andere Mehrheiten

Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen: Joachim
Spatz (FDP), Michael Roth (SPD), Oliver
Luksic (FDP) sowie Gerda Hasselfeldt,
Philipp Mißfelder, Ruprecht Polenz und
Dr. Johann Wadephul (alle CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.



Liebe Kolleginnen und Kollegen
von der SPD, Sie legen hier
heute einen Antrag vor und

tun so, als habe er irgendeine Zu-
kunftsrelevanz. Dabei hat sich das,
was Sie da beantragen, seit unserem
Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz in-
haltlich doch eigentlich alles schon
erledigt.

Ich habe gelesen, die Pflege soll
bei Ihnen jetzt Chefsache werden.
Donnerwetter! Ihr Kanzlerkandidat
traut seinem Schattenmann offenbar
nicht ganz so viel zu.
Sonst hätte er bei sei-
nem ersten offiziel-
len Termin nicht
gleich erklärt, dass er
sich selbst um die
Pflege kümmern
möchte. Das finde
ich doch sehr bemer-
kenswert.

Genauso bemer-
kenswert ist, dass Sie jahrelang Ver-
antwortung für das Gesundheitsmi-
nisterium hatten, es aber unterlassen
haben, entscheidende Weichenstel-
lungen für die Zukunft vorzuneh-
men. Was Sie und uns als Regierung
unterscheidet, ist: Sie reden immer
nur von „müssen“, „wollen“ und 
„sollen“. Aber wir in der christlich-li-
beralen Koalition haben bereits ganz
konkrete Verbesserungen für die
Menschen in Gesetzesform gegos-
sen; genau so ist es.

Liebe Kolleginnen und Kollegen
von der SPD, Sie würdigen in Ihrem
Antrag die Reformen der sozialen
Pflegeversicherung der Jahre 2002
und 2008, gehen aber mit keinem
Wort auf das Pflege-Neuausrich-
tungs-Gesetz ein.

Das hätten Sie aber fairerweise tun
müssen, wenn es Ihnen wirklich um
eine sachgerechte und zielführende
Debatte gehen würde. Denn im Rah-
men des Pflege-Neuausrichtungs-

Gesetzes wurde bereits eine Vielzahl
der Fragestellungen und Forderun-
gen, die Sie in Ihrem Antrag auffüh-
ren, umgesetzt. Dazu jetzt ein paar
Beispiele, damit Sie wissen, wovon
ich rede.

Sie eiern um den Pflegebedürftig-
keitsbegriff herum. Dabei wissen Sie
ganz genau, dass die Umsetzung Zeit
braucht. Die Stichworte lauten: Qua-
litätskriterien, neue Begutachtungs-
richtlinien, Schulung der Prüfer.

Kollege Lauterbach, in Ihren gera-
de vorgestellten Pflegeeckpunkten
kommt der Pflegebedürftigkeitsbe-
griff schon gar nicht mehr vor.

Wir dagegen haben im Vorgriff auf
die Neudefinition bereits gehandelt.
Demenzkranke erhalten seit Januar
dieses Jahres endlich nennenswerte
Leistungen aus der sozialen Pflege-
versicherung. Das hilft den Men-
schen.

Weiterhin fordern Sie eine verbes-
serte Beratung Pflegebedürftiger und
ihrer Angehörigen. Haben Sie das
Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz ei-
gentlich einmal gelesen? Darin ist
geregelt, dass Pflegebedürftige und
ihre Angehörigen innerhalb von 14
Tagen in ihrer häuslichen Umge-
bung eine umfassende Pflegebera-
tung erhalten. Das hilft den Men-

schen – mehr als Ih-
re Ankündigungen.

Weiterhin fordern
Sie die Erprobung
und Förderung alter-
nativer Wohnfor-
men. Meine Damen
und Herren, das ha-
ben wir doch alles
schon längst ge-
macht. Pflege-WGs

werden seit Januar dieses Jahres fi-
nanziell gefördert; auch das hat sich
also schon erledigt.

Nächster Punkt. Sie fordern mehr
Unterstützung für die Selbsthilfe.
Ein Blick ins Pflege-Neuausrich-
tungs-Gesetz zeigt: Wir unterstützen
die Selbsthilfe mit 10 Cent je Versi-
chertem. In der Summe sind das 7
Millionen Euro.

Das waren nur ein paar Beispiele.
Ich könnte Ihnen noch viel mehr As-
pekte des Pflege-Neuausrichtungs-
Gesetzes vortragen.

Aber vielleicht schauen Sie ein-
fach einmal selber hinein. Es lohnt
sich nämlich wirklich.

Unter dem Strich kann man sa-
gen: Sie haben zehn Jahre lang viel
geredet, aber nichts gemacht. Wir
führen eben nicht nur akademische
Diskussionen auf all den vielen net-
ten Podien, sondern haben auch
Maßnahmen eingeleitet, die den
Menschen helfen und die einen wei-

teren Horizont haben als die vier
Jahre einer Legislaturperiode.

Mit unserem Pflege-Neuausrich-
tungs-Gesetz haben wir die Weichen
für die Zukunft gestellt, auch für die
Zukunft von Carlotta.

Ihr Antrag, meine Damen und
Herren von der SPD, taugt nicht ein-
mal zur Bestandsaufnahme; denn
ein Großteil der Probleme ist längst
gelöst. Die Überschrift Ihres Antra-
ges hätte eigentlich lauten müssen:
Mehr, mehr und nochmal mehr.

Sie wollen nur die Umverteilungs-
masse vergrößern, machen sich aber
keine weiteren Gedanken.

Ich komme jetzt zu dem Antrag
der Grünen. Da findet man wenigs-
tens noch einen Ansatz von quali-
tätsorientiertem Denken. Meine lie-
ben Kolleginnen und Kollegen von

den Grünen, Sie haben natürlich
recht, dass der Pflege-TÜV, so wie wir
ihn heute haben, nicht den Anforde-
rungen genügt, die wir eigentlich al-
le für richtig halten. Das Ziel war es
ja, dass die Menschen schnell und
auf den ersten Blick sehen können,
ob ein Pflegeheim oder ein Pflege-
dienst etwas taugt. Im System des
Pflege-TÜVs ist es aber leider so, dass
nicht unbedingt derjenige die besten
Noten erhält, der am liebevollsten
pflegt, sondern der, der am besten
dokumentiert. Die Noten bilden al-
so leider nicht immer die Qualität
ab.

Das muss sich ändern - das sehen
wir auch so -; denn die Menschen
wollen, dass es ihren Angehörigen
im Lebensherbst auch wirklich gut
geht.

Meine Damen und Herren, bei al-
ler Kritik am derzeitigen System ist
es aber auch keine Lösung und kein
Weg, die Qualität der Pflege über-
haupt nicht mehr zu prüfen. Die
Notwendigkeit eines Mindestmaßes
an standardisierter Überprüfung
wird ja noch nicht einmal von den
Betreibern selbst angezweifelt. Aber

auch hier gilt: keine Schnellschüsse,
sondern überlegtes Handeln.

Deswegen haben wir im PNG ge-
regelt, dass wir ergebnisorientierte
Prüfmechanismen ausprobieren.
Das ist der richtige Weg.

Meine Damen und Herren, einen
wichtigen Punkt noch zum Schluss:
Viele hier im Hause tun ja immer so,
als seien die 1,2 Milliarden Euro für
die mit dem Pflege-Neuausrich-
tungs-Gesetz verbundenen Verbesse-
rungen nichts. Das sehen die Betrof-
fenen jedoch ganz anders. Aus vielen
Begegnungen vor Ort weiß ich: Die
Menschen freuen sich über die zu-
sätzlichen Leistungen, die es seit Ja-
nuar gibt. Diese Leistungen waren
notwendig. Mit dem Pflege-Neuaus-
richtungs-Gesetz geht es seit -Januar
sehr vielen Menschen sehr viel bes-
ser, und niemand wird schlechter ge-
stellt. Wir haben eben nicht nur ge-
redet, sondern wir haben gehandelt:
für gute Pflege für die Menschen -
konkret, punktgenau und auf die
Zukunft ausgerichtet.

(Beifall bei der FDP sowie bei Ab-
geordneten der CDU/CSU)

Christine Aschenberg-Dugnus
(*1959)
Landesliste Schleswig-Holstein

Christine Aschenberg-Dugnus, FDP:

Keine Schnellschüsse, sondern
überlegtes Handeln

Mit unserem
Pflege-

Neuausrichtungs-
Gesetz haben wir

die Weichen für die
Zukunft gestellt.
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Debatte über die Pflegereform / 250. Sitzung des 17. Deutschen Bundestages am 27. Juni 2013 

Im Dezember 2010 kündigte der
damalige Gesundheitsminister,
Herr Rösler – der heutige, ich

hauche dieses Wort, Vizekanzler –,
für 2011 das „Jahr der Pflege“ an. Er-
innern Sie sich? Man hätte ehrlicher
sein sollen: Man hätte das „Jahr der
Lüge“ ankündigen müssen.

Denn was ist denn passiert im Jahr
2011? Es wurde nichts Wichtiges be-
schlossen. Es hat sich nichts verän-
dert für die zu Pflegenden. Es hat
sich nichts verändert für diejenigen,
die in der Pflege arbeiten.

Es ist noch nicht einmal etwas an-
gekündigt worden. Das „Jahr der
Pflege“ ist sozusagen sang- und
klanglos verpufft. Die Beschäftigten

sind enttäuscht worden. Die Men-
schen, die von der Pflege abhängen,
sind enttäuscht worden. Es war ein
Jahr der Entbehrung, es war ein ver-
lorenes Jahr. Mehr ist das „Jahr der
Pflege“ nicht gewesen.

Jetzt verweisen Sie hier darauf,
dass Sie ein Gesetz beschlossen ha-
ben, mit dem Sie im Prinzip eine
Neuordnung der Pflege beschreiben
wollen. Der Name „Pflege-Neuaus-
richtungs-Gesetz“ ist, ehrlich gesagt,
ein Witz. Denn was ist passiert? In-
nerhalb des bestehenden bürokrati-
schen Systems hat es minimale Zu-
schläge für die Pflegestufen und für
Demenzkranke gegeben, die jedoch
nicht einmal in der Größenordnung
eines Inflationsausgleichs liegen;
mehr ist das doch nicht gewesen. Sie
haben – in homöopathischen Dosen
– in die Schaffung von Wohnge-
meinschaften investiert, sind jedoch
selbst nicht in der Lage, auch nur die
Zahl der Wohnungen zu benennen,
die da geschaffen worden ist. Für die
Menschen in der Pflege hat sich
doch nichts verändert. Wie wäre die
tatsächliche Lage in der Pflege der-
zeit sonst zu erklären?

Derzeit sind etwa 200.000 Stellen
in der Pflege nicht besetzt. In der
Pflege werden nach wie vor Nied-
rigstlöhne gezahlt. Die Arbeit ist un-
sicher, die Arbeit ist hart; die Men-
schen leiden an Burn-outs und sind

zu einem großen Teil krank und de-
pressiv. Ein Arbeitsplatz in der Pfle-
ge ist für junge Menschen immer we-
niger attraktiv. Und diejenigen, die
gepflegt werden, beklagen sich regel-
mäßig über die Qualität der Pflege.
Sie aber feiern Ihre Reform. Ich sage:
Das ist ein Hohn für die Beschäftig-
ten wie für die Pflegebedürftigen.

Wenn es mit Blick auf die Pflege-
versicherung in den nächsten vier
Jahren nicht zu einer wirklich gro-
ßen Reform kommt, die diesen Na-
men auch verdient, dann werden wir
auch noch diejenigen verlieren, die
jetzt in der Pflege tätig sind. Überlas-
tung, lange Arbeitszeiten, nicht be-
setzte Stellen, Riesenbürokratie, feh-
lende Sicherheit des Arbeitsplatzes:
Es ist Ihnen nicht nur nicht gelun-
gen, die Probleme zu lösen, die
schon bestanden, sondern Sie haben
im Wesentlichen durch die Nichtbe-
achtung der Probleme, die dazuge-
kommen sind - die Pflegebedürfti-
gen sind älter geworden; sie müssen
länger gepflegt werden; der Anteil
der Demenzkranken ist gestiegen –,
die Situation in der Pflege verschärft.
Wir laufen ohne Wenn und Aber in
einen Pflegenotstand hinein, wenn
wir in den nächsten vier Jahren nicht
eine richtige, große und ihren Na-

Karl Lauterbach (*1963)
Wahlkreis Leverkusen – Köln IV

Dr. Karl Lauterbach, SPD:

Jahr der Enttäuschungen anstatt
Jahr der Pflege 
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Fortsetzung von Seite 15: Dr. Karl Lauterbach (SPD)

men verdienende Pflegereform
durchführen. Das allein ist ein
Grund, Schwarz-Gelb abzuwählen.

Bleiben wir beispielsweise bei der
Bürokratie. Sie haben die Bürokratie
in keiner Weise eingedämmt. Sie ha-
ben nicht einmal einen Versuch da-
zu unternommen. Wie sinnvoll ist
es, wenn Sie den Pflegenden durch
Bürokratie, durch überflüssige Do-
kumentationspflichten quasi noch
bei der Pflege die Zeit rauben? Wie
sinnvoll kann das sein? Wie sinnvoll
kann es sein, dass ein schwerkranker
Mensch liegen gelassen wird, weil ei-
ne überflüssige Dokumentation aus-
geführt werden muss, die nachher
niemanden interessiert? Seit Jahren
beklagen die Pflegeverbände die
Geißel der Bürokratie in der Pflege.
Und Sie haben es in vier Jahren noch
nicht einmal geschafft, auch nur ei-
nen einzigen Vorschlag zur Entbüro-
kratisierung zu machen. Die FDP,
die einmal in einer ihrer Wahllügen
versucht hat, sich als die Partei der
Entbürokratisierung zu profilieren,
hat mehr für die Verschlechterung
im Gesundheitswesen durch Büro-
kratie getan als jede andere Partei,
die dieses Ressort davor geleitet hat.

Was haben wir stattdessen gese-
hen? – Wir haben das gesehen, was
wir auch an der Spitze sehen und
was Peer Steinbrück eben zu Recht
die „Gipfeldemokratie“ genannt hat.
Die Gipfeldemokratie ist eigentlich
der Gipfel der Unverschämtheit, und
zwar deshalb, weil dadurch kein
Handeln ausgelöst wird. Stattdessen
kommt es ständig zu neuen runden

Tischen, großen Gipfeln, neuen
Kommissionen, neuen Expertenbei-
räten. Das alles sind Alibiveranstal-
tungen, durch die versucht werden
soll, vom eigenen Regierungsversa-
gen und vom internen Streit zwi-
schen Schwarz und Gelb abzulen-
ken. Das ist doch der wahre Grund,
weshalb von Ihnen nichts Nennens-
wertes beschlossen
wurde.

Sie haben mit den
Funktionären ge-
frühstückt; Sie ha-
ben Experten be-
stellt. Auch in dieser
Woche sollen wir ei-
nen weiteren Exper-
tenbericht von Ih-
nen vorgelegt be-
kommen. Ich sage Ihnen, was Ih-
nen besser getan hätte: sich vor Ort
in den Pflegeeinrichtungen im Ge-
spräch mit den dort Beschäftigten
und mit den zu Pflegenden ein Bild
zu machen. Denn wenn man Ihre
abstrakten Vorschläge liest, ergibt
sich der Eindruck, dass Sie es sich
nie angetan haben, sich einmal die
Basisarbeit anzuschauen. Dazu
passt auch, dass der Bericht, der
diese Woche vorgelegt werden soll,
natürlich keinerlei Einfluss auf das
Regierungshandeln haben kann.
Ich bin ganz sicher, dass Sie nach-
her noch eine Ankündigung für uns
in petto haben. Aber de facto bleibt
es dabei: Die Ankündigungspolitik
in der Pflege ist eine Ohrfeige für
die Patienten und für die Beschäf-
tigten.

In diesem Zusammenhang will
ich noch auf einen Punkt besonders
hinweisen: Es ist bezeichnend für
diese Regierung, dass sich Frau Mer-
kel - ich habe das noch einmal ge-
prüft - in diesen vier Jahren Regie-
rungsarbeit nicht ein einziges Mal
richtungsweisend oder inhaltlich
tiefer gehend zum Thema Pflege ge-

äußert hat – nicht
ein einziges Mal.

2,5 Millionen pfle-
gebedürftige Men-
schen, 900.000 Be-
schäftigte in der Pfle-
ge, 5 Millionen be-
troffene Familien –
all dies war der Frau
Bundeskanz le r in
nicht eine einzige

Grundsatzrede zu diesem Thema
wert. Wir haben diesbezüglich
nichts von ihr vernommen. Daher
trägt die Bundeskanzlerin eine Mit-
schuld an dem Versagen der Regie-
rungskoalition. Dass hier nichts pas-
siert ist, ist auch darauf zurückzufüh-
ren, dass dieser Bereich für sie kei-
nerlei Bedeutung hat. Er war es ihr
einfach nicht wert, etwas zu unter-
nehmen. Das muss man feststellen,
wenn man ehrlich ist.

Glauben Sie nicht, dass Sie mit der
Einführung der Pflegezusatzversi-
cherung und der 5-Euro-Zulage – ein
Wahlgeschenk für die private Asse-
kuranz – das Land täuschen kön-
nen! Wer diese Versicherung ab-
schließt, erhält einen Zuschuss von
5 Euro im Monat. Davon müssen
fast 2,50 Euro für Bürokratie aufge-

bracht werden. Wer 30 Jahre lang
einzahlt, der wird sich davon später
zwei Monate Pflege leisten können.

Glauben Sie denn wirklich, dass
das ein nennenswerter Beitrag zur
Beseitigung der Probleme in der
Pflege ist?

Die älteren Menschen, die bald
der Pflege bedürfen, werden von die-
ser Maßnahme gar nichts haben.
Glauben Sie, dass sich die Menschen
in Pflegeberufen davon täuschen las-
sen? Das war doch nichts anderes als
ein ideologisch geprägtes Wahlge-
schenk der FDP an ihre klassische
Klientel, die PKV. Mehr ist es nicht
gewesen.

Ich kann Ihnen sagen, was getan
werden muss. Die sieben Punkte, die
wir diese Woche vorgestellt haben,
sind mehr wert als Ihre Gipfeltreffen,
Gespräche, Kommissionen und Pa-
piere, deren Inhalt Sie vorgetragen
haben.

Der Begriff der Pflege muss neu
definiert werden.

Frau Aschenberg-Dugnus, in unse-
rem Papier steht, dass dieser Begriff
neu definiert werden muss. Wie sol-
len sonst die Maßnahmen greifen,
wenn der Pflegebegriff nicht geän-
dert wird? Obwohl der Begriff nicht
fiel, hatte es jeder anwesende Jour-
nalist verstanden. Sie haben aber of-
fenbar ein Problem, es zu verstehen.

Ein Problem in der Pflege ist die
Qualitätsorientierung, die Sie ange-
mahnt haben. Wieso haben Sie denn
nicht die eigene Regierungsarbeit da-
für genutzt, hier etwas zu tun? Es ist
doch nichts passiert. In unserem Pa-

pier haben wir darauf hingewiesen,
dass zum Beispiel die unnötige
Überbehandlung von zu pflegenden
Menschen mit teuren Medikamen-
ten den Pflegezustand dieser Men-
schen oft verschlechtert. Diese Medi-
kamente sind zum Teil nie getestet
worden.

Hier machen wir einen konkreten
Vorschlag. Wir machen einen Vor-
schlag zur Entbürokratisierung der
Pflege. Wir machen einen Vorschlag,
wie man Demenz in der Pflege ver-
hindern kann, nämlich indem man
Depressionen, in der Pflege einer der
wichtigsten Risikofaktoren für De-
menz, besser bekämpft. Somit ha-
ben wir in unserem kurzen Papier
mehr Inhalt als Sie in Ihren Reden,
Ihren Kommissionen und Ihren
Gipfeltreffen.

Wir brauchen dringend eine Re-
gierung, die das Thema Pflege auf-
greift. Wir brauchen dringend einen
Bundeskanzler Peer Steinbrück, der
dieses Thema in den nächsten Wo-
chen aufnimmt.

Sie können von Peer Steinbrück in
dieser Sache lernen. Peer Steinbrück
repräsentiert ein schnell lernendes
und kluges System.

In kurzer Zeit werden Sie von Peer
Steinbrück mehr lernen können als
mithilfe der Kommissionen, die Sie
in den letzten Monaten für viel Geld
einberufen haben und die Sie sich
hätten sparen können.

Das ist ein Schritt in die richtige
Richtung.

(Beifall bei der SPD)

Die
Bundeskanzlerin

trägt eine
Mitschuld am
Versagen der

Koalition.

Ich will auf den Antrag der SPD
und den von den Grünen zu
sprechen kommen. Diese Anträ-

ge bieten uns die Chance, uns in die-
sen Tagen, in denen für die Pflege
Wichtiges passiert, noch einmal mit
diesem Thema im Plenum zu befas-
sen. Insofern sind wir Ihnen gar
nicht böse.  Uns wird in dieser Wo-
che der neue Pflegebegriff, der das

Ergebnis einer Expertenkommissi-
on ist, vorgestellt.

Der Antrag der Grünen hat Sub-
stanz, weil in ihm präzise ausge-
führt wird, dass der vorhandene
Pflege-TÜV so nicht in Ordnung ist.
Sie kommen zu dem Ergebnis, dass
er abzuschaffen ist. Das sehen wir
anders; darauf komme ich noch zu
sprechen.

Für uns ist wichtig, die Pflegever-
sicherung weiterzuentwickeln. Herr
Lauterbach, wir können nicht ir-
gendwo einen Schnitt machen. Wir
müssen vielmehr ein bewährtes Sys-
tem, auf das Menschen vertrauen
und auf das sie sich verlassen kön-
nen müssen, schlichtweg weiterent-
wickeln. Das ist ein durchgängiger
Ansatz in der gesamten Sozialpoli-
tik. Genau das wollen wir hier tun.

Noch einmal zum Antrag der
Grünen. Am 15. April, 19. April, 7.
Mai und 10. Juni hat die Schiedsstel-
le von Wohlfahrtsverbänden und
Pflegekasse getagt und festgestellt,
dass die Ergebnisqualität stärker ge-
wichtet, während anderes zurückge-

stellt werden muss. Ich darf Ihnen
mitteilen, Frau Kollegin Scharfen-
berg: Am 26. Juni hat der Vorsitzen-
de der Schiedsstelle dem Ministeri-
um mitgeteilt, dass man ein Ergeb-
nis erzielt hat. In vier
Sitzungen hat man
sich genau auf die
substanziellen in-
haltlichen Verbesse-
rungen verständigt,
die Sie sich wün-
schen. Die für die
Pflegequalität maß-
geblichen Kriterien
werden hervorgeho-
ben. Ich habe mir die Unterlagen
angeschaut – ich verstehe etwas von
diesem Bereich – und muss sagen:
Das ist zufriedenstellend. Kompli-
ment! – Ihr Antrag hatte vor ein paar
Monaten noch seine Bedeutung, ist
aber heute schlichtweg überholt.

Wichtig ist, dass wir in der darge-
legten Systematik fortfahren. Es
handelt sich um einen ständigen
Prozess. Herr Kollege Lauterbach,
die Weiterentwicklung der Pflege-

versicherung hat eine Auszeit erlebt,
als wir einen SPD-Kanzler hatten. Es
kam nichts, aber auch gar nichts.

Es musste erst eine Kanzlerin na-
mens Merkel kommen, damit etwas
passierte. Sie müssen sich schon
schämen. Von 2005 bis 2009 haben
wir gemeinsam vieles vorange-
bracht. Das geschah unter Frau Mer-
kel. Von 2009 bis 2013 haben wir
unter anderem das Pflege-Neuaus-
richtungs-Gesetz auf den Weg ge-
bracht. Wer war zu dieser Zeit Kanz-
lerin? Frau Merkel! Die Bürger kön-

nen sich also darauf
verlassen: Pflege-
nullrunde unter
SPD-Kanzler, Pflege-
weiterentwicklung
unter Unionskanzle-
rin. – Das ist die
Wahrheit.

Die Weiterent-
wicklung der sozia-
len Sicherungssyste-

me ist notwendig. Ich nenne als Bei-
spiel nur die Behindertenhilfe. Wer
hätte vor 15 Jahren gedacht, dass wir
bei der Inklusion so mutige Schritte
gehen? Das müssen wir im Pflegebe-
reich fortsetzen. Das ist wichtig, und
dafür stehen wir. Die Mitbürgerin-
nen und Mitbürger können sicher
sein, dass wir, wenn wir nach dem
22. September wieder die Regierung
stellen, dies fortsetzen und für eine
Weiterentwicklung der Pflegeversi-

cherung sorgen werden. Bei einem
Wechsel würde nichts geschehen,
Herr Lauterbach.

Ich will die letzten beiden Refor-
men kurz ansprechen; die Kollegin
Aschenberg-Dugnus hat auf das ei-
ne oder andere schon hingewiesen.
Herr Schröder hätte die Chance ge-
habt, die Entgelte zu dynamisieren.
Er hat sicherlich dynamisiert, aber
in ganz anderen Bereichen. Er hat
nämlich zugunsten von Bankenvor-
ständen und Aufsichtsräten dyna-
misiert, aber nicht in den Bereichen,
die im Interesse der Pflegebedürfti-
gen liegen.

Des Weiteren möchte ich die neu-
en Leistungen für Demenzkranke
und die Flexibilisierungen im statio-
nären beziehungsweise ambulanten
Bereich ansprechen. Das alles ist un-
ter Frau Merkel geschehen, nicht un-
ter einem SPD-Kanzler. Wir haben
zudem eine Qualitätsvereinbarung
zwischen Pflegekassen und Trägern
erreicht. Die MDK – dort sitzen
doch Ihre Freunde aus der Bürokra-
tie – haben wir in die Schranken ge-
wiesen, indem wir die maximale Be-
arbeitungszeit von Antragstellung
bis Bescheid auf fünf Wochen fest-
geschrieben haben. Das waren doch
nicht Sie.

Schauen Sie sich einmal frühere
Reden an. Dann sehen Sie, wie stark
Sie auf diese Institutionen gesetzt
haben.

Willi Zylajew (*1950)
Wahlkreis Erftkreis I

Willi Zylajew, CDU/CSU:

Deutschland hat weltweit die
beste pflegerische Versorgung

Pflegenullrunde
unter SPD-

Kanzler,
Pflegeweiterent-
wicklung unter

Unionskanzlerin.
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Wir haben hier eine gewisse Waf-
fengleichheit erreicht.

Betreutes Wohnen, Pflegegeld,
Kurzzeitpflege, Leistungen für De-
menzkranke, Mindestlohn für Hilfs-
kräfte - alles das ist in unserer Zeit
passiert. Dabei haben wir noch die
Situation der Beitragszahler im Au-
ge behalten.

Darauf können wir ein Stück stolz
sein. Die Blüm'sche Pflegeversiche-
rung war schon in Ordnung. Wir
entwickeln sie weiter.

– Frau Rawert, ich sage noch ein-
mal: Sie wollen irgendetwas Revolu-
tionäres erreichen und verstehen
überhaupt nicht, dass wir in der

Pflege nicht nur mehr Geld benöti-
gen, sondern auch mehr Fachkräfte
brauchen, die mit Herz, Verstand
und Händen eine gute Arbeit leis-
ten. Wir brauchen eine gesellschaft-
liche Anerkennung der Pflegekräfte,
und wir brauchen auch eine stabile
finanzielle Situation.

All dies haben wir in den letzten
Jahren erreicht. Wir werden es fort-
setzen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
dies ist meine letzte Rede. Ich will
sie zum Anlass nehmen, mich sehr
herzlich für die überwiegend kolle-
giale Zusammenarbeit zu bedan-
ken, die wir in diesem Themenbe-

reich pflegen. Ich bedanke mich
aber auch bei den Mitarbeitern der
Kolleginnen und Kollegen in den
Abgeordnetenbüros, in den Fraktio-
nen, in den Ministerien, bei den red-
lichen Kräften - die gibt es nämlich
auch -, die bei den Leistungserbrin-
gern, den Wohlfahrtsverbänden,
dem bpa, den Pflegekassen und den
MDK in den Bundesländern zu fin-
den sind.

Engagierte Frauen und Männer
findet man in der Pflege alleror-
ten. Man kann nur wünschen, dass
sie sich mit ihren Vorstellungen
durchsetzen. Ich will ausdrücklich
die Berufsverbände im Bereich der

Pflege erwähnen, die diesen guten
Prozess begleiten. Aber auch die
Pflegewissenschaft, die Praktiker
und auch die Berufsgenossen-
schaft für das Gesundheitswesen
haben in wesentlichen Punkten
zur Weiterentwicklung beigetra-
gen.

Wir müssen letztlich die betroffe-
nen Menschen und ihre Angehöri-
gen sowie deren Lebenssituation im
Auge haben. Auf die kommt es ganz
entscheidend an. Wenn wir die Pfle-
ge, an der Sache orientiert, weiter-
entwickeln, wird die Blüm'sche Pfle-
geversicherung dafür sorgen, dass
Menschen weiterhin verlässlich und

umfänglich Versorgung und Hilfe
erfahren, die sie verdient haben. Es
gehört ein Stück weit zur Mensch-
lichkeit, sich um diejenigen zu küm-
mern, die gebrechlich sind, die de-
ment sind, die unsere Hilfe benöti-
gen, und dies in festen Strukturen.
Deutschland hat – das meine ich
nach wie vor – unter allen Ländern
der Welt die beste pflegerische Ver-
sorgung. Sehen wir zu, dass wir sie
aufrechterhalten!

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP

sowie bei Abgeordneten der SPD, der

LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE

GRÜNEN)

Die Pflege ist ein Stiefkind
dieser Regierung. Wesentli-
che Verbesserungen in der

Pflege sowohl für die zu Pflegenden
als auch für die Pflegenden sind
nicht erzielt worden. Wir haben also
vier Jahre verschlafen.

Es ist zu beklagen, dass die Zeit
nicht genutzt wurde. Vier Jahre sind
nicht genutzt worden, um bei dem
Thema Pflege voranzukommen. Das
ist eine sehr traurige Bilanz für Ihre
Regierungsarbeit im Bereich Pflege.

Wir haben die Zahl schon gehört:
2,5 Millionen Pflegebedürftige le-
ben in diesem Land und warten
dringend darauf, dass die Politik ih-
nen die notwendige und auch drin-
gend benötigte Hilfe zuteilwerden
lässt. Fest steht aber, dass für die vie-
len Pflegebedürftigen, die vielen
Pflegefachkräfte und die vielen pfle-
genden Angehörigen in vier Jahren
Schwarz-Gelb keine wesentlichen
Verbesserungen auf den Weg ge-
bracht werden konnten.

Fest steht auch, dass mit Ihrem
Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz und
der damit verbundenen Einführung
des Pflege-Bahr ein völlig falscher
Weg in der Finanzierung der Pflege-
versicherung eingeschlagen wurde.
Pflege hängt heute mehr denn je
von der Größe des eigenen Geld-

beutels ab. Anstatt die soziale
Schieflage der Pflegeversicherung an
ihren Wurzeln zu packen, hat der
Privatisierungswahn von Union
und FDP die Pflegeversicherung völ-
lig aus den Angeln der Gerechtigkeit
gehoben.

Fest steht auch, dass heute, nach
der Übergabe des Berichts des Exper-
tenbeirats, der die Details für die
Umsetzung einer neuen Definition
von Pflege vorbereiten sollte, eine
umfassende Pflegereform auf die
nächste Legislatur verschoben wur-
de. Die Bundesregierung ist damit ei-
ne Ankündigungsregierung, nicht
mehr und nicht weniger.

Im Kern geht es natürlich um die
Frage, wer als pflegebedürftig gelten
soll und Geld aus der Pflegeversiche-
rung bekommt. Sollen es nur dieje-
nigen sein, die Hilfe beim Waschen
und Anziehen brauchen, oder auch
die, welche Beauf-
sichtigung und Be-
treuung brauchen,
weil sie beispielswei-
se an Demenz er-
krankt sind? Wir re-
den also davon, dass
Menschen, die sich
beispielsweise nicht
mehr selbst waschen
können, möglicher-
weise Geld von der Pflegeversiche-
rung erhalten, während andere, die
aufgrund von Demenz vergessen,
dass sie sich überhaupt waschen
müssen, oder die den Putzlappen
mit einem Waschlappen verwech-
seln und deshalb Betreuung brau-
chen, im System der Pflegeversiche-
rung faktisch keine Berücksichtigung
finden und bei der Pflegeeinstufung
durch das Raster, also in die Pflege-
stufe 0, fallen.

Bei diesem wichtigen Punkt wird
jedoch vergessen, dass es noch um
weit mehr geht. Es geht nämlich um
ein völlig neues und innovatives Ver-
ständnis von Pflege. Ist der Aus-
gangspunkt, was ein Mensch nicht

mehr kann, oder ist der Ausgangs-
punkt, was er noch kann, also seine
Selbstständigkeit? Das ist ein enor-
mer Unterschied und entscheidend
für die Frage von Selbstbestimmung
und gesellschaftlicher Teilhabe, über
die wir immer reden.

Dies entscheidet letztlich darüber,
ob wir pflegebedürftige Menschen
auf das Abstellgleis der Gesellschaft
stellen oder eben nicht.

Sie erzählen uns immer wieder,
dass die dürftigen Leistungsanhe-
bungen, die Sie mit dem Pflege-Neu-
ausrichtungs-Gesetz für die soge-
nannte Pflegestufe 0 festschreiben,
ein Vorgriff auf den neuen Pflegebe-
griff seien. Das ist unehrlich und
falsch.

Ein ebenso verheerendes Signal
ist, dass sich die Arbeit am neuen
Pflegebegriff zum Paradebeispiel des
Aussitzens und des Vertagens entwi-

ckelt hat. Bereits mit
der neuerlichen Ein-
berufung des Beirats
im letzten Jahr war
abzusehen, dass wir
in dieser Wahlperi-
ode kein Gesetz bzw.
keine Pflegereform,
die diesen Namen
auch nur im Ansatz
verdient hätte, ver-

abschieden werden. Seien wir ein-
mal ehrlich: Selbst wenn der Beirat
seine Ergebnisse zügig präsentiert
hätte, wäre kaum genügend Zeit ge-
wesen, diese in Gesetzesform zu gie-
ßen, zu beraten und auch noch zu
verabschieden. Das ganze Unterfan-
gen war nämlich von Anfang an zeit-
lich gesehen eine Farce und ein Spiel
auf Zeit.

Die Beiratsmitglieder wurden für
diese Zeitschinderei und die Ge-
sichtswahrung des Bundesgesund-
heitsministers missbraucht.  Den
Menschen wurde vorgeheuchelt,
dass sich pflegepolitisch endlich et-
was Substanzielles bewegen würde
und sie bald grundlegende Verbesse-

rungen erwarten könnten. Pusteku-
chen!

Wir kennen das schon aus der letz-
ten Legislatur. Zur schlimmen Wahr-
heit gehört mittlerweile auch, dass
die Mitglieder des Expertenbeirats
offenbar untereinander in Unstim-
migkeiten verfallen sind und zeit-
weise sogar ein Scheitern befürchtet
werden musste.

Wohlfahrtsverbände und Arbeit-
gebervertreter drohten zuletzt sogar
mit dem Ausstieg; das ist die Wahr-
heit. Was war der
Grund für die Strei-
tigkeiten? Schlicht
und ergreifend das
Geld; von 2 Milliar-
den Euro jährlich ist
die Rede. Das löst bei
mir wirklich Unver-
ständnis aus, zumal
es vonseiten des Ge-
sundheitsministeri-
ums keine Vorgaben zum Finanzvo-
lumen gab. Außerdem halte ich die
genannte Summe von jährlich 2 Mil-
liarden Euro für deutlich zu niedrig.

Unserer Meinung nach lässt sich
auf diese Weise kein neuer Pflegebe-
griff umsetzen. Unser Ziel ist es, dass
viele bessergestellt werden und kei-
ner schlechtergestellt wird. Mit der
Linken wird es jedenfalls keinen
„Pflegebegriff light“ geben. Das kün-
dige ich hier schon einmal für die
nächste Legislatur an.

Für die Linke gilt: Jeder Mensch,
der von Pflege betroffen ist oder Be-
treuung und Assistenz benötigt,
muss die bestmögliche Pflege erhal-
ten, und zwar nach seinen individu-
ellen Bedürfnissen. Für die Linke
und für mich persönlich ist das eine
Grundlage, auf der sich Pflege als ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe über-
haupt erst wahrnehmen lässt.

Dazu gehört auch - das ist ein Al-
leinstellungsmerkmal der Linken -,
dass das Teilkostenprinzip der Pfle-
geversicherung endlich einmal infra-
ge gestellt wird.

Für die Linke ist das Teilkosten-
prinzip die Keimzelle der vielschich-
tigen Probleme, die heute im Pflege-
bereich zu verzeichnen sind. Denn
die Pflegeversicherung billigt den
Betroffenen nur einen Zuschuss zu
den tatsächlichen Pflegekosten zu.
Um die Kosten für den individuellen
Pflege- und Betreuungsbedarf abzu-

decken, müssen die Betroffenen und
ihre Angehörigen auf ihr Einkom-
men und Vermögen zurückgreifen.
Den vielen, denen das nicht möglich
ist, bleibt dann entweder nur die So-
zialhilfe oder die Abhängigkeit von
den Angehörigen, sofern sie welche
haben. Zumeist handelt es sich da-
bei um Ehefrauen, Töchter und
Schwiegertöchter.

Beispielsweise liegt in einer einfa-
chen stationären Berliner Pflegeein-
richtung der Anteil der Kosten, der in

der Pflegestufe III
selbst zu bezahlen
ist, bei 1 500,94
Euro monatlich.
Zum Vergleich: Frau-
en im Westen schei-
den heute mit einer
durchschnittlichen
Rente von 509 Euro
aus dem Berufsleben
aus. 509 Euro!

Auf diese Art und Weise produzie-
ren wir Altersarmut und akzeptieren
gleichzeitig Geschlechterungerech-
tigkeit, da es fast ausschließlich die
Frauen sind, die pflegen. Nebenbei
fördern wir auch noch einen unkon-
trollierten grauen Pflegemarkt, der
eher an Sklaverei als an gute und
hochqualitative Pflege erinnert.

Ein für alle Mal: So darf es nicht
weitergehen!

Vieles spricht dafür, dass eine Voll-
versicherung in der Pflege, ein neuer
Pflegebegriff und eine solidarische
Bürgerinnen- und Bürgerversiche-
rung die besten Zutaten für gute
Pflege und attraktive Arbeitsplätze in
der Pflege sind. Die Angehörigen
werden auch durch eine echte Wahl-
freiheit entlastet: Will ich pflegen,
oder muss ich pflegen? Das ist doch
die Frage.

Kurzfristig müssen natürlich or-
dentliche Leistungsanhebungen und
der Ausgleich des Werteverlustes in
der Pflege erfolgen. Das fordern
nicht nur die Linke, sondern auch
viele Pflegeexpertinnen und -exper-
ten.

Nun zur Kritik an den Pflegeno-
ten. Die Pflegenoten werden im In-
ternet veröffentlicht, um den Betrof-
fenen und ihren Angehörigen die
Auswahl und den Vergleich von Pfle-

Kathrin Senger-Schäfer (*1962)
Landesliste Rheinland Pfalz

Kathrin Senger-Schäfer, DIE LINKE:

Die Pflege ist ein Stiefkind 
dieser Regierung 

Jeder Mensch,
der von Pflege
betroffen ist,

muss die best-
mögliche Pflege

erhalten.
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Fortsetzung auf Seite 18

Die Pflegenoten
verfehlen ihr

eigentliches Ziel:
Transparenz und

Übersicht 
herstellen.
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Fortsetzung von Seite 17: Kathrin Senger-Schäfer (DIE LINKE)

geeinrichtungen zu erleichtern. Die
Überarbeitung dieser Pflegenoten –
das haben wir schon gehört – ist
mehr als überfällig.

Pflegenoten machen nämlich
keinen Sinn, wenn zum Beispiel
die Schriftgröße des Speiseplans in
einen direkten Zusammenhang mit
dem Wundliegen von Pflege-be-
dürftigen gesetzt wird. Eine vorü-
bergehende Aussetzung der Veröf-
fentlichung der Pflegenoten macht
Sinn. Denn die Gesamtnoten der

Prüfberichte zeichnen ein unklares
Bild der Qualität von Pflegeeinrich-
tungen; Unterschiede sind kaum
festzustellen. Damit verfehlen die
Pflegenoten ihr eigentliches Ziel:
Transparenz und Übersicht herzu-
stellen.

Auch das ewige Hin und Her in
der Debatte um die Messung von Er-
gebnisqualität verunsichert diejeni-
gen, die sich meist sehr kurzfristig
für eine Pflegeeinrichtung entschei-
den müssen. Wenn Vater oder Mut-

ter plötzlich zum Pflegefall werden,
muss ich schnell und sicher eine Ent-
scheidung treffen können. Das ist
anhand dieser Pflegenoten nicht
möglich.

Im Übrigen: Die Linke hat die
Aussetzung der Veröffentlichung
der Pflegenoten bereits 2010 gefor-
dert.

Eines muss klar sein: Die Pflege
muss als öffentliche Daseinsvorsor-
ge und nicht als Geschäftemacherei
begriffen werden. Wir sagen: Pflege

ist keine Ware. Gute Pflege ist ein
Menschenrecht.

Von entscheidender Bedeutung
ist zudem, wie und unter welchen
Bedingungen das Pflegepersonal ar-
beitet. Erst durch gute Arbeitsbedin-
gungen wird qualitativ hochwertige
Pflege möglich. Das ist nach unserer
Auffassung entscheidend und muss
in eine gute Bewertung mit einflie-
ßen.

Wir sagen: Gute Pflege – hören Sie
ruhig zu – kommt von guter Arbeit

– das ist wesentlich –, von guten
Löhnen und von einer guten Pflege-
ausbildung. Das ist und bleibt für
uns, die Linke, der Maßstab.

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
das war meine letzte Rede im Deut-
schen Bundestag. Ich danke Ihnen
allen für die konstruktive Zusam-
menarbeit, und ich bedanke mich
bei all denen, die mich auf diesem
Weg begleitet haben.

(Beifall im ganzen Hause)

Es ist ganz und gar nicht über-
trieben, wenn ich sage: Es
brennt in der Pflege. Da ist der

Personalmangel. Da ist der noch
ausstehende neue Pflegebegriff. Da
ist die fehlende Umsetzung des
Grundsatzes „ambulant vor statio-
när“. Da ist die Missachtung von
Prävention, um Pflegebedürftigkeit
zu verhindern. Da sind die noch
ausstehende Entbürokratisierung,
die unzureichende Entlastung von
pflegenden Angehörigen usw., usw.

Aus den einzelnen Brandherden
wird zunehmend ein Flächenbrand.
In dieser Legislaturperiode haben
wir vergeblich darauf gewartet, dass
die Feuerwehr anrückt. Leider war
von der schwarz-gelben Regierung
niemand dazu fähig, eine Feuer-
wehrmannschaft anzuleiten. Statt-
dessen stand man mit weit aufgeris-
senen Augen um das Feuer herum.
Man staunte, wie sich die Probleme
entwickelten, und man war über-
rascht, dass die Probleme immer
größer wurden.

Die kritische Lage in der Pflege
hat sich unter der Federführung von
Union und FDP weiß Gott nicht
entspannt. Das macht auch der An-
trag der SPD überdeutlich. Wir
brauchen eine umfassende Pflegere-
form, und das mehr denn je.

Bereits unter der Großen Koaliti-
on wurde ein Bericht vorgelegt, der
uns klar darin bestätigt hat, dass die
Pflegeversicherung neu ausgerichtet

werden muss. Nur so werden wir die
zukünftigen Herausforderungen
überhaupt schultern können. Der
Bericht des Expertenbeirats zur
Überarbeitung des Pflegebedürftig-
keitsbegriffs hat uns zum Umden-
ken aufgefordert. Die schwarz-gelbe
Regierungskoalition beendet ihre
Legislatur nun genauso wie 2009
mit der Vorlage eines Berichts des
Expertenbeirats – ich betone: ein
Bericht.

Aktiv an der Umsetzung arbeiten
wollte und will man aber nicht.
Nach jahrelangem Nichtstun haben
Sie, Herr Bahr, den Beirat erst 2012
wieder eingesetzt, um noch offene
Fragen zu klären. Aber es gab kein
Konzept und keinen Rahmen. So
hat man sich im Beirat an Themen
festgebissen, für die es verschiedene
Lösungen gibt, für die es aber ein-
fach auch politischer Entscheidun-
gen bedarf. Die Auf-
gabe des Beirates ist
es, Empfehlungen zu
geben und Optionen
zu eröffnen, mehr
nicht. Der Beirat
kann dem Minister
die Arbeit nicht ab-
nehmen. Herr Bahr,
da müssen Sie schon
selbst ran.

Herr Bahr, Ihnen muss doch klar
gewesen sein, dass nach dem Bericht
die eigentliche Arbeit erst losgeht.

Trotzdem haben Sie dem Beirat so
viel Zeit für die weitere Arbeit gege-
ben, dass das Ganze gar nicht mehr
umzusetzen ist.

Die Zeit in dieser Legislatur reicht
schlichtweg nicht mehr aus.

Wohlwollend könnten wir hier al-
le sagen: schlechtes Timing. Aber –
Herr Minister, das kann ich Ihnen
jetzt nicht ersparen – man kann es
auch anders sagen: Das war reine
Drückebergerei.

Uns allen ist klar, dass wir bei der
pflegerischen Versorgung grund-
sätzlich umdenken müssen. Doch
wenn wir uns die Pflegepolitik der
schwarz-gelben Regierung anschau-
en, dann erleben wir einen Still-
stand, dann erleben wir Verzöge-

rungstaktik, wir erleben Gesprächs-
runden nach dem Motto: „Wenn ich
nicht mehr weiter weiß, gründe ich
einen Arbeitskreis“. Meine Damen
und Herren, wir brauchen nicht
noch mehr Runde Tische, wir brau-
chen keine medienwirksam zele-
brierten Spitzentreffen mit Vertrete-
rinnen und Vertretern der Pflege-
branche, wie sie Herr Rösler so ger-
ne einberufen hat. Es wurde bereits
über alle wichtigen Themen, die die
Pflege angehen, genug geredet. Der
Notstand wurde studiert, er wurde
analysiert, und es wurde viel darü-
ber philosophiert. Aber Löschversu-
che des Flächenbrandes gab es bis
jetzt nicht.

Philipp Rösler wollte 2011 mit
dem Jahr der Pflege und einer Pfle-
gereform das Feuer ersticken. Unter
seiner Federführung ist gar nichts
passiert. Der Ankündigungsminister

übergab dann den
Staffelstab an seinen
Nachfolger Daniel
Bahr, und der sollte
die vielfältigen Ver-
sprechungen dann
einlösen. Unter Zeit-
druck erblickte 2012
eine Pflegereform
das Licht der Welt.
Und die Namen

wurden immer verheißungsvoller.
Da redeten wir dann vom Pflege-
Neuausrichtungs-Gesetz. Aber: von
Neuausrichtung keine Spur!

Der Name ist eine Verbraucher-
täuschung erster Klasse; denn neu
ausgerichtet wurde in der Pflegever-
sicherung gar nichts.

Das Pflege-Neuausrichtungs-Ge-
setz als „Reförmchen“ zu bezeich-
nen, ist noch Euphemismus. Wenn
Sie das Pflege-Neuausrichtungs-Ge-
setz, Herr Minister, gar einen „Mei-
lenstein“ nennen, dann muss ich Ih-
nen und auch Ihnen, liebe Kollegin-
nen und Kollegen von der Koalition,
ehrlich sagen: Das grenzt für mich
an Realitätsverlust.

Natürlich gab es einige Verbesse-
rungen, beispielsweise für Men-
schen mit eingeschränkter Alltags-
kompetenz. Aber diese Verbesserun-

gen reichen doch hinten und vorne
nicht. Es fehlt ein schlüssiges Ge-
samtkonzept. Die Verbesserungen
sind zum Teil auch noch zeitlich be-
grenzt. Noch dazu ist dieses Mehr
an Leistungen noch nicht einmal
nachhaltig finanziert.

2015 geht der Pflegeversicherung
die Puste aus.

Und was machen wir dann, liebe
Kolleginnen und Kollegen?

Union und FDP haben die zwei
wesentlichen Hausaufgaben nicht
gemacht: Sie haben keine nachhal-
tige und solide Reform der Finanzie-
rung hinbekommen, und sie haben
die Einführung des neuen Pflegebe-
griffs keinen Schritt vorangebracht.

Tatsächlich haben
sie der Pflege sogar
noch geschadet. Sie
haben die Vergütung
für Pflegekräfte ge-
schwächt. Vor der
Pflegereform war die
Zulassung einer Ein-
richtung oder eines
Dienstes nämlich
daran gebunden,
den Pflegekräften ein Entgelt zu
zahlen, das sich an der ortsüblichen
Vergütung orientiert.

Mit der Pflegereform wurde diese
Vorgabe ersatzlos gestrichen. Man
wollte wohl die unternehmerische
Freiheit stärken, und das auf Kosten
der Pflegekräfte.

Das, meine lieben Kolleginnen
und Kollegen, lässt tief blicken, und
das zeigt uns, dass Sie das Feuer in
der Pflege an einigen Stellen sogar
noch mit Brandbeschleunigern ge-
nährt haben, anstatt es zu löschen.
Ihnen geht es nicht um die Pflege-
kräfte, Ihnen geht es auch nicht um
die betroffenen Menschen. Ihnen
geht es nur darum, Ruhe in ein für
Sie offensichtlich lästiges Thema zu
bringen.

Auch der Anspruch der Kanzlerin,
dass Pflege ein schwerer Job ist, zeigt
das ganz deutlich. Ja, Frau Merkel
hat da eine ganz treffsichere Analy-
se gemacht. Aber sie schlussfolgert
nichts daraus.  Was wollen Sie denn
tun, damit die Menschen, die pfle-
gen, mehr Anerkennung bekom-
men? Ich meine die Menschen, die
professionell pflegen, und auch die
pflegenden Angehörigen.

Auch beim Thema „Entbürokrati-
sierung in der Pflege“ sind Sie nicht
wirklich weitergekommen. Die vor-
gelegten Ergebnisse gehen gegen
null. Die Ombudsfrau zur Entbüro-

kratisierung der Pflege im Gesund-
heitsministerium hat sich durch ih-
re Arbeit wirklich verdient gemacht.
Aber da von ihren Vorschlägen
nichts umgesetzt wird, hätte man
sich diese Stelle auch sparen kön-
nen.

Wir haben nicht einmal einen Ab-
schlussbericht zur Arbeit der Om-
budsfrau und zu ihren Vorschlägen
erhalten. Dieser Bericht sei nämlich
intern - so hat es uns die Staatssekre-
tärin gesagt.

Ganz ehrlich: Geheimsache Büro-
kratieabbau - das ist doch wirklich
absurd, liebe Kolleginnen und Kol-
legen.

Für mich ist damit klar: Man hat
Angst vor den Fol-
gen, die sich aus der
Analyse der Situati-
on ergeben könn-
ten. Dann würde
nämlich offensicht-
lich, dass man den
sogenannten Pflege-
TÜV abschaffen
müsste; denn der
Pflege-TÜV hat sich

überhaupt nicht bewährt. Niemand
kann aufgrund der vergebenen No-
ten gute von weniger guten Pflege-
einrichtungen oder Pflegediensten
unterscheiden. Der Pflege-TÜV
misst nämlich nur die Qualität der
Dokumentation, und darauf haben
sich die Dienste und Einrichtungen
eingestellt: Sie dokumentieren mehr
und besser als jemals zuvor. Damit
schneiden sie bei den Prüfungen
sehr gut ab; das Ergebnis der Prü-
fung ist dann eine super Pflegenote.
Das, liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, ist eine sehr gefährliche Ent-
wicklung. Hier wird den Verbrau-
cherinnen und Verbrauchern eine
Qualität vorgegaukelt, die aber nur
auf dem Papier steht. Wir müssen
uns von diesem System schnellstens
entfernen.

Wir müssen den Weg für den Um-
stieg auf eine Qualitätsprüfung frei
machen. Es geht hier nicht darum,
an ein paar Stellschrauben zu dre-
hen; es geht darum, einen Neuan-
fang zu wagen. Darum fordere ich
Sie auf: Setzen Sie die Vergabe der
Pflegenoten aus, bis Sie einen Um-
stieg geschafft haben. Stimmen Sie
unserem Antrag zu. Die Ergebnisse,
die ab dem 26. Juni – das war ges-
tern – vorliegen sollten, liegen noch
nicht vor. Die Aussetzung der Beno-
tung oder die Beauftragung eines
unabhängigen Instituts wurden

Elisabeth Scharfenberg (*1963)
Landesliste Bayern

Elisabeth Scharfenberg, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN:

Sie haben in den letzten vier
Jahren einfach weggeschaut

Auch beim Thema
Entbürokrati-

sierung der Pflege
sind sie nicht

weiter 
gekommen.
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Pflege wird in Deutschland
von den Familien geleistet.
Die Hauptleistung in der

Pflege wird in Deutschland durch
die Familien erbracht. Zwei Drittel
der Menschen werden zu Hause
gepflegt. 80 Prozent der Menschen
wünschen sich, so lange wie mög-
lich zu Hause zu bleiben. Es ist das
Ziel der christlich-liberalen Koali-
tion, ihnen diesen Wunsch, soweit
es geht, zu ermöglichen; denn es
geht um Selbstbestimmung und
um die Wahrung von Würde im Al-
ter. Wenn sich die Menschen wün-
schen, so lange wie möglich zu
Hause zu bleiben, dann muss die
Politik Rahmenbedingungen
schaffen, um ihnen das zu ermög-
lichen.

Wir wissen, dass Pflege eine
große gesellschaftliche Herausfor-
derung ist. Gerade im Umgang
mit dem Altern zeigt sich der Zu-
sammenhalt in der Gesellschaft.
Der Zusammenhalt in der deut-
schen Gesellschaft zeigt sich tag-
täglich: Kinder und Enkelkinder
pflegen ihre Eltern oder Großel-
tern. Auch die vielen Ehrenamtli-
chen, aber auch die vielen Profes-
sionellen, die in der Pflege arbei-
ten, leisten ihren Beitrag, damit
wir uns in Deutschland auf eine
gute Pflegeversorgung verlassen
können.

Wir wissen: Noch ist nicht alles
so, wie wir uns das wünschen. Ei-
niges kann noch besser werden, ei-
niges muss besser werden. Daran
arbeitet diese christlich-liberale
Koalition.

Wenn wir die Situation der letz-
ten Jahre in Deutschland mit der
Situation in anderen Ländern ver-
gleichen, dann stellen wir fest: Es
gibt kein zweites Land in der Welt,
das die Leistung der Pflegeversi-
cherung in diesen Jahren um 5
Prozent gesteigert hat.

Gerade im Gesundheits- und
Sozialbereich wurden in den letz-
ten Jahrzehnten viele Gesetze ver-
abschiedet. Ich kenne kein ande-
res Gesetz, das viele Menschen
besser- und niemanden schlech-
tergestellt hat. Die betroffenen
Menschen in Deutschland profi-
tieren von einer Leistungsverbes-
serung von 5 Pro-
zent. Das zeigt: Das
Pflege-Neuausrich-
tungs-Gesetz ist ein
gutes Gesetz, es ist
ein großer, wichti-
ger Schritt in Rich-
tung der Verbesse-
rung der Pflegever-
sorgung der Men-
schen in
Deutschland.

Es ist richtig, dass es sich Pflege-
Neuausrichtungs-Gesetz nennt.
1995 wurde die Pflegeversiche-
rung von einer christlich-liberalen
Koalition aufgebaut. Unter Rot-
Grün gab es dazu kein einziges Ge-
setz. Unter der Großen Koalition
gab es ein Gesetz mit kleinen Ver-
besserungen.

Mit unserem Gesetz sorgen wir
erstmals dafür, dass die Menschen
mit Demenzerkrankung eine
Geld- oder Sachleistung aus der
Pflegeversicherung erhalten. Bis-
her haben sie keine oder kaum ei-
ne Leistung erhalten. Das führt zu
einer Verbesserung der Situation
für eine halbe Million Demenzer-
krankte und ihrer Angehörigen.

Das ist Politik, die bei den Men-
schen ankommt.

Wir unterstützen die Angehöri-
gen. Auch das verkörpert der Be-
griff „Neuausrichtung“. Wir wol-
len Familien unterstützen; denn
viele Familien signalisieren, dass
sie manchmal nicht mehr können,
dass sie die Last nicht mehr schul-
tern können, weil sie sich ausge-
powert fühlen. Wir sorgen dafür,
dass Angehörige Unterstützung er-
halten, indem die Pflegezeit bei
der Rente berücksichtigt wird, in-
dem sie die Möglichkeit erhalten,
eine Auszeit zu nehmen – Verhin-
derungspflege, Kurzzeitpflege –,
indem sie eine Kur in Anspruch
nehmen können. Wir unterstützen
die Angehörigen, weil wir wissen:
Wir sind darauf angewiesen, dass
Angehörige ihre Pflegebedürftigen
gut betreuen.

Wir sorgen für
die Umsetzung des
Grundsatzes „am-
bulant vor statio-
när“. Wir sagen:
Weg von der Minu-
tenpflege.

Endlich können
im Bereich der Pfle-
gekonzepte starre
Minutenvorgaben

verlassen und andere Zeitkontin-
gente vereinbart werden.

Wir werden wachsam verfolgen,
dass die Pflegekassen das auch
umsetzen und nicht durch konkre-
te Regelungen kaputtmachen.

Wir sorgen dafür, dass der
Wunsch der Menschen, so lange
wie möglich selbstbestimmt zu le-
ben, erfüllt wird.

Wenn man nicht mehr zu Hau-
se bleiben kann, dann kann man
in einer Pflegewohngruppe ge-
meinsam jene Leistungen in An-
spruch nehmen, die man sich al-
leine nicht leisten könnte.

Wir sorgen für eine bessere Ver-
gütung. Wir haben in den Ver-
handlungen mit den Pflegekassen
über den Pflegesatz dafür gesorgt,

dass Tariferhöhungen endlich als
wirtschaftlich betrachtet werden.
So können gute Löhne gezahlt
werden.

Wir sorgen für neue Fristen, in-
nerhalb derer Leistungsentschei-
dungen getroffen werden müssen.
Das ist im Sinne der Betroffenen.
Wir sorgen dafür, dass es Alterna-
tiven zum monopolistischen Me-
dizinischen Dienst der Pflegekas-
sen gibt. So können auch andere
Begutachter in Anspruch genom-
men werden.

Wir sorgen außerdem für den
Abbau von Bürokratie.

Vor einigen Wochen wurde der
Bericht der Bundesregierung zum
Bürokratieabbau im Kabinett ver-
abschiedet. Das Bundesgesund-
heitsministerium hat in dieser Le-
gislaturperiode für den größten
Bürokratieabbau in Deutschland
gesorgt, sowohl in der Gesund-
heit als auch in der Pflege. Das
sind die Fakten.

Aber auch das ist mir noch
nicht genug. Ich weiß, dass noch
mehr Bürokratie
abgebaut werden
muss. Ergebnis-
qualität muss das
Ziel sein, nicht
Struktur- und Pro-
zessqualität, nicht
die Dokumentati-
on ist das Entschei-
dende, sondern die
gute pflegerische
Leistung für die Betroffenen.

Lassen Sie mich eines klarstel-
len - denn wir müssen darauf ach-
ten, wie wir hier diskutieren –:
Ausgerechnet diejenigen, die heu-
te in dieser Debatte beklagen, es
sei noch nicht genug Bürokratie
abgebaut worden, sind diejeni-
gen, die in den Medien, wenn die
Magazine Fehler im Bereich der
Pflege aufdecken, andauernd
neue Kontrollen und noch mehr
Dokumentation, also mehr Büro-
kratie, fordern. Wir brauchen in
den Gesetzen und Verordnungen
aber keine Kultur des Misstrau-
ens, sondern wir brauchen eine
Kultur des Vertrauens in diejeni-
gen, die in der Pflege arbeiten.
Dafür sorgen wir, das machen wir,
das setzen wir um.

Wir sorgen mit der privaten
Pflegevorsorge dafür, dass die Lü-
cke, die bei den Kosten bleibt, ge-
schlossen werden kann. Keine
Fraktion hier im Deutschen Bun-
destag hat in ihrem Programm
stehen, dass es eine Vollkaskoab-
sicherung in der Pflege geben
soll.

Eine Vollkaskoabsicherung in
der Pflege – das wissen wir alle –
ist nicht finanzierbar und ist auch
nicht richtig. Es soll eine Teilkos-
tenabsicherung sein.

Wir wissen, dass ein erhebli-
cher Eigenanteil zu schultern ist.
Um diesen Eigenanteil zu schul-
tern – wenn auch nicht voll –, um
diese Lücke zu schließen, ist es
sinnvoll, dass wir die private Vor-
sorge stärken.

Rot-Grün hat doch im Zusam-
menhang mit der Riester-Rente
dasselbe Problem erkannt, indem
Sie hinsichtlich der Rente auch
gesagt haben: Es braucht Eigen-
vorsorge zur Stützung. Warum
soll, was in der Rente richtig ist,
in der Pflege falsch sein? Es ist
richtig: Wir brauchen Eigenvor-
sorge. Diese private Pflegevorsor-
ge wird ein Erfolg und wird sich
entwickeln.

Zum Pflegebedürftigkeitsbe-
griff: Ich werde gleich den Bericht
entgegennehmen; insofern bitte
ich um Verständnis, dass ich zu
den Details des Berichts noch
nichts sage. Aber die Tatsache, wie
lange darüber beraten wurde,
zeigt doch, dass das Ganze viel
komplexer ist, als einige gedacht
hatten. Wenn es so einfach gewe-
sen wäre, wäre ein solcher Begriff
doch zum Ende der letzten Legis-
laturperiode noch schnell von
Frau Schmidt ins Gesetz geschrie-
ben worden. Aber Frau Schmidt
selbst hat im Jahr 2011 gesagt, es

brauche drei bis
vier Jahre der Um-
setzung, bis ein
P f l e g e b e d ü r f t i g -
keitsbegriff kom-
me.

Wir haben nicht
daran gearbeitet,
dass etwas in ferne-
rer Zukunft
kommt, sondern

offene Fragen beantwortet. Da-
ran haben wir gearbeitet und im
Vorgriff auf den neuen Pflegebe-
dürftigkeitsbegriff Leistungen für
Demenzkranke erbracht. Das ist
das Pflege-Neuausrichtungs-Ge-
setz.

Glauben Sie mir – Sie wissen es
doch –, der Gesundheitsminister
wäre gerne heute hierhergekom-
men und hätte gesagt: alles umge-
setzt, für die Betroffenen alles ge-
löst.

Weil er ein vernünftiger Politi-
ker ist, einer, der auch Realitäten
erkennt, weiß er, dass eine Um-
setzung schwierig ist. Die Zahlen
haben seinerzeit belegt, dass un-
ter dem neuen Begriff, wie er sei-
nerzeit vorgestellt wurde, 30 bis
40 Prozent der Pflegebedürftigen
schlechtergestellt werden, selbst
wenn man Milliarden in die
Hand nimmt. Das ist nicht ver-
antwortbar; dafür finden Sie kei-
ne Akzeptanz in der Gesellschaft.
Deswegen war es richtig, dass wir
die offenen Fragen beantwortet
haben und schon im Vorgriff da-
rauf schnell wirksame Verbesse-
rungen für Betroffene vorneh-
men.

Das ist kluge Politik, wie offen-
bar nur Christlich-Liberale sie
umsetzen. Deswegen ist es gut,
wenn Sie uns schon auffordern,
was wir in der nächsten Legisla-
turperiode machen sollen. Wir
werden es gerne machen.

(Beifall bei der FDP und der

CDU/CSU)

Daniel Bahr (*1976)
Bundesminister

Daniel Bahr, Bundesminister für Gesundheit:

Das Pflege-Neuausrichtungs-Gesetz
ist ein gutes Gesetz

Endlich können im
Bereich der

Pflegekonzepte
starre

Minutenvorgaben
verlassen werden.
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nicht gefordert. Ich denke, es wird
ein bisschen nachjustiert. Da gibt es
noch einiges zu tun.

Wir haben schon zu lange über
die Probleme der Pflege geredet. Der
Pflege droht ein Flächenbrand. Jetzt
muss es an die Bekämpfung der Pro-
bleme gehen. Dass alle dazu bereit
sind, zeigt auch die Gründung des
Bündnisses für gute Pflege. Darin
haben sich die Berufsverbände, die
Wohlfahrtsverbände, die Leistungs-
erbringer, Selbsthilfeinitiativen, Ge-
werkschaften und viele andere mehr
zusammengefunden, um gemein-

sam für eine bessere Versorgung zu
kämpfen. Man will nicht mehr se-
henden Auges die Pflege verbrennen
lassen. Man will die Pflege wirklich
neu ausrichten. Das ist gut und rich-
tig.

Ich freue mich sehr, dass man sich
auf breiter Ebene zusammenge-
schlossen hat. Diese Stimme ist für
die Pflege enorm wichtig.

Es braucht endlich eine umfas-
sende Strukturreform, es braucht ei-
ne wirklich nachhaltige Finanzie-
rung der Pflege. Das muss ange-
packt werden, ganz egal, wer im

Herbst die Pflegepolitik dieses Lan-
des übernimmt. Sehr geehrte Vertre-
ter der schwarz-gelben Koalition
mitsamt der Regierung, die Wähle-
rinnen und Wähler werden Sie hof-
fentlich im September hängen las-
sen, so wie Sie es mit den Menschen
gemacht haben, die in unserem
Land auf Hilfe und Pflege angewie-
sen sind.

Sie haben in den letzten vier Jah-
ren einfach weggeschaut.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE

GRÜNEN und bei der SPD)

Das Gesundheits-
ministerium hat
für den größten
Bürokratieabbau
in Deutschland

gesorgt.
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Was Sie hier machen, ist Etiket-
tenschwindel. Wir brauchen
eine neue Kultur; das ist

wirklich wahr. Wir brauchen aber eine
Kultur der Ehrlichkeit, Herr Bahr, und
wir brauchen eine Kultur des Anpa-
ckens statt einer Kultur des Liegenlas-
sens. Das haben Sie nämlich vier Jahre
lang gemacht.

Diese Wahlperiode begann mit fol-
gender Vereinbarung in Ihrem Koaliti-
onsvertrag:

Wir wollen eine neue … Definition
der Pflegebedürftigkeit. Damit schaffen
wir mehr Leistungsgerechtigkeit in der
Pflegeversicherung.

Damit sind Sie angetreten.

Was ist in den knapp vier Jahren pas-
siert? Nicht viel. Es gab vollmundige An-
kündigungen der Minister Rösler und
Bahr sowie die Ausrufung des Jahrs der
Pflege. Herausgekommen ist ein Mini-
reförmchen, ein Placebo, ein schlecht
gelungener Etikettenschwindel.

Wenn Sie heute Mittag von der Ar-
beitsgruppe, die Sie dann in Ihrer Ver-
zweiflung eingesetzt haben, einen poli-
tisch zensierten Bericht bekommen wer-
den, dann hat sich an der Situation der
Pflegebedürftigen und ihrer Angehöri-
gen nichts geändert. Sie haben eben
zum wiederholten Male behauptet, dass
Sie die erste Regierung waren, die etwas
für Demenzerkrankte getan hat. Das ist
falsch; das wissen Sie selber. Wir haben
in der Großen Koalition erstmals festge-
legt, dass, abhängig vom Grad der De-
menzerkrankung, 2 400 bzw. 1 200
Euro pro Jahr gezahlt werden.

Wir waren es, die zusätzliches Betreu-
ungspersonal für die stationären Ein-
richtungen über die Pflegeversicherung
finanziert haben.

Natürlich, Sie haben etwas draufge-
setzt. Aber seien Sie doch wenigstens so
generös, auch das anzuerkennen, was
die Regierung vor Ihnen getan hat.  Aber
das wichtigste Projekt, die Einführung
eines neuen Pflegebedürftigkeitsbegrif-
fes, haben Sie nicht auf die Reihe be-
kommen. Sie sind damit krachend ge-
scheitert.

Ulla Schmidt hatte die Vorarbeiten
gemacht. Sie haben den Bericht in die
unterste Schublade gesteckt und über
Jahre hinweg nichts getan. Dann haben
Sie eine Arbeitsgruppe eingesetzt und
nehmen jetzt deren Bericht ent-gegen.
An dem Pflegebedürftigkeitsbegriff ha-
ben Sie überhaupt nichts geändert. Wir
dagegen wollen einen Pflegebedürftig-
keitsbegriff, der sich an der gesellschaft-
lichen Teilhabe orientiert und den tat-
sächlichen Unterstützungsbedarf ab-
deckt und der vor allen Dingen Schluss
macht mit der Minutenpflege.

Sie, meine Damen und Herren von
der Koalition, haben die Pflegebedürf-
tigen und ihre Angehörigen im Stich ge-
lassen.

Vier Jahre lang haben Sie nichts ge-
tan. Ich sage Ihnen: Das ist erbärmlich,
und das ist herzlos gegenüber den Men-
schen, die dieses Land mit aufgebaut
haben und jetzt auf unsere Solidarität
und Unterstützung angewiesen sind.

Liebe Kollegen und Kolleginnen, wir
haben kein Erkenntnisdefizit, sondern
ein Umsetzungsdefizit. Ein neuer Pfle-
gebedürftigkeitsbegriff, der bessere und
zielgerichtetere Leistungen mit sich
bringt, eine flächendeckende und un-
abhängige Pflegeberatung, damit auch
informierte Entscheidungen getroffen
werden können, bessere Arbeitsbedin-
gungen für die Pflegekräfte und ein bes-
serer Personalschlüssel sowie eine bes-

sere Bezahlung, damit sich Menschen
auch in Zukunft entscheiden, diesen
Beruf auszuüben, und damit diejeni-
gen, die -tagtäglich eine wirklich tolle
Arbeit leisten, besser wertgeschätzt wer-
den: Nichts ist bei Ihnen passiert. Wir
brauchen eine bessere Unterstützung
der pflegenden Angehörigen,

insbesondere wenn es um die Verein-
barkeit von Pflege und Beruf geht. Auch
diesbezüglich ist nichts passiert. Es gibt
dieses komische Pflegezeitgesetz von
Frau Schröder und Ihren merkwürdi-
gen Pflege-Bahr.
Schauen Sie sich doch
einmal die Nachfrage
dazu an! Das ist doch
wirklich bescheiden,
äußerst bescheiden,
was Sie da gemacht
haben.

Sie haben nicht ei-
ne nachhaltige und
dauerhafte Finanzie-
rung der Pflege über eine Bürgerversi-
cherung organisiert.

Was böte sich dafür besser an als die
Pflegeversicherung? Damit hätten wir
viele finanzielle Probleme gelöst. Vor
allen Dingen hätten wir mehr Geld, um
die Leistungen zu verbessern.

Sie haben auch keine Maßnahmen
ergriffen, um die wohnortnahe Unter-
stützungsinfrastruktur zu verbessern.
Von der Unterstützungsinfrastruktur
hängt ab, ob Menschen häuslich ge-
pflegt werden können oder nicht.
Nichts haben Sie dafür getan.

Wir sagen ganz klar: Das kostet Geld,
jawohl, und zwar nicht 2 Milliarden
Euro, wie Herr Spahn laut Ticker ver-
kündet hat, sondern 5 Milliarden Euro.
Wir sind bereit, für die notwendigen

Verbesserungen der Leistungen und
der Arbeitsbedingungen den Beitrags-
satz für die Pflegeversicherung anzuhe-
ben.

Pro 1 000 Euro Einkommen wären
das 2,50 Euro monatlich jeweils für die
Versicherten und die Arbeitgeber. Ihnen
fehlt dazu der Mut. Das ist Ihnen eine
menschenwürdige Pflege nicht wert -
uns schon, liebe Kollegen und Kollegin-
nen.

Ich entnehme dem, dass Sie keine
weiteren Leistungsverbesserungen vor-

nehmen wollen, weil
Sie kein zusätzliches
Geld dafür über Beiträ-
ge generieren wollen.
Wir werden das ja se-
hen.

Es ist ganz klar: Au-
ßer diesem Minire-
förmchen haben Sie
vier Jahre lang nichts
über die Rampe ge-

bracht. Das würde auch in weiteren vier
Jahren Schwarz-Gelb nicht besser wer-
den. Deshalb sage ich, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, vor allen Dingen lie-
be Bürgerinnen und Bürger: Eine besse-
re, menschenwürdigere Pflege ist wähl-
bar am 22. September 2013.

Dem Kollegen Zöller hätte ich in sei-
ner letzten Wahlperiode im Übrigen ge-
wünscht, nicht einem Gremium vorzu-
sitzen, das nichts umsetzen kann, son-
dern nur einen Bericht vorlegen darf.
Ich hätte dir gewünscht, lieber Wolf-
gang, in Sachen Pflege auch inhaltlich
weiterzukommen. In diesem Sinne
wünsche ich dir alles Gute für den neu-
en Lebensabschnitt.

(Beifall bei der SPD) 

Elke Ferner (*1958)
Landesliste Saarland

Elke Ferner, SPD:

Wir brauchen eine Kultur des
Anpackens, nicht des Liegenlassens

Sie haben nicht
eine nachhaltige
Finanzierung der
Pflege über die
Bürgerversiche-
rung organisiert.
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Da ich heute meine letzte Rede
in diesem Hohen Hause hal-
te, gestatten Sie mir eine Vor-

bemerkung: Wer eine saubere Analy-
se zu der medizinischen Versorgung
von vor vier Jahren und der von heu-
te vornimmt, wird zu dem Ergebnis
kommen, dass noch nie so viele pa-
tientenbezogene Verbesserungen um-

gesetzt wurden wie in den letzten vier
Jahren.

In der Gesundheitspolitik fand ein
Paradigmenwechsel statt. Leider ha-
ben viele im System Beteiligte die neu-
en Möglichkeiten einer patienten-
freundlicheren Versorgung noch nicht
erkannt oder noch nicht umgesetzt.

Jahrzehntelang war die Gesund-
heitspolitik darauf ausgerichtet, wie
man vorhandene Strukturen erhalten
kann. Demgegenüber sind wir die letz-
ten vier Jahre dem Motto „Der Patient
soll im Mittelpunkt stehen“ wesent-
lich näher gekommen.

Lassen Sie mich ganz bewusst ein
paar praktische Beispiele ansprechen.

15 000 Tote durch Infektionen in
Krankenhäusern! Mit dem Gesetz zur
Änderung des Infektionsschutzgeset-
zes wurden die Voraussetzungen ge-
schaffen, den Schutz der Patienten vor
Infektionen wesentlich zu verbessern.
Dass dies schnell möglich ist, sieht
man zum Beispiel an einem Kranken-
haus in Mülheim. Dort wurde es in
kürzester Zeit geschafft, die Zahl der

MRSA-Infektionen um 80 bis 90 Pro-
zent zu reduzieren. Das bedeutet: we-
niger Infektionen, weniger Leid, weni-
ger Tote und auch weniger Kosten.

Mit dem GKV-Versorgungsstruktur-
gesetz haben wir Rahmenbedingun-
gen geschaffen, die eine flächen-de-
ckende medizinische Versorgung si-
cherstellen sollen. Der vorgeschriebe-
nen Beteiligung des
Patientenvertreters bei der Bedarfspla-
nung müssen die Länderausschüsse
endlich gerecht werden. Die Arznei-
mittelver-sorgung ist mit Ausnahme
mancher Rabattverträge wesentlich pa-
tientenorientierter geworden. Die
Nutzenbewertung schützt vor Schein-
innovationen. Diese Woche regeln wir
erfreulicherweise mit dem Arzneimit-
telaustauschverbot ein berechtigtes
Anliegen besonders chronisch Kranker
– dies betrifft natürlich vor allem auch
Personen in Heimen –, die langfristig
auf ein Medikament eingestellt wur-
den.

Einer der Schwachpunkte in unse-
rem System ist nach wie vor die fehlen-

de Information von Patienten, Ärzten
und Krankenkassen über ihre Rechte
und Pflichten.  Mit dem Patienten-
rechtegesetz schaffen wir mehr Trans-
parenz und Rechtssicherheit. 

Für über 2,5 Millionen Menschen
und deren Angehörige ist die Pflege-
versicherung eine mehr als hilfreiche
Unterstützung. Ich finde es daher zum
Teil auch unverantwortlich, wie man-
che interessengeleitete Äußerungen
zur Verunsicherung pflegebedürftiger
Menschen beitragen.

Mit dem Pflege-Neuausrichtungs-
Gesetz haben wir einen großen Schritt
in die richtige Richtung getan. Ich nen-
ne nur einige Stichpunkte: Leistungs-
verbesserung für Demenzkranke und
ihre Familien, Stärkung des Grundsat-
zes „Reha vor Pflege“, Förderung neu-
er Wohnformen, bessere medizinische
Versorgung in den Pflegeheimen, För-
derung der Selbsthilfe und bessere Be-
ratung. Gestatten Sie mir den Hinweis:
Wer hier heute in der Debatte sagt,
dass in den letzten Jahren nichts pas-
siert ist, muss wirklich Wahrneh-
mungsschwierigkeiten haben.

Der Bericht wird heute Mittag dem
Minister für Gesundheit übergeben.

Meine sehr geehrten Damen und
Herren, der Bericht macht der künfti-
gen Regierung einen konkreten und
umfassenden Umsetzungsvorschlag
mit Zeitplan. Damit kann endlich der

überfällige und notwendige Schritt ge-
tan werden: weg von der Scheingenau-
igkeit der Zeitmessung hin zur gerech-
teren Erfassung des Grades der Selbst-
ständigkeit.

Meine sehr geehrten Damen und
Herren, bei aller Kritik gilt die eine
Feststellung: Die Patienten waren und
sind in dieser Regierung in guten Hän-
den.

Lassen Sie mich mit einem Dank
und einer Bitte schließen. Dank sage
ich meiner Familie sowie allen Mitar-
beiterinnen und Mitarbeitern bzw.
Kolleginnen und Kollegen, die mich er-
tragen haben. Die Bitte lautet: Nehmen
wir uns alle ein Beispiel an den Helfern
in den Hochwasserregionen! Ein biss-
chen mehr „wir“ und weniger „ich“.

(Beifall bei Abgeordneten aller
Fraktionen)

Wolfgang Zöller (*1942)
Wahlkreis Main-Spessart

Wolfgang Zöller, CDU/CSU:

In der Gesundheitspolitik fand ein
Paradigmenwechsel statt

Dies ist eine gekürzte Version der
Debatte. Außerdem sprachen:
Hilde Mattheis (SPD), Dr. Rolf Koschorrek,
Stephan Stracke sowie Erwin Rüddel (alle
CDU/CSU).
Das Plenarprotokoll und die vorliegenden
Drucksachen sind im Volltext im Internet
abrufbar unter: Der Deutsche Bundestag
stellt online die Übertragungen des
Parlamentsfernsehens als Live-Video- und
Audio-Übertragung zur Verfügung.


